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Hochgeehrter Herr Kollegel 



In der geraumeo Zeit, seit Sie in die nkademische Wirksamkeit ge- 
treten sind, haben nicht weniger als sieben iioclisehulen das (irlüok y^oliabt, 
Sie zu den ihrigen zu zählen, keine langer al.s die HoclLschule, an der Sie 
noch heute in ungeschwächter Kraft wirken. Wem sollte die aufrichtigste 
Teilnahme an Ihrer heutigen Jubelfeier näher liegen als Ihren gegen- 
wärtigen Koliken an der Juristen fakultät der Georgia-Augusta? Wir 
dürfen es als dne besondere Gunst des Sohioksals betraditen, in jähre- 
Itt^er gememsaiiwr Arbeit Sie als KoUegen und Menschm erprobt und 
eine Summe von Anr^gung^ die vidseitigBte Förderung von Ihnen empfingen 
en haben. Es msg dem Beidira Idditer urarden, von d&a Sdnigen mit- 
zuteilen, denn sein Schatz wird kaum meitiidi kidner; aber dies zu thun 
in einer Form, wdehe den Empfänger nicht drfiokt, sondern hebt» imm« 
gleich bereit, gleich freudig, gleich uneigennützig zu geben, das ist wenigen 
Auöerleseneu vorbehalten. 

Im Namen unser( r Fakultät schulden wir Ihnen Dank, da.-?« Sie »ich, 
dem "Wunsche Ilirer Kollegen nachgeljend, in einem Alter noeh der Lehr- 
wirksamkeit widmen, das Sie voll berechtigte, Bich davon zurü(^uzieheD. 
Wer wäre auch im stände, Ihren Platz auszufüllen? 
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Wir glaubten, dem Gefühle des Dankes, das uns erfüllt, auch iii der 
idttiei^brachten akademischen Sitte eiut;r litterariscben Gabe Ausdruck 
verleihen zu .sollen. Die Verfasser der nachstcliendeji Abhaudluneen sind 
sich nur zu sehr bewusst, dass ihre Ixiistunfjjen der Bedeutung des An- 
lasBcs nicht gerecht werden, der sie ins Leben gerufeu. Wir kennen aber 
die Nachsicht des Empfängers und sind der Zuversicht, dass die Ge- 
sinnung, in der die Gabe gereicht wird, Sie Qber die UnvollkommeDbeit 
der Ausltihriuig hinwe|;8eben iSsst 

An Jahren der Älteste, an SohaffeDskiaft und Sahaffensfrendigkeit 
der Jagendli^dwte unter uns, wie wir Sie beute begrüben, so mögen Sie 
nooh lange Jahre der Unnige bleiben. Das walte Gott! 
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§ 1. 

Einieitmig. 

Kaum irgend ein wichtiges Problem des modernen YerkehrsreditB 
ist 80 lebhaft bestritten wie die Frage mich der reohtiichai SteUnng der 

Versicherungsagonten. 

I. Zwei Anschaanngen stehen sich diametral gegwüber. 

Die Versicherungsgesellschaften, ausgehend von dem zweifellos 
lichtigen Gedanken, dass der Agent ein selbständiger Gewerbetreibender, 
kein Handlungsdiener ist, wollen ihn einfach als Makler betrachtet wissen^ 
der unabhängig zwischen den Paiieien steht, beiden nach eigener £n1^ 
Schliessung dient und durch seine Handlungen den Versicherer nur soweit 
verpflichtet, als er von diesem ausdrücklich dazu bevollmächtigt ist*). 

Das Publikum aber sieht in dem Agenten den angestellten Gehilfen, 
Ja den Vertrauensmann des Versicherers, und es hat alle Ursache dies zu 
thun. Denn der Versicherer bedient sich fast bei seinem gesaroten Veiv 
kehr mit den Versicherungsinteressenten der Vcrmittelung des Agenten: 
der Agent händig^ die Police aus mid sieht die Prämie ein, der Agent 
nimmt die Anzeige von Gefahrsänderungen und von eingetretenen Schäden 
entgegen, der Agent ordnet die Massregeln zur Rettung und zur Feststellung 
des Schadens an, der Agent zahlt häufig auch die Entschädigungen aus. 

Dazu kommt, dass er seine Niederlassung mit dem Firmenschild des 
Versicherers kennzeichnet und dass er lediglich von diesem für seine Dienst- 
leistungen bololiiit wird. 

Was ihn aber vor allem von dem eigentlichen Makler unterscheidet, 
ist seine Verpflichtung, stets mir für <1 (mi j < ti i 2:f'n Versicherer, \m_>ti 
dem er angestellt ist^ Versicherungsverträge zu vermitteln, er 

1) INewn Stftndiniiikt vertritt nenesteiiB mit (Jeseliick die Qöttüiger Doktor- 

dtssertatlon von Neumann: ,Die rechtliche Stellun»,' des sogenannten Unteragenten 
einer Privat-Versicherungs-nrcpUschaft*. I'rrlin 1891. — Derselben Ansicht auch 
Lewis, Lehrbuch Ues Versicherungsrecht« S. löOff. 
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darf nicht wie der Makler beide Kontrahenten frei auswählen. Während 
es die Aufgabe eines Maklers sein würde und beim Seeversicherungsgeschäft 
aucli thatsächlich ist, das ihm angetragene Risiko zu möglichst güastigen 
Bedingungen bei irgend einem zuverlässigen Assokuradeur oder bei mehreren 
f^ülchen unterzubriiigcn, hat der Agent in dieser Beziehung überhaupt keine 
Wahl, er ist nicht in der Lage, die Vorteile der Konkurrenz den Vor- 
sicherungsuchenden zuzuwenden. Dieses IMoment ist für die St''!lung des 
Agenten völlig ent.-ehcidend, und vveau mau sich trotzdem bemüht, ihn als 
einen frei z\vischen den Parteien stehenden Makler darzustellen, der als 
solcher beiden Parteien verantwortlich ist, während die Versichernnffsgesell- 
schaft befugt seiu 80II, jede Verantwortliehkeit fiir seine Handlungen ab- 
zulehnen, so gehört dies zu den masslosen und unhaltbaren Ansprüchen, 
welche der Sache der Pr!vatg<»sellschaflen nur geschadet haben und des- 
halb gerade von ihren Freunden nicht verteidigt werden sollten. Die von 
uns bekämpfte Anschauung «ndersprieht nicht nur dem nalürliehen Ge- 
rechtigkeitsgefühle, sondern auch dem wohlverstandenen Interesse der Ver- 
sicherungsgesellsehaften selber. 

Sie widerspricht dem üercchtigkeitsgefühle. Denn das Publikum 
ist bei seinem Verk( hr mit der Versichenmgsgesellschaft auf den Agenten 
angewiesen, es kann ihn gar nicht umgehen, während es keinen Einfluss 
auf seine Ernennung, keine Möglichkeit hat, .seine Vertrauenswürdigkeit 
zu erj)roben. Die Vei-sicherungsgesellschaft dagegen stellt den Agenten 
an, sie kann sich vorher über seine Zuverliussigkeit informieren, sie kann 
ihn genau instruiereu und hat ihn dauernd in der Hand. Ist das Angebot 
geeigneter Personen, zumal auf dem platten Laude, gering, tälit ihre Wahl 
daher zuweilen auf zweifelhafte oder gcschäftsunkuudige Persoueu, so sollte 
d«F uneefahreue Versicherte der letzte sein, der darunter zu leiden liat. 
Wmn man dem Bauer sagt, durch das Vertrauen, welches er dem in 
semem Dorfe ansässigen Agenten sebenke, gefährde er seinen ganzen Ver- 
sidterongsauspruch, so wird er tausendmal lieber sor nSchsten Stadt gehen, 
aLa aus Bequemlidkkdt &a. floldtes Bisiko laufen. Nidit im Ijateresse dee 
Publikums» sond^ im e^wen Litefesse nimmt die Yersichernngüigeaell' 
Schaft Agentoi an, nicht um dem Bauer einen Weg zu ersparen, sondern 
um mo^dist aahlreiehe Kunden zu gewinnen, um die Exmkurrenz einar 
andern QeseUsohaft anssubalten oder auszustedien, hat sie auch in eeinon 
Dorfe dnen Agenten angesteUl^ nnd wenn sie dabei einen Fehlgriff getiian 
hat, so muss sie die Folgen auf sich ndimen. Nur soweit es mit dem 
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Schutze des Pablikumi^ vertraglich ist, wird mw gern bereit KeiDf ftudi den 
Versicherer gegen die Uandlungen seiner tuumverlSss^en Agenten sioher- 
xRstellen. 

Die bekämpfte Anschauung widerspricbt aber auch dem wohlver-. 

standenen Interesse der Versichernngsgescllschaften. Denn wenn 
die Privatgeselisebaften bei der zur Herrschaft gelangten Zeitstromung noch 
eine Zukunft haben, so verdanken sie es dem Vertrauen in ihre Kulans. 
Ersebfittem sie dieses Vertrauen, so sägen sie selber den Ast ab, auf dem 
sie ntMn. Gerade wer wie ich die Privatv^rsiobernng^sellschaften fär 
einen wertvollen, in manchen Oeschailnzweigen — See- und Binnentrans- 
portvemichenuig — für einen unentbefailieheu Faktor unßres Wirtschaftö- 
lebens hält, muss solebe, ich möchte sagen unstaatsmännisohe Kiuxsicfatig' 
k&tf bedauern. 

II. Im vorliegenden FaUe aber handelt es sich nicht bloHS um eine 
Frage der Kulanz, sondern des rechtlichen Verpflichtetsf-in s. Wir 
wollen untersuchen, ob und inwieweit die Versicherungsgesellschaften fiir 
Handlangen ihrer Agenten rechtlich einzustehen haben. Wir beschränken 

uns dabei auf die Frage nach ihrer Verantwortlichkeit gegenüber den 
Versicherungsiiiteressenten; unabhängig davon ist cU<' Frage nach 
ihrer Verant\v<'rtlichkeit gegenüber anderen Gesell&chai'ten- wegen 
deloyaler ]\i iikurreoz '■^). 

1) Eine allgemeine Bemerkung ist vf>niTizti«ehicken. Der Versicherer 
kann uiimlich für die Thätigkeit v'um'H Agenten überall nur «lami verant- 
wortlicli gemacht werden, wenn wirklich ein Versicherungsvertrag 
zu Stande gekommen ist. Bleibt es bei blossen Vorverhandlungen, .so 
kann sich der Versicherungsnchende nur an d^m Agenten halten, durch 
dessen ptiichtwidriges Handeln (Hier Unterlassen er geschüdigt wurde. Hat 
der Agent also den Vereieherun^anti-ag gar nicht an den Ver.sicherer l>e- 
fördert oder die ahlelitn ride Antwort des VersiclHTers nicht dem Antrag- 
st<'ller übermittelt, so liaftet nicht der Versicherer, sundern nur der Agent 
aut Schadenersatz, wenn der Versichcrungsuchende infolgedessen unver- 
sichert bleibt Denn einen Anspruch auf Antwort hätte der letztere ja 
selbst dann nicht gehabt, w<'nii er seinen Antrag direkt beim A^ i-^icherer 
eingereicht hätte, und eine allgemeine Garajitie für das ganze gewerbliche 
Gebahren seines Agenten hat der Versicherer weder übernehmen wollen, 



2) Vgl. Vi V ante, il coubratto di aasicurazione I S. t05, S. III. 
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noeh anch in dea Augen verständig urteilender Parsoneii durch die An- 
stellung des Agenten faktii^ch. übernommen^). 

2) Ob und in\vieweit eine rechtliche Verantwortlichkeit der Ver- 
eiobenuig<:gc. sollschaften für ihre Agenten anzuerkennen ist, das ISsst sich 
\reder auf Grund allgemeiner Begriffe (Auftrag, Vollmacht, Stellvertretung) 
nodi auch mit einer allgemeinen Formel entscheiden ^), vielmehr bedarf es 
diqinal einer scharftn Abgrenzung der rechtlichen Stellung des Agenten 
gegenüber anderen Mittelspersonen (§ 2); sodann einer Unter- 
Buohang sämtlicher einzelner Funktionen des Agenten daraufhin^ 
ob von Recht« wegen Vollmachtselemente in ihnen enthalten sind, und «war 
ausgehend von dem Zwecke, dem jede einzelne Funktion zu dienen be- 
stimmt ist (§§ 3 — 8); endlich ist die Frage zu beantworten, ob der Agent 
ü\ch mit verbindlicher Wirkung für den Versioherer eine andere Person 
substituieren kann (i^ 9) 

3) Wo nach dem Eli-gchnts dieser Untersuch uiiti; oino Verantwortlich- 
keit des Versicherers für die Handhmgon seiner Agenten anzuerkennen 
ist, wird stets weiter zu untersuchen sein, ob eine Einschränkung oder 
Aufhebung derselben nnd zwar durch blosse Aufnahme einer ein- 
schränkenden oder aufhebenden Be^^timniuug in die Vcrsielierungs- 
bedintruiiijen znlaspig ist. Auch bei der Beantwortung dieser Frage sind 
die eigentiiinlieiien A'erhiiltnissp des Versicherungswesens in«? Auere zu 
fassen; wer sie schlankwecr irnch dem Prinzipe der Vertragsfreiheit bejahen 
wollte ''), "«nmle damit die eljen erst gewonnene Anerkennung jener Verant- 
wortlichkeit eintaeh wieder bepeitigen und das Publikum fast genau so 
schutzlos machen, wie es ohne diese Anerkennung war. Denn bei dem 

3) Daher haftet d^r Vor-Hiiliercr aiuh nicht, wenn ■I-t Agent rlie dem Ver- 
sicherten geschuldete Pflicht der Verschwiegenheit verletzt, im Aualand besteht auch 
Mar nel&oh eine atr engere Auffassung zu Ungunsten der VersicherungsgeseUscbaften. 

4} Nur in diesem Shme darf maii dem h&uflg an^^tdlien GnmdaatBe surtimmeii, 
diKsi ein den Umfang d<'r Bi volhiiilcliti^img des Agenten normierender KechtBsatz 
nicht existiert, dasB die Stellung eines Versirhf^mnf^Ttngcnten überhaupt nicht abstrakt 
präzisierbar sei. So ROHG, 23. Okt. 1872 (Entscheid. V ll No. 99 S. 373J. Vgl. auch 
Beerend, Lehrlm«h des HamdeliTechte I 9 ^ Note 8. — IHe von uns belfanpifte 
falsche Argumentation findet sich in der krassesten Weise bei Lewis a. a. 0., S. 15,5 f. 
Ks ist inprkwiirdig, dass weder er noeh die iibrifrpn VprtrPtfr de-^selben .Standjinnktes 
dadurch stuti^ig werden, dass die deutschen, tranzösischen , englischen und amerika- 
nisehon Gerichte mehr und mehr sn der entgegengesetzten Ansohaunng gelangt sind 
(w Lewis selbst a. a. 0. S. 156 Note 16). 

5) So HApp-G. München, 30. März 1878 (Erlanger Sammlung III S. 773). Auch 
Behrend a. a. O. >S. 380, 381 scheint auf diesem Standpunkte zu stehen. 
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Die Verantwortlichkeit der VersicherungBgesellsrhatlen tiir ihre Agenten. 9 

Umfang der sog. Versicherungsbeclingungen würde eine derartige die recht- 
lidie Yeratitwortlichkeit des Veraicherm einschränkende oder aufliebende 
Vertragsklausel den Vereicbarungaaehmem gänzlich entgehen oder in ihrer 
l^n^pveite dea meisten von ihnen unverständlich bleiben, und seihst im 
entgegengesetzten Falle würden die Versicherten nicht umhin konntti« bei 
sahlreicheD auftauchenden Zweifeln und Ungewissheiten Ober das, was sie 
zu thnn und zu lassen linhen, sicli doch an den Agenten zu wenden, welchor 
die einzige ihnen zugängliche sachverständige Autorität darstellt und ohne 
den sie daher völlig ratlos sein würden. Wenn dann der Versicherer in 
der Lag:«' i^^t, unter Benifiing auf die den Versicherten aufgenötigte Ver- 
tr^sklausel, alle Handlui^n des Agenten nachträglich zu verläugnen, 
so ist die rechtliche Positi<»i gerade der unerfahrensten, loyalsten und 
sehützwürdigsten Versicherten eine ganz unerträgliche*). Daher muss die 
i-eehtliche Verantwortlichkeit des Versicherers für seine Agenten in ge- 
wissen Fällen als eine absolute betrachtet werden, die auch durch eine 
Bestimmung der Versicherungsbedingungen weder aufgehoben noch einge- 
schnxnkt werden kann. Und da«; ist nichts Unerhörtes. Wirtschaftliche 
Anstalten, die einen f^tark monopolisierenden Charakter haben, wie z. B. 
Eisenbalmen, otler zin- Kartellbildung hinneigen, wie zahlreiche Gewerbe 
mit beschrankter Koukni-renz, wenn sie zugleicii von grosser sozialer Be- 
deutung sind, wenn also die grosse Masse <les Volks ihre Benutzung nicht 
umgehen kann, haben sich in alter und neuer Zeit solche Einschränkungen 
der VertragsfreÜT it gefallen lassen müssen; und ebenso müssen die Kechte 
der sozial scli .s a In n od( r geschäftsunerfahrenen Bevölkerungsgruppen, um 
vollwirksam zu ^uin, häufig des rein dispositiven Charakters der meisten 
Privatrechte eritkleidet wei-den: ich erinnere an die <je«etzliche Haftpflicht, 
an das Ai Im itf i-schtit^recht u. s. f. Beide CTe«iioht8punkte finden nicht auf 
alle Versicherimgsverhältnis.se Aüwendung, insbesondere nicht auf die See- 
und Rinnen-Transportversicherung, wo den ^'ersicherungsgesellschaftÄn ein 
sozial gleich kräftiges, und gleich gesehäftsgewandtes kaufmännisches Publi- 
kum gegenübersteht und wo zugleich die Konkurrenz des Auslandes ge- 
fährlichen KartellUiidungen der Versicherer kräftiger entgegentritt. Da- 
gegen bei den meisten übrigen Versicherungsai'ten — und gerade hier 
spielen die Agenten ihre wichtige Rolle — bedarf es in der That einer 
solchen Beschränkung der Vertragsfreiheit. 

6) So inslM.'sonclen? Wi der nnriihtigen Auslegung einer Bestimmang der Ver- 
eicherungsbedingungen durch den Agenten; vgl. nachher § 3. 
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Dn^ Mass derselben luuss durch Gesets bestimmt werden. Bei dem 
Mangel jeder gesetzlichfiD Normierung ist man jetat auf ein Ai^gomentieren 
aus dem Zwecke oder der Natur der Sache angewiesen, und da wird sich 
über das Mehr oder Minder leicht streiten lassen. Die Ergebnisse der 
vorliegenden Abhandlung mögen daher teilweise nur als VoneblSge de 
lege ferenda zu betrachten sein. 

Jedenfalls wird eine massvolle Aufstellung absoluter Beditssätzc, und 
nicht nur auf dem hier behandelten Gebiete des Versichemngsrechts, auch 
den Yermcheningageeelischaften selber, gegen welche sie scheinbar gerichtet 
sind, zu gute kommen. Denn wenn sich die Versicherten erst eines ge- 
nügenden gesetzlichen Schutzes erfreuen, wenn die Versicherungsgesell- 
schaften nicht mehr in der Lage sind, Bestimmungen in die Versichemngs- 
bedingUDgen aufzunehmen, welche auf den illoyalen Versicherten berechnet 
sein mögen, häufig aber zu wahren Fallstricken für den loyalen Versicherten 
werden, dann wird auch die einseitige Parteinahme mancher Gerichts- 
höfe fiir die Versiciierten von selbst vei^schwindcu, eine Parteinahme, 'lir- 
unter dem gegenwärtigen Peehtszustandc entschuldbar erseheint, aber trotz 
alledem einen berechtigten Beschwerdepunkt der Versicheningsgesellschaflen 
bildet; dann werden anch die GesellschM^en ihre Ditl« renzeu wietler mit 
Vertrauen den ordentliciien Gerichten zur Entscheidung ül)eilassen. 

4) Soviel über die Einschränkung der rechtlichen Verantwortlich- 
keit des Versicherers iiir dif> Thfitigkeit seiner Agenten. Natürlich steht 
ihm iiher eine Erweiterung derselben durch besondere HevoUmäcrh- 
tigung völlig frei. Dies kann auch stillschweigend geschehen, indem der 
Versicherer wiederholt gestattet, dass der Agent Handlungen ausberhaib 
des Rahmens seiner gesetzlichen Vollmacht vornimmt und damit eine 
Uebung sanktioniert^). Nur darf man nicht jede dem Agenten erteilte 
(interne) Instruktion als eine nach aussen wirksame Bevollmächtigung be- 
trachten*). 

7) B ehrend a. a. ü. S. 381; ROHG. 5. Nov. 1612 (FjjUcheid. VII ö. 246); 
Wolff in der Zeitacfar. f. yenioh.>E. I 8. 212, .213. 216. — Besoaden hftufig wird 

durch eine stillschweigende Billigung der wiederholten Handlung des Agenten in 
dritten Personen die Vorstellung erweckt, dass eine iiusdrfirklirhr' Vrtümaeht erteilt 
Ml. Auch die iranzösischen Gerichte entscheiden in diesem 6inne. Vgl. Dalloz, 
R6p. 8. 323, Sttpl. an R^. (1387) S. 564. Siebe auch Ooldschmidt, Handbuch d«a 
Handelsrechte I § 55 S. 637. 

8) Hans. OLG. 19. Okt. 1880 (HGZt^. Beibl. 18H1 No. 35). (Hier hatte die 
Versicherungsgesellschaft gegenüber dem Agenten und ihrem Anwalt schriftlich er- 
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Bisweilen haben gewisse Agenten von dem Versicherer sogar Voll- 
macht sum Abschlüsse der Versich erungsvertrSge erhalten, so ins^ 
besondere die sog. Hauptagenten der Fcuorversicherungsgcsellschaftcn. 
Aber aucli in diesem Falle darf kdne »chrankeoloae Vefsutwoctlichkcit 
des Versicherers für die Handlungen des Agenten angenommen werden, 
vielmehr müssen hier ebenfalls sämtliche einzelne Funktionen des Agenten 
daraufhin untersucht irarden, ob und in welchem Umfange auch für ihn 
Vollmachtselemeate darin enthalten sind. Eine schroffe Gegenüber- 
steUung solcher zum Absdlluss bevollmächtigter Hauptagenten und der 
übrigen, wohl als ,,Unterageaten" beseiohneten Agenten ist daher nicht 
gmchtfertigt*). 

S§ 2, 

I. 1)10 mditiidie SteUnng da Agaatm fthorliaupt^^ 

Unter Versichenmgsagenten verstehen wir selb-tfiiidigeGewerbe- 
treibende, welche von einem Versicherer ständig beauftragt 
sind, seinen goschäf tlicben Verkehr mit den Versioherangs- 

interessenten zu vermitteln. 

I. Jeder Agent ist vom Versiclicrer beauftragt, d. h. es ist ein 
Mandatßvertrag, der sogenannte Agenturvertrag zwisehoii ihnen abge- 
schlossen. Dies gilt bezüglich der sog. ünteragent^'U auch dann, wenn der 
einem grosseifn Bezirke vor^*'s«'tzte (Haupt-) Agent von f^einr-r Geseilschait 
mit der Anstellung der Untenigeuteu iür die einzelnen Ortschaften des 

klärt, dass die Reklamation des Agenteu auf Abänderung einer Beatimiiiimg der De- 
klaratinn imi\ Police lif-rcolitigt sei.] Nach dem Erk. , bedarf e« keiner weiteren Aus- 
führung", dasa Korrespondenzen und Erklärungen zwischen dem Vei:8icherer und seinem 
Agenten oder Anwalt für das Rechtsverhältnis zwischen dem Versicherer und Ver- 
ndierten vSUig inrdevaiit sind. VgL auch ROHO. 8. S«pt. 1875 (XVIII No. 79 8. 887) 
und (lagrnrcii ROHO. 11. Mürz 1873 (IX S. ^ITi: b.ide Erkeimf nisse widersprechen 
sich nicht, da eben in jedem einzelnen Falle zu untersuchen ist, inwiefern di*» «oc». 
Instruktion des Agenten auch eine Bevollmächtigung enthält. Sehr weit geht daher 
das Statut der Goihaer L.-V.-Baii]E % 29: .Die Bank haftet ftr die von den Agenten 
eingegangenen Verbindlichkeiten nur insoweit, als ein Agent verfassungs- und in- 
struktionsmässig' oder im besondprpri Auftrage des Büreaus gfhandelt hat." 

9) Dies thut scheinbar Vi v ante a. a. 0. S. 108, aber nmterieU «tehi seine 
Anfbrnnig der nnerigen aebr nahe; vgl. z. B. a. a. 0. S 57 (8. 109). 

10) Ausuer den bereits zitierten Schriften noch zu vergleichen: Maiss in Ji-r 
Zeitschrifl für Hnndelsrecht XIII Q, 68 ff.; KOnig in Endemaons Handbuch de« 
Handelsrechts III S. 758 ft'. 
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Bezirks beauftragt ist ' Ob daneben ein Rechtsverhältnis zwischen dem 
Haaptagcnten und dem Unteragenten besteht, ist für ilcn Agenturvertrag 
ebenso gleich^tig wie die Frage, ob der Hauptagent fiir die Zuverlässig- 
k<Mt der von ihm angestellten Unteragenten der Gesellschaft gegenüber 
haftet*^). Soll der Unteragent lediglich ein Gehilfe des Huuptagenten 
sein and In gar ketnem Rechtsverh&Ilnis zum Versicherer stehen, so niuHs 
dies ausdrucklich vereinbart sein, im Zweifel ist es niemals anzunehmen**). 
Dritten Personen gegenüber ist selbst eine solche Vereinbarung wirktu^s* 
los, falls die vom Hauptagonten angestellte Person sich als Versicherungs- 
agent geriert und also die Finna der Gesellschaft es ist» in deren Schatten 
sie handelt. 

II. Der Auftrag, welcher dorn Agenten vom Versicherer erteilt ist, 
hat stets zum Inhalt die Vermitteluiig des p:rsch5f tli chen Verkehrs 
mit den Versicherungginteresscntcn. Meist geht der Auftrag noch 
weiter und umfasst auch Funktionen, >vr']eh'> den Verkehr mit den Ver- 
sicherungsinteressenten gar nicht betrelien; alx r dies ist unwesentlich Uud 
für die rechtliche Stellung des Agenten nicht charakteristisch. 

Der Ausdruck „Vermittel ung" ist nun ein sehr allgemeiner luid un- 
bestimmter, ebenso wie der Ausdruck „Agent" selber es ist**), öowohl 
eine blosse Thätigkeit im Interesse de« Vorsichert rs wie ein juristisches 
Handehi im Namon desselben kann darunter vei*standen werden. Die ganze 
-Skala möglicher Handlungen vor, während und nach dem Vertragssch hisse, 
welche den Agenten in Berührung mit dem Publikum bringen, von d<>m 
Aufspüren versicherungslustiger Personen au, über die Vertragssehl iessuug 
hinweg bis zur Vertragserfüllung ist unschwer unter den Gesichtspunkt 
einer Vermittelung des geschäftlichen Verkehrs zu bringen. 

« 

11) Vgl. Heu mann a. a. 0. S. 8; Vivante a. a. 0. 

12) Dies irt hftniig der Fall nach dem Inhalt des Agentarvertrag» (Neumann 

a. a. 0. S. 9). 

13) Pas ergibt sich schon darauä, dass bei der Anstellung durch den Haupt- 
agenten die Genehmigung der Gesellschaft stete vorbehalten wird; diese Genehmigung 
-wird dnrch ein Enaennnngwclireiben «teilt (Neumann a. a. 0. 8. % Anden bei 
den sog. .i^tilh n YermitÜeni', auch wohl Acquiaitenre gomnnt» deren «ich auch die 
Unteragenten bedienen. 

14) Goldschmidt a. a. 0. § 55 Note 20 . . der Ausdruck ist juristisch un- 
braudibar. Bs gibt Icdne auf äm .Agenten' anwendbare ReehtsAtie*, und daxu 
S. 638: , alles dien 'r\]t insbesondere auch von den .Agenten' (Unteragenten, Haupt- 
asri nfpTi, flcm ralagentt n) der . . VersicherungageBellschaften.'' Vgl. auch v. Hahn, 
Kommentar zum HGBuch 1 8. 229, 
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Entscheidead ist ninächst der Inhalt des Agenturvertrages» wdoher 
beruht auf der dem Agenten erteilten Instruktion Diese Agentur^ 
inatmktioiien enthalten im wesentlichen fiberemstimmende Vorschrift^ bei 
den verschiedenen Gesdlscbaften, und es lisst sidi daher fOr gewisse 
Haup^unkte &a typischer Inhalt derselben feststellen. 

III. Der Agent ist ständig von dem Versicherer beauftragt, d. h. 
er hat für die Dauer seiner Anstellung ununterbrochen und aus eigner 
Initiative im Literesse seines Auftraggebers thätig zu sein. Zwar zn ein- 
sdnen Fnnktäonen bedarf er ihrw Natur nach eines besonderen Auftrages 
— a. B. aur Aussahlung von Entsdiädigungen — und in Besu^ auf andere 
ist seine Thätigkeit von dem Auftreten eines bestimmten Bedfirfnisses ab- 
hängig — a. B. bei der Anwendung von Bettungsmassregeln oder bei einer 
Leiofaenscfaan — > aber im allgemmnen und besonders fSr seine Hauptwirk- 
samkeit — das Werben neuer Versicherter — soll er ständig thätig 
sein, auch wenn der Auftrag lediglich für eine bestimmte Zeit erteilt ist. 

Hierdurch unterscheidet sieh dir Agent einerseits von dem Makler, 
der nur auf » iticn speziellen Auftrag liin in Thätigkeit tritt, und anderer- 
seits von .sonstigen Beamten der A^rsicherungsgescll.schaften, die ebenfalls 
für die Vermittelung des geschültlichen Verkehrs mit dem Publikum in 
gewissen Beziehungen angestellt sind, insbesondere von den sog. Inspek- 
toren, welche bei grösseren Schadcu.^fällen die Il^^lierung beöorgen. 

IV. Der Agent ist ein Gewerbetreibender, er betreibt die Ver- 
mittelung des geschäftlichen Yeikebrs seines Auftraggebers mit den Vei-- 
sicherungsinteressenten gewerbemässig, d. h. als dauernde Einnahme- 
quelle Gewöhnlich hat er ein Bureau, das durch ein von der Gresell- 
schaft geliefertes Schild gekennseichnet ist, und sehr haa% betreibt er sein 
Grewerbc als Nebenberuf. 

Durch die Crewerbemässigkeit ihres Betriebes unterscheiden sich die 
Agenten von denjenigm 1<^b1^ Vertretern kleinerer G^neeitigkeitsgesell- 
Schäften — hanfig Di strikte deputierte gwannt — , welche ihre Funk- 
tionen unentgeltlidi oder gegen eine geringe Remuneration (zum £rsats 
ihrer Aufwendungen an Zeit und Geld) vnseben; erhalten diese Distriks- 



1&) Eb ist das Yerdienst der oitterten Sdirifb von SfeemaiMk, den Inhalt dieser 

Insfaruktionen zum ei-sten Maie ausgiebig verwertet zu haben. 
16) Goldschmidt a. a. 0. I S. 454. 
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deputierte ProMOte von jeder abgeschloflsenoi Yenidieniiig oder dnen 
widJidien GMiaU^ so sind sie reohitidt den Agenten gleiohnistenen. 

y. Der Agent üt cndlidi ein selbetändiger Gewerbetnttbender * 
Diese ESgenadbaft nfihert adne Stdlong deijenigen des Maklere nnd ist, 
wie bereits bemerkt wurde ^3eite 5)» ein I^ptaigument sur BegrfindnDg 
der Ansicht, dase der Yerdohmr von jeder Verantwortliehkeit für die 
Handlungen seiner Agenten frei sei. 

Der Agent ist also kein Handlungsdiencr, weder Handlui^s- 
gehilfe noch Handlungsbcvollmiehtigter'^; er ist in dem Gewerbe seiner 
Versicherungsgesellschaft nicht angestellt, gehört nit lit zu deren „Beamten** 
oder jjPersonal". Eine in einem anderen Handlungshause als Handlungs- 
diener angestellte Person kaiui über — mit Bewilligung ihres Prinzipals 
selbständig ein Agentiu-geschl^ betreiben. 

Der Agent ist Kaufmann, wenn die Geschäfte^ welche er gewerb< 
massig betreibt, HandelsgoschäfU sind^«), nämlich wenn er beauftragt 
ist, solche Versicherungsvertrage zu vermitteln, welche selber Handelsge- 
schäfte sind^^), einerlei ob einseitige oder zweiseitige, absolute oder rela- 
tive Der Agent einer Immobiliar-Feuerversiehcrting^^sellachaft oder 
einer Lebcnsversicherungsgesellschaft ist daher als äolcher nur dann Kauf- 
mann, wenn er von einer Aktiengesellschaft, nicht, wenn er von einer 
Gegcnseitigkeitsgesellschaft angestellt ist; der Agent einer Mobiliar-Feuer- 
versicheruugsgeseUschaft auf G^nseitigkeit ist als solcher nur dann Kauf- 



17) Während es sonst wohl kaafmännische Anges^tcllte gibt, welche den Namen 
«Ajgenten' luhren und doch Handlungsgehilfen oder Handlungsbevollmächtigte sind 
(Goldschmidt a. a. 0. S. Behrend a. tw 0. § 56 Note 5), iife dies bei den 
Versicherungsagenten niemak der Fall, oder ut hier venigafeitt der Kreis ihrer 
Agenturgeschäfte ein streng ab^'eschlossener , ?o Hass sie insoweit selbHÜindige Ge- 
werbetreibende sind ivgl. über eine solche Doppelstellung Goldschmidt a^ a^ 0. 
a 686). Richtig bemeikt bereit* Wolff a. a. O. 8. 810, da» die Gnmds&txe von 
Handluii^rsbevollmiichtigten schon deshalb nicht passen, weil der Agent im Zweifel 
Gi'Hchilfte für nu lirere (nicht konkurrierende) Häuser filisrnehmen kann. — Vgl. über 
Agenten im aUgemeinen auch HAG. Nürnberg 20. Dezbr. 1872 (Z. f. Hß. XX S. 611); 
BOHO. n. Dezbr. 1870 (I Ko. 44), 26. Febr. 1878 (IX Ko. 81), 16. Dezbr. 1875 (XDC 
No. 26). Speziell dass G*'nei-alagent«n keine Handlungsl ' lliiuichtiy:te sind: Erk. 
Dresden 4. Sept. 1863 (Z. f. HR. VIIT S. 6(>3), ROnn. 11. März 1873 (IX S. mi); da- 
gegen will das HAG. München 30. März 1878 (Erlanger Sammlung lU S. 773) die Haopt- 
agenten der Feuenrerricherangsgesellschaften alz HandlungsbeToUmllchtigte behanddn. 

18) HGB. Art. 4. 

191 HGB. Art. 272 No. 4 und dazu Art. 271 No.. 3, 278 Abs. 1. 
20) Goldschmidt a. a. 0. § do S. 639. 
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mann, wenn er auch für Kauflento die Yemd^emog ihrer Waren, Fabrik> 
ntensilien u. s. w. vermittelt. 

Da68 diese Untersehddangen jedes innaien Grundes entbehren» liegtauf 
der Hand. 

n. Die eiuzeiiieu Funktionen des Agenten. 

1) Abgabe bindender Krkläiung( u durch den Agenten, 

Wenn der Agent ober einen für das Vertrag Verhältnis wichtige 
Punkt eine Erklärung g^^flber den Versicherungsinteressenten abgibt» 
— ist dann der Versicherer an diese Erklfimng gebunden? Oder anders 
au^edrudrt: gilt der Agent als von Rechts w^n bevollmächtigt, bindende 
Erklärung^ irgend welcher Art abzugeben? Bei der Beantwortung dieser 
Frage haben wir wiederum die in Betracht kommenden einzelnen Erklfirangen 
£U unterscheiden. 

I. Zur selbständigen Entscheidung über die Annahme des 
Versicherungsantrags ist der Agent im Zweifel nicht bevdlmächtigt 
an eine solche Erklärung ihres Agenten ist die Versichemogsgesellschaft 
nicht gebunden. Doch erhalten hei der Feuerversicherung, aueh wohl bei 
der Hagelversicherung und einigen anderen Versicherungsarten die sog. 
Haupt agentcn — bisweilen auch solche Agenten, die nicht diesen Titel 
fuhren, — Vollmacht zum Abschlüsse der Versicherungs vertrage, 
pei es ein für allemal durch die Statuten oder durch einen .speziellen Auf- 
ing '■^'^i. Niemals aber wird diese Vollmacht selbst heim ^^.^rhandensein 
dieses odiT eines noch imposanteren Titels (Subdirektor, ( Tcut l alagent) ver- 
mutet*^); wenn daher die StatiitPTi nirlif schon das ErforiU rli In* riuhalten, 
wird der vorsichtige Versicherungsnehmer sich die scbrit'tliclie Bevollmäch- 
tigung vorzeigen lassen die eine selbständige Urkunde oder in der In- 

21) Wolff a. a. 0. 221, 227; Dreeclner Eric, vom 4. Sept. 1863 (Z. f. Handels- 
recht Vm S. 603); Hans. OLG. 19. Okt. 18bü (HGZtg. BciW. 1881 \n, 351 

22) Bei den Lebens versicherungsigeseUschaftea erhalten die ausiandiächeu General- 
•geoten laixßg die VoUmacht sur AoMtellmig einer Interinupolioe. 

23) Vivante a. a» 0. sehdnt illlr .Generalagenten'' stets clieee YollmaeU 
als vorhanden anzunehmen. 

24) Bohrend a. a. 0., g 55 Note 1: .Die Bezeichnung .Agent* enthält, genau 
genommeii, eine Warnung fllr dea Dritten, eine Tertrettragsb^gnis des so Be- 
leieluurten nicht ohne sotgfUtige Prüfuug anzutietuttett." — Wer aber befugt igt die 
Police zu unterschreiben, muss prima £ioie als aum Alpa^^ hl ^ f ^ bevoihuftt^tigt geiUn 
IKG. 21. Febr. 1883; IX S. 239). 
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struktion mit enthalten seia kann. Ist die statutarisdi vocgeeehene Voll- 
macht dem Agenten entzogen, bo muas der Versicherer, um sich der Haftung 
aus deeaen Vertngaechlüssen zu entziehen, nachweisen, dasi^ der Ver- 
sicherungsnehmer von der Entziehung der Volhnaiht Kenntnis hatte?*). 

Der Umfang dieser Vollmacht kann sich ebenfalls aus den Statuten 
der Gesellschaft eigeben, und dann ist eine Einschränkung dem Dritten 
g^genQber ebenfalls nur wirksam, wenn dieser sie kannte. Auch eine 
SpenalvoUmacht kann zugleich die Grenzen der ßefugnisse des Agent^ 
angeben^ z. B. dadurch, dass für die Uebemahme gewisser Arten von 
Eisiken die Einwilligung der Direktion vollschrieben ist: eine solche 
Bestimmung der Vollmachtsurkunde wirkt auch gregen Dritte*"). Ist dies 
aber nicht geschehen, ist dem Agenten vielmehr mit einer allgemeinen 
Formel Vollmacht zum Abschluss der Versicherungen erteilt, so umfasst 
diese Vollmacht alle Handlungen, welche mit dem Vertragssehl usse zu- 
sammenhängen 2^), dagegen solche Handlungen nicht, welche mit dem Ab- 
schlüsse nichts zti thun haben, z. B. die Festsetzung der Entschädigungen-'*). 

Da in einer weiteren Vollmacht die engere stets mitcnlhalteu ist, 
so ist der znni Abschluss autorisierte Agent auch befugt, lauiiende Ver- 
sicherungen zu verlängern und ihren Vertragsinhalt in Uebereinstimmung 
mit dem Versicherten wirksam abzuändern; eine Einschränkung dieser 
Befugnis ist nur dann dem Dritten gegenüber wirksam, wenn dieser sie 
kannte. 

Dagegen ist <l» r Agent, ohne eine hierauf gerichtete Spezialvollmacht, 
niemals ■ — wi (k i Im uu t rsten Abschluss noch später — befugt, dem A'er- 
sicheningsneiitner m Abweuliung von den gedruckten allgemeinen 
Bedingungen einen günstigeren \ ertragsinhalt zu bewilligen. Die 
Vollmacht ermächtigt ihn im Zw ifel nur zum AV>seliluss auf Grund 
dieser Bedingungen, und der Versicherungbuelimer hat keine Ursache an- 
zuuehuien, dass sie weiter reiche, dass sie den Agenten autorisieren soll, 
sich über den klar ausgesprochenen, in den gedruckten Bedingungen nieder« 

25) RG. la Hai 1887 (Entmiheid. XIX & 286). 

26) Beispiel: RüHG. Entadieid. Band XVU S. 81&. YgL auch BOHG. 8. Sept 
1872 (Sciifferts Archiv XXIX No. 168). 

21} Wolff a. a. 0. S. 212: ,was die ordnungsmässige Austühruug der ihm ge- 
gebenen AultrBge mit sidi bringt". (Dag^en Halss in Z. f. HR. XIII 8. 70). Noeh 

entschiedener will den Inhalt des Art. 47 des HGBuc!i> (.fi^t wuhnlit li mit sich bringt*) 
das £rk. Miincheii 30. Msirz 1878 (Erlanger Sammlung III S. 773) heransiebea. 
2b) Darüber das JNiihere weiter unten. 
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gehtgten Willen des Yeisioberen hinwegvnsekaeii'*). Ancb würde sonst 
ein tochnisch-zuverUUeiger und gleicbmäariger Qeeohaftsbetirieb der Yer- 
siohenmg^^llsehsft mit Hüft saUreidier Agenten Qberfaaupt nieht mfig- 
Kcih sem<«). 

Findeu sich in den Statuten der Gesellschaft gewisse auch für das 
yertrag:sverhaltnis bedeutsame Vorschriften, welche nicht in die gedruckten, 
dem Versioherungsn^mer eingehändigtcu Versichernngsbedingungen auf- 
genommen sind, so gilt für sie diese Einschränkung nioht; der Agent 
macht sich durch Bewilligung abweichender Vertragsbedingungen zwar einer 
Pflichtverletzung g^nüber dem VeF8i<dierer schuldig, aber der Versicherer 
ist trotsdem an die Abmachimi^ gebunden. Das gilt unter den gleichen 
Voraussetzungen auch für den Abschluss mit einer G^genseitigkeitsge- 
Bellschaft, da eine Bekanntschaft der Mitglieder mit den Statuten ihrer 
Versicherungsgesellschaft nicht voransgesetst werden kann. 

IL Die Ablehnung eines VersichemngsantnigB dnnh den Agenten 
wirkt stets befreiend für den Antragsteller, auch wenn der Agent von dm 
Versicherer lediglich mit der Entgegennahme von Anträgen nicht mit dem 
Abschluss von Verträgen beauftragt war. Denn der Antragsteller, dem der 
Agent die Ablehnung mitteilt, kann weder wissen noch untersuchen, ob 
dieser den Antrag überhaupt an den Versicherer übermittelt hat und femer, 
ob der VersiehenT ihn mit der Abgabe einer ablehnenden Erklärung bt*- 
auflragt hat oder niclit. Dic> niuss selbst dann gelten, wenn in der Ab- 
lehnung zugleich der Verzicht auf ein dem Versicherer sustehendes Vor- 
versicherungsrecht enthalten i^t^'). 

III. Aus denselben ( iriiiKlt Ti t^ilt drr Ageiii dem Versicherten gegen- 
über stets als bevollmächtigt zur Kündigung des Versicherungsvertrags 
— soweit eine solche vcrtragsmässig zulassig ist — ferner zu Verhand- 
lungen über die Aufhebung des Vertrages, sowie zur Al^be der Er- 



29) Andoror Ansicht fnr die ^Agenzie generali* Vivant© a. a. 0. B, 104, der 
ihnen überhaupt eine fast schrankenlose Vollmacht zuspricht. 

80) Dies sdiemt auch die Ansicht des ROHGerichti zu sein. Zwar am dem in 
den Entscheid. II S. 244 ff. abgedruckten Wortlaute de« Erk. vom 2. Mai 1871 könnte 
man das OegCTitpil cntnehmon, alM>r dif Berichtigung' in Hand II S. 472 sagt doch 
wohl, dass die Kenntnis, also die Handlungsweise des Agenten dem Versicherer nicht 
prSjudiziere (in den «Bedingungen* stand, dan eiuelne Gebäude ven der Teniehening 
nieht an^^ehlossen werden dürften, dies war aber doch geschdien). Bei Gegen- 
«eiti^eitsgesellschaften versteht sich (lies von selbst. 

81) EOHG. 2. Mai 1871 (II S. 244 ff.). 

2 
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klSrung; dflss derselbe erlosoben oder unverbindlich sei. An solche 
Erklärungen ist der Versicherer stets gebunden, auch wenn der Agent , 
dadurch seine Befugaiaae übetschritt nnd also den Agenturvertrag verletzte. 
Denn der Versicherte mu«s sie um so mehr für autorisiert halten, weil 
der Agent gar kein erkennbares Intereaee hat, derartige Erklärungen gegen 
den Willen des Versicherer? absqgeben. Er ist daher von dem Zeitpunkt 
an, mit welchem die Erklärunnf des Agenten in Wirksamkeit tritt, nicht 
mehr zur T^eistung von Prämien oder Beiträgen verpflichtet, und wenn er 
nunmehr einen Versicherungsvertrag mit einem andern Versicherer über 
daseelbe Biaiko abschlieast, so ist dies niemals eine verbotene .Doppel- 
verefcherung. 

IV. \ori ungemein grosser praktischer Bedeutung ist die Frage, ob 
der Agent bevoUmuclitigt ist, während des Laufes der Versicherung dem 
Versicherten in bindender Weise Anweisungen zu erteilen und Zuge- 
ständnisse zu machen, dergestalt, dass sie so angesehen werden, aia seien 

sie von dem Versicherer selber ausgegangen. 

A. Die Beantwortung dieser Frage bietet besonders dann Schwierig- 
keiten, wenn der Agent sich durch eine derartige Erklanmg mit einer 
Vorschrift der Versichcrungsbedingungen in Widerspruch setzt. 
Hierbei ist zu unterscheiden: 

1) Der Agent ist niemals befugt, den Versicherten von einer Vor- 
schrift der Versicherungsbedingungen allgemein zu dispensieren; seihst 
der zum Abschlüsse der Verträge hevolhnSchtigte Agent kann dies, wie wir 
gesellen liaben, nicht in Bezug auf di*- gedruckten Bedingungen, der ge- 
Wphniiclie Agent kann es überhaupt nicht ^'). 

2) Al)er auch eine einmalige Abweichung von den in den Be- 
dingungen erteilten N'orscli ritten, z. B. über die Anwendung gewis-^pv Sicher- 
heitÄmassreg( In gegen Feuersgefalir, kann der Agent <lem Ver.sn lierTen in 
der Kegel nicht wirksam gestatten, wenn er nicht ausdrücklich dazu l)e- 
voUmächtigt ist. EbcTM^owenig kann er ihn von einer Anzeigeptiicbt ent- 
binden. Denn dei-artige Vorschriften l)eanspruchen Allgemeingültigkeit und 
haben vielfach geradezu den Zweck, den ^^•rsiche^er auch gegen willkür- 
liche Konzessionen seitens seiner Agenten zu siehern ^^). Eine besondere 

d2) Vivante a. a. 0. g 57 (S. 109) ninunt trotsdem ein« ziTÜreehtliehe Ver- 
antwortlichkeit der Gesi^llechaft aus solchen Versprechungen ihrer ünteragenten an. 

W>) So in drnn Krk. des RGs. vom 23. .luni 18S8 (Yereinsblatt 1889 S. 130). 
In dem betreuenden P'alle sollte die Heizung der beim Dreschen gebrauchten Loko- 
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Betrachtang verlangen die A'orschriflon über die Vornahme von Bettimgs- 

massregeln nnd über die .Schadciiöfeststellung (nachher No. 4), und >va8 die 
Zahlung der Prämie atibetrifFlt, so können Anweimuigeii und Zugestandnuae 
des Agenten hier überhaupt nur in Frage k<Knmen, wenn dieser -~ waa 
allerdings die Hegtl bildet — zur Empfangnahme solcher LeUtungen 
bevollmächtigt ist; darüber später § 6. 

3) Dagegen ist jeder Agemt ohne weiteres als bevollmächtigt anzu- 
sehenj unklare oder Hchwerverständliohe odw unverständliche Be- 
stimmungen der Versicherungsbedingungen und Fragebogen aus- 
zulegen^*). Solohe Auslegungen sind, falls der Agent nicht ausdrücklich 
erklärt hat, dass er nicht als Organ des A^ersicherers handle, fiir den Ver- 
sicherer bmdend, und soweit der Versicherte infolgedessen Handlungen 
vornahm, welche er nach dem beabsichtigten Sinne jener Bestimmungen 
hätte unterlassen müssen, oder Handlungen unterliess, welche er hätte vor- 
nehmen müssen, ist dies ftir seine Ansprüche unprajudizierlich. 

Diese A^ollmacht kann dem Agenten auch nicht durch Auf- 
nahme einer Klausel in die \"('rsicherungsb('dinguugen \virk=?ani 
ent?o0;en werden ^^), weil der Agenturbetrieb seinem Wesen nach aut ihr 
beruht. Deiüi der Versicliernngsintcressent steht sowohl beim Abschiuss 
der Vcrsiehrrmig \vi*' bei etwaigen Veränderungen des Risikos und auch 
beim Eintritt des Schadens den umfangreichen, verwickelten luid selbst für 
den Kenner oft schwerverständlichen N'ersicherungsbedingungen meist ratlos 
gegenüber, nnd für die notwendige Belehrung ist er ausschlicssHeh auf 
sf inoM Agenten angewiesen, in \\ elchem er von steinern Standpunkte aus 
mit iiccht den von der V* r^^icliernngsgesellschart gerade hierzu bestellten 
Snchver.^tiindigeu erblickt, indem die Versicherungsgesellschaft Agenten 
anstellte, sie mit der Werbung versicherungslustiger Personen beauftragte 
mid ihnen die dazu erforderlichen Papiere aushändigte, musste sie ihnen 



mobile mit Torf nur nach erfol^'tf-r Zu>timmun<7 de'' Generalagenten zulässig »ein. 
Der L'Qterageut hatte deui Veräic-lierten erklärt, Uass es einer solchen Zustimmung 
nicht bedOife. 

34) Dies leugnet Hinrichs in Z. f. Handdarecht XX S. 390, Neumaun a. a. 0., 
S. 24, Lewis a. a. 0., S. 153 ff. Siehe dagegen ROHG. 23. Okt. xuv\ 5. Nov. 1872 
(Entscheid. VU No. 99 S. 372, 373, No. 109 S. 425) und EG. 3. Juli 1883 (IX No. 50), 
betondera aber R6. 18. Mai 1887 (XtX 8. 396). Vgl andi Crawley, ihe law of lifo 

illBurance S. 202—205; König in Endemann? Handbuch III S. 760 unten. 

35) Vgl. oben § 1 Spit<- 8 f. .\iia.'i, r Ansicht ROHG. 5. Nov. 1872 cit. vetbia 
,8ofem nicht ein anderes durch die Geseilschuft kundgegeben worden*". 

2» 
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anoh die tmmtn^bare y<dliiuuiht erteiUn, dm Inhalt dw8W Papier^ 
80wdt er der genfigoideti YeMtimdliehkeit entliehrte, dem PtablUciiin aos- 
sukgen. Diese Anskgiiiig kano eogar etillaehweigend erfolgen**). 

Bei der Frage, was eine unklare, sohwerverstindliohe oder 
Qnverständliolie Bestimmung ist, muss auf den BUdungsstand*') und 
die Geschäftserfahrung der eu belehrenden Person sowie auf die sonstigen 
konkreten Verhältnisse (Aufregung, Qemütsbewegung bei Eintritt eines 
Braadongläoks, eines Todesfalls u. s. w.) B&idcaioht genommen \yerden. 
Insbesonden die für die Schadensberechnung vorgesehenen PoUeenbe- 
stimmungen an verstehen, sind viele ganz kluge und gebildete Leute gar 
nicht im stände: was könnten (üie dann aber besseres thon, als sieh an 
den Agenten um Belehrung zu wenden, zumal viele Yersiohernngsbedingungm 
den Versicherten ausdrücklich an diesen verweisen! 

Zu der Auslegung gehört auch die Subsumierung einzelner Anwendimgs- 
föUe unter eine allgemein gehaltene Regel. Wenn insbesondere der Agent 
bei der Annahme oder währeod des Laufs der Versicherung einen Umstand, 
dessen Anzeigepflichtigkeit nach den Versicherungsbedino-nncrfMi z^veifeUlaft 
ist'^, für unerheblich ihkI daher für nicht anzeigepHichtig erklärt, so 
wird der Versicherer diese Auslegung für sich gelten lassen müssen, voraus- 
gesetat natürlich, dass der Versicherte selber die Auffassung des Agenten 
teilt; denn hegte er selber Zweifel an der lüchtigkeit dieser Auslegung, 
so muPS er jedenfalls den Umstand zur Anzeige bringen'*), und es ist 
Sache des Richtei^, bei der Beurteilung seiner bona oder mala fides mit räok- 
ßichtsloser Strenge zu verfahren. 

Pageigen bindet es den Versicherer nicht, wenn der Agent die JMicht^ 



36) So in dem vom ROIIO. 5. Nov. 1872 ent.^chiedent-n F;üle. Hier hatte der 
auf den To(!f>sfall VetBicherte die Frage, ob bereits früher ein Versicherungsantrag 
abgelehnt worden sei, verneint, da er auf einen früheren Antrag, welcher durch 
denielben damab bei einer aikderea 6««e1lBdiaft angerteUien Agenten hefOrtnwtet 
worden war, gar keinen Bescheid erhalten hatte. 8o anch HAO. Nliinbetg 26. Sept. 
1868 (Z. f. Handplsrerfit XTX S. 293-295). 

37) OLG. Brünn 5. Nov. 1884, Oesterr. OGH. 28. Jan. lÖBö (Glaser und ünger 
Xo. 10108). 

38) Nor um einen aolchen kann es sich handeln; hat z. B. beim Antrag zu 
einer Feuerversicherung der Agent den t'm>tand, dass ein kleiner Teil des Schiefer- 
dachfl mit Schindeln gedeckt war, für unerheblich erklärt, so ist dies keine Auslegung 
einer sweifelhafben Fmge meiir. (OG. tuxemlMUg 1866, Z. f. Tenie1i.-R. I S. 160, 
siehe dagegen ein (anonymes) Erk. ebenda II S. 

39) R0H6. 23. Okt. 1872 (VII No. 99). 
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beantwortuDg einer im Deklarationsformular gestellten Frage für unerhdi)- 
licJ) erklärte, denn hier ist von keiner Aoal^ui^ mehr die Rede, sondern 
der Agent setst eich ubor den klar ansgesprodbenen Willen seines Auf» 
traggebers hinweg. 

Dasselbe gilt natürlich dann» wenn der Agent dem Vefsicherangs- 
nduner fibcr die Höhe der Prämien oder Beitrige Zusicherangea erteilt 
z. B. dass Nnchschüsse niemals erhoben würden — welche mit dem klaren 
Wortlaute der Bedingungen im Widerspruche stehen. Wenn dagegen der 
Agent einer liebensversicherungsgesellschafl dem Versicherungsnehmer er- 
klärte, die viert elj ah rig;e Prämie für ein Kapital von der und der Höhe 
werde höchstens so und so viel betragen, so ist dies zwar augenscheinlich 
keine Auslegung einer unverständlichen Bedingung, sondern eine unrichtige 
Berechnung, und diese wirtl der Versicherer nicht gegen sich gelten lassen 
mfic^en: aber andererseits leuchtet doch ein, dass es für den Laien Tuid 
gar liir eine Person geringeren Bildungsstandes nic ht möglich ist, auf Grund 
der Tabelle einer Lcbensversicherungsgesellschalt die zu entrichtende ganz-, 
halb- oder vierteljährige Prämie für die verschiedenen Versichern norsmodali- 
täten selbst zu berechnen'"), und daher ist der Versicherte befugt, die 
Gültigkeit des Vertrages wegen Irrtums anzufechten, weil dieser Irrtum 
durch den vom Versicherer angestellten und mit der Belehrung der Ver- 
aicheningsnchnier benuftrafteu Agenten in ihm erregt worden ist. 

4) Gewisse \'ursclirilten der Versicherungsbediugungen haben über- 
haupt nur den Zweck, dem Versicherten in Abwesenheit einer sachver- 
ständigen oder die Interessen des Versicherers wahrnehmenden Persönlich- 
keit die lüJgemeine Richtung seines HauUeln. \ orzuschreiben, wie dies be- 
sonders in Bezug auf die vorzunehmenden Pettungsraassregeln geschieht. 
Hier ist der A^ersicherte vollständig gedeckt, wenn er den Anweisungen 
des Agenten folgend solche Vorschriften verletzt hat. Wollte der Ver- 
sicherer sich durch eine Klausel in den Versicherungsbedingimgen auch für 
diesen Fall gegen eine Vertretung der Handlungen seincä Agenten ver- 
wahren, so mirden nicht nur seine Interessen in der Kegel schlechter waiu- 
genonuiicn werden — da es dem Versicherten meist und mehr als dein 
Agenten an dem erforderlichen Sachverständniss und in Folge des einge- 
tretenen Unglücks an der nothigen Ruhe und Sammlung fehlt — sondern 
häufig würde gerade dadurch eine Befolgung der Versicherungsbedingungen 



40) Siehe die in Note äl citierten Erkenntnisse Ocsterr. Gerichte. 
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Terdtelt veiclen, da die Police nicht zur Hand oder mitverbrannt ist Der 
lUehter aber würde ausser im Fülle offensichtlicher Ai^list — den Vcr- 
Hicherten dann erst recht Ton jeder Vanutwortliehkmt für die Folgen, seines 
Handelns oder Unterlassens freisprechen. 

Nicht so ciniach li^ die Sache bei den für die Ermittelung, Be- 
rechnung und Liquidierung des Schadens g^benen Vorschriften 
der Versicherungsbedingnngen. Obwohl sie nur den Zweck haben, eine 
mögliebst olgektive» soverl&ssige und kontrolierbare Feststellung des Schadens 
zu sichern, so kann man doch zweifeln , ob sie lediglich Normative für 
deiyenigen Versicherten sein sollen, der sicli dabei nicht der Mitwirkung 
einer sadxverstSndigeren Person bedient. Aber es konunt hier ein ähnlicher 
Gesichtspunkt wie bei der Auslegung zweideutiger oder schwerverständ- 
licher Vorschriften der Versioherungsbedingungen (No. 3) in Betracht: 
wenn dort das Verständnis, so bt hier die Ausführung der vom Ver- 
sicherer verlangten Massnahmen sehwierifj, während ihre Niclitbeobachtung 
in der Regel mit einem strengen Präjudiz hedrolit ist. Wie die Erfahrung 
lehrt, zeigt bei der Feststellung und Berechnung des Schadens die grosse 
Mehrzahl auch der höher gebildeten, selbst der kaufhiänniscli cnler jui'istisch 
gescbutten Versicherten einen solchen Mangel an Verständni.s tur die einfach.gten 
assekuranz-technischen Verhältnisse*'), fla«f? «ie ohne sachverständige Hülfe 
gar nicht im stände Bind, dieses Geschalt zu Ende zu bringen. An wem 
kann «^ich al^er der Versicherte um Hat und AuskiiTift auch hier wieder 
zweckmä-ssiger ^^ * mlen als an den Agenten seines Ver.siciierers? „Und wenn 
er dessen An\M isuniren Foltre Ifistot, muss er dann nicht glauHen. das 
ihm dem Versicherer gegenüber Obliegende vollständig erfüllt zu haben "?"*^) 
— natürlich stets seine eigene bona fide.s vorau.sgesetzt Dies ist in der 
Tbat so richtig, dass auch eine entgegenstehende l^timmung in den Ver- 



41) So für (ien Begriff der Unterversicherung (teilweisen Selbstversicherung) 

nnd doT intVilffedesHcn eintrftenrlen prozentualen Bczahlnng des Schadens, ferner für 
die Abzüge wegen Neu für Alt, für den Unterschied von Anschatlungswert und Er« 

wfaswert u. I. f. 

42) So ROHG. 23. Okt. 1872 fVlt No. 99 S. 372), obwohl auch dae Erkenntnis 
BOnft der Aneicht ist (S. 371), dass der Acrent im einzelnen Falle ein« weniger strikte 
Erfüllung der statutarischen Verbindlichkeiten nicht gestatten dürfe. — Im Sinne des 
Texte« entiehatdeiii logar die Allgcmeiiieii 8e»-yenieli«ni]ig»-Bediiiguiig«ii § 197 No. 8 
(SeUusssatz), obwohl gerade bei der Seevereicherung dem Versicherer geschäftige 
wnndtcre Personen gegenüberstehen. Anders allerdings die Bremer See-VersicheniiigB« 
Bedingungen § 5H No. 8. 
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siobeningsbediDgungen hier sowenig wie vorluD bezuglich der Bettuiig»- 
massr^eln nnd bezüglich der Auslegung sohwerverständlicher Versicherungs- 
bedingungen eine BerfidDUcbtigung verdientt Hat der Versicherer nicht däs 
nötige Vertrauen zu seinem Agenten, so mag er nach Eintritt des Unfalls 
«nen geeigneten Spezialvertreter nur Feststellung des Sohadens abseadea 
— wie dies in der Tbat bei grosseren Schäden in der Person emes Mg: 
Inspektors gew^ulich gesdiieht — bis dahin aber hat er die Anweisung 
des Agenten m yertceten. Doch bezieht sich dies nntni^emäss nur auf das 
ErmitteluQgsverfahren; niemals kann der Agent durch seine Erklftning 
den Versicherer materiell, in Bezug auf den Anspruch selber oder dessen 
Höhe iigcndwie binden, seine Anweisungen oder Zugeständnisse enthalten 
keine den Veroichcrer verpflichtende Anerkennung (siehe unten unter No. V). 

5) Wenn der Venaehwte u nbe w us s t eiue Yossohrift d^ TersicherungS' 
bedingungen verletzt, so ist er dem Versicherer gegenüber entschuldigt, 
falls derAgmt dabei mitgewirkt hat, ohne ihn auf die betreffende Yorächrüb 
animerksam machen. iSollte a. B. die Anzeige von einer Gefahrsänderong 
nach den Versichcrungsbcdingungen direkt an die GeseUschaft etatattet 
verd«!, hat aber der Agent sie trotzdem stillschweigend entgegengenommen, 
80 kann nch der Versioberer nicht auf die Verletzung der Vorschrift be- 
rufen; denn es ist ein gana unbilliges Verlangen, dass der Versicherte die 
,3^iiigaDgei)'' V)eäser kennen nnd infolgedessen sorgsamer beobachten soll, 
als der Yon dem VersiohOTer selber angestellte Agent 

Jede einzdne nnter der grossen Masse verschwindende Yorsi^ft 
der VcMjchernngsbedingungwi könnte dann — wie ich es oben Sdte 10 
aasdrfickte — an einem Fallstriok für dea loyalen Yersidierlen werden. 

Man darf tb&t den hier voransgesetstm Fall ni<dit mit dm anter 
Ko. 2 (Seite 18) erörterten verwedisdn; zur ausdrücklichen Ent^ 
bindnng von einer Ycssdnift da YenidierungBbedtngungen ist dar Agent 
MgelmSBaig nicht befugt, besüikt er dagegen den in einon Irrtnm übet 
eine solche Vorsdniffc befongenw Versicherten durch Mitwirkung bei einer 
voreobriftawidr^;en Handlang stiUsohweigend in diesem Irrtum, so kann 
der Yersidberte nicht darunter Iddeo. 

B. In allen diesen FSUen handelte es sich um eine bestimmte Ycnv 
schrift der Versicherungsbedingungen, mit welcher sich die Anweisung 
oder das Zugestfindnis des Agenten in Widerspruch setzte. Erbittet der 
Yersidierte nun die Amdcht des Agenten oder gibt dieser ihm unaufge- 
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fordert eine Anweisung bei einer bezüglich der versicherten Objekte ge- 
dlanten Maesregel, üIht welche sich keine Bcstiniraung in den Ver- 
siclierungsbedingu ii iren findet, so ist der Versicherer jcdenialls dann 
an die Erklärung seines Agenten gebunden, wenn es sich um eine Kettungs- 
massrogel handelt, weil hier ja eine (oiebundenheit selbst beim Wider- 
spnich mit einer ausdrücklichen Bestimmung der Versicherungsbedingungen 
anzunehmen ist {oben Seite 21). Die Zwerkma-isigkeit der vom Agenten 
angeordneten oder gebilligten Massregei hat der Versicherte dann nicht 
zu vertreten. 

Stand keine solche Rettungsmassregel in Frage, so wird es sich 
häufig doch in letzter Instanz um eine Au8le|^g zweifelhafter allgemeiner 
Vorschriften der Versicherui^bcdingungen handeln und hierzu ist der 
Agent ja autorisiert (oben Seite 19). So z. B. bei der Frage, ob eine ge- 
plante bauliche Veränderung als Gefahrserhöhnng zu betrachten ist. Ist 
dies nicht der Fall, z. B. wenn über die Freizügigkeit der in verschiedenen 
Gebäuden versiolierten Gegenstande ^ieli gar keine Be.stimniung in den 
Versicherungsbedingungen findet, so ist der Versicherer nur an die Er- 
klärungen eines solchen Agenten gebunden, welcher Vollmacht zum 
Absebli!8sc des Vertrages hatte, denn ein dcrai'tigeö Zugeständnis 
charakteriüiert sich alsduna als eine wahre Vcrtragsvereinbarun^ fiir welche 
der gewöhnliche Agent nicht als bevollmächtigt gelten kann. 

V. Zur Abgabe einer bindenden Erklärung über die Ersatz Ver- 
pflichtung des Versicherers ist der Agent ohne besondere Vollmacht 
niemals autorisiert '3); weder über die Verpflichtung selber noch über die 
Höhe derselben. Auch Krhebungeu und Feststellungen, welche er in Besug 
auf den eingetretenen Schaden voratmmt, priyaduuereii dem Versicherer 
in keiner Weise 

Dah^ ist auoh selbst der sum Abscbluss bevollmäcbtigjte Hanptagent 
olme eine SpenalvoUmaoht nidit befi^, auf dne der Ersatsvarpffichtung 



43) Die Haupiagenten drr Feuervcr8icherun]?««»P!3f»llschuft('n werden in der Regel 
zur selbständigen Erledigung Ideinerer SchadensersatzanaprUche (bis zu einer be- 
«timmten H5he) ein fiir aUemal beroUmllobtigt. 

44) Vgl. oben Seite 23. DaH Gegenteil will auch nicht der Schlusssatz des 
§ 127 der Allgem. See-Vfr.eich.-Bed. bezüglich der dort genannten Vertreter besagen: 
ROHG, lö. Sept. 1874, 5. Febr. 1875 (Entscheid. XIV S. 380, XVI S. 140). Vgl. auch 
{tOHG. 16. April 1875 (XVII 8. 193). 
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enfg^enstehende Einrede wirksam zu verzichten oder einen Ver- 
gleich über, die Ersatzleistung abzuschliessen**). 

Denn es besteht durchaus kein Bedürfnis und kein Interesse des 
Versicherten I den Agenten ohne oder gar gegen den Willen seineB Auf- 
traggebers flir Abgabe solcher Eiklärongen von fieohts wegen m bevoU- 
m&ohtigen. 

2) Entgegcnnahiiie von Erklärungen durch den Agenten 
und sonstiges WUsen desselben. 

SSne weitere IViage ist die, ob der Agent cor Ent^q^Dahme von 
Erkliningen sdtens des Versioliecinigsnehniers oder Yersicharlia» bevoU- 
mäohtigt ist» dergestalt dass solche EridSraiigeDy 'man ihm gegenfiber 
abgaben sind, so aogesdi«! wnden mSssen, als waren sie dem Yersioherer 
selbw abgegdben wwden. Und im engsten Znsarammhaiig mit dieser steht 
die weitere Frage, ob die Kenntnis, welche der Agent von dner fnr den 
Versidieningsvertrag bedeutsamen Thatsache betttatt» so anzusehen ist, als 
ob der Versicherer seibor diese Kenntnis besessen hätte. 

I. Was zunächst die erste EVsge anbetrifilt, so ist zwischen sohriftr 
liehen und mundUchen Erklärungen zn unterscheiden, 

A. Zur Eiitgogoiinahme schriftliclicr Erklärungen (eingereichter 
Schriftstücke) ist der Agent stets von Rechts wegen bevollmächtigt. Denn 
er bildet das notmale Vermittelungsoigan zwischen dem Verf^icherer und 
dem f^iblikum, und wie der Versicherer seine gchiifUichen Ei'klärungen 
— Deklarationsformular, Police, Prämienquittung — dem Versicherten 
durch den Agenten zugehen lässt, so muss es als selbstverständlich be- 
trachtet werden, dass auch die schriflüelien Erklärungen des Versicherten 
durch die Hände des Agenten an ihn gelai^en sollen. Dies gilt also wie 
von den Versicherungsanträgen so auch von den Veränderungsanzdgen, 
Schadeofiamsdgen, Schadensberechnungen, Kündigungen des Versicherungs- 
vertrags u. 8. f.: hat der Yersichorte solche Schnfiatuoke rechtzeitig dem 

45) R0H6. 17. März 1873 (IX S. 358). Damit ist nicht m verwechseln der 
IUI, wo ein zum AbichliiRft beroUrnftichtigter Agent eine {»ijttdiäerte Vergiobenuig 
erneut: ilt-nn dann ist ja von einer Ersatzpflicht üVirrhauiit noch jxar ni(lit dif Rede. 

-tfV) mm. 23. Jan. 1872 (V S. 40 f.). Viel weiter geht die ausländische Judi- 
katur und Vi%'ttnte h. a. 0. S. 102 tt'. 



Digitized by Google 



26 . ■ Victor Ehrenberg, 



Agenten eingereicht, so kann der Versicherer sich nicht darauf berufen^ 
dass der Agent versäumt habe, ihm dieselben zu übermitteln. Selbst ein 
Passus in den Versicherungsbedingungen, wonach alle oder gewisse schrift- 
Kche Mitteilimgen direkt an den Versicherer zu machen sind, darf dem 
Versicherten dann nicht entgegengesetzt werden, wenn der Agent trotzdem 
das Schriftstuck cntg^enuahm: demi, nach dem oben Seite 23 aufgestellten 
Grundsätze kann der Versicherer nicht verlangen, dass der Versicherte 
die „Bedingungen" besser kennt und infolge destjcii .sorgsamer befolgt als 
ßeiu eigner Agent ^7); fehlt aber ein solcher Passus in den Bedingungen, 
so gerät der Versicherte umgekehrt auch nicht in Verzug, w-nn der Agent 
die Annahme eine?j rc^htj^eitig angebotenen Schriftstücks verweigerte i^). 

Nur wenn der Versicherer einen JSpezialbes'ol Imächt igten i:ur 
Schadensfestellung und Verhandlung mit dem Versicherten ernannte, wird 
Letzterer dadurch ausschliesslich an diesen Bevollmächtigton verwiesen 
und die gesetyiliche Vollmacht des Agenten zur Entgegennahme schrift- 
licher Erklärungen wirksam beseitigt, sobald der Versicherte von der Er- 
nennung Kunde erhalten hat, 

B. Von mündlichen Erklärungen, welche der Versicherungs- 
nehmer oder Versicherte dem Agenten macht, gilt folgendes: 

1) Soweit es oich um Verhältnisse handelt, für deren Erledigung 
der Agent selber bevollmächtigt war, um Erklärungen des Versicherten 
also, auf welche der Agent selber die dadurch hervorgerufene oder boein- 
flusste Entsehlieesung zu fasiseu hatte, gilt die dem Agenten gegenüber 
abgegebene Erklärung des Versicherten so, aLs wäre sie ilem Versicherer 
g^nüber abgegeben. Ist dem Agenten also Vollmacht zum Abschlüsse 

47) Anderer Ansicht Neumann a. a. 0. 8. 62, f)3, obwohl er mgibt, dass ,fiie 
Verkehrserleichterung, welche durch die Vermittelung des Unteragenten dem Ver- 
ndierungmehm» gdboten ufe, den aUgemnnen Gelmuidi, die IsMigeii am den 
Agenten zu schicken, eline Bfleksicht, ob diese Art der Anzeige*Abgabe den 
Vertrag>jbestimmungen entspricht oiler nicht, zur Ri^i^el «»emacht hat*. 
Das Reichsgericht soll sich nach Neumann a. a. 0. Ö. 64 in zwei Kntscheidungen 
vom 16. Sept. nnd 81. Sept. 1886 direkt -widersprochen haben. 

48) ROHG. 11. Marz 1873 (IX S. 378). Schreiben die Bedingungen vor, daM 
die Anzei;;,'« sowohl an den Agenten wie an die GcHellschafl zu erstatten ist, so musS 
doch die Anzeige an den Agenten genügen, ftüls dieser nicht den Versicherten darauf 
auftnerkiam gemacht hat, du« aneh an die GesdOsohalt eine Anseige zu richlen sei 
(dagegen Neumann a. a. 0. S. GS). M. E. genügt — abgesehen von SchadensföUen, 
weil hier Gftffibr Im Verzuge sein kann — auch eine Anzeige an die Gt^sell-^cbaft ; 
sonst sind solche Vorschriften wieder wahi-e Fallstricke für den loyalen Versicherten, 
dei dnxeb die Erftlllung dw Anaeigepflicht ja seine Loyalit&t bewiesen hat. . 
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von Versicherungsverträgen erteilt^ so genügt es, wenn dia AnieJg^n fiber 
den Umfang der Gefahr ihm mündlioh entattet werden. Darfiber 
herreoht kein Streit. 

2) Sowmt der Agent die mündU<Aen EddSniiigen des Vendcdieiiii^ 
intereeaenten an den Veraieherer, and i war richtig und rechtsettig 
fibermittelt ha^ gelten sie allanal als dem Yernoherer selber abgegeben. 
Dieser kann sich nicht darauf berufen, daas er von ihnen m<^t auf die 
veriangte Art Eomtnis eihalten habe, nnd das muss audi dann gdten, 
wenn alle Beteiligten woasten, dasa die Ikklinuig dgentüieh sduütludi au 
erfolgen habe. Denn 

a) «nrnal wird der Agant die Mitteilimg an den Versioherer regel-< 
mSasig schriftUch gehu^jen laasen, und den Veraidierer kann es gleich' 
gfiltig uän, von wem er die adiriftliche IGltteilnng exfaalt, falls diese nur 
— waa wir ja vonuiageaetst haben — richtig und reehtadt^ an ihn gebiogt; 
der Agent iat hier als Beauftragter des Versicherungsintereasenten 
au betraditen. 

b) aoUte aber der Agent die EiklSrung des Ynaioherongaintereaaenten 

■ 

mündlioh anr Kenntnis des YersiohererB gebracht haben und hat dieser 
sie ohne Vodbdialt entg^ngenomm«i, also ohne gegoi die mfindliohe 
Form au proteatieien, so iat anaonehmen, dass er de für genflgmd ge- 
halten hat, und es würde gegen alle bona fides sein, wenn er sie naditcfig- 
lich als vertragswidrig anfediten wollte. 

. 8) Sind dagegen die dem Agenten richtig und rechtseitig abgegebeiien 
mundlidien I^Srongen des VeisiohemngsDehmers odw Versicherten dem 
Versicherer gar nieht oder nicht richtig oder nicht rechtaeitig 
übermittelt worden, so entsteht nun die {oaktisdi auaeerordentüoh 
wichtige Frage, ob der V^ch^rer trotidem ^e ErUSrung als an eich 
gerichtet gelten lassen muas, sodass also die NaehUtesi^eit oder die Aiglist 
des Agenten dem Vereichernngsinteressenten in sdnem Veililltnis aum 
Versioherer gar nicht sdiadet 

Vorausgesetit iat dabei natfiilioh atets, dass der Agent nidit aus- 
drficklich eridSrt hat, die Anaeige nur aus Gefälligkeit gegen d^ Ver^ 
sidierun^sinteressenten an seine Gese^lsohaft ubonuttehi eu wollen. 

Für die Beantwortung der aufgeworfenen Frage ist der Inhalt der 
Versiclierun^sbedingungen für sich allein wiederum bedeutungslos. 
Denn einmal handelt es sich meist um Erklärungen, welche der Yer- 
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su'horungsnchmcr vor Abschluss rles Vertrages, also bevor er sich mit den 
iimtangreichen Versiolirniogsbedingungon recht vertraut maclM n konnte, 
abzugeben hat, und ihuni gilt auch hier wieder der bereits mehrlach hervor- 
gehobene Grundsatz, dass der Versicherer dem Versichertmgsinterep'^eiiK n 
nicht zumuten kann, die Bedingungen b<i88er su kennen und sorgsamer zu 
beachten als sein eigener Agent. 

Allerdings ist daa Interesse des Versicherers an dem Empfang eines 
schriftlichen Dokuments über die Ei-ffdhmg der Anzeigeplliciit — mag 
dieses nun vom Versicherten selber oder im Auftrage desselben vom Agenten 
ausgestellt sein — hüußg ein sehr grosses. Dadurch allein hat er später 
die Möglichkeit, diejenigen Umstände sicher nachweisen zu können, deren 
Anzeige unterlassen wurde, ein Interesse, das um so grösser ist, weil 
der Agent, dessen Provision von dem Zustandekommen der Verfiicherung 
abhängt., leicht geneigt sein wird, die vom Versicherungsnehmer angezeigten, 
das Zustandckoranu ii des V< rtrages voraussichtlich hindernden Umstände 
zu verschleiern. Soweit es daher mit dem in erste IJnie zu stellenden 
Schutze des Publikums verträglich ist, wirtl man gern bemüht sein, den Ver- 
sicherer gegen die Unzuverlässigkeit seiner Agenitii zu sichern. 

Nun ergibt sich für gewisse Fälle die Notwend igkeit einer voll- 
.ständigen schriftlichen Erklärung schon aus der Natur der Sache, 
so für die Schadensauf Stellung. 

Wo es sich möht in dieser Weise von selbst versteht, da hat der 
Versicherer durch Vorlage dncs gemeinverständlich abgefassten Fonntikrs 
dem VersicheningsrnteRSBenteD nnsweideutig kundsuthun, dass er 
über die darin angegebenen Umstände &n eohriftliehes, eigenhändig 
unterseiehnetea Dokument in Hindern haben «dll. In derTbatgesebidit 
dies hentnitage atets vor Abadüuss einer durob Agenten vermittelten Teiv 
Sicherung. Derjenige aber, dem ein soldbes Foimnlar xnr TTutemdifift sn> 
gestellt wird, weiss oder mttss wenigstens wissen, dass er sioli mit dem 
Inhalt vorher bdcannt m madien hat, und wenn &t dies Üaat, so erßfait 
er aus dem Inhalt» dass alle ErldSrungen, welche nicht in das Dokument 
aufge n ommen werden, ab nicht geseh^iett su betrachten ränd, dass er sidi 
also hfiten muss, sie lediglich d«n GedSditniss des Agenten anzuvertraoen, 
sie dessoi Vergessliohkeit pieissugeben. 

Dies geringste Mass von Umsicht kann man yoa ihm v^angen ; 
ist er des Lesens nicht kundig, so soll er dnen Vertrauensmann zu Bitte 
aiehen und eich nicht gebunden dem Agenten überliefem, gerade weil er 
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in diesem eine das Interesse des Yersioherers vortretende Persönlich- 
keit zu seilen gewöhnt ist 

Schutzlos bleibt der Versioherte dariim nicht Sein Sehuts besteht 
darin, dass der Versickerer — wie oben Seite 19 «nag^uhrt — an die 
Aosl^ng gebundeu ist, welche der Agent jedem schwerverst&ndlidien oder 
allgemein nk^fassten Passus der Bedingungen oder des Dddaratious- 
formulars gegeben hat. 

Wo dos Erfordernis der Abgabe einer schriftlichen Erklärung sich 
nicht von selbst versteht und auch nicht durch Einhändigung eines Formolars 
unzweideutig kundgemacht ist, da genügt stets eine mündliche Anzeige an 
den Agenten, falls dieser nicht den Anzeigenden sofort darauf hingewiesen 
hat| dass nach den Versicherungsbedingoi^en die Ansdge in schriftlicher 
Form erstattet werden müsse. Hat er dies nnterlassen, so kann der Ver- 
sicherer nach dem oben Seite 23 ausgesprochenen Grundsatae die Folgen 
solcher Naddassigkeit nicht den Versicherten entgelten lassen« weldi^ in 
loyaler Weise seiner Anzeigepflicht hat genügen wollen.*»). 

II. Nach dem Ausgeführten bietet es keine Schwierigkeit mehr, die 
weiteren fVagm ra beantworten, ob da.^; Wissen des Agenten dem Ver- 
sicherer anzurechnen ist, sodass also die Nichtanzeige einer anzeigepflichtigen 
Thatsache durch die Kenntnis des Agenten von dieser Thatsache ebenso 
vollständig ersetzt wird wie durch die Kenntnis des Versicherers selber < 

1) Diese Frage, welche häufig mit der im folgenden Paragraph zu 
erort<^mden (Ausfüllung des Deklurationsformulars durch den Agenten) 
vermischt wird ^''), ist zu bejahen bezüglich aller derjenigen Um.stände 
förderen Anzeigen eine mündliche Erklärung an den Agenten atis- 
gereicht haben würde ioberi litt. E) ; hier genügt es, wenn der Agent 
auf andere Weise dif erforderliche Kenntnis besjiss, denn das Erlangen 
dieser Kenntnis wurde ja auch der einzige Erfolg der Anzeige gewesen 
sein. Das gilt also besonders von allen Umständen, die sich auf Ver- 

49) Iiuoweit iät dem BG. 17. Dezbr. 1881 (VI No. 47 S. 180) zuzusümmen, 
wdehei etwas allgemein aagt: . . ebensowenig wflide sich die Andehi reehtfiertige& 
UMen, dasfl die Annahme dtt- Anzeige adtene des Agenten die Tendehenuigsanstalt 
Xmter keinen ümstslnden zu verpflichten vermöge.* 

50) So in dem Erk. OAG. Berlin 17. Dezbr. 1869 (Seufferts Archiv XXIV No. 31), 
60 auch von Malss a. a. 0. S. 71 ff., von König a. a. O., von Nenmann a. a. 0. S. 33 ff. 
und nm Teil in den dort aageftkhrten Erkk. des Beichagniehts. So auch meist in 
{ranzönischen Erkenntnissen, wo ebenfalls die gttiise Frage sehr Streitig ist. YgL 
Dalloz, Sapl. au Rep. I & 587 f. No. 122. 
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hiltiiisse beziehen, zu deren Erledigung der Agent selber — von Rechts 
wegen oder durch Speztalvollmaolit — bevollmächtigt war^'), und ausserdem 
stete dann, wenn das EIrfordemis einer schriftlichen Erklfimng sidi weder' 
von selber verstandj noch auch durch Einhändigtmg eines Fomulaies an 
den Versicherungsnehmer uncweideutig kundgethan worden war. 

Die Frage ist aber ausserdem zu bejahen für alle diejenigen Umstand^ 
fiber welche der Agent gesetzlich verpflichtet war sich zu informieren^ 
wie dies insbesondere bei der Feuerversicherung nach vielen Hechten der 
Fall ist. Denn diese Informationspflicht ist den Agenten gerade als Ver- 
tretern der Versicherungsgesellschafteii auferlegt worden und lediglich zu dem 
Zwecke, damit sie ihren Gesellschaften Bericht erstatten und dadurch un- 
erlaubte Vorsicherungen verhindern. Die Durchführung dieser Massregel 
ist daher nur dann {gesichert, wenn die Versicherungsgesellschaften sich 
das Wissen ihrer Agenten als ihr eigenes zurechnen lassen müssen, denn 
sonst haben sie ein grösseres Interesse daran, dass der Agent das Kesultat 
seiner Informationen für sich behalt, als dass er es ihnen berichtet, weil sie 
alsdann die Prämien bona fide einkassieren und trotssdetu später die Ver- 
bindlichkeit der Versicherung anfechten können! Sie werden daher schon 
durch das blosse Wissen des Agenten in mala fides versetzt. 

2) Weiter zu gehen und dem Versicherer j e de Keiuitnis des Agenten 
als eigene Keiuittiis zuzurechnen, besteht ein Bedürfnis nicht. Insbe- 
sondere kann der Versicherer die Versicherung wegi'n einer Unrichtigkeit 
in der Deklaration auch dann als unverbindlich anfechten, wgpn der A'j*^nt 
ti otz besseren Wissens es unterlassen hat, den Versicherten darauf aufmerk- 
sam zu machen''-). 

3) Aber andererseits ist der Versicherer auch nicht im stände, durch 

bl) 8o anoli Wolff a. a. 0. 8. der aber S. auf diesen Fall allein die 
Haftung dea Veraicherets lieselirBakMi will. VgL audi Lübecker OAO. 84. Nov. 1868 

(Z. f. Veraich.-R. I S. 82) tind 11. April 18R4 fWnndprlich, LüVi. EntscheWnngen II 
S. 321 tf.), sodann RH. 21. Feb. 1083 (IX ä. 239). Dahin gehört auch der Fall, wenn 
ein Lebens Versicherungsagent weitere Prämienzahlungeu entgegennimmt, obwohl ihm 
bdcaant M, dsM wegen Kt d e r llo h ai Lebeatwaudels des Yenicherten die Yersicliienug 
I>ra judiziert ist: er kann zwar niclit auf die Einrede des Versiclicrei-s wjrkeam XtS' 
ziehten, aber letzterer nmss dii^ I'riimie zunickzahlen. Vgl. unten § 6. 

62) Daher richtig UAG. Berlin 2. Sept. 1870 (Seuflerts Archiv XXV No. 73) 
und ROHG. 81. Juni 1878 (VI S. 48381) Der Pariser Kaaaatiomhof geht weiter, er 
lässt z. B. den Versicherer stets die Kenntnis des Agenten en^elten, falls CS eioh um 
die Nichtanzeige der Ablehnontr eines früheren Versicherunj^saTitrjigfi hnndelt, die dem 
Agenten bekannt war, vgl. z. H. Cass. 20. Mai 1879 (Dalloz, ÖU. 1. S. 35). 
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blosse Au&ahme einer Klausel in die Versicherungsbedtngungen seine 
Haftung aus solcher Kenntnis noch weiter einzuschränken, denn eiiie 
derartige Yorschrifl, vei^raben in der Müsse der übrigen Bedingungen, 
würde nur ein Fallstrick für den loyalen Versicherten f^ein, welcher wissend 
dass der Agent von der mündlich anzuzeigenden Thatsache bereits ander- 
weitig Kenntnis hat, es naturlioh utoterliesa« ihm dieselbe noch eimnal 
formell mitzuteilen. 

4"! Ausnahmsweise wird bezüglich der Wirkung auf den Versicherungs- 
vertrag das Wissenmüssen dem wirklichen Wissen gleichgestellt. So 
insbesondere, wenn es sich um eine notorische Thatsache handelt und 
unter Umstanden auch, wenn eine gesetzliche Informationspflicht 
besteht. 

In diesen Fällen hat sich der Versicherer auch da.s Wissen müssen 
seines A^i^enten insoweit zurechnen zu lassen, als er sich dessen Wissen 
hätte zurechnen lassen niüss< n (No. 1). Weiter aber nicht. Wenn also der 
Agent dem Versicherer gegenüber (kraft der liini erteilten Instruktion) 
verpflichtet war, sich über g< wisse Punkte zu informieren''^ i und diese 
Piiicht verletzt hat. so sc^hadet dies dem Versicherer in selneni Verhältnis 
zum Versicherteil nicht, der Agent aber kann dem "N^ersicherer, z. B. weil 
dieser keine Rückversicherung nahm, schadenscrt^atzpflichtig werden. 

3) AttsffiUung der Deklarationen durch den Agenten. 

Sehr hSufig kommt es vor, dass der Agent sidi dem Versidiermiga- 
nehmer gegenüber bweit erklärt, das Deklarationaformular selber 
aQszn fallen, sodass er also nidit etwa blos nadi dem Diktat des Yer- 
Meherm^^dmiers die Niedersobrift besorgt — denn in diesem Falle tragt 
augenscheinlich der letstrae die volle Yaantwortliehkeit för den Libalt^^), 
— sondern selbststandig den Inhalt des Versicherungsantrages 

♦ 53) Vgl. Neumann a. n. (». S. 6ö. 

Ö4) RG. 2. Dezbr. 18iMi (XXVll S. 153). Auch die Unterschrift des* Agenten 
oster der Deklaration ist hierbei ohne Bedeutung, da sie im Zweifel nur snir Be- 
glattbigung der üntenehrift des Antragstellen dient (NenmasB a. a. 0. S. 24), 
nicht eine Anerkennung des Inhalti« der Deklaration enthält. Auch Iii. r i?t die Auf- 
fn^rang der ausländischen Judikatur TielÜEich ungönatiger für die Yersickerungagesell- 
Schäften, 
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feststellt. Wir mSssco hio* mit der Thateache rechnen, daas dies wie 
aebr watverbieitete Üebiing ist und dass die Veniolia«r gar nieht in der 
Lage sind dagegen wiriuam etnmsohreiten, wenn sie nicht auf den Ge- 
wncbebetrieb durch Agenten flbeifaaiipt veräditen wollen; in ihrem eigenen 
Interesse also müssen sie diese Uebung dnlden, ja bcgfinstigen. Zahllose, 
besonders FeiierveFsidierttngsveitrage würden onabgescfaloeseD bleib«i» wenn 
die Agentoi niofat den Versicherungsnehmeni bei dw Ansßillui^ der De- 
klaialloiisfonnulare sur Hilfe kSmen, denn es ist diesen Leuten mdst ]£b% 
oder schwierig, über gewisse in den FVagebogen besdehnete UmstSode 
— bauliche Einrichtungen des Hauses, in welchen sie zur Miete wohnen, 
Gewerbebetriebe der Nachbarschaft u. dergl. — die verlangte Auskunft 
8ich zu verschaffen. JBlfiufig verwdsen die Statuten oder Versicherungs- 
bedingai^nen den Antragsteller sogar auf die Hilfe des Agenten ^^), noch 
häufiger si^ der Agent den Versicheningslustigen geradezu: „Ihr habt 
den Antrag nur zu unterschreiben, das Uebrige will ich schon besorgen." 

Wenn der Versicherungsnehmer unter diesen Umständen auch hie. 
wieder dem vem Yeraicherer angestellten Agenten „Vertrauen entgegen- 
bi lligt und die von diosom angebotene Hilfe nicht zurückweist oder dessen 
Hüfe erbittet, so madat er hierdurch allein den Agenten noch nicht zu 
seinem Beauftragten*'» wie das Reichsgericht mit Recht bemerktes). Jedoch 
kommt es dabei wesentlich auf die Art der Umstände an, über 
welche eine Auskunft in dem Deklaiutionsformular verlangt wird. Auch 
hior folgen wir wieder der sehr zutreffenden Unterscheidung des Reichs- 
gerichts: 

1) „Hat nämlich der Nehmer die Beantwortung der Fragen dem 
Agenten überlassen und handelt es sich um die unrichtige Beantwortung 
von Fragen über solche Verlifiltnisse, welche nach Besichtigung 
der Ocrtlichkeit vom Agenten n ie von jedem Dritten beantwortet 
werden können, so erscheint das Eintreten des Agenten geignct, den an 

Ö5) In den Statuten mancher Gegenseitigkeitsgesellschaften (z. B. Ötolper Feuer- 
V.-G. Art. 11, Oldeabuxger Feuer-Y.-G. S 18) heisst es von den Distriktsdeputierten 
(s. oben S. 18); .Sie haben den Yenicherten bei der Anfaahae der Tcwiehermigs» 
Nach^ ei Hungen SU uatetstttlMii, von der Richtiglwit der SitnatioiMplIne ndk in fiber- 
zeugen U. B. f." 

06) RG. 2. Dezbr. 1890 (XXVII S. 152). Um sich dies recht klax zu machen, 
1»raiicht maa nur an den Fall xn denkeni dass der VeniohemiignftBhBier statt deasen 

einen beliebigen Dritten mit ilcr:«elIiori Funktion betraut. Der Gecrensatt ist 
augenscheinlich: dann hat er wirklich einen Mandatar dafür bestellen wollen. 
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sich aus der unriclitigoii Beantwortung folgenden Vorwurf des Ver^ühuldeoB 
tu entkräfteDi und es kann auch darin kein Verscijuldcn dos Nehmers ge- 
funden werden, wenn « r es unterl&.'^st, die Antworten des Agenten noch 
einer besonderen Nat liprüiung zu unterziehen. Der Nohmer darf nach der 
ganzen Stellung do8 Agenten das Vortrauen haben, das^ er pchon im 
Interesse der Gesellschaft Fragen der bezeichneten Art nicht ohne Augen- 
Bcheinseiniiahme beantworten wird" '"^). Erweis*! der Agent sich aber als 
nnzuvcrläs-ifr oder macht er gar — um die Versichonmg su stände zu 
bringen imd .seine Provi.sion zu vei-dienen — unrichtige Angaben, .so mag 
der Versicherer, der ihn ange.st<'lh hat, sich an ihn halten, der loyal ve!> 
trniiondo Vorsichrrtingsnehmer muss geschützt werden. Im Falle der Aus- 
füllung der Deklaration durch den Agenten geht also die Verantwortlich- 
keit des Ver-iclit-rers weiter, als beim blossen Wissen do.s Agenten von 
einem anzr'ig( j>Hi( litic:en Um«Jtan<lc, und es ist verkehrt, beide Fragen mit 
einander /.u venni-rlicn (oben Seite 29). 

Ks wäre fi-eilicli für den Vorsicherer aiif:* richm, wenn or tlic seinen 
Interessen sehr dienliche Uebntifr «tillschweigend duldend, von all di ri zahl- 
reichen Versieherton, die .«ich der Hilfe des Agenten bedient* i> urid nailihrr 
keinen Sehadi ii < ikMdpn, die Prämien anstandslos ein^treiehcn (iürtle, die 
Auszaliluug der Kntschädigung aber an die wenigen, vom Unfall Jietroti'enen, 
trotzdem nachträglich verweigern dürfte! Die Ungerechtigkeit einer solchen 
Handliniif> weise liegt auf der Hand. 

Glei* li^nltig ist es auch, ob der Versicherungsnehmer das Deklanitions- 
dokument schon vorher unterschrieben hat oder «'rst nach AusfiUliui^^ dun li 
den Airenton seine Untersehrift darunter setzt: zwischen beiden Thatsachen 
VI riiia^ ich - was die Haftung des Versicherer-; für die Thätigkeit des 
Agenten aubeiriÖ't — keinen l^nterschied zu entdecken. Lediglich dann, 
wenn der Versicherer nacliweist, dass der nacliträglich unterzeichnende Vcr- 
sichenmgsnehmer die unrichtige Ausfüllung der Deklaration gekannt habe« 
würde die Versicherung unter allen TTmstanden miverbindlich seinf*»). 

Die l 'nverantwortliehkeit des N'ersieherers für die Thätigkeit des 
Agenten kann auch hier wieder nicht durch Aufnahme einer das Gegenteil 



57) So wörtlich Kü. 2. Dezbr. löW) (XX VU S. 152). Vgl. auch KG. i». Nov. 
1888 (Xni 8. a07). EntqNreohend auch Far. Easwi. 26. Juni 1889 (DaUoi, P. I S. 386). 
Ebenso schon App. O. KObt 28. Feb. 1867 (Z. f. Handelsrecht Zill 8. 75). - Noch 
sch&rfer spannt <Iie V. rantirortliohkeit der GesellBcbafben Vivante a. a. 0. I S. 110. 

öü) Vgl. hierzu Neumauu a. a. O. ä. M, 3ö. 
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bestimmenden Klausel in die Versicherungsbedingungen aufgeschlossen 
werden, da dit st; dmi V(;ri^icheruriu-[i< I nier regelmääüig unWkaimt bleibt. 
Lediglich wenn da.s Deklaiatiuiiblurmular .selber die bundige Erklärung 
enthält, dass dem Agenten jede Mitwirkung bei der Ausfüllung 
des Formulars verboten sei und dass daher je<le unrichtige Angabe 
die. Versicherung unverbindlich mache, selbst wenn sie vom Agenten 
ausgehe, lediglicli daon muss nach dem oben Seite 28 aufgestellten 
Prinzip das Gegenteil angenommen werden. Freilieh würde eine Gescll- 
Bchaft, welche ausdrücklich diesen rigorosen Grundsatz proklamiert, mit 
den übrigen, kulanteren Gesellschaften schwerlich mehr konkurrieren kcnnien, 
und sollten alle Gesellsehaften sich über seine Annahme einigcu und ihn 
streng zur Geltung bringen, so würden die Privatlcucrversicherungsgesell- 
schaftcn alsbald durch die Entrüstung der ötteutlichen Meinung hinw^- 
gefegt werden. 

2) „Handelt es sich tlag(gen" — fährt das Erkeuiituis des Reichs- 
gerichts fort — „um die Beantwurtuug anderer Fragen, welche nur aus 
Mitteilungen des Nehmers richtig zu beantworten sind, so kaun 
das Eintreten des Agenten bei dei- Ausfüllung des Foiiauhirs den Nehmer 
nicht (entlasten '-'!." Dies ist besonders auch für Lebensversicherungen 
bedeutsam, weil die hier an/uzeigenden Umstände stets derartige öubjekiive 
sind. Daher muss eü aueh als ilurchaus korrekt und sachgemäss bezeichnet 
werden, wenn die Lebensversicherungsgesellscliafteu in ihren Versicherungs- 
bedingungen eine ihre Verantwortliehkelt aussehliesscnde allgemeine Klausel 
wie die vorhin charakterisierte aut'nelHnen''"i. Der Versicherungsnehmer be- 
darf aber dieser Erinnerung eigentlich nicht, er muss bei der geringsten, 
von ihm zu erwartenden Ucberlegung^') wissen, dass die Auakunft über 
derartige, objektiv nicht festzustellende Umstände lediglich von ihm selber 



59) So das zitierte RG.-Erk. 2. Dezbr. 1890 S. 153 und diesem Prinzip ganz 
entsprechend KOHG. ly. Nov. 1872 (VIU No. U) und 16. Mära 1875 (XVJI No. 6 
S. 24). Ebouo. RO. 18. Sept. 1889 (bei Neumftnn a. a. 0. 8. 35 naeh dam YerdnB- 
blttit J. 1890 S. 257) und 12. Dezbr. 1880 (Neumann S. 37). 

60) So z. B. AUgem. Bedinfrnnfjrn drs ViTfins ilrmtscher I^i'Tjeii^vprsIclu'nint«'- 
gesellsobaften § 1 Abs. 2 Sat?. 2: „Für die lÜcbtigkeit und Yollatäiidigkeit der in den 
Dddttationen gemachten Angaben und Erklftningen ist dtt Verricherungsnehmer 
allein veraatwortiiidi, anch wenn dieselben von einem Vertreter der Gesdlsehaft . . . 
nipdr-rgcsrlirlt'lx'n sind." Yf>I. aiicli GdHiuPr LVR. ü -in Alis. 2. — Die» hftt dann 
Hinricbs in der Z. f. HH. S. 3U0 wie stets zu sühr vcinJigernuinert. 

61) Vgl, oben S. 28. 
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erteilt werden kaim und da*» er, vveiiii er sich dabei der Hilfe des Agenten 
bedient, dies auf srinc eigene Gefahr thut, da.ss er ihn dabei lediglich als 
sciueu eigenen Beauftragien zu betrachten hat 

§ 6. 

4) Entgegennahme von Leistungen durch den Agenten. 

Ztu l^ntiiefzrnnahme von Ix*i8tungeu des Versicherten gilt der Agent 
nach den (n w oli nluiten drs Geschäftsverkehrs jedenfalls bei allen Rinnen- 
versichcruiigi Mi il^ l)r\ ollmn.'htigt; wer einen F«>uer- oder Lebeuj?ver- 
»ieherungsverti itg al)S( lili( sst. weiss es gar uielit anders, als dass die Prämien 
an den Agenten zu entrichten sind'^*). Der Ai^ent ist daher wie jeder mit 
dem Zahlungsempfaiige betraute Mandatar auch befugt^ Quittungen über 
Prämien und Beiträge mit verbindlicher Wirkung für den Vcrsielu rer aus- 
zustellen, weil das Geschäft der KiiiUa^sieruug dies mit sich bringt. 

1) Es fragt sich nur, ob ihru diese gesetzliche Vollmacht durch 
Aufnahme einer Bestimmung in die Versicherungsbedingungen 
entzogen werden kann. Sehr häufig enthalten die Bedingungen die 
Vorschrift, dass die Quittungen von der Direktion selber zu unterzeichnen 
oder wenigstens mit dem Stempel der Gesellschaft, zu versehen sind, und 
dann geht die Absicht des Versicherers dahin, dass nur durch den Besitz 
einer solchen Quittung der Agent bevollmächtigt sein soll, und zwar nur 
zum Empfang der in dieser Quittung bestätigten Zahlung. Wenn trotzdem 
der Agent eine ihm angebotene Zahlung ohne solche Quittung entgegen- 
nimmt, so könnte man ja die Verbindlichheit des Zahlungsempfanges för 
den Vmkdtemr aadi hier mit dem oben aii%estellteik GmuSaabse b^rfinden^ 
dass der Veraidierte nicht verpflichtet aei, die ^iBed^ngimgisaf besser au 
kennen und sorgsamer zu beobachten als der Agentj indessen bei Geld- 
zahlungen die Sache denn dodi wesentlidi anders als bei der Erfüllung 
«ner Anzeigepflicht. Auch die geschälteunkundigste Pengon weiss, dass 
hier der eigentliche Empfangsberechtigte der Gefahr einer Unterachlagung 

62) Die« scheint iiucli HOHG-. 10. April 187*5 iXlX S, 41 S) anznnehmfn, wrilirend 
«ia Erk. des Hamb. Hami.-Uerichsa (Z, f. Veraich.-K. I S. 173) einlach den Art. 61 
d«a HQBueha zur Anwendung gebrftüi^ wiRMii -will, wm wshet woicMig ist. W«m 
Nenmann a. o. 0. S. 47 if. meint, dass der Agent erst durch Empfang der Quittung 
seitens der Direktion zum Kmpfang der Pnimie lo^'ifiinirrt svurklf. so ist dies pfixyz 
richtig fär den gleich zu be.sprecheuden Fall, dass ihm die Vollmacht entzogen ist, 
im Zweifel aber kann es nicht gelten. 

8» 
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von Seiten der Mittelsperson ausgesetzt iist und ila»i> er daher ein gru.^.st.s 
Interesse haben kann, die VoHmaeht der letzteren einzuschränken. Dazu 
kommt aber, dass es sich bei der Prümienzuhlung um eine reg* lui'issijre, 
mindestens, einmal im Jalu-e wiederkehrende, nicht wie bei der Anzeige- 
pflicht um eine seltene und aussergewohnliehe Verpflichtung handelt, und 
es scheint daher nicht zuviel verlnnjjt, wenn man dem Yer&iclierten zu- 
mutet, sieh darüber aus den Versieherungsbedingungen ein lur allemal m 
informieren. Immerhin lässt .sich aueli die entgegengesetzte Ansicht recht 
wohl verteidigen, und mehr als irgend eine andere der bisher erörterten 
zweifelhaften Fragen verlangt diese nach einer gesetzlichen Entscheidung'' *). 

2) Audi wenn der Agent nach der von uns vertretenen Ansicht zwar 
zur Erh<'bnng der Prämie, aber — kraft einer Klausel in den Versicherungs- 
bedingungen — nielit zur AussteUung der Quittung bevollmächtigt ist, 
hat er doch stets die Fiiiiigkeit, den Versicherer durch solche Handlungen 
oder Unterlassimgen zw vorpflichten, welche mit der Erhebung der 
Prämie unmitt< Ibar im Zusammenhange stehen. Daher kann er 
über die äusseren Modalitäten der Prämienzahlung N'ereinbarungen mit 
dem Versicherten treffen, au welche der Versicherer gebiuiden ist. Ins- 
besondere kann er, mit verbindlicher Wirkung für den Versicherer, sicli 
verpflichten, die Prämie von dem Versicherten al)!rnhoU'n, selbst wenn 
die Prämienschuld — n\ orauf hier nicht näher eingegangen werden kami — 
von Gesetzes oder von Vertrags wegen eine Bringschuld ist. Dies kann 
auch durch ( ine konstante Praxis des Ag( nten geschehen, selbst wenn 
sieh in den Versiehcruiigsl»e(iiiigungen nicht nur die Vorschrift findet, dass 
die Prämie den Agenten in dessen Wohnung zu bezahlen ani, sondern 
sogar die weitere Vorschrift, <lass eine gegenteilig«; konstante Uebuog keine 
Entschuldigung für den Versicherten begründen solle. 

Wenn nämlich auch bei der Prämieuzahhing eine \^erletzimg der 
VwPBchriften der Versicherungsbedingungen für den Versicherten (nach der 

63) Wenn nui die YollmMiht dei Igenten mr AiwateDnng einer Quittung davon 
hat abhängig machen wollen, ob an die Niebtmbhuiir ^ FMmie das «ofavae Friigndix 

des Verfalls ih;r Vprsicherunfr prpkniipft poi od-T niclit, indpm im erfitoron Falle der 
Versicherer schlechterdings dafür sorgen müsse, dasa die Prämie rechtswirksam an 
den Agenten bezahlt werden könne (HAG. Nürnberg 29. Mai 1868; Z. f. Handelsrecht 
XIV S. 628), M M dagegen xu aagen: NaiflrHbh tritt da» aagedrolite Fi«jndit aidit 
ein, wenn die Zahlung durch Schuld des Versicherers (Nichtcinscndung der Quittung) 
unterblieb, dapegen braucht die Vollmacht des A{,'cnten um deasentwilien nicht 
notwendig auch auf Ausstellung der yuittuug zu gehen. 
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von uns soeben vertretenen Ansicht) selbst in dem Falle präjudizierlich ist, 
dass der Agent dabei mitgewirkt hat, so muss bei einer konstanten der Ver^ 
sicherungsgesellschafl nicht unbekannt bleibenden und nicht verbotenen 
Uebung die entgegenstehende Vorschrift der Bedingungen als — durch 
den Grebrauch — beseitigt angesehen werden*'*). Denn es musB als der 
bona fides wiedersprechend bezeichnet werden, wenn der Versicherer, solange 
dies seinem Interesse entspricht, dulde^ dass jene Vorschrift als nidkt bestehend 
behandelt werde und nur dann sich auf sie beruft, wenn vor Einziehung 
der neuen Prämie ein Unfall eintrat, während der Versicherte dnrch ^le 
lange Uebung an den Modus der Einziehung der Prämie gewöhnt wenden 
iat<^). Soll von einer solchen Uebung abgegangen werdeDi SO iflt dies 
ansdrQcklioh und vor der F&lligkeit einer neuen Prämienzahlung dem 
V«!»leherteQ mitzuteilen 

Hat man dagegen eingewandt, «ne derutige Praxis der Yeiv 
sichernngsagenten könne moht als F^ia Terslohernngsgeaell- 
schaften bezeichnet werden, sie sei dne Folge der Konknrrena anter den 
Agenten 67), ao ist lu erwidern, dass — da jeder Agent nnr eine 6»> 
sellsoliaft derselben Branche vertritt, — es sieb stets ausschliesslich mn 
dne Eonkmvais deat Oeaellsobaften banddt; etwas anderes würde es 
sein, wenn der Agent ein li^dder wSre und sdne Kniana also nicht einer 
bestimmten Veffsidk^rungsgesellschaft, sondern lediglich seinem eigenen 
Geweibebetriebe an gute kirne. 

8) Aber iSUese Ydlmaclit des Agenten besieht sich nnr auf die äosaeren 
Modalitäten der PHImiensahlnng, ds^egen ist er nicht befogt, den mate- 
riellen Inhalt der Verpflichtung abauand^, insbesondere also andi nicht 
die Prämien au kreditieren*«). Dies kann selbst der aum Abschluss 

64) So mit Secht Lewis, Lehrbuch des VerBicheningsrechta S. 186, 187 auf 
Gnind einer konstanten Praxis kv französißchen Gericht.', Vgl. auch Kfltiig in 
Endemanns Handbuch des Handelsrechts III S. 769 tf. Das Reichsgericht hat freilich 
in dem höchst bedenklichen Erk. 26. Nov. 1887 (XXIt No. ^ im entgegengesetrten 
Sinne enfaiehieden. 

R?i) Vgl. Lewis a. a. 0. S. 187, 188. 

66j Auf diesem Standpunkte steht sogar das cit Erk. des ReichBgerichts S. 57, 
obwohl dasselbe eigentlich mit dem von ihm au^esteUten Pimaip niolit T^inbar ist. 

67) So Nenmann a. a. 0. S. £0. 

68) So auch ausführlich das Erk. eines Schiedsgerichts in Z. f. Handelsrecht 
XTI 8. 550 fF., f. rner OAG. Lübeck 27. Sept. 1870 (Hamb. HGZtg. BeibL 70 No. 128), 
Woiff a. a. O. S. 243, Crawley, life Insurance S. 198, Neumann a. a. 0. 8. 59. 
Dm BeiebiBeriefat Qbck. vom 16. Mai und 4. Dezbr. 1888, bei Nenmann a. a. 0. S. 67, 
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des Versicheninpsvcrtragcs bevollmachtierte (Haupt--) Agent dauu nicht, 
wenn der Termin iur die Fällitikoit der Prämie in den gedruckten Be- 
diiigunoron festgelegt ist^»). Hat jedoch der Agent — auch der gewöhn- 
liche Unteragent — die zu spät entrichtete Prämie dennoch entgegen- 
genommen, so kann der Versicherer aus der verzögerten Prämienzahlung 
keinen Einwand mehr gegen das Fortbestehen der Versicherung herleiten"^); 
während mngekehrt der Agent nicht ohne Zustimmung des Versicherers 
die aus einem anderen Grunde präjudizierte Versiolierung durch Ent- 
gegennahme der Prämie wideraufleben lassen kann^*), wenn er nioht 
ohnedies zum Abschlags von Versicherun gs vertrügen und also anch znr Ei^ 
neaeruDg eines verfallenen Vertrages legitimiert isi^^. 

4) Hat der Agent die reditcdtig angebotooe Zahhing nioht ange- 
nommen, so kann dies dsa Anspractb des Yersieherten nioht prijadiawen, 
mag der Grund der Ablehnung gewesen 8^0» welcher er woUe'*). 

§ 7. 

5) Erfüllung duroh den Agentea 

Wenn der Agent snnerseits dem Yersioherten eine ^-Mnng madit^ 
so darf dieser annehmen, dass jener hiersa y<m dem Versieharer bevolt» 

nach dem Yereinsblatt von 1889 8. 207, 215) scbeiiit allerdings anztmelmieii, dan der 
Agent auch zur Stundung der Fr&mie befugt sei, 

69) Vgl. oben S. 16. 

70) Das verlangt die Terkehntrene, sonst konnte der Yerddierer jede Ver> 

Sicherung später anfediten, sobald er erfährt, dass die Prämie um einen Tag zu spät 
gezahll Ist. DIpr Tvird noch nicht mit gt'm"ii,'f'ii(lt r Schärfe betont von dem ROHG. 
4. Nov. 1874 (XIV No. 136 S, 434). Zu allgemein auch Naumann a. a. 0. S. 49, 
dass der Ywsielierer sieh ,reehtseitig' tiber die otdnmigswidiige FrUnuensalilung er* 
kl&rt haben rnünm — A. M. Hamb. NG. 15. Jan. 1877 (HGZ. BeiUL 77 No. 99). 

71) Oben Not«- öl. 

72) Oben Note 45. 

78) Vgl. auch Kenmann a. a. 0. S. 49. Wird die Annahwie der Zahlung 
weigert, weü die Police od«r die PrftBiienqiiittiiiig von Seiten der Yersidienuigsgesell* 

Schaft noch nicht cingcgfingrn sei, so darf dor Vnrsicliertf erwarten, von iliesem Ein- 
treffen benachrichtigt zu werden, und hat der Agent dies versäumt, so kann auch der 
Veraicherer nicht die Präjudizierung wi^en versäumter Prämienzahlung behaupten. 
(BOHO. 18. Okt 1874; XV No. IQ. Auf eine Teniclieniiigsbedingiing, tronaeh bei 
Verweigerung der Annahme die Prämie unmittelbar an die Direktion einzusenden ist, 
rnnsf« der Af^crt den Vor?ich orten anfmerksam machen, und dieser gerät auch dann 
nur in Verzug, wenn er Itiuger als im ordnungamässigen Geschäftsgang erforderlich^ 
die Einsendung der Prftmie ven(^>iNrt. 
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miohtigt ynt, und gilt daher im Zweifel als ^tglfiabiger Empfänger der 
Leistung. Ob der Agent aber wirklidi VoUmaobt liatte, ob also die Zahlung 
unwidenroflieh ist und ob sie als Anerkennung der Zahlungsverbindlidikeit 
seitens des Venieheren anaus^n ist, das hingt von den ihatsftehliohen 
UmsÜnden ab> in der R^l also davon, dass er entweder einen spenellen 
Zahlungsauftng eriialten hat oder dass er aur Sdiadenaregulierung t<mi 
Seiten des Vefsidiere» bevolhnSohtigt war'^). 

Daher sind auch Vorschüsse, weldie der Agent aum Zwecke der 
Abwendung oder Venii^mii^ des Schadens aus Mittehi des Verncherers 
machly im Zweifel nicht f^r den V^cherer verbindlich; diesw kann trotas- 
dem nachwdsen, dass die drohende Gelahr gar nicht su seinen Lastra 
stand oder dass die vom Y ersidierten voigen<»nmenen Bettuii^mBSSregeln 
unaweckmfissig waren, und auf Grund dieses Nachweises kann er die Rfidc- 
aahlung der gemachten Vorschflase durdisetcen. 

Der Versicherte kann auch nidit verlangen, dass der Agen^ weldier 
Gdder des VersiohererB in Hfinden hat, ihn aus diesen Mittdn befned^e"). 

D&m es li^ gar k^n Bedäifbiss vor, dem Agentcsi hier dne weitei^ 
gdbi«ide gesetdiche Vollmadit au erteilen. 

§ 8. 

6) Prosessfährung durch den Agenten. 

Zur Prozpssf uhrung namens dos Versicherers ist der Agent weder 
aktiv noch jjassiv ohnp besondere Vollmacht'") lci;itimicTt, da auch hier 
für eine gesetzliche Revollniaclitigung; kein Bedürfniss vorhanden ist"'). 
Die trotzdem von einem Agenten gegenüber der anderen Partei oder vor 
Gericht oder gegenüber einem Kecbtsanwalt abg^beue Erklärung oder 

74) Oben S. 24 f. 

Dresden 4. Sept. 1863 (Z. f. HR. Vin S. 604). Du Erk. flüirt am: Die 

faktische Möglichkeit des Agenten, über Mittel dos Versicherers zu verfügen, gi-iuige 
niilit iih rei'litliflif nrtinfllnpe mn ihn darauf zu bclaiifl'pn, da er eben nicht zur Er- 
fQllung des Vertrages und zur Verfügung über die Mittel des Versicherers zum Zwecke 
der ErftUluiig beToUiiifteh%t »et 

76) Bei Oegenscitigkeitsgesellschaftcn wird bisweilen in den Versichenings- 
bfdiTigiini^n bestimmt; ^Dif Distrikfsflpputiertr'ii {•*. obon S. 13) sollen hiermit er- 
mächtigt sein, die gerichtliche Beitreibung der in liest gebliebenen Beiträge zu be- 
viik«n und tn betraibttk' (m s. B. Oldenburger Feuer-y.-Gl. § 61). 

Tl) Behrend a. a. 0. § 55 Note IS. 
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voigenomnMDen gerichtliobeii Sebritle und daher für den Versicherer un- 
ywbmdlieh. 

Hiat eine aualandisehe Geselkdiaft kiaft der ihr geeetdioh obliegend«! 
oder als Zulassnogsbediiq^oiig auferl^iten YerpflichtuDg, «m inlftodisohes 
Domizil au wählen, vor dem inUjadiachen Geriehte Bedit au nehmen und 
daaelbat emm Hanptagenten au bestellen, so iet zwar dieser Hanptagent 
stets aur Annahme prozeasoaler Ladungen und geriohtlioher VerfSgongen be- 
volbnaditigt'S), aber ob er auoh ala richtige Beklagter d«r Gesellsohaft 
au betnu^ten ist, hingt von dem Inhalte der geaetaUdien Bestimmung 
oder ZnlaaaungsbedinguDg ab, auf wel<^ei; jene Verpflichtungen beruhen; 
im Zwdfel iat die Klage auch in solehm Fallen gegen die Versicherung»» 
gesellsohafi selbst au richten 

m. Substitnienrng einer anderen Fersen für den Agenten. 

Es bleibt noch dio Fra^f zu erürtern, ob der Versicherer fTir Hand- 
lungen, welche ein Sul)stitut des Agenten vorgenommen hat, g-en.in ebenso 
dem Verbicherteo verantwortlich iatj wie wenn der Agent selber die Hand- 
lungen voi^enommtm hätte ^°). 

Soweit der Agent kraft des Agenturvertrages herechtigl wai", sich 
eiuo andere Person zu .sul).<tituieren, versteht sich dies von selbst*^), frag- 
lich wird es dagegen füi' den — regelmässigen — Fall, daj»s er hierzu 
keine Befugniss hatte und trotzdem durch eine andere Person vertreten wurde. 

Im allgemeinen muss der Versioberungsinteresseut wissen, dass er 

78) Das int ja der Zweck der gamKn Bcstimmiinff, im Intereme der Veiv 
8icherti>n die ]>ro/.fs-n;il>' G'''lt(>rir1iiinrhnTitr /n Tlficliti^ni. 

79) Erk. Üiesdeii 4. Sept. IHtiB iZ. f. HH. Vi 11 t>. öüüj. Diisscibe sagt; «Arn 
wesigatem Mi abstueben, mtram ohne dae aolcbe mnftuneitde Ermaditigimg dw in- 
iBndiHche Vetsicberungs-Iuteressent au-sser stände vein soll, mittelst einer diesem Haupt' 
agent^^^n insinnierton, alior popen die Ver^ii licnini«"<r*'''**l''if-liaft «elbst gerichteten Klage 
seine ücrechleame vor dein inläudischen Forum gehörig und erfolgreich wahrzu- 
nehmen/' Vgl. auch ROHO. 6. Mai 1871 (II 8. 262) und Behrend a. a. 0. 

80) Nicht SU verwecbsdn ilt hiennit der oben iS. 12 vorausgesetzte Fall, das« 
d^T von einer Hauptagentur angenommene Gehilfe sicli den N'erHicherungsintere^ seilten 
gegenüber als Agent geriert, also selber für die Firmu de« Versicherern auttritt. 
Hier letsen wir dagegen vocans. daas er andi den dritten Pergonen gegeuüber nur 
ab Gehilfe erscheint. 

81) YgL Vivante a. a. 0. I S. 105. 
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es nur mit dem Agenten sdber, nidit mit beliebigen Angestellten desedben 
za thun hat, dass nur jener p««önlidi ihm als Vertreter und Vertnuiena- 
mann des Versichwers g^genfiber steht. Wenn er also z. B. in dem 
Gomptoir des Agenten dessen HandlongsbeTollmlchtigtem gegenfiber eine 
EriKlSmng a^jibt oder wenn dieser ihn einen Passus der Venioherungs- 
bedingungen auslegt» so ist der Yersichecer an eine solche Auslegang nicht 
gebnnden 

Etwas anderes muss aber dann gelten, wenn der Agent den Versicherten 
— ausdrücklich oder stillschweigend — an den Substituten gewiesen 
hat, wenn er a. B. durch diesen das Delchirationsfbnnatar ansf&llen, durch 
diesen die Prämien einkassieren lasst^^). Sollte hi^ der Ver8i<herer nicht 
ebensogut gd>miden sein, wie wenn der .^ent selber diese Handlungen 
vorgenommen hat, so wQrde ein vorsichtiger Agent stets durch anders 
Pfflsonen Ecfclarungcn abgeben, ErldSmngen anndim^ und Leistoogen em- 
pfingen lassen, und alle von uns für notwoidig ev^nnten Sdiutamassregdn 
des Vermcherten wfirden wirirangslos sein. 

§ 10. 

Schlnssbetraohtung. 

Die Resultate, zu denen wir gelangt sind, halten die Mitte zwischen 
der Auffassung der französischen Judikatur, welche eine fast schrankenlose 
Verantwortlichkeit des Versicherers fiir seine Agenton proklamiert, und 
der in der deutschen Litteratur noch immer hen-schenden Anschauung, welche 
die Interessen des Versicherten fast vuilig |>rei.>g)bt. 

Während die höchsten deatschen Gerichte zwischen beiden Extremen 
hin- und herschwankeu ^^), stellen wir zwar das Interesse des Versicherten 
als das in erster Linie schutzwürdige entschieden voran, gewähren dhwe 
audi dem Versichever die Möglichkeit, sich gegen besoaders gefiitiriidie 
grobe Pflichtverletaimgen seiner Agenten zu sichern. 

Soweit es der Schutz des Veraidi»ten gebi^iisoh verlangt^ sditiees«! 
wir die Möglichkeit ^er ^nsobränkung oder Aufhebung der Verantwort- 
lichkeit des Versicherers dnrch Aufnahme von Klauseln in die Versicherungs- 

82) RoHG. 2. Mai 1871 (II No. 67 S. 246). Vgl. auch Woiff a. a. ü. S. 245. 

83) RG. 3. Juü 1883 (IX No. 50). 

64) Man vergleiche das r«iehflgerichtiliche Erk«imtnu vom 26. Nov. 1687 (XXII 
No. 9) mit dem vom 8. Dezbr. 1890 (XXYII No. 86). 
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bedingungeti aus. In diesea Fimkte tßigt sich die Lehre von den Vei> 
flieherungsagentm als typisdi ffir das yerrichemngsrecht fiberfaaupi. Die 
schrankenlose Vert w igs f feihdt, em gutes Prinsip da, wo noh gldohstaike 
Intereasentengruppen g^enfiberstehra, sdiligt — ^eidi mandier anderen 
Fr^dt ^ in ihr G^enteü um, wo äse social Sdiwlehere eich aof den 
Yertmgssdiluss.mit dem social Stftrkeren notwendig angewiesen aidit und 
wo ctiglei(^ der Segen der Eonkarrenz durch Kartellbildungen ausge» 
schlössen wird. Wwst ist die Freihdt in Wahrheit nur für den StSrkeren 
dsy sie führt cor Unterdrückung des schwicberen Interessenten, dem die 
i^^dii^j^ongen" des YertragssdilusseB einfach auferlegt werden. Nicht 
ein „sich vertragen*' — wie das Wort eigentlich besag!« — sondern ein 
„vorsdireiben*^ und i^befolgen." ist das Wesoi dieser sogenannten Vertrags- 
frdheit 

Und dieser Qcgensatc cwisdien scheinbarex Frriheit und wiikliehem 
Zwang durchzieht das ganze Binnenversicherungsredit, selbst die Bildung 
zahlreicher G^genseitig^eitsgesdlsdbaftra hat ihn nidit auszi^eidien ver- 
mocht. Es wird daher die wichtige Au%abe d«r Gesetsgebung auf diesem 
Gebiete sein, durch eine massvolle AufsteUung absoluter Reditnitce 
den Venicherten zu sdifitcen und danut zugleich — wie ioh es oben 
S^te 10 boreits hwvoriiob — den Versichenu^ageseUschaftM sdber den 
besten IMenst zu erwdsen. 

Ahet allerdings, in mass voller und sachverstandiger Wdse 
muss dies gesdiehen, damit der kriftigen Ausgestaltung des vidfiidi noch 
im Fluss befindlichen VeTsidherungswesais dadurch kmne hemmende Fessel 
angelegt, s<une gesunde Welterentwickelut^ nicht unterbunden wird. 
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im Gebiet des Zivilreclits. 
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L Bm ju liiigalm und anilogt Amirvidimg. 

1. 

Die fSnuedken Juristen beseidmen eine Anzahl von BeditovMMliriflen 
als jus singolare >). Sie stellen diese Voiflciiriften dem jus oommune gegen- 
über*). Paulus hat eine besondete Sdirtft de jufe singulari vertust. 
Daraus ist dne Definition des jus singulare in die Digesten uberg^augen 
als L 1$ de legib. 1, 3. Sie lautet: 

Jus singulare est, qnod contra t^orem rationis propter aliquam 
atilitatem anetoritate constituentium introductum est 

Paulus ssgt in Ueberdnstimmung mit Jnlianus davon aus, dass es 
sich nicbt rar fbJ^^dittg^ Erweiterung eigne. Dasselbe stellt Papinianus 
für eine Art des jus »ngnlare auf*). 

1) Gai. III § 114: In hoc aut€m jure (sc. adstipiilütinnis) quaedam singvüari 
jure obaervaotur. L 2 de testam. mil. 29, 1 : propria atque !«m^aria juta in testen 
nwnta eonun (sc. militam) obiervantar. JavoL L 88 9 1 de pon. 41, 2: In his qni 
in hofitium potestatt'm pervnnpnmt, in retinendo jura rerum suarum singulare jus est. 
Jnl. L 2 § 2 dp jure codicill. 21'. 7: rA^lirillonjm jti« singulan^ »'«t, xü quaecunque 
in his 6eribt;utur periude haberentur, ac »i in t«stauiento scripta e^sent. Pap in. 
L 83 § 3 de fideicouun. Übertat. 40, 6: Etiam lldei<]ommi§Boria libertu a fiUo post 
certam aetatem eins data, si ad eam pner non perveniti ab berede filii praestituta 
die reddatur: «piam («pntrTitiani jure singrulari receptam ad cetera fideicommissa reliota 
porhgi non placuit. L 44 § 1 de posä. 41, 2: Quae«itum est, cur ex peculii causa 
per terram ignotantibM poMessio qnaereretar. IKxi utalitatis caun jure ongiilari 
reoeptaiD. L 44 § 3 de usnrp. 41, 3: Nondum aditao bercditatis tempns aSOCapioiB 
datom est, ?ive servus hereditiirius iilifjuid oomparat, sive defunctus usucapere coc- 
pemt: sed haec jure eiogulari rccepta .sunt. Ulp. L 15 R. C. 12, 1: Singularia quae- 
dam leeepU nmt di«a pecmiiaiii creditam. 

8) So die Ifilitftctestamentafonn der ordentlichen Testanientsforra Paul. III, 4a 
§ 3: tarn communi quam proprio jnre testamentum fiicore Ulp. t, 7 de injusto test. 
28, 3: jure militari . . . communi jure L 3 L 11 pr. de testam. mü. 29, 1. in dem- 
selben Sinn wird jus «Mnmane die gemeine Substiintionftbefiignis im G^reasats «ir 
pnpQlarisohett genaimt (mp. L 15 de lubst. 88, 6), ebenso du Beeht Aller gegenflber 
den Privilegien des Fislcus (Papin. L 37 J. F 49. 14). 

3) Paul. L 14 de legib. 1, 3 (L 141 pr. R. J. 50, 17): non est producendum ad 
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46 F. Begelabeiger, 

Diese EigentGinlicbkeit iet der Gnincl, wanun maa von jeher dem 
Begriff des jus singabure nachgegsiigen ist. Aber tmts der Definition des 
Panliis und trots der eifrigen Bemühimgen der Neueren ist bis jetst ma 
befriedigendes llrgebnis nieht gewonnen. Sollte der Grtmd nieht darin 
liegen, dass das Gesndite nieht vmlianden ist» dass die rSmisdien Juristen 
mit dem Ausdruck jus singulare einen festoi Begriff fii>eriiaupt nicht ver* 
banden haben? 

Legen wir die Definition des PiMilus au Grunde^ so kennsdehnoi das 
jus eingnlaie fölgende Mericmale^). 

1) Es sei contra fenoram rationis eingef&hrL Paulus nennt es andei^ 
wuts contra rationem juris, ebenso Juliaausy der seinerseits in demselben 
IKnn von oontia rationem diaputandi spricht^). 

Eatio juris ist das Rechtsprinrip, tenor rationis ISsst sich wiedei^ 
geb«i mit Festhalten am Prinaip oder mit Inhalt des Prinape, beides 
kommt auf dasselbe hinaus. 

Jus singulare i.«it demnach ein Rechtssatz, welche nicht nur nicht 
auf denkmassiger Entwickelung eines leitenden Rechtssatzes beruht^ sondern 
geradczti mit der Folgerichtigkeit eines solohen in Widerspruch tritl^ einen 
Bruch in die logische Anwendung bringt. 

Hierauf stützen die Nenerai ihre Unterscheidung von jus commune 
and jus singulare und spredien von normalem und anomalem Radit 
(Savigny, Brina), von konsequentem und inkonsequentem (Thöl), von 
regelmässigem und regelwidrigem (Windscheid), von prinzipmässigem und 
prinzipwidrigem (Holder)^). Der. letstere Ausdrudc scheint mir dem au 
lassenden Gedanken am angemessensten. 

Priifen wir nun die Rechtasätaef welche die Quellen, nicht was die 
Neueren als jus singulare bezeichnen, so ergibt sich, dass sich das genannte 
Merkmal bei einigen findet, bei andern entschieden nicht. 

Prinzip ist begrifflich verschieden von fii^geL Regel wird genannt^ 
was in der Mehrzahl verwandter Ersdieinungen eintritt; sie ist etwas 

consequentias L 162 E. J. öO, 17: non debent in argumentum trahi. Jul. L iö de legib. 
1» dt noa poasmnm sequi regaUun jaris. Pap. L 23 § 2 de fideie. libert. 40, 6 (Note 1). 

Sa) Äehnliche Bedenken wie im Nachfolgenden sind geäussert in der 65ttinger 
Inau^traMiK^ertation von Max Qratshoff, Begriff und praktiflche Bedeutung des 
jus singulare, 1890. 

4) Paul. L 14 xle legib. 1, 3. Jiilimi. L 15 eod. L 51 § 2 ad leg. AquU. 9, 2. 

5) Savigny, System I S. 61— 6B, TUinz, Fand. 2. u. 3. Aufl. § 25, Thöl, 
fiialeituiig in dai deutMlie PriTatr. §39, Windaclieid, Pand. § 89, Hölder« Ftod. § Id. 
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änsserliohe;?, t in statisti^her Rt'i^riff. Prinzip ist die dem Wesen und der 
inncm Xatur eiiit*.- Jx'hensvcrliältni.sses aDgepasstc Ordnung. Die dreissig- 
jälirige \ eijähnmg i>t Kt-irel, uiclit Prinzip, denn die Zahl ist willkürlich 
^ct^ritfen. EU-nüowoaig kann die Vorschrift über die ordeniliche Te,-tament.s- 
Ibrin prinzipiell «r^'nannt werden. Und doch »teilen die romisclien Juristen 
die für das SoldatentesLament treltende Ahweiehnni;: zum itw -iiiLulurc 
(Note 1 und 2). Die Te!<tampnte bildeten bei den liünurn ursprünglich 
die einzige Art Ipt/twilliifer ivii-hL-gfscbätte. Da« Kaiserrecht hat ihnen 
die Kodizille an die beite gesetzt, als Auäuahuie nicht von einem Prinzip, 
sondern von einer Regel. Gleichwohl wird das Kodizillarrecht jus singu- 
lare genannt (Note 1). Selbst dass die Foidtriins: des Adstipnlator nicht 
auf seine Erben übergeht, wird man kaum prinzipwidrig bezeieinit n können, 
es ist nur Abweichung von der Kegel. Trotzdem tindet Gaius tiariu ein 
Jus singulare (Note 1). 

Umgekehrt lassen »ich die singnlaria in L 15 R. C. 12, 1 (Note 1 a. E.) 
ohne Zwang mit *ler gc wohnlichen Darlehnsbegrfindung unter einen gemein- 
samen Grundgedanken bringen. Wir können die allmähliche EaL viekelung 
im römischen Hecht noch verfolgen ß). So lauge der gemeinsame Grund- 
gedanke nicht erkannt ist, erscheint ein Re<;htssatz singulär, welcher einem 
früheren Reeht.-.-atz einen Teil seines Anwcndnngsgel)iets entzieht. 

Demnach schruniptt hei genauerer Jietrachtung die Zuiii der als jnra 
singulariä bezeichneten liechts:?ät/e, welche couira leuorein rationis angehen, 
bedeutend zusammen. 

2) Propter aliquam utilitatcm, von demselben Juristen anderwärts 
(L 162 R. J. 50, 17) propter necessitatem genannt Das heisst: veranlasst 
durch ein praktisches Bedürfnis, aus Zweckmässigkeitserwagung. 

Mit dieson Merkmal ist eine feste Abgrenzung t ür das jus singidare 
nidit gewonnen. Die meisten Bechtaeatee haben diesen Ursprang. Auch 
von den Obligationen w» der uogerufenen Geschäftsführung wird gesagt, 
sie seien utilitatis causa anrakannt worden?). Savigny legt den Worten 
des Panliu den Gedanken unter: das jus singulare umfasse die Bediis- 
sSts^ welche nicht auf dem mnen Beohtegebiet entsprungen sind. Aber 



6) Znzfleidialtewler als mpian in der angezogenen SMle war noch AfKkaa in 
L 84 pr. mand. 17, 1. Btun Brinz, Manch. Krit. VJSchr. XXV S. 198 fg. 

7) L 5 pr. i. f. 0. e. A. 44. 7. Vgl. fornpr; Gai. III § IW. PauI. V, 2 § 2, 10 
§ 2 L 20 § 2 SPD. 8, 2 L 1 pr. de trib. act 14, 4 L 36 de sUtul. 40, 7 L 2 § 9, 16 
pro emtore 41, 4 L 95 § 7 de soluL 46, 3. 
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wAB ist reines« was ii«ndart%eB Gebiet für das Recht? Bewegt aioh die 
Vonchrift fiber die oidentUobe Teetamentsfonn mehr auf dem reiDen Reobta- 
gdbiet als das „jus siogulare'' fiber das Soldaftenteatament? Nioht ^ück- 
lieh» nennt Scharlach*) das jus singulare „eine Ansnahme von der all« 
gemeinen Reditsregel, die nicht anf einem inneren Bechtsgrund basiert^ 
sondern nur auf dem rein äusserlichcn Grund des Bedürfnisses und der 
Nütelichkeit". Was hier als ein rein äusserlicher Grund beseiobnet wird« 
darin lif^ die wesentliche Triebkraft der Beditsbildung. Kurz: nach seinen 
Grflnden ist das jus singulare vom jus commune nicht vf rs( bieden 

3) Auetoritate constituentium : der Rechtftsatz verdankt seine £in- 
föhrung dem Ansehen derjeniLn welche ihn aufgetstellt haben. 

Dies dt utet auf den Untert-cliied von BechtSB&teen hin, welche nur 
die £ntwickehuig a'me» vorhandenen Kechtssataw enthalten und einer 
Sussem durchseteenden Kraft entbehren können. Man darf aber den Satz 
nicht umkehren und alles zum jus singulare rechnen, was nicht mittelst 
blosser Interpretation zur Geltung gebracht werden kann. 

Die angeführte Untersuchung von Scharlach gipfelt in dun Satz, 
die auctoritas constituentium sei ausschliesslich auf die rechtschaüende 
Macht der Jurisprudenz zu beziehen, jus singulare sei Jurist cnrecht; aber 
wie dasselbe nioht durch einen einzelnen Juristen hervorgebracht M'erd^ 
könne sondern nur durch die Annahme (Beaeption) von der Jurisprudenz 
im ganzen, so sei auch die Weiterführung einer singulären Rechtsvorschrift 
dem Einseinen entsogen, aber nicht der Gesamtheit; das Verbot der analogen 
Anwendung setze nur der Interpretation, nicht dor Rezeption eine Schranke. 

Die exegetische Grundhige dieser Ausfuhrung — sie ruht wesentlich 
auf dem Ausdruck receptum est — hat schon Eisele erschüttert ^o). Der- 
selbe Jurist hat darauf hingewiesen, dass das Soldatentestament seinen 
ITrspnmg auf Kaisermandate xurückführi^ nicht auf die Jurisprudenz. Es 
ist aber femer nicht abzusehen» wie es nach dem Standpunkt Scharlach's 
überhaupt zur Entstehung von jus singulare kommen konnte. Der einzelne 
Jurist durfte einen solchen Rechtssatz nicht aufstellen, die Juristen bildeten 
aber kein Kollegiunii in welchem eine Abstimmung hätte stattfinden können. 



8) AxebiT für civ. Praxis LXll Abh. 13 (Das jus singulare im römischen Aecht) 

S. 447. 

9) So richtig Brins 2. u. 3. Aufl. I § 86 bei Note 9. 

10) Ihering« Jahrb. XXIII 8. 120, aber aach S. 127 fg. Den Belegen für die 
weitere Bedeutung rtm receptum est ist nodi beizofSgen L 6 pr. 0. e. A. 44, 7. 
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Wir überzeugen uns: die Definition des Paulus passt auf mehrere 
Beditssfitze nicht, welche in den Quellen als jura singularia bezeichnet 
werden. Damit ist ihr das Urteil gesprochen. Sie ist ein missglfickter 
Versuch, wie er in den Quellen nicht vereinzelt dasteht. Langst hat man 
erkannt, dass die Starke der römischen Juristen nicht im Definieren, Kon- 
straieren, Systematisieren liegt. Man sollte daher die Bemühungen auf- 
geben, von der Definition des Paulus aus den Be^ff des jus singulare 
festsustellen. 

Von den nachweisbar so benannim Beohtseatsen larat sich nur das 
Gemeinsame aussagen : sie verordnen für eine bestimmte Klasse von Personen, 
Sa<^ien, Bechtsgesdiaften oder EecblsverhftUiiiaseii eine von der gemdnen 
Begei abweichende rechtliche Behandlung. Jus singulare ist nichts 
weiter als Sonderrecht 

Demburg (Fand. I § 33) suclit die Ehre des Paulus zu retten, 
indem er der Definition eine beschränkte Besiehung unteri^ Jus singulare 
begreife sowohl die Sonderrechte ab die Beditesingulariifiten. Beehts- 
singularitftten seien BfickstSnde aus einor vergangraen Periode der Bedits- 
bildung. Ste ständen im jetagai Beoht als Anomalien da, entbehrten 
des rationellen Grundes und seien darum nicht erwdtmwge&hig. Nur diese 
fjBudimente der Vergangenheit^' habe die Definition des Paulus im Auge, 
nur darauf sei das Verbot der analogen Anwendung gemfinst***). 

Eine geistreiche Hypothese, wdche aber genauerer Prflfiing tuxhi 
standhält, Bechtsnngolaritäten der beseichneten Art sind zu keiner Zeit 
zahlreich. Aus dem Becht zur Zeit des Paulus weiss uns Dernbnrg nur 
die usucapio pro berede anzuführen. Es ist wenig ^aublidi, dass dem 
Juristen nur diese sdtenen Erscheinungen vorgeschwebt haben, als er sich 
zur b^fflidioi Bestimmung des jus singulare ansdiiekte, und dass er 
dabei an die w<»t zahlreichoen und wichtigeren Sonderrechte nicht gedacht 
hat. Es ist wenig glaublidi, dass ganz vereinzelt^] Bechtsruinen g^n- 
fiber Paulus sowohl — scgar an zwei Orten (Note 8) — wie Julianns fOr 
notwendig gefunden habe, vor analoger Anwmdung zu warnen. Aber 
möchte dem auch anders sein: dieselbe Warnung spricht Papinianus un 
Anschluss an einen Bechtssatz aus, der Im damal^oi Becht nicht zu den 
„Budimenten der Vetgangenheif* zählte Noch mehr, in derselben allem 

lOa) Ebenso Orasshoff in der Note 3a angeföhrten Disaerlation. 
11) L 23 g a de fideicomm. libert 40, 5 (Note 1). 

4 



60 F. Regelsbcrgcr, 

Anscheine nach nicht sehr umfangreichen Schrift, welcher die fragliche 
Definition entstammt*'), beschäftigte sich Paulus mit dem sog. beneficium 
competentiae (L 54 sol. matr. 24,3), das gleichfalls in jener Zeit den hippo- 
kratischen Zug niclit an sich hatte. Dazu kommt> was schon Ei seh- u. 
a. O. S. 132 eingewendet hat: die Juristen sprechen von Koehtssützen, 
welche schon bei ihrem Aufkommen mit dv.t ratio juris in Widerspruch 
standen, während die Keehtssing^ularitätcn im Sinne Dernbur^'s die ratio- 
nelle Grimdlage erst verloren haben und jetzt nicht sowohl contra rationem 
als sine ratione sind. 

Die meisten Neueren erblicken das Eigentümliche des jus singulare 
in der Prinzipwidrigkeit, in dem Einbruch in die Folgericlitigkeit den Rechts, 
in der lokalea Abweichung von einem an sich gültigen Prinzip Das 
stimmt weder mit dem römischen Sprachgebrauch, noch liefert es, wie wir 
sehen werden, einen fruchtbaren Begriff. Mehr nähert sich Brinz dem 
thatsächlichen, nicht dem formulierten, Sprachgebrauch der £ömer. Zwar 
klingt der Eingang des § 25 an die herrschende Auffassung stark an: 
es wird hier unterschieden „die bei weitem überwiegende Masse von Rechte- 
Birtnen, welche auf l(^6cher und analogischer, durch die Rechtsauwradung 
veranlasster Fortentwicklung der Urbegriffe und Ursatzungen von den 
Bechten, R^tsgeschäften und Rechtsfähigkeiten beruhen'' (jus commune) 
von dem „noch immer beträchtlichen Teil von Rechtssätzen, welclier ansser 
diesem System der Hauptmasse und gegen dasselbe aufgekommen jst^ (jus 
singulare). Allein im weiteren Verlauf blasst sich das Prinzipwidrige mehr 
und mehr zum blossen Sonderrecht ab: „Die Gründe sind hi*'r nnd dort 
von derselben Art; dieselbe Billigkeit, Zweckmässigkeit, Gunst, Gemein- 
nützigkeit, die das einemal zur Regel führte^ hat ein andermal deren Ab- 
beugung verursacht". 

Au Brinz lehnen sich Pfaff und Hof mann (Kommoitar sum öeterr. 
allg. büi^. Gesetzbuch I S. 301 — 305) an und kommen, wie mir scheint 
folgttiditig^ zu dem Eigebnis, welches schon Keller (Pand. § 7) kurz und 
zutreffend ansgesprooh^ hat: „der Begriff des jus singulare ist eigentlicb 
gani nnfimohtbar". 



18) Am dem Uber wngnlzrig de jure singulari nnd nur 8 Stellen in die Digerten 
fibergegangen. 

13) Kieruiff, Theorie des gemeinen Civilr. S. 48 ffr., Tliöl, Kinleittinj? § 39, 
Jhering, Geist des rom. Keciit» II § 39 bei Jiotts 4iW, Windscheid § 2y, Hölder 13. 
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2. 

Aber — wird man einwenden — der B^iff ist unentbehrlich wegen 
des Verbots der aualogen Anwendung. 

Die theorett^erende Definition des Paulus hat die Probe schlecht be- 
standen. Mit dem praktisidien Reditrarfs: quod oontra ratiouem juris 
receptam est, non est producendum ad c<Hiaeqaentiaa stdit es nidit besser. 
Das klingt nun hvilich noch weit ketseriadier and bedarf daher des ein- 
gehendsten Beweises. 

Gehen wir dabei von der herrsdienden Auffassung des jus siagulare 
aus, wonach es das prinzipwidrige Recht ist. Als Beispiel wird al%enieui 
anerkannt die Besttmmung des SC. Velleianum. Ifit Recht, das weiblidie 
Geschlecht stand in d^ Yerpflichtungsfühigkeit dem mionliolien — vom 
Einfluss der tutela mulicram abgesehen — gleich. Bestimmt nun ein Bedits- 
sats, dass FVaoen aus ihren Interzessionrai nicht haften, so wird damit in 
den Anweodungskreis des Prinzips eii^biochen. Nun besdirSnkt das 
SO*. Velleianum den Schutz auf fidejussiones und mutui dationes pro 
aliis, quibus tntercesserint feminae (1^ 2 § 1 ad SC. Vell. 1(3^1). Das sind 
die entscheidenden Worte, die vorausgehenden: de obügationibns feminarum, 
quae pro aliis reae fierent bezeichnen bloss im allgmeinen den Gegenstand 
der ^/Tagesordnung''. Die Jurisprudena hat aber den Schuta erstreikt an£ 
die Pfimdgebung fUr eine iremde Schuld, auf die Expromission, auf die 
Uebemahme des Frosesses für den Sdtuldner Ist das nicht ein pro- 
ducere ad consequentias, ein sequi legulam juris? Und dies ist nicht etwa 
eine vereinzelte Erscheinung'*). 

Den Vortetdigem des VoHbots der analogen Anwendung von singu- 
Iftrem Recht ist diese Thatsache nicht entgangen, sie i^uben aber dra 
Stein des Anstosses ans dem Wege räumen an könnoi. Die Yersnche 
nnd verschieden. 



14) L 2 § 5 L 8 § 8, 9 L 32 § l, 2 ad SC". Vell. K), 1 L 32 § 2 de receptis 4, 8. 

In) AndfTf HeiHpiele: Das Verbot, diuss der Tutor bacheii seint « Mündels durch 
Kauf au sich bringe, erweitert auf curatorcs procurutores et t^ui negutia aliena gerunt. 
L 34 § 7 C. E. 18, 1 L 18 pr. de ezcus. 27, 1 L 8 § 89 ad SC« TertnlL 88. 17 — 
die cdiktmässige Editionspfiicht der argentarü erstreckt sich auf die nummularii L 
§ 2 do pdendo 2, 13 — die Haftung des fictus posBCSsor von der hereditatis petitio er- 
streckt auf die rei vindicatio L 27 § 3 R. V. 6, 1 — das Verbot der sog. lex Julia 
de Aindo dotali vom maritm entreckt suf den. spontiiig. wMler» ausigedrOokt auf piaedia, 
welche erst dotal werden sollen L 4 de ftmdo doi 28, 5 — vgl. wueh L 82 pr. 
iwl leg. AqaH 9, 2. 

4* 
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F. Rcgelsbergcr, 



1) Die Emen berofen 8i<sh auf den Crcgensati von ouBdebneiider 
And^f^ und arnkger Anwt^dmig und weiaen die genannten Erweiter- 
ungMi der tnudehnendea Anal^ping zu i*). 

So gewiss nun jener Gegensats bestdit^ so gewiss versagt er, richtig 
v»standen, hier den gewfinsditra Dienst 

Die ausdehnende Auslegung und ^e analoge Anwendung^ insbesondere 
die sog. Gesetzesandogie haben gemeinsam, dass sie ans gesetstea Vor» 
Schriften einen Beditsstoff erscbliessen, der über den Wortsinn hinausliegt 
Aber sie bewegen sich auf versebiedenem Boden. Wie jede Auslegung 
seigt aneh die ausdehnende nur das auf, was der Scliöpfer des Geaetses 
als Inhalt gewollt hat Sie weist nach, dass bloss eine Unvollkommenheit 
im Ausdruck vorliegt Die Analogie geht davon aus, dass sich der Gesetz» 
geber der grosseren Tragweite seiner Anoi-dnung nicht bewusst war und 
sie folglich nicht gewollt hat Jene schreitet DUr über den Buchstaben, 
diese über den Willen des QesetzgdxTs hinaus. Darum ist Analogie An- 
wendung, nicht ab(i- Auslegung des Gesetzes. Sie schöpft ilirc Berechti- 
gung aus dem allen Rechten au Grunde li^penden Satz, dass Gleiches gleich 
an beurteilen sei. 

Maoht man hiervon die Nutzanwendung auf die Erweiterungen des 
SC"* Velleianum, so ei^ibt sich die Unhaltbarkett der erwähnten Auskunft. 
Der Senat glaubte, mit der Bürgschaft und der sog. intercessio tacita die 
den Frauen geföhrlichen Interzessionsgeschäfte erschöpft zu haben; die 
mancherlei Hinterthüren , welche ein findiger Verkehr entdeckte, blieben 
ausserhalb seines Gesichtskreises. Man frage sich nur, ob ein heutiger 
Kichter gegenüber einem ähnlich lautenden Geseta aus der Neuzeit die 
Aasdehnung wagen würde. Ist es notwendig, an die reichsgerichtliche 
Interpretation von Art. 31 der deutschen Reichsverfassnng zu erinnern? 
Man gid) hier xa: hätte der Gesetzgeber bei Schalfang des Abgeordneten- 
privilegs an die später beliebten langen Vertagungen gedacht, er würde 
sie der Zwischenzeit zwischen zwei Sitzungsperioden gleichgestellt haben; 
aber: ita lex scripta. An der lex scripta scheitert nicht die ausdehnende 
Auslegunp:, denn ne weist den konkreten Willen des Gesetzgebers nach, 
der im Gesetz einen wenn auch unvollkommenen Ausdruck gefunden hat 

Eisele a. a. O. S. 123 gibt dem Unterschied von ausdehnender 
Aoslegni^ und analogischem Yerfahien eine neue Fassung: jene besiehe 



So auoh Brinz a. a. 0. 
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Bidbi auf Beohtoqadlen, diese« auf BeehtsB&tse. leh kann midi niobt über- 
zengen» daas damit dne echfirfere Gtenslinie gewonnen lafc; die Verwenduqg 
der AnBdrfieke Bechtaquelle und Reohtasats snr Beseidinung des anssu- 
l^nden und des ausgdegtm Gesetses (Ausl^nngseigebnissee) ist unge- 
w5hnlich> ja st6rend. In der Sache ist Eisele unverstanden: auaddmend 
inlerpretiwea heisst den vollen Umfiing des vom Gesetigeber gevolltai 
Rechtssatces hexaussteUen. Er meint aber, die idmisohen Juristen bitten 
sieh bei der Interpretation des SCYell. genau innerhalb dieser Linie ge- 
halten. Dabei liegt denn doch wohl eine Yerwisohuiig der Grensen awisdien 
dem Ver&hren im Geiste des Gesetses (rattone legis) und dem Yer&hren 
nach der VorBchrift des Gesetses (seoundnm legem) xu Grunde. 

2) Savigny und Andere rSomen ein, dass unsere Beohtsquellen 
Beispide analoger Ausdehnung von jus singulare ausweisen, finden aber 
£e Erlüimng in der e^^tümlichmi Stellung dar römischen Jurist«!, weldie 
„die Fortbildung des Rechts unmittelbarer in ihre HSnde legte, als dieses 
bd nns angoiommen werden kann". 

Nichts deutet an, dass sich lömisdien Juristen adbst von dem 
Verbot der analogen Anwcmdung entbnnd«! fohlten. Im Gegenteil, JuUanns 
scUiesst sidi selbst dn: non possumns sequi regulam juris. Die in der 
Analogie li^nde Macht hat die rßmisdien Juristen über ihre eigene B^l 
hinw^gefuhrt Es ist flmm eigangen wie vielen Neuer^i, wekshe Ausle- 
gungsregdn aufstellen, die sie in der Anwendung voleugnen; man denke 
an den Sata, dass korrektorisehe Gesetze strikt sn interpretieren sden. 

3) Krf tiiulet sich auch die Meiiuing, <.la:^s die Analogie sich beim 
jus singulare von seihst vcrbii tc d. h. nach der Natur der Analogie einer- 
und des jus singulart andrerseits. Analogie setze voraus, dass dem analog 
zu verwertenden .Rechtssatz ein Rechtsprinzip, ratio juris, zu Grunde li^e. 
Das jus singulare kennzeichne aber gerade der Mangel einer ratio juris'*). 

Die letztere Behauptung ist in der Allgemeinheit imrichlig, ja wenn 
man das jus i«ingulare auf das prin^ipwidrige Recht — im Gegensatz zum 
r^elwidrigen — beschränkt, überhaupt falsch. Keiu schlagenderes Beispiel 



17) Savigny, 1 S. 297 fg., Wächter, Würt. PR. II S.50N.14, aueh Eisele 
a. tR 0. S. 126, wenn auch in andoren Beispielen. 

18) Puchta, Vorlesungen § 21 a. E., neuerdings Hölder, Fand. I S. 69: .ein 
selbet aoa keinem «llgemeiiierM Beehtafiriiizipe abgaldtetes Recht*. Richtig Kierulff , 
Theorie des gem. CLvikechtfl S. U, 4S. 
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als das SC" YelleiaDam^*). Aber auch beim SO Maoedonianimi wird 
ans dem Gnmdgedanken die Ersteediuiig des SohutEes auf den riki^riffiB- 
beieohtigten Buxgen mid P&mdgeber gefolgert**). Wdteie Beispiele liefern 
die in Note 15 enfhsltoieD SteUeo. 

Wir müssen es denmadi mit denjenigen Juristen hslteD, wdohe be- 
haupten, dsss die analoge Anwendung beim jas singalaie nicht aiisge- 
soUossen sei. Diesen Standpunkt vertritt eine Ansahl Theoretiker er 
wird aueh tbatsficUieh in der Pkazis dng^nommen. Aus der Rechtspredtung 
seien feigende Bdege erwShnt 

Nach Nov. 4 c. 1 kann der Bürge die vorgaiigige Ausklagang des 
HauptscliuldDers dann nicht verlangen, wenn der Hauptschuldner abwesend 
ist, eine IGlderung des boieficium excussionis propter utiKtatem. ESne 
fiberwiegende Praxis exatreokt diesen Aussohlnss auf den sonstiger 
Sebwierig^t in der Ausklagung sowie auf die AussidttsIosi^Eeit der 
Ausklagang»). 

Die Reichskonkursordnung enthalt in § 57 eine Beschränkiiiig iur 
die Bpfriodigiing jiljsonderungsberechtigter Gläubiger aus dw iillijiniciiK'n 
Konkui>,iiiasso, wenn diese Gläubiger von (lern Absonderungsrecht (Tchrauch 
gemacht haben. Der Grund ist eine billige Rücksicht auf die nichtabson- 
deruDgsberechtigten Gläubiger. Das Reichsgericht hat keinen An.staud ge- 
nommen, derselben Bescliränknng utioh solche (Tläubiger zn unterwerfen, 
welchen zur Sicherheit für iiire Forderungen vum Genieinschuldner eine 
Sache übereignet oder ein Hecht übertragen wurde^^). In den Gründen zu 
diesem Erkenntnis findet sich eine luaelitenswei te Ausführung über die 
Pflicht der Jurisprudenz, „die nicht in einer allgemeinen Norm konzentriert 
* in dem Gesetz ausgesprochenen Grundprinzipien zu Tage zu fordern und 
auf die im Leben hervortretenden, im Gesetz nicht bespnders hervoi^- 
bobenen, dem betreffenden Prinzip unterstehenden Fälle anzuwenden". 

19) Vgl. Windschftid § 485 Note 3. 

20) L 9 § 3 ad SC"". Mac. 14, 6 L 0 i. f (jnaf r.s 20, 3. 

21) Keller, Paaid- § 29 Note 3, Tiönnr. Z. it«chritt für Handelsrecht XIX S. 94; 
beuiiiTlbikt Httlder a. ft. 0.: , diejenige aiuiluge Ausdehnung seines (d. h. de« ja« 
ungnUre) ujunittalbKre» InlttltB, weldie lein praktiRcher Zweck fiKdert*. 

22) Seuff. TI No. 46 IV No. 42 VII No. 314 XIV No. 34 XXTI No. 141 XXVI 
No. a21 XXVII No. 130 XXVIII No. 204. Entscheid, des RcichPger. IV No. 34 Ö. 423 
(Seuff. XXXVU No. 28). Abweichend nur Seuflf. X No. 48 Xil No. 158. 

23) EniMlwidiiiigeii de« ROi. in CSTÜndien XXIV No. 10 8. 46-54 (fthgekarst 
m Seuff. Anih. XLY No. 156). 
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3. 

Es ist im yorstdieadeii gesdgti dass sidi die Jurisprodens altor und 
neiier Zeit nnr in der Theorie, nidit in der Anwoidaiig dem Verbot der 
analogen Verwertimg von jus singulare unterworfen hat Wie Imm es aber 
anr Auistdlung und Festhaltung des Sataes? Dies eiklirt sidi aonaohat 
psgrdiolog^adi. 

Zwei Fordenu^en liegen auf dem Gebiet der Bechtsbildung im ateten 
Kampf. Nach der einen eoll dne Bechtsvofsdirift auf alle Lebennei^ 
scheinungen angewendet werden, in welchen der abstrakte Thatbestand der 
Beohtavoraduift ve^wirklidit ist; nadi der and«n wiXi die reohtlidie E^e> 
long eines LebeusTethaltnisses seiner Eigenart angemessen sein. Jene 
drii^ auf Generalisiemng, diese auf Speaialisierung und selbst Individuft- 
liaiermig. Im Juristen überwiegt £e generalisierende Sichtung^ niobt bloss 
um der Logik und Aesthetik willen, sondern in der baeehtigten Erwagui^ 
daas lunter Speaialisiemog und IndividualisMmng Wülkur und Bechtsun- 
ttoiieihat lanecn. Hat nun im Leboi die zweite Fordoong eine Abweidiung 
von Prinaip oder Regel dnrobgesetat, so fOhlt der Jurist, um mit Brina 
2U red«i, den Grundstock des Rechts von der Uebeffiatoi^ durch die 
»aentrisch eindringenden SingularitSten bedroht Damm setat er neben 
das Sondmeeht die WamangstafeK Dieser ^tsammenbang liegt uns in 
der Papinianiaofaen Stelle (L 23 § 8 de fideio. libert 40, 7) Doch snr Ein- 
mdbt vor and ist für die Aussprüche von Faulus (L 14 de k|^h. 1, 3 
L 162 R J. 50, 17) und von Juliauus (L 15 de legib. 1, 8) mindestens 
sdir wahrscbdnliclL 

Kon ist bei dem praktischen Sinn der romischen Juristen nicht ai^ 
zunehmen, dass sie dem völligen Ausschluss der analogen Anwendung daa 
Wort reden wollten. Das würde in manchen FaUen zu einer kaum er- 
träglirfion Verkümmerung der gesetzgeberlsdien Massr^el gefuhrt haben. 
Man denke sich s. B. den Schutz der Frauen auf die im SO. VeU. ge> 
nannten Interzcs>ioiisarten eingeschHinkt. Die Juristen wollten vermutlich 
der Kechtsanwendung nur die Befugnis absprechen, Bechtssätze, welche l&r 
gewisse Klassen von Personen, Sachen, Recht^eßcliafton oder Kechtsvw- 
hältnissen aus Gunst (Freiheit, Dos, Soltlaten^, aus Rücksichten der Sehntz- 
bedürftigkeit (Fraiifn, Hauskinder, Minderjährige) oder aus ahnliehen 
Gründen eine Ajisnahmsbehandlung vorschreiben, um der gleichen Billig- 
keit oder Nfitalichkeit willen auf andere Klassen von Personen u. a. w. 
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m erBireoken. M. a. W.: es aoU daa reehtopolitiscbe Motiv eines Rechte- 
aataes kdne Grandli^ bilden fSr die Erweifemng im der Ann- 

lope*«). 

In dies«; Besdirfinkni^ stSsst der Satc auch bei dm Neneren nicht 
auf Widerspracb. Es wird nur von manohen bdiauptet, er sage niohtSy 
was sich nach dem Wesen der Analogie nicht von selbst verstdit*''). ünd 
gewiss ist der Sats kdn Beditssate^ sond^ ein Ldirsats, der auch durch 
die Aufnahme in ein Gesetsbuoh kein höheres Mass v^iundlicher Kraft 
empfingt*^. Sieht man ab«r genauer au, so enihSlt der Sata selbst in 
dem angeführten Sinn nur beschrankte Wahrheit. Die ErfiJirang lehrt, 
dass im Laufe der Zeit die Erkenntnis der glnehen Billigkeit oder Nfits- 
lidikut unter dem Antrieb des Bedfirfoisses über die dem Sondenecht 
ursprnngUdi gesogenen Giensen hinansfnbrt Es wird mit Abwerfung des 
spesialinerraden Moments ans dem Sonderrechtssats dne allgwneinere 
Beohtaregel abgeldteb leh will nicht auf die Beispiele aus dem romischen 
Bedit hinweisen, weiche sidi mit dem Verbot der Erweiterung nach dem 
recfaispolitiscfaen Grund des Gesetses in Wideiaprueh setaen*^; denn man 
bestreitet ihre Beweiskraft ffir das heutige Becht dur«^ die Berufung auf 
eine freiere Stellung der römischen Jurispmdens aur BeGbtsbildung(Note 17). 
Belege aus der neueren Bechtaprechnng sind feigende. 

Das romisdie Bedit gibt einen Anspruch auf Einräumung des not* 
wendigen Zugaugs zu dner Grabstfttte (L 12 pr. de fdig. 11, 7). Zwdfel- 
los ist diese Bestimmung aus einer besonderen B^ünstigung der als Be- 
erdigungsplatz dienenden Grundstficke geflossen. In Deutschland, wo viel- 
fach die Gemeindefluren stark geteilt sind, hat eich das gleidie Bedürfnis 
fQr andere GrundstQ(^e in dringender Weise hoauflgestellt, während hi^ 
das Sonderrecht in der römischen Beschraukung wegen der Verbreitung 
der allgemeinen Friedhofe wenig praktischen Wert besitai Die deutschen 



24) So auch Kierulff S. 48 

25) A. M. ist Brinz § 25 Not« 7. 

26) Nach dem Yorgaiag der Justinianischen Digesten hat Um das bürgerl. Gc- 
Mtzbaeh Ar das Königreich flachsen § 26 aufgenommen. 

27) Savigny, Syii I $47 Note« etleeiiiit dies für folgende Anwendimgen an: 
für die Erstrcckung dea VcriiusscrungBVfrHots des fundus dotalis auf den Bräutigam 
(L 4 de ftindo dotali 23, 5), der Militärt«8tament«form auf Zivilpersonen in Feindes- 
land (L un. de bou. poes. ex test. mil. 37, 13), des ohemänuUchen beneiicium com- 
petontiae auf die IVau (L 20 de re jad. 42, 1 mit der bemerkeaswerten BegrOndong: 
quod et in petsona mnlieris aequa lanee aerrari aequitati« suggerit ratio). 
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Gerichte haben dae Reeht auf den Notweg in dem erweiterteo UinftiDg 
anerkannt sieh sttttMud auf die Analoge der L 12 pr. de relig.**) 

Die diokletianieche Verordnung, welche dem Y^üdUaht das Becht 
ebranmiy das Ean%eschaft wegen Verletsnng Über die HSlfte aafitulosen'*), 
ist „durch konstante Praxis nicht nur auf den Kaufer, sondern auch auf 
andere gegenseitige Heohtsgesohäfte analog angewendet woTd&if*^% gewiss 
une Erweiterung von jus singulare naoh dem Grund des Gesetses. Aller- 
dings hat dib Aueddmung bei dm neueren Theoretikern vieUache Anfech- 
tung ei^hien, aber selbst ein so straigar Geeetsesmann wie Brinz (Fand. 
H § 329 Note 15) meint, sie lasse sich nicht schlechthin verwerfen. Dass 
das Anfechtungsrecht vom gesetzgeberischen Standpunkt krine Billigung 
verdiene, ist — abgesdien vom Handdsverkehr im engem Sinn — nicht 
anzugeben. Manche weitwendige Streitigkaten a. B. wegen Irrtums fiber 
Eigenschaften kdnnen damit al^eschnitten werden. 

Bekannt ist ferner die Neigiing der älteren deutschen Praxis, die 
Wiidcreinsetzung der Miiulerjührigen, Gemeinden, Kirchen uaU Klöster auf 
alle Bevormundeten und alle Korporationerl /n ei-strecken^'). Auch darüber 
.sprerlioii sich die neueren Theoretiker sehr abHilliiij :nis, meines Eiuclit.ens 
diejenigcu mit Unrecht, welche die Wiedereiusetzung der ersti^enanntcn 
Personen für innerlich gerechtfertigt ansehen. Man tagt zwar, die Wieder- 
einsetzung der MiuJeijälirigen sei eul^ciülnl zum Schutz gegen ihre eigenen 
Handlungen'*). Allein für unser liec litsgefühl ist entscheidend, nicht welche 
Lage der NTindeijährigen die Einliilnnng der Institution veranlasst hat, 
sondern in welcher Lage sie ihnen jetzt zu gute kommt Diese Lage teilen 
mit ihnen die andern Bevormundeten. Und was die Wiedereinsetzung der 
polltischen und kirchlichen Korporationen anlangt, so drängt die aus- 
gleichende Gerechtigkeit dahin, willkürliche Begünstigungen Einzelner ent- 
weder schlechthin aufzuheben oder zur Regel für alle gleichgcarteten Er- 
scheinungen zu erweitem. Uebrigens möchte ich der Ausdehnung keine 



28) Süufl". 1 No. 177, 321 XVI No. 2 XXVll No. 8 XXXill No. H, Leiimunn, 
Jheringi Jahrb. XIII 8. 862. 

29) C. 2 de resc. ven«l. 4. +4. 

30) Arndts, Pand. § 307, ■wnsi lljHt dir Niulnvci««» zti finden pind, Als betitig« 
Praxis erkennt die Auedehnung auch an Ötobbe, i'eutsch. Privatr. Iii 202. 

31) Glück, Komment IV S. 231^., Senlfifirk III No. 90 (Versehwender). 

38) Burehardi, die Lehre von der WiedereinaeiBUDg in den vorigen Stand 
S. 8S9^., 8avign7 System YU. S. 161. 
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Zukunft profdiesden, die Wiindn des Instituts sind im Abstwben be- 
griffen, es irird am wenigsten neue Sdiöesluge treiben* 

Ich liabe gesagt dass eine Ansdehnni^ midi dem Grund des Gesetses 
auf Anerkennung ent sn rechnen hat» wenn der Reehtssatc schon Ungere 
Zeit in XTebung gewesen ist Hierin liegt ein wdterer Untwachied zwischen 
analoger Anwendung und ausdehnender Ausl^ung. Was der Gesetsgeber 
sagen wollte, und dass er sidi nur im Auadruck vergriffen hat, l&st sich 
unmittelbar naoh Eradiein^ dee Gesetzes cibenso gut oder vielmdir beaaw 
feststellen als spiter. Dag^oi rdft die Erkenntnis von der gr5astten 
Tragweite des in einem Geseta niedeig^egten Gedankens nur alfanählioh, 
oft erst unter dem Ebdrw^ neuer Ijebenserschelnungeii. Es mnsate sich 
in Rom ein wesentlicher Wandel in den Ansdiannngen yollndien, bis man 
die einem Freien zugefügte Korperverletzung der Ynletzung eines Sklavm 
oder Tieres gleichstellte und der lex Aquilia unterwarf. Dies gilt in ver- 
stärktem Masse von dem privUegienartig»! Sonderrecht. Es stellt sich 
aunidist als Eindringling dar, den man nur so weit duldet als man muss. 
Der etwa darin liegende um&ssendere Bechtsgedanke wird sich schwerer 
zur Anerkennung durchringen. Aber wenn trot^dem die Entwickelung sich 
im Bechtsbewus^tsoin vollzogen hat> dann darf !i Recbtsanwendung nicht 
durch ängstliche Regeln gehindert werden, die Frucht zu pflfidken und der 
jetzigen Anschauung Ausdruck zu geben. 

Es ist so viel von dem Unterschied <lie Rede, welcher in dem Ver- 
hältnis zur Fortbildung des Rechts zwischen der röraischoii und der heutigen 
Jurisprudenz besteht: man nimmt für die romische die Eigenschaft einer 
Beditsquelle in Anspruch, die man der heutigen abspricht. Darin liegt 
anm mindesten eine Uehcrtreibung, g^en welche Einspruch erhoben werden 
muss, weil sie praktische Gefahren in sich birgt. Die lichre von der lln- 
zulassigkeit der analogen Anwendung beim jus «singulare ist nicht das 
einzige Beispiel. Was bat denn der römisoheu Jurisprudenz die andere 
Machtvollkommenheit verliehen? Dem jus respondcndi kommt diese Trag- 
weite nicht zu, denn wa.<3 Bereicherung des Rechtsstoffs anlangt im Gegen- 
satz zur geistigen Durchdringung, so haben die Veteres mit ihren Leistungen 
die Generation des jus respondendi überboten. Jn einflussreiclien Stellangen 
l>efinden sich auch die heutigen Juristen. Man verweist wohl auf die 
grössnro Fruchtbarkeit der Gesetzgebung in der Gegenwart. Allein wenn 
\v\i- von dfT partikulären Zerrissenheit des Hechts absehen, Molche aller- 
dings nur von der eiserne Faust dee Gesetzgebers weggefegt werden 
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kaoD, M bat «Itr veriweitele Ruf nadi neuen Gesefxen nidit rann wenigsten 
in dem Umstand seinen G(rnnd, daes die neuere Jurisprudenz, ich meine 
namentlich die dentadi^ nicht gleich thatkraftjg in die Beohtsbildung dn- 

greift wie ihre grosse Vorgängerin in Rom. Unsere Jurisprudenz mus8 
sich der selbstgeschaffenen Fesseln entledigen, dann wird sie dem ihr ge> 
biihi enden Anteil an der Aufgabe gerecht werden, dem JEteehte mne stetige 
Fortbewegung nach dem Bedfirfnis des praktischen liebens an verschaffen. 

n. INe FoUkitation vnd das Ventpmhen «tuet BdtnigB sa «mem 

gememntttrigan Zweck 

1. 

Man kann darüber streiten, ob es sich empfehle, die Kunstausdrüeke 
der römischen Rechtsquellen zu verdeutschen, ffir die Servitut die Dienst- 
harkeit, fiir dsis Kummodat die Gebrauchsleihe, für die datio in solutum 
die Hingahe an Erfiillungsstatt u. s. w. einzuführen. Teh bin immer der 
Meinung gewesen, dass die Wissensehaft keine ander^^ Sprache reden sollte, 
als die Gesetzgebung. Da.s.s aber in ei« d( ntsehes Gesetzbuch kein Mandat, 
keine lu e;(itiorum gestio, kein I^^^at u. s. w. Auruahmc fiudcu dürfen, wird 
einer M( immgsver>chied« nheit nicht unterlicfren. 

Geradezu ein Fehler ist es aber, wenn römi.schr' Ausdrücke in einem 
den Quellen freroden Sinn gehraucht werden, so das» die röniisehen Juristen 
uns niclit vertatelien würden. Einem solchen Gebrauch oder vielmehr Miss- 
brauch ist entgegi'u/utreten, denn er er/.t-ugt Missverständuisse. 

Ein Beispiel liefert die PoUicititio. In den meisten I.iehr- und 
Handbncheni sowie in sonstigen Jurist i.sehen I)ar.st( Hungen erscheint die 
Pollic ituLion als Guttungsbezeichnung für *las verptlichtende einseitige Ver- 
sprechen 1). Selbst die neueren Lehrbücher mit Ausnahme des Ixihrbuchä 



1) Unterhoizuer, öchuldverhältmBse II ü. 495, Puchta, Lelirbucli § 2Ö9, 
Seuffert, Prakt. Pttndekteiirecht § 256 bei Note 6, Sintenis, das praki. gemeine 
Civilmht g % II 1 und § 132 Not.« 3:^ a. E.: ,Uic Doktrin ist auch in. W. über den 
Begriff ilf^r iinlli.'itatio in \ nüstiindigster I'cHoreinstinimnn'T.'' .\riiilfs I.cliv^. 241 
und Kritische Vierteyahrsschrift für üeaetzgeb. u. Rechtawwecosch- Bd. V ö. lt>4; au 
letsterem Ort nennt A. das unwiderruflicli« Vertragsangebot tine bedingte poUidtatio 
de contrahendo und begeht damit mehr als einen Fehler. W Achter , Pandekten II 
9 186 bei Note 26. Gsyhlars in Jherings Jahrb. XIII S. 26. 



j . -Li by Google 



60 



F. Begeliberger, 



▼on Dernburg halten sidi day<m nicbt frei*). Infolgedessen, wittern alle 
Anfänger in der Jurisprudois ftbend^ wo ihnen in 'den Qoellen eine polli- 
oitatioy ein poUioeri oder andi poUioitari entgegentritt, ein Yerspredi«!, 
wdches ohne Annahme verpAiditend wiiict Und nidit blosB «e: die viel- 
&oh vertretene Behauptung, dass nach justinianisehem und heutigem fieoht 
cur Bestellung der Dos dn euiseitiges Verspreohen genüge, verdankt ihre 
Eatstehung und Festhaltnng dem Wort polUeitatio in der Titelrubrik und 
in oonst» 6 de dotis promisrione vel nuda promisnone; vgl audi eoagt, 
25 ad SC^. Vdleian. 4, 29*). Denn der Schluss von dar inseitigen ^otio 
dotis auf die Eänsdttgkeit der poUidtatio dotis ist dem Dogma von der 
einseitigen Natur der PoUicitattonen erst nachgefolgt 

hk grOndlieher Weise, aber wie es sohnnt ohne durdisdilagenden 
Erfolg, hat sieh dagegen Sohlossmann (Der Yotrag S. 152%.) auege- 
sproohen. Er weist mit reichem Material nach, dass die Ausdrfidce poUi- 
dtatio und polliooi in den Quellen auf Veispredien vasdiiedener Art 
gdien, dass damit znwdloi dnseitige Vojidssnngen besdchnet werden, 
z. B. praetor poUioetur actionem, bonorum possesdonem»), anderwärts aber 
umsweideutig Veieinbaiungen. In L 10 de bis quae ut indign. 34, 9 er^ 
gibt der Hergang, dass das Verspredien auf Anregung des Empfängers 
soEusagen in dessen Hand abgdegt wüd In const 5 de oootrah. stip. 
8, 37 [38] wild pactum genanni^ was voriier als nuda poUidtatio bezddmet 
ist Beim Sohenkungsverspredien unter Yolobten (const 3 de donat ante 
nupt 5, 3) wird die Annahme so wenig gefddt haben als bd den polli- 
dtationes» welche formlosen Vertragesdilfissen bdgef&gt wurden*). 

2) Wind scheid § 304 Note 3 und § 495 Note 2: „poUicitatio . . hwv . . . nicht 
im technischen Sinn . . . gebraucht/ Brinz 2. Aufl. II § 248 Note 3ö und § 307: 
, Au« PoUusitationen und Oeltfbden entspringen, trotidem de nicht dmnal auf Kcmaens 
sondeni bloss auf einseitiger Willenserklärung beruhen . . . Schuldeu". Baron, Pan- 
dekten § 211, Wfndt, Lehrb, der Pand. § 244, Dan^er'-on Dprnbiir^, Pand. II §9. 

3) Am ausgeprägtesten bei SinteniH § 162 Note b3: , Warum soll man nun 
ohne TenidaMUDg hier die anmaluiMweiBe Bedeutung (d. h. im Sinne von Tertrag) 
annehmen?" 

4) Freilich hat man sich wieder für die Einseitigkeit d«»r dictin auf die ein. 
aeitige Nutur der poUicitatio dotia berufen und ^sich so in einen unauilöslichen Zirkel- 
aoliluM begeben*. Beehntann, Dotdreeht II S. 98. 

5) Auch in Paul. V 12 § 9 (cf. L. ult. qui testam. fac. 28, 1) hat poUiciiaüo 
die Bedeutung einer « inseitigen Erklärung, denn ein Vertrag aber die Erbeinfletnmg 
war bei den Römern unerhört. 

6} Beim Kaufrertiaff L 17 § 3 SPU. 8^2L43§1C. E. 18,1L6§8 AET. 
19, 1. Beim Ges^schaftsrertrag L 68 § 8 pro Mcio 17, 8 behn Mandat const 17 
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Den verschiedeneD Anwttidiiiigai von potlioitatio lässt sich nur ein 
gemebsames Merkmal absdien: die Formlosigkeit Kioht selten wird polli» 
dtatio don formelleii Verqpiedien geradem gqioiflbergestelltf)» alleidinge 
meistens mit dem Beiwort nnda, was aber nnr zur Veistfiikung dienl^ denn 
eine formelle poUicitatio ist nicht naohwasbar*). 

Pollicitationes weiden anob Versprechen von Leistungen mm Beaten 
einer Stadtgememde genannt; es hand^ davon der Digestentitd 50^ 12: 
de polUcitationibus. Allein der Ausdmc^ ist auch daflir so wenig knnst- 
mässig^ dass er mxk in diese Verwendung mit promiBSum (promittere, pro- 
missor) teilt, ja lücbt einmal fiberwiegt Es kommen Stellen vor, wo zwisohen 
beiden Bezeichnungen willkürlich gewechselt wird*). 

Aus der Rubrik des Uigestentitds kann das Gcgentdl mtAxt gefolgert 
werden; sie ist zu weit und zn eng. Zu weit» indon der Titel sidi nidtt 
über die Pollicitationen überhaupt verbreitet, sondern nur über eine be- 
stimmte Anwendung derselben, über die Versprechen zum Besten einor 
Stadt|jemeinde. Die Rubrik hätte daher richtiger lauten müssen: de poUi- 
dtationibus in eivitatem factis. Doch liess die Behandlung des Gegen- 
stands im Znsamraenlinng mit dem Munizipalrecht (Tit. Dig. öO, 1 — 12) 
den aligemeinen Wortlaut unbedenklich erscheine Zu eng, denn es ist 

mand. 4, 35 (wo der Nachdruck auf incertn^ lif«?t). Zweifel könnte T, 19 § 2 dp aed. 
ed. 21, 1 erwecken. In Erläuterung des ediktni&fisigen dictum promisj^umve sagt 
Ulpian: dieere sei das Angeben, dan die Saehe eine g^wime Beaeliaffenheit habe, 
promiiteri' die Versicherung in Versprechenafonn und zwar umfasse es ebensowohl 
das in 8ti]iulation«form q-cklfidftf Vr-rspr^ eheti (potest ri fVrii ad sponsum) als dafl 
formlose. Das letztere bezeichnet er mit den Worten ad uudam promiasionem aive 
poUidtationem. Da liegt nahe, promisno atif da« ««eeptierte, poUicitatio auf das 
einseitige Versprechen m bsiiefaen. Allein bei einer formlosen Vertragsantorhandlmig 
lä^st sich ein nicht anprenommon^p ;inf tnnsi'Jt;«^*' ncrfchfignng df«! (To;mers angelegtes 
Yersprecben nur bei ausdrücklicher Ablehnung denken. Auch das Verbindung« wort 
dve deatet die begriffliche OleidiheLt der beidm Ausdrücke an, das ad sponsum ist 
mit Tel angesohlowen. Es wheint in Verkehr tOx derartige Zaricherungen bald 
promittere bald polliccri ;r<'bnincht worden zu sein. 

7) Vgl. die in der vorigen Note besprochene L 19 !j 2 dM aed. ed., fernor T. 10 
de his quae ut indign. 34, 9 const. 2 de don. ante nupt. ä const. 5 de contrali. 
itip. 8, 37 (38] Faul. V 18 9 9. 

8) In L 9 § 3 quod n\ci. ntwn 4, 2 wird eine cautio poUicitatiOinia erwKhnt» 
es ist eine Stipulation, web ln- nachträglich über eine Pollicitation zu gnnsten einer 
Stadt^emeiude errichtet wurde (Campani). SchloBsmann, Zwang S. 63. 

9) L 1 9 1, 6 L 8 pr. L 8, 9 b. t. const. 1 9 1 de ratiocimia 8, 12 [13]. Die 
scheinbare Unterscheidung in L 19 pr. de donat. 39, 5: promittat vel polliceatnr wird 
durch das nachfolgende promittat aafgehobea, das nlch auf beides bezieht. 
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in dem Titel eine Stelle über daa votan aufgenommeii (L 2\ wofür niemals 
pollieitetio gebrauolit wurde. 

Von mehr Qewioht ist die Beschreibung der poUicitatio in L 3 pr. 
fa. t Die Stelle, welche noch in andrer Richtung su bespreoben ist» lantet: 
Ulp. lib. IV dispnt — Pactum est dnorum conaensns attfoe con- 
ventio, pollicitatio vero offerentia aolius promissom. Et ideo illnd 
est constitutum, ut si ob honorem pollicitatio fiioit facta, quasi 
debitum extgatur. Sed et coeptum opus, licet non ob h<morem 
promissunif perficere promissor eo cogitur et est coostitntum. 

Dem Wortlaute nach wird uns hier eine B^fibestimmong für die 
pollicitatio schlechthin gegeben: die poUicitatio ist ein einseitiges Ver- 
sprechen und tritt dadurch in Gegensatz zu d&a, pactum, dem auf Ueber> 
einkunft beruhenden Beohtsgeschlft. Allein dieser allgemeine Sinn ist durch 
die früher nachgewiesene anderweitige Verwendung von pollicitatio völlig 
ausgesdilossen. Die Sache veriuUt sich vielm^ so. 

An dem betreffenden Ort der Schrift welcher der Auszug entnommen 
igt 10)» handdte Ulpian von dem gemeinnützigen Versprechen zum Besten 
von Stadtgemeinden und untersudite, wann ne klagbar sind. Das liest 
der weitere Inhalt des Auszugs entnehmen. Ein Vertn^, se^ er, li^ 
nidit vor, denn zum Vertaig gehört die übereinstimmende Wilienserklirang 
von zwei Pers<Kien, die pollicitatio bestdit aber in einem einseitigen Ver- 
sprechen. Ulpian k<Hinte des Zusammenhangs wegen so spredien, ohne 
ein Ifissverstandnis za be&bren. Dag^en trifft die Eompilatoren der 
Vorwurf, dass sie die Aensserung des Juristen in ein^ Gestalt ange- 
nommen haben, wdche die beschränkte Beziehung verkennen liest Indes 
auch dieser Vorwurf wi^ nicht schwer: der Aussog ist in «nen Titel 
eingereiht, der für die Bdandlung der Pollicitationen zu gnnsten einer 
Stadtgemeinde bestimmt war, ^ folgt mittelbar der ausfuhrlich darüber 
sich eigehenden L 1. Man könnte freilich in da* Fassung die Absicht 
der Kompilatoren suchen, einen allgemeinen B^^iff vtm pollicitatio au&u- 
stellen. Allein dann hätten sie jeden Gebrandi des Ausdrucks fSr Ver- 
einbarungen in der Sammlung ausmerzen müssen, was wie angeführt nicht 
geschehen ist. 

Den Römern war demnach pollicitatio nicht Kunstansdrn«^ ffir das 

10) Wir kennen Hie niclit. ^l- nn mit Grund bezweifdt Lenel, Piliiigen6aa II 
p. 403 die tticbtigkait d«r Imcriptio. 
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eiiK^citige, nicht einmal für das formlose einseitige verpflichtende YerspreeheD. 
Deslialb sollte aueh die „PoUioitatio^ ak besondere Entstehungsart von 
Obligationen aus den PaDdektensystemeo venchwinden und durch ,^in- 
aeitige Versprachen'* ersetst werden. 

2. 

Im bisherigen wurde von der Annahme ausgegangen, daes die Ver- 
spredien lum Beeten einer Stadtgemeinde schon vermöge ihrer einseitigen 
Eddining ohne Aoo^tation durch die beda<^te Partei verpflichtend sind. 
Dies ist aneh herrschende Ansicht seit dw Glossatorenseit Von Neueran 
ist dagegen Widerspruch erhoben worden, beiläufig von C. F. Eichhorn, 
Grundsätze des Kirohenrechts U 8. 521 Note 7, in ausfAhrltcher Dar^ 
etelluttg von Krits, Sammlung von HeditsDttlen und Entscheidm^en derw 
sdben Bd. n S. 142 — 185 (1839)> endlich — wie es scheint ohne seine 
Voigäng» zu kennen — von Schlossmann, Der Vertrag S. 144-^1<>2 
(1876) 

Der Widerspruch hat gegenfiber dem bestimmten W<Hilant der L 3 
pr. b. t (SL 62) schweran Stand. 

Schlossmann wendet ein, der Text sei verderbt, denn der Anschlnss 
des aweiten Satzes mit et ideo entbehre der Logik. Es ist suzugeben, dass 
an der L 3 cit die Schere der Kompilatoren eiohtlidiermasseii thiiig war^*). 
Auch Mommsen in seiner Digestenausgabe nimmt die Unterdrfi<^ung 
emes Zwischensatases an. Wie derselbe auch gdautet haben ma^ jedenfalls 

11) Karüteu, die Lehre vom Vertrag bei den itaiienischeu .Juristen de» Mitt«l- 
•Uen 8. S06%. 

12) Nicht n iht klar ist die Sti lluiii^ vfm P«>rniee zu der augeregten Fnige. 
In Laben 1 S. 21'J wini ilii- Pi.llii Itatin i'in ,ki,igliarer Vertra^f", ein »obligatoriscber 
Vertrag' genannt und gleichzeitig bemerkt: , Dennoch entsteht die Verbiudliclikeit 
ftumerÜeh aos einem rein einseitigen Versprechen.* In der Zeitachnft für Handels- 
reeht XX S. 290 ftuHsert P. unter Bezug auf die frühere Ausf&hrttng: »Da» Votum ist 
fiii Vertrag mit der O 'ttli' it. also kein rein einseitiges Vcrsprcchi'n . . l)i»> Polli- 
citation aber ist ein . . . nach dem Muster des Votums geformten (iebildo." E» wird 
hier wohl der Vorgang von verschiedenem Standpunict ins Auge gefa-ist, von der 
mftteriellen and der foimal-jniiitischen Seite. Aber dfitfte aich nidit sdbst vom ersteren 
Standpunkt aus emjifehlen, die Zweiseitigkeit mit Entgeltlichkeit zu vertauschen? 

13) Ein ähnlicher unlogiflcher Anschluss mit itaque in L 3 »le reb. dub. 34, 5 
L 110 § 1 V. 0. 45, 1. Ein bewilhrtcr Keuner der Kompilation Lonel iiuasert hier- 
über in der Zettaehr. der Saviguy-Stiftunif Bd. IV Born. Abt. S. 119 N. 82: ,Eb iat 
eine gar nicht ieltene h^rscheinung, daw die Koni]>ilii toren Verbindung^^partikeln stehen 
liesMn, troiadem sie den ^tz, aaf den sich dieselben bezogeui strichen." 
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ist unwahrscheinlich, dass die Koinpilatorcn cino iJcmeikung weggeschnitten 
haben, welche geeignet war, (h-m voraiifgehenden Satz einen ganz andern 
Sinn 7,n verleihen aln der nunmehrige Wortlaut ergibt. Dass uns der 
justinianische Text richtig überUefert ist, bestätigen die liasiliken. Mit 
ihm müssen wir also rechnen. Nun Rehe ich nicht, wie man ohne Aner- 
kenimng der einseitigen Natur der erwähnten PolHcitatio um diesen Text 
herumkommt. Pie l'ollicitation wird als otlcrenti.s solius promissum be- 
zeichnet, sie wird dem pactum als dnorum conbeusus atque conventio 
gegenübergestellt. Nur als Verz\\ciflungsau>kunft ist anzusehen die Er- 
klärung von Kritz a. a. O. S. 172, pactum bedeute in der vorliegendeu 
Stelle einen zweiseitigen Vertrag. Die L 3 cit. ist neuerdings sehr viel 
unter die exegetische Lupe geDommen worden, aber auf den Kritzschen 
Gedanken ist kein Ausleger gekommen, aus guten Gründen. Schloss- 
mann yermiBst in der Besdireibnng jede Aussage über die lyiikuüg der 
erwähnten GesdiäftBarten. Indes was die Pollicitatio betrifft, so verbratet 
sk^ darSber der voraufgehende wie der naehfolgcmde Inhalt des Titels. 
Hier handelte es rieh nur darom, das Gesdiäft nach seiner ftoaeem Er* 
Boheinung m seiebneD. 

Es wird weiter eingewendet» an keinem andern Ort, so oft aiieh von 
PoUidtationen die Bede werde dieser ^gmtumliohkeit gedacht Eine 
unmittelbare anderweitige Bestätigung der Einseitigkeit beeiteen wir aller- 
dings niofatu Aber das ist auch wen^ auffalloid. Aussecfaalb des daför 
bestimmteD Titds in den Digesten g^sohi^ der Pollioitation snm Beaten 
einer Stad^emeinde nur selten Erwähnung. Im Digestentitd war aber 
dem Bedürfnis durch die Aufnahme der Ulpianisdi^ Aeuaserung sattsam 
genfigt An mittelbaren Beweiaen fehlt ea nicht 

Bemerkemwert ist vor alloi^ daas die ausf&hrliöbate Stdle Uber das 
cweifbUos onaeitige Gelfibde in die Behandlung dw Versprechen sum Besten 
einer Stadtgemeindc eingefugt und dass gmde an de die Ulpianische Be< 
schidlbuD^ dieser PoUicitation angereiht ist. 

Ferner verordnet ein kaiserliches Reskript: wenn jemand eine Leistung 
aum gmeinen Besten verspricht f&r den Fall| dasa er mit einem Gemeinde- 
amt verschont wird, so soll er geawungen sein, nicht bloss die auf ihn 
gefallene Wahl anzunelimen, sondern auch das Versprechen zu erfüllen, 
welches er unter der entgegengesetzten Voraussetzung gegeben hat (Ij 12 
§ l h. t.). Diese Verfügung wnre geradezu unsittlich, wenn das Ver- 
sprechen auf einer Vereinbarung mit der Gemeinde beruhen würde. 
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ESoe AttSDabmBstoUimg haben die Versprechen 2a gunaten einer 
Stadtgememile, das lehrt die fordanfende Bezngnahme auf Kais^konstitu- 
tionen, fiwt jeder Säte in dem Titd wird so bel^ und awar reiehen «Ue 
in Benig genommenen Konsfilintionen von TVfyan bis CSaraoalia. Die 
Kaisergeeetsg^Hmg hat hier eine sunichst nur von der Sitte getragene 
Eimiobtnngi«) mit leehtlioher Wurkeamkeit bekleidet, ähnlich wie bei den 
BldeikommiMen»). 

Die Abweichung vom gemeinen Bedit k&ute m5gli<dierwdM ledig- 
lidi in der Formlosigkeit des Geschäfls liegen. Daför lieBse sich Fr. Vai 
§ 264a verwerten: PoIIieitatio donationis inter privates vim obligationis 
non inducit. Aber dann durften diese PoUicitationen nicht mehr im Jus- 
tinianischen Recht als eine Besonderheit aufgeführt werden, nachdem edhon 
im Jahre 529 (oonst. 34 de donat. 8, 53 [54]) sämtliche Schenkungen, so- 
wmt sie nicht einen höheren Betrag ülMrachritten, als formlose Geschäfte 
fiir verpflichtend erklärt waren. 

Schi ossm arm vermutet, dass das Machtwort des Gesetzgebers diese 
Versprechen gegeti die Lex Cincia in Sehutz genommen habe. Aus der 
Schenkungf^uatur der PoIIieitatio liat Kritz einen Beweisgrund für die 
Zweiseitigkeit des Kechtsgeachätls abgeleitet, indem ihm die Zweiseitigkeit 
der Schenkung ein unnmstössliches Dogma f?ehien. 

Nun bat iHe PoIIieitatio zum Resten einer Stadtgeraeinde mit der 
S(-henkung manches gemein: die Freiwilligkeit, die ünentgeltlichkeit, die 
Vermögensminderuug auf Seite des Pollicitanten, die Freigebigkeitsabsicht. 
Es werden auch die Ausdrücke donatio und donator darauf angewendet ' 
Trot>zdem gewinnen wir aus den Quellen nicht den Kindruck, als ob die 
Schenkungsnatur dieser Versprechen zur massgebenden Anerkennimg ge- 
langt wäre und dass die kaiserlichen Erlasse sich gerade gegen die hieraus 

14) Sie reicht in die Zeit «ler Republik zurück und scheint ihre Hauptblüte in 
den ersten zwei Jahrhunderten der Kaiserseit gehabt zu habea. Marquardt, Römiacbe 
ätaatäverwaltung I S. 499. 

15) Stceilägiceitm am die«en Pollieitationen wurden nidtt im ordentliehen Ver- 
fahren verhandelt. L 8 b. t. und L 3 eod. naeb der ecbarfsinnifjen Auflüsun^'^ <1' S 
sinnlosen eo in e.(xtra) o.(rdinein) von Iftif,'". Lolirb. drr t-rnn. Recbtsgescb. 10. Aufl. 
S. 4. Vgl. auch Pernice, Jurist. Abhaudluagt-u. FeblgiiLiL- lür Beselcr S. 58. 

16) Wp. h 19 pr. de donat. 89, 5: in rebus publicis, cum de donatione quae- 
ritur. Mod. L 9 h. t. : donatorem paupereni factum. Papin. .Inst. T. i;? SJ 1 b. t., wo 
die donaitiones sich allerdinjjrs nicht auf die pollicitationea be«cbränken, aber «ie mit- 
umfassen. In L 8 h. t. wird von einer gratia muncris gesprochen, in L Iii pr. de 
umtr. 88, 1 von Itberftlitae in rem pnbKcam facta. 

5 
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entspringende Sohvidie gdceliit hätten. Ware dies der Fall gewesen, so 
wfirde schweriicli in den Eonstitnti^Hien über das Insinnationserfordemis 
bei Schenkmigen one ErwÜmiuig det Versprechen sum Bestm einer Stadt* 
gemeinde fAiea. Es fiUlt dieser Mangd nm so mehr ins Gewichil^ als dar 
Widmung von Vermögen zu frommen Zwecken ausdrücklidi gedadit wird^^). 
Ferner wurde kern Anstand geiiommen> aus dem Verspredien som Besten 
einer Stadtgemeinde Versttgssinsen ^tspringen so lassen, welche Air For> 
dtf ungen aus Schenkungen versagt waren ^^). 

Jhering (Zweck im Recht I S. 285) findet den Unterschied unsrer 
PoUicitationen von den Schenkungen darin, dass sie gleich dem Votum 
niclit uninteressiert waren, dass mit ihnen ein „(aesofaäfl" gemacht wurde. 
Das triSl fiir das Votum zu: man gelobt immer nur bedingt und ver- 
pflichtet sich nur für den Fall einer voigäoj^gen Leistung der Gottheit. 
Darin haben mit dem Votum unsre heutigen Auslobungen Verwandtschaft, 
welchp Brinz (Pand. 2. Anfl. § 307) passend ins Weltliche übersetzte Ge- 
lübde nennt. Dies ist auch der GnuKl, %\arum es noch uieniand beige- 
fallen ist, die Auslol>imgeii den Schenkungsgriindsätzen zu unterwerfen, 
obwohl die gel'urdertc I^isdmg keineswegs immer einen Vermögenswert 
hat (Erorl)eruug der ersten Kanone, Anzeige eines Mörders u. a.). Das 
üeschäfttiartige hlsst sich etwa auch für die Pollieitatio ob honorem de- 
cemenduni behaupten. Dagegen fehlte In der Pollicitatio dan gescluifUiche 
Element, wenn sie ob honorem decretum oder gar ob aliam justam causam 
2. B. propter incendium erfolgte^»). Mag auch der letztgenannt^^ Kecht- 
fertigungsgrund auf späterer Erweiterung beruhen, so ist do(;h nielit wahr- 
scheinlich, dass die poU. ob honorem dccernendum den Ausgangspunkt des 
Bedbtsipstituts gebildet habe.* 

Das Eigenartige dieser Verspredien li^ darin, dass die fidwillige 

17) C r f iy de Siicros. eccl. 1, 2 Const. 34 § la Consfc. 35 § 5d Const. 36 
pr. de döual. ö, 53 [54]. Zwar sind in Const. 19 cit. donationes in quamcunque civi- 
iatem genannt, aber wie der Zusammenhang ergibt, nur insoweit aic donationes Huper 
püfl eaniia factoe bflden. Im BigeBtentitel de pollioitatioiiibii« findet Äch mcht die 
Spur von einer Beschränkung auf den oder von einer Befreiung von dem legitimus 
modus, obwohl die angeführten Eonstitutionen sämtlich der Vexttbfassuog der I^tgesten 
vorausgingen. Schloasmann, S. 161. 

18) Ii 1 pr. L 1 L 88 de donal 89, Ö. Der Antsproök in L 16 pr. de utiar. 
22, 1 ist wie der TMiiflfl,Tig von L 1 pr.- Ton Ziimii mit Amiulmie der Yen«igt> 
Zinnen zu verstehen. 

19) L 1 § 1 h. t.: d . ob honorem promiserit decretum äibi vel decerncndum 
vel ob uliuii jiutam cauaam, tenebitur es pdlidtatioiie. 
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Vermögcnsaufopferung zum gemeinen Nutzen gemacht wird, nicht um 
Jemand zu bereichern '°). Ein Theater, eine Rennbahn, ein ö£fen1Iiches Bad 
m e^maatf offienlüdi l^hilen anfrustellBD*!), öffentKcii6 Spk^ m vemfr* 
stalten**), das waren die GegenetSode soleber Follidtationen. Darin konnte 
aber kaum eine Bereicliemng anoh nnr des GemeindeBfiokela eibliokt werden, 
selbst wenn nicht die AnafShrung adbstf sondern das Qdd anr Ausfühmng 
versprochen wnrde**). Anf diese Widmuugdi passte der ven der rSmisohen 
Jnriapradena sdiarf sugeq^itzte Sohenkungsbegriff nioht^ and so erklärt sieb, 
dass wir nicht dnmal dea Versuch finden, darauf dra Sdienkungslie* 
sduinknngen anauwenden. Man kann einwenden» dass die Widmungen 
an firoinmen Zwecken diesdibe EigentQmlichkeit an sich tragen und gMcdi" 
wohl als Schenkungen bdiandelt wurden. Allehi aur Zeit ak diese Zn- 
wttidungen aufkamen, hatte sidi die sociale Anschauung von der Schenkung 
geändert^ sie galt jetat nicht mehr als eine ArtVermdgmsvergeudttni^ wddie 
mit missgfinstigen Augen betrachtet wurde Wttm die gnneumütaigen 
Versprechen cum Besten einer Stadtgemeinde von dieser Verindenmg nn- 
berfihrt blieben, so ist dies ein Beweis, dass das in einer früheren Zdt 
fest anggebildete Institut damals wenig oder keine Anwendung fimd, was 
bd dem VerfiiU dee Stidtewesens nicht anffiülend ist*''). 

Wir fibenE«^en uns: in der B^imung von den Besduinknngen der 
lex Oncia bg nicht der Grund för die rechtliche Sonderstellnng der poUi- 
oitationee in dvitatem fiMtae. Scmach wird man ihn doch in der ISnseitig- 
keit der Vwsprechen au suchen haben. 

Aber gebricht es nicht an «nem genügenden Grund, warum gerade 
hier der einseit^en Erklärung verpfliditende Eiaft beigelegt wurde? Es 
ist schon von andern bemokt worden, dass nidit von einer rechtlidmi 



90) Jherivg a. a. 0 Note * neimt es liberalitftt zu gnnsten eines Zwecks im 
Gegensatz zu der so gunsten einer Person. 

21) üeber or"" fac r. (L 1 pr. L 8 pr. L 8, », 12 § l L 13 pr. L 14 h. t.) vgl. 
L 80 § 1 ad leg. ialc. 35, 2. 

88) L 10 ]i. t. 

23) L 1 pr. S 4 L 6 § 1 L 11 h. t. Der Veraprecbeade bdiiett in der Band, 

dio AosfÖhrung selbst /n n1)prnohmi»n. L 11 i. f. cit. 

24) Jheriug, Zweck im Recht i S. 275 fg. 

85) ISa iat nur eine Konttitatioa von emem Kaiser der späteren Zeit Überliefert, 

weMii' sicli mit diesem Gegenstand besehftftigi: eonst. un. § 1 de ratiociniis operum 
piilil. S. 12 (13J; «if i«t zuffleioh die einzige Erwalmun^' <1ps In-titut« im Codex. Mut- 
amnslich hatte die 8itte im Örtlichen Teil dea Reichs überhaupt nicht Wurzel gefasst. 

6» 
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Unmöglioiik^t der Annabmebethltigong gesproohm werden d«rf**): wurde 
bei andern Bediiegeschifteu eine Vertretung der Stadt anericannt*^)» warum 
nicht iiier? Allein thatBiehlich hatte das AunahmeerfordemiB ein Hinder- 
nis für einen grösseren E^rtrag der Rocht^iDrichtung gebildet. Man 
vergegenwärtige sich nur den Hergang bei solchen Pollicifutloncn. Der 
ZU einem Genieindeamt Gewählte verspricht in der Freude über die ihm 
widerfahrene Ehre ein gemeinnütziges Werk, oder jemand gelobt es für 
den Fall, da.s8 ihm die Ehre widerfahren Mrürde. Er wird sich zur Abgabe 
dieses Versprechens nicht gerade vor den veraammelteu Rat begeben, er 
äussert das Versprechen vor vielen oder wenigen seiner Mitbürger. Nun 
genügt zwar bei ciiiom formlosen Vertragsschluss eine stillsdnvoigende 
Annahme. Allein austhiioklich oder stillschweigend, rlie Annuiime beruht 
auf einem Willensakt, ein Wollen ist unmöglich ohne Kenntnis von dem 
Umstand, \vorauf es sich bezieht. Der Nachweis dieser Kenntnis wird bei 
einem mein k ij »listen Willeiiborgan leicht Schiffbruch leiden, selbst abgesehen 
von der Frage, ob hier jede irgendwie erlangte Kenntnis (](>r einzelnen 
Mitglieder hiareiuhu Feruice (Labeo I S. 283 tg.) Imt wahrscheinlich ge- 
macht, dass die rechtliche Anerkennung der gemeinnützigen Versprechen 
der Ansfluss einer umfassenderen Fürsorge der nachjulischen Kaiser für 
die Muuizipien war. Da begreift sich, dass mau Ibrmale Schwierigkeiten 
aus dem Weg rauinte und für verbindlich erklärte, was inter privatos vim 
obligatiooia non indurät (Fr. Vat § 264 a). 

Auch auf den tielwen Grund des AcoeptationswfbrdemMBes gesehen 
ergibt sich die Entbebrliefakdt bei Verspreohen dieser Art. Da.^jcüige 
Wesen, welchem das Versprechen zu gute kommen soll, die Allgemeinheit» 
das Publiknmi kann nicht an erkennen geben, dass es sieh auf das Ver- 
sprechen veriaase; die Stadtbeh&rde würde sieh hier nur als Wahrerin des 
Qemeinintereeses einschieben. Ist dies durch irgmd eine bereoht^te Bädc- 
sicAit gebeten? Man mag Garantieen g^en unfibeil^^ Venpreohen 
sdiaffen, und die römische Kaiaeigesetagebung hat ne geeehaffen, indem 
sie die rechtiicbe Verbindliebkdt an das Dasein einer justa causa oder in 
detea firmaagelung an den Beginn der AusfBhmng knüpfte. Die Aooep> 
tation ist kein Bedflrfois. 

26) Peruice, Labeo I 8. 279, Schlossmann, Vertrag S. 151. 

27) Nachweise gibt ächlossmauu a. a. 0. 

28} Fr. Hof mann, die. X^iatehuDgagrOiide der Obligationen, inriMiondare der 
Vettn« S. 74 
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Pi*' letzten' Frwägting läsHt die behandelte Frage in einem wdterfii 
Hiiitergriiiul erscheinen, sie zeigt den Ziisaninienliang mit dem allgemeineren 
Problem: welche einseitige Vernprcchen haben verpflichtende Kraft? Es 
soll die^e Frage hier nicht erschöpfend untersucht werden, wohl aber in 
einer praktisch wicbiigen Anwendung. 

3. 

Kritz kommt in der angeführten Abliandlung zu dem Ergebnis, die 
Wissenschaft des praktischen Rechtjj habe der lichre von den Poliizitationen 
zum Besten einer Gemeinde lediglich ein ehrenvolles Begräbnis zu widmen. 

Anders denkt hierüber das deutsche lleichsgericht: in einem Urteil 
vom 20. April 1886 hat es die Zusage eines freiwilligen Beitrags zom Bau 
einer Eiseubalm trotz Mangels der Aceeptation auf Gnmd der römischen 
Bestimmungen über die Pollicitationen für verbindlich erklärt unter £r- 
streckung der Vergünstigimg auf den 8taat. 

Man kann Kritz nicht beistimmen, sein Ausgangspunkt ist falsch. 
Die Eigentnnilichkeit der Pollicitationen zum Besten von Stadtgemeinden 
lag nicht in der Formlosigkeit , sie ist daher auch mit der Einfiihrung 
der Gültjgkeit für alle formlosen Schcnkungszusfigen tmter einem höheren 
Betrag nicht verschwunden. Wie sonderbar auch: derselbe Tribonian soll 
den genannten Pollicitationen in den Jahren 530 und 531 den Garaus ge- 
macht und in den später vollendeten Digesten einen besonderen Titel ge- 
widmet haben! 

Aber auch das Reichsgericht verdient mit der Zurückfahrung der von 

ihm beurteilten Zusage auf die Im römischen Recht geregelten pollieita- 
tione.s in eivitatem iuctus keinen Beifall. Schon die Ausdehnung auf den 
Staat erweckt Bedenken. In den Quellen findet sie keine Stütze, civitas 
und respublityi gehen im damaligen Sprachgebranch auf die Stadtgemeinde ä^), 
da» Institut war ein Stück Mimizipalrecht, ein munizipales Privilegium. 
Es wird ferner die römische Sehranke durciibrücheu, wenn mau in der 
Gemeinnützigkeit eine genügende Grundlage für die verbindliche Kraft, 
des A'ersprechcns erblickt. Die Quellen nennen als Rechtfertigungsgrund 
(justa, causa) neben der Amtsverleihung lediglich Heimsuchung der Stadt 



29) Const. 1 de vendeud. reb. civit 11, 32 [dlj. 
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durch ein Unglück Gtiaeiunütasig werden aber alle nicht unveruüiifligeu 
Versprechen zu gunsten einer Stadtgemeindo .sein. 

Gewichtiger uocli sclicint mir Fulgendot?. Gesetzt es hätte im reiclis- 
gerichtlichen Fall nicht der Staat oder eine Gemeinde den Bau der Eiseu- 
balin au die Haud gcnommeu, aondern eine Vereinigung von Personen 
^in K«Mnitee^: hätte die Eotadieidiuig aaden aiuMen mfissoi? Idi vciv 
neine das und ^ube damit auf die Ziulimmiing der meisten Juristen 
reobuen ta können. Dann aber erweist sioli jene Bcgnlndung bei aller 
Freiheit der Auslegung nnznrei^end und in ihren Fulgm bedenklich. 
M dglioherweiBe ist nicht dnmal die Behauptung in den EAtsoheidunga- 
grSnden haltbar, dass die einseitige Zusage der Beitragsleistnng sdion die 
VeipAiditung nir Erfüllung oseugt habe. 

Das Geben imd Zei<^uien d. h. sdiriftUebe Verapredien von unent- 
gdtliohen Beisteuern m ein^ gemeinnütsigen Zweck ist ^n semer tfaat- 
sichlichw Erschdnung nach sdir bekannter Voigan^ aber jnristasch noch 
wenig UQtersucSit'*). Dieser Aufgabe soll im Folgenden niher getreten 
werdm. 

1) Gesammelt wird entweder zu einer Vermögenszuwendung an eine 
oder an mehrere Personeu (z. B. als Dankesausdruck an einen verdienten 
Mann, zur üntf i-sf ütztmg Abgebrannter, Verwundeter, Ausgewiesener) oder 
zur Ausführung eines vorübergehenden Unternehmens (z. B. einer Sedan- 
feicr) oder ziu: Erstellung eines dauernden Werks (z* B. eines Denkmais, 
Theaters, einer Eisenbahn). 

2) Die Beitragsleistnng enthält die Betlmtigung einer Freigebigkeit 
Sie ist daher der Anfechtung durch die Gläubiger nach Konkursordnung 
§ 25 No. 1 und nach dem Rciehsanfechtungsgesotz vom 21. Juli 1879 
§ 3 No. 3 unttTworfeii. Die Forderung aus dem Versprechen des Beitrags 
kann im Konkurs des Versprechenden nicht geltend gemacht werden 
(KonkursO. § 56 No. 4). Zweifelhafter ist, ob die Bettrat?,';1('i^*rinp; rine 
Sehenku: ^' i iitliält, so dass sie dem Krfordernis der geriehtlicheii \ erlant- 
barung unterliegt, wenn der Wert des Beitr^s die äummc vou 500 Solidi 



30) L 4 h. t.: inoendkun, tttxae motoi, aliqna luina L 7 eod.: ob caaam, qu«it 

dvitas paHsa e»t. 

31) So weit mir bekannt, habon sich damit beschäftigt kurz BrinK, Fand. 
1. Aofl. 8. 1020, 106S (8. Aufl. III | 440 a. E.)> ünger, Grünhiiia Z. 1 8. 873, Dern- 

burg, Piind. 3. Aufl. T t[ f'2 N. 8, ausrüLrlldior rudif ii, Zcltsi-lir. für QeaeAcg. n. 
Bechtspfl. in Preiwsen U S. 47a-48i, ßekker, Fand. g. 112 ßeU. 11. 
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übersteigt? Die Antwort hängt davon ab, von welchem »Schenkungsbegriff 
man für iVw. Anwendung dieses gesclyiit'hen ErforddrnistiC's ausgeht. 

Damit v'inv unentgoltliclio Zuwciuhing als eine nntcr Khegatton ver- 
botene Schenkung er«cheint, niiiss sie den doppelten EHblg liaben, diiii6 
sie dem Geber eine Vermogenaminderung, dem Empfanger eine Bereiche- 
rung zufuhrt 3^). Daher erklärt Ulpian auch unter Ehegatten für zulässig 
die Soh^kuDg einer wenn andi kostspieligen Grabstätte, eines Platzes, 
tun darauf ein veiqirochenes Öffeattiches CrebSude xa «niehten, ädlwt die 
Schenkui^ von Gdd sor Barbringung eines rdigiös^ Opfers*'). Legt 
man diesen SobwikttDgsbegriff zu Grande, so musa man die aufgeworfene 
Frage teils blähen, tdla vemdnen: bejahen für die Beisteuer au einer 
Vermögeossuwendwig an eine oder m^rere Personen, denn sie werden 
dadurch bereioberti verneinen ffir jede andere Beisteuer, weil es hier an 
einer Berdohemng des Empfimgen fdUt 

Allein evadite den Ausgang^unkt für unrichtig. Es ist alteiy 
dio^ allgemein üUidi, aus den Entacheidting^n der Quellen über das 
Sdienkongsverbot unter Ehegatten und über die Besohruikiing übermässiger 
Schenkungen die Erfordernisse susammenautragen und den daraus ge- 
wonnen«! Sohenkungsbegrtff bei allen praktischoi Vorsdiriitai fiber 
Behenkongw gleidimissig voraussnaetzen. JDas ist fdderiiaft. Das 
fichenkungsverbot unter Ehegatten ruht auf einer andern Erwägung und 
soll einer andern Gefahr begegnen als die Schranke hinsichtlich des Masses 
von Schenkung^. Dort soll der unsittliclten Ausbeutung des ehelichen 
Verhältnisses aar Bereicherung des einen Ehegatten aaf Kosten des andern 
enfgegengetreten werden, hier der grundlosen übereilten empfindlichen Vot- 
mSgensschwächung. Für das Verbot imter Ehegatten hat das Erfordernis 
der Bereicherung auf Seite des Empfängers Berechtigung, fiir den Schutz 
gegen Uebereihnig aber nicht, fm Gegenteil, seine Anwendiuig würde liier 
dem Zweck des Gesetzes entschiedeneu Eintrag thun. Gegen die hier ver- 
tretene Unterscheidung darf mau sich nicht darauf berufen, da."58 in den 
Quellen hier wie dort die Zinvcndung schlechthin donatio genannt wird. 
Dw Ausdruck donatio ist von allgemeinerer Bedeutung; wird doch selbst das 
Xiegat eine donatio testameuto relicta genannt ^^), obwohl dem Vermächtnis 

88) L 5 $ 8 de donai. inter vir. et u. ^ 1: eam demwa donatioaem impediri 
flolere, quae et donantcm pauperiorem et aceipieiiteni fiMiet loenpletiorem, 

33) L 5 § 8 -13 cod. 
U) L 30 de legat II. 
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nicht einmal eine Freigebigkeit, sondeni nur due Yagünstigung zu Grunde 

Besteht aonaoh f3r die Anwendung des Lisbuationsgebots nidit das 
Erfordernis, dass der Empfänger durah cUe Zuwendung beraebert wird, so 
sind alle Bdtragsleistangen an gemeinnütagen Zwecken Schenkungen im 
Sinne jenor gesetalidien Yorechrift. Dieses Ergdiinis entspricht wohl auch 
dem praktisdien Bedörfiiis, denn es ist nicht absusehen, warum jemand 
nidit auch g^g«i unbedachte Bethatigung des Gemeinsmns Sdiuts ge- 
messen sollte'*). 

3) Der Bdtiag kann sofort g^ben oder nur versprocben sein. 

a) Durdi das Geben entänssert sich der Beiteagende des ^graitums 
an der hingegebenen Sache. Der Entilussernngsakt ist Tradition, nidit 
Dereliktion. Aber TiaditiMi an wen? Man muss unterschdden. 

Bd der Sammlung au einer Qshe an eine od(»r an mehrere Personen 
sind die Sammler die Vermittler des Eigeutnmsnhcrgatigs vom Geber auf 
den bewiilnictcu Empfänger (beneficiarius). Der Gcb^ voUsiebt sunächst 
nur ein Traditionsaugebot wie beim jactus roissilimn. 

Bei andern Sammlungen wird das Eigentum auf die Veranstalter der 
Sammlung übertragen. Sie erhalten allerdings nur anvertrautes (fiduzia- 
risches) Eigentum, sie sind nur Treuhänder (personae interpositae)^'). Die 
Zuwendung ist ein datum ob rem nnd einengt zwar keinen Anspruch auf 
Auj^fiihrnng, wohl aV)er eine Rückforderung beim Unterbleiben der Ver- 
wendung zu dem angc^gebeuen Zweck. Die Zweckbestimmung bewirkt 
ferner, dass das Gesammelte — bei Geld Unvermischtheit vorausgesetzt 
— von den Gläubigern dos Sainmlei-s iiicln als Heliiedigungsobjekt in An- 
spruch genommeil weiden Icann und dass es beim Konkurs eines Sammlers 
nicht in die Konkursmasse iällt^^). 

86) Pfnif und Hofmann, Exkune Aber teierr. aUg. beigerl. Recht Bd. II 8. 523. 

Die neuere Gecctzirf^Vnin;? hecH- nt sirh v^oh] mit Rüi'lvi-iclif auf den herr- 
schenden engeren Schenkung8V»egritt einer aJJgemeineren Bezeichnung wie unentgelt- 
liche Verfügung oder Freigebigkeit. Konkurs- ü. § 25 No. 1 § 56 No. 4. 

37) L 49 d« donst. inbex vir, et nz. 24, 1. 

38) Ander« t\h hior .^«rhcVicn fasst ili-n Vraj^'unr; Hrin/. 1. A. S. 1020 auf: 
,Qeld, Lebeuemittel, Kleidungsstücke, welche . . . gesammelt werden, hören im Augen- 
blidc der Bcfitragsleiatung auf, dem Oeber zu gehören, gehören zunilchst lediglich für 
den Zwi I k und gehen erst im Augenblick der Yerwendnng in lebendiges Bigentam 
liVior als Arbn'tslöline, Kaufpreise, Geschenke an (V\c Reh'iltcn." Da- inltrimistische 
Zweckeigentum, weiches Brinz anniiumt, ist wenn auch juristisch denkbar, so doch 
Bicbi praktiach. Mit Briai stimmen Bekker und Dernburg a. a. 0. 
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b') Das VcrBprechen einpFi Beitrags wird mciKlens schriftlich ge- 
geben durch „Zeichnung'*. Rechtli* lie;^ Erfordernis bildet die Schriftlich- 
keit nicht. E« luuss nur in jodeni J'^all dalür Gewähr bestehen, dass das 
V('r.>pn'ciu'n in verpflicliieiidcr Ab.sicht abgelegt wurde. Es geuügt z. B. 
(he miindhchc Anmeldung bei dem Sammler oder seinem Stellvertreter. 
Aber an der Abgabe gegenüber diesen Personen wirtl man festhalten 
müssen, um ein hingeworfenes Wort über die Beteiligung — jaetare nennen 
CS die Quellen — von einem ernstlichen Versprechen zu unterscheiden. 
^ Damit findet auch die iVage ihre Lösung, ob die Verpflichtung zur 
Beitragsleistung auf Vertrag oder auf einem einseitigen Versprechen be- 
niht Man muss sich den thatsaohlioben Hei^ang veigegenwartigeu. 

Die Attffcmdenii^ zar Beitragsleiatuug vnid mibweäm an beidEiimte 
PenoiMii gerichtet oder erfolgt 5ffeiiUieh ,iaii das Publikum^. 

Im ersteren Fall hat der Sammler die BoUe des Antra^tellen, die 
Zusage eines Beitrags enthSlt die Anmüune des Angebots, die Vertrags- 
natur des Thatbestandes liegt auf der Hand. 

Die öffentliehe Aafforderung sii Beitrilgen ist nur eine Einladung cur 
Stellung von Ai^boten*«), Zwar ist bei diesen Sammlungen in der Reg/A 
jeder Beitrag von wem auch immer gendim. Doch bildet dies nur die 
B^gel> es könnte s. K bei Sammlung^ su politischen Zwecken der Bei- 
trug ebea Ausländers oder eines Parteig^ers sehr störend sein. Aus 
diesem Grund wird man dem Uiiteber der ö£^tfich«i Auffordaung nidit 
die Absicht nnterstellcn dürfen, ein Angebot an jedermann su «olaaaen. 
Die Erklärung der Beitragsleistung muas an den Auffordernden gerichtet 
werden. Er kann das Versprechen annehmen oder ablehnen. Aber nur 
die Ablehnung erheischt ausdrückliche Erklärung Somit beruht auch 
hier die Verpflichtung zur Erfüllung auf einem Vertrag. 

Vielleicht wendet Tn;in ein, dass nach der herrschenden Ansicht An- 
gebote willkürlicl) widerruflich seien und dass demnach die Vertragstheoiie 
den Zeichnern von Beiträgen die Befugnis einräume, ihr Versprechen 
zurüoksuDehmen, so lange keine Annahme erfolgt ist Würde darin ein 



39) L in ?5 dr iu ,1. -mL 21, 1 L. ult. qui tefitem. far. 28, 1. 

40) Für die AktieniieichnuDpen anerkannt in ROHG. XIV No- 97 S. 300. 

41) Nicht dasselbe gilt für die Zeichnung von Aktien oder von Obligationen 
bei einem öffentlichen Anleheni weil hier die Zahl der BetaiHgten beaduttiikt ist, so 
das« hei reber/t'iohnunjif eine ieilweiie Zurfiekweisung in der einen odsr andern Art 
eintreten muBS. KüUG. a. a. 0. 
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oniste.s Bedenken liegen, ^^o stände nichts im Wt'irc in ihr Kcitrags/.eich- 
liung ein uiiwidtTrufllclies Angebot zu t'ri)lic keii ; denn die Wuierruflichkeit 
ist nur eine rugelmä.ssige, keine unfehlbare Eigenschaft der Angebote. Aber 
(las Jkdenken ist um deswillen iiieht erlieblieli, weil das Beitragsversprechen 
mit dem Einti-etl'en der Eiklaniiig bei deni Auflbrdernden als angeDommen 
gilt, wenn nicht die Ablehnung sofort erklärt wird. IJie Möglichkeit des 
Widerrufs in der Zwischenzeit bringt dem Zweck solcher Sammlungen 
keine Gefahr. 

Die oben aufgewoifene Frage lai demnadi su vemeliiea mid den 
sagen einer Beitragsleistung »i elnrai g^nein&ützigen Zwed^ die Aufnahnie 
unter die obKgatkMuenMengenden einseitigen Versprechen xa versagen*^). 

4. 

Das Bedit ans dem Vetspred^ der Beitragelebtung erweriben die 
Sammler oder, um die Verwechslung mit den tiiats&ohlMjhen Gehilfen bei 
der Sammlung auszuscbliessen, die Veranstalter der Sammlung. Sie k5nnen 
ebenso auf Erfüllung klagen wie den Zeidiner seiner Verpflichtung ent- 
binden, sie kennen von den Zeiohnem bdangt w^en, swar nidit auf Aus- 
führung des Werics, wohl th» auf KiU^abe des eingesahlten Beitrags 
beim UnteiUeiben äeit bestinmmi^isgemiaseD Verwendung« nidit anders 
als wenn die Beitragsteistung im Geben, nieht im Veispreehen besieht 

Kicht immer sind die Veranstalter der Sammlung auch di^enigen, 
welche die AuafSbrung des Werks in die Hand nehmoD. Sie bilden ao- 
weilen nur ein vorbereitendes Komitee mit der Au%abe, der AusfDhrnng 
von anderer Seite, dnreh den Staat, dureh (dne Gemeinde, durdi dne 
AktiengeseUsdiafl, durch ^ne Ftivatposon den Weg au bahnen 

In diesem Fall übertragen . sie die durch die Sammlung erworbenen 
Bedite, iägenimn und Forderungen auf den Untemduner. Es geschidit 

42) Ausser dem Heichsgoricht und vor ihm hat aich für die £iu8eitigkeit Unger 
a. a. 0. (Note 32) au^esprocheo. 

48) So du .Initiativkoiiiitee filr den Bau der Ckuibaha* (SdnrräO. YgL das 

Rechtsgutacht^n von .Tlirring in Snohon dfs TnttMtvaulonalpn Vorlierfitiingakomitfos 
gegen die Gesellscliaft der Schweizerischen Zeatmlbahn, betrertend die Vollendung 
und den Betrieb der WiMeHiülenbahn und ihrer Fortsetzung von Solotbum nach 
SchQnbOlil (Ölten 1878). abgedruckt m Jhsringi Jalab. Bd. XTIII S. 1-188. Unter 
i\fin ünternohmpr ist nicht der Künstler oder Techniker pt meint, welcher auf Gnmd 
eines Werkvertrags die HerBtellung de« Denkmals, Baues u. s. w. übernimmt. 
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dies auf Grund eines Vertrags zwischen den Mitgliedern des Vorliereiuings- 
komitees und dem I^nternelimer, wodurch sich der htzUita feeiuer^eitö zur 
AusfiUirung des Werks verptiichtet. Die einzeluea Beitragenden erwerben 
aus diesem Vertrag gegen den l^nt( rnelmier kein Keclit, sii- ktumeii nicht 
auf" Auslühruiig klugen, aucli uiclit aui' Rückgabe des Emi>t"augeneii wegen 
Nichtausnihruug. Dem I nteraehmer stehen allein die Komit«emitgUedcr 
ak berechtigt g^ciuiber. 

Die wichtigen Kech(,sfragen ühei- die l'^ähigkeit eines „Komitees" zur 
Vertrugsschliessung und zur Klagerhebuug sowie über die i-echtliche (iiiltig- 
keit des Vertrags trotz Mangels des eignen vertnögensrechtlichen Interesses 
auf Seite des Kotniteefl haben durch Jheriug in dem (Note 43) angc- 
fährten Gutachten dne so gr&ndliohe Eroftemng gefunden, dass kein Be- 
dfirbiiB beeteilt» wiederholt darauf einzutreten. WiM aber veilocikt die 
Adinlichkrat Set hier betrachteten Sammlung mit der Sammlung von Zeidi- 
nungen durch die Veranstalter einer Aktiengeedlschaft wa einer Teij^eidhung 
awiflchen beiden VorgüDgen. 

Sofort springt ein Unterschied in die Ai^en: die hier untenuchten 
Ramminngen l>eiwecken anentgeltliche Vermögensopfor, der Zeidiner dner 
Aktie will und aoll am ISxttag des Untemdimens beteiligt werden. Dabei 
kann immerhin dort der Beitn^|ende das Opfer ans der eigmniitB^fen Be- 
lebhnmig bringen i in der AusfOhning der Untemelimung ednen Privat- 
vortdl zu finden, und kann andereieeita der Zeichner einer Aküe ans reiner 
Gemnnnutaigkeit handdn; Art 207a der Aktlranovdle von 1884 neht 
ausdrfioklidi Aktiengesellschalten für gemdnnütsige XJntemehmai vor. Auch 
der Umstand hebt die Ikitgeltlichkdt der Aktienzeidinung nidit auf, daes 
ein Gewinn aus dem Untemdhmen von vomherein unwahrscheinlich ist 

Hiermit hangt eine Verschiedenheit in der rochÜichen Natur su- 
sammen, welche zwischen der Zeiclinnng eines Beitrags zu einer gemein- 
nützigen Sammlung und einer Akttenaeichnnng besteht. Jene ist ein ein- 
faehes Zahlungsverspreclieo und erzeugt nur eine Verbindlichkeit des 
Zeichners. Die Aktienzeichnung enthält einen gegenseitigen Schuldvertrag: 
es entspringt daraus für den Zeichner nicht bloss die Verpflichtung zur 
2Sahlung des vereinbarten Betrags, sondern auch das Recht auf Lieferung 
einer Aktie d. h. auf (iewährung der Aktienbeteiligung** . In Recht und 
Püioht aus diesem Vertrag tritt die Aktieagesellscbafi mit ilirer Entstehung 

U) ROÜQ. XX No. n 6. m 
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ein, vorausgcset/t dass die Zeidiming sowolil der knnstituierenflen General- 
versammlung als dem Registorrieliter vorgelegt imd von ihnen genehmigt 
war. Es bedarf nicht etwa einer Zession von «eiten der Veranstalter der 
Zeichmingssaramhmg. Ja eine Zession ist nicht möglich, weil diese Sammler 
eine Fi)nleriitig gegen den Zeichner auf Zahlung des vereinbarten Betrags 
überhau[>L uieht erwerben. Der ZLichii i i.-^L au ,sein Vcrsprecheu gebmideii, 
truLzdem dasä ilim ein Gläubiger zur Zeit nicht gegenübersteht. Gegen 
die Veranstalter der Aktieuzeichuung erwirbt er mit der Annahme seines 
Aogebots zwar ein Becht» aber ideht auf Id«finiiiig von Aktien, was z. B. 
bei NamenBaktfen anaaer Ihmr Maelit S^jea würdsi aondem auf Vorlage 
seiner Zeichnung in der konatitmermden GreneialvemnuDluiig ^^). 

Im Gegcnsata hienu wird der Sammler von unenigeltlidien Btttrigen 
aus der Zeichnung fbrdefungaberechtigt auf EkrfiUlung des Zahlungsver^ 
aprechena, und deijenige, weldier die Aoal&hrung dee geplante Werke 
übernimm^ erwirbt die Fordernngsrechte geg^ die Zdchner von Betragen 
im Wege der Zeasion (8. 75). Hieraus scheint eine Schwache dieses Er- 
werbs g^nüber dem Erwerb der AktiengeseUschalten aus den Zeichnungen 
au entspringen. 

Sdion vor der AktiennoveUe von 1884 stand in der Rechtafnechung 
fest, daaa Bedit und Pflicht der Aktiengesellschaft g^enüber dem Zeichner 
sidi lediglich nach dem Inhalt des Zeidraongsscheins bestimmen und dasa 

sie von Nebenabreden zwischen dem Zeichner und den Veranlassen! der 
Zeichnimg nicht berührt werden. Au(;h die Einrede der Simulation der 
Zeichnung kann der Aktiongesellschaft nicht entgegengesetzt werden**). 
Dies ist jetzt durch d^ leisten Absats des neugeschaffenen Art 209e snm 
Gesetz erhoben, 

E^mien dagegen nicht dem Zessionar alle Mängel der Forderung 
entgegengehalten werdra wie dem Zedenten? Bas ist keineswegs schlecht 
hin der Fall 



45) Wiener in der Zeitechr. liir Hsimlelsr. XXI S. 333 — 342, eine belehrende 
KezensioQ der Schrift von Hahn, Uober die au« der Aktienseichnung hervorgehenden 
ReebtHreihfiltiiMBS. StnMnbniger TuaagaralclMwrtatioH 1874. TgL ftmer Wiener m 
f1rr>fH)f'n Zcitschr. XXIV S. 22 fg. Primker im Handb. de« deutschen Haildds«, 
See- und Wechselr. herausgegeben von Endenifuin i § 116. 

46) ROHG. V No. 99 S. 416 vn Ho. 40 8. 161 No. 112 8. 437. RG. II No. 34 
8. 131 IX Mo. 6 8. 37 XVUI No. 1 8. 3 XIX No. 24 8. 134 XXIY No. 3 S. 21, die 
drei lotztangeführten Krkenntnissr !tind nach Ertebetnen der Aktiemiovelle von 1864, 
aber nicht auf Grund derselben erlassen. 
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Vor allem kann jdst als oommunb opinio «ngencmmen ureiden, chas 
die Beruf iiDg auf die Simulation eines Rechtegeec^illB gegen Dritte nor 
auliasig kit, wenn sie im Vertrauen auf die Emstlidikeit des Gescliafts 
tmva lis^gen Erwerb gemacht oder eine ZaUung geleistet haben. Diese 
Meinung hat guten Grand, trotzdem dass sich für sie ein unmittelbarer 
Quellenbeleg nicht nachweisen lässt^^). Der Erwerb der Rechte aus den 
Zeichnungen unentg<'ltli<'hc'r Beitrage dun:h den Uebernehmer drs geplanten 
W(>rks iBt ein lästiger. Demnach fällt ihm gegenüber die Einrede weg, 
die Zeichnung beruhe auf Simulation, er miisste denn von diesem Mangel 
bei seinem £i werb Kenntnis gehabt haben. Simulationen sind bei solchen 
Sammlungen nicht Kelten; IMit Stimmung mi machen, wird jemand beredet, 
einen Beitrag zu zeichnen, welchen er entweder überhaupt oder wf nlgsttms 
in der angegebenen Höhe zu leisten nach Einverständnis mit dem Sammler 
nicht verpflichtet sein soll. 

Was die sog. \( l)t'nal)r( d('n anlangt, so mnss man unterscheiden. 

Ist das Vt ispr< ( hen der Beitragsieistung nur mündlich gegeben, so 
kann von » iner Nebenabrede nicht gesprochen werden. Die gosamtp Be- 
redung bildet ein Ganzes und der Sammler wurde eine dem Versprechen- 
den uuverfäuglichc falsche Darstellung des Öaehverlmlts geben, weiui er 
dem Uebernehmer des Werks mitti ilte, es sei ein unbeschränktes Eeitraga- 
verspnH'hen geleistet, während dasselbe nur bedingt oder unter einer andern 
Beschräiikuiig gegeben wurde. 

Anders wenn eine „Zeichnung" des Beitrags vorliegt. Gegen&ber 
der unbesduSnkten schriftlichen Verpflichtung lässt sich z. R der Vw- 
behalt einer Bedingung nur als eine neben dem unbesohräokten Zahlungs- 
verspreohen hergehende Ucbercinknnft wäßmen, kiaft deren der Sammler 
sidi haftbar crklirty dass der Zeichner nur beim Emtritt der vorbehaltenen 
Bedingung für sein Versprechen wird aufkommen müssen. Diese Ver> 
pdtc^tung geht nicht schon krafb der Zession des Anspruchs aus der Zeicfah 
nnng auf den Uebernehmer des Werks über. Der Zeichner kann sieh wegen 

47) ünterstfitzf'iiil ]j 17 <]>■ tnmsact. 2, 15: propter jus^-.im i<^orantifini T; 11 
§ 6 de imtit. act. 14, 3: ne^ut.- cnim decipi debent contruhentes. Die bcBcluUnkung 
auf den Iflstijjen Erwerb findet einen Anhalt in L 4 § 29, 31 de doli mal. exe. 44, 4. 
Dafür ROHG. XVI No. 20 S. G5, RCi. XX No. 75 S. 840, Seutl. XLV No. 4 u. Niichw., 
Kohler in .Ihnriiiirs .lalirh. XVI S. 127 f<?., Ilartiiiann ebenda XX S. 3, Leonhard, 
Irrtum bei nichtigen Verti-figen S. 131 fg., Bechmanu, Kauf II S. 305, Enneucerus, 
Dm R«cbt4geichftft S. 100» Dernbnrg, Fand. I § 100 Note 6, Bekker, Fand. $ 96 
Beil. I, mtlirend Windseh eid § 75 Note 3 a. E. die Frage offen liest. 
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NiditerffittuQg nur an den Sunmler halten, aber die Leistung des Beitrags 
gemäss det Zeichnung nicht verweigeni. 

Die vorstelu iuliii zwei l'iitcrRnchnng^cn sind gleu-hfalls Beiträge zu 
einer Sammlung, di" hrstinimt ist, der dankbaren Teünaluiic an der Jubel- 
feier eiues Mamie,-^ Ausdniek zn gehen, der sich um die Ret lilsw issenscliaft 
uuvergängliehe Vei"dieiiste eiwuibeu hat. Möchten sie hinter ihrer Be- 
stimmung nicht allzuweit zuriicksteheu. 



lieber die sogenannteü 
SEPULCEALMULTEN. 

Von 

J. Merkel. 



Digitized by Google 



In Ii alt. 



l. Die Untorschiode zwiäcbeu gricciuächon und lateinischen Grabinscbrifben. 
Insbesondere : 

1. Die Formel: Hoc moatiineutum liürcdem uou ^ei^uitur 8fi 

2. VerUusHeningsverbote 88 

Andere Uuierachiede 93 

IL Die lülgemeine Tefbreitimg der Stiufluidroliimgeii in antiken BechtsDifamden 

1. Di« Yerwünsdning 96 

2. Die Gelditnfe 102 

III. Die reohtlidie Orundluge der privaten Strafandrohungen: Littetatarflbenddit 102 

1. Die Annahme einer geeetiliGhen Grundlage 113 

2. Die EoBstrulUiMi aU letit^rillige Verfögung 121 

Der praktische Wert der MoltBudrohangen 126 

Vermatnngen Aber Bedeutung und Herkunft . 131 



6 



kj i^ -o i.y Google 



Im Altertum war es Bmuoh, auf Grabmonurnenten und Särt»'fn Tn- 
schritten anzubringen, welche dem Verletzer des GrabestViedeus eine Ötxafe 
drohten. Die Eigentümlichkeit dieser Insehriften zeigt sich vor allem 
darin, dasf» sie sich ^cgen jeden richton, der zuwiderhandelt, ohne Rück- 
sicht anf Nationalität, auf Familienzugeh<>ri«;keit oder dci^l. Dadun-h ge- 
winnen sie, ihre rechtliche Wirksamkeit vorausgesetzt, die Natur einer 
heutzutage befremdenden strafrechtlichen Nonn. 

Die Strafandrohungen sind verschiedenen Inhalts. Manche enthalten 
nur ein Verbot. Andere begleiten dasselbe mit Verwünschmigen. Am 
wiiksamsten — wiigetens im weklidtoi Simie — aoHtm me mkl dardi 
Beifügung einer Gelcbtrafe gemadki werden, weldie an die Stadligemdnde 
(nroAtg, dfjiog, a^saiium popuh), an Koliken (zu denen die rSmischen 
pontifioes und VeBtalinnen gehörten), an den fieeos GttesariB oder — so 
nur im Orient- — auch an Gotthatoi fiel 

Es liest ei<^ die bekannte r&miecbe Unteredundung der kges po- 
blicae nach ihrer Faeenng in legea perfeotae und mperfectae*) auch bei 
diesen Yeibot^ aufttellm. Die In inperfeota ;,in qua nuUa devtantibua 
po^ aandtur" wird durch die bloseen Y«;bote repräsentierL Leges per^ 
feotae sind die Inschriften mit YerwunBchungai und mit CMdstraftn, Tim 
denen jene dem piaeulum, diese der multa entspredien, der gduatiieben and 
dar wdtliohen Strafe, wie we z, B. auch in der alten sog. lex luoi Spole- 
tbi') neben einandw steht Zu einer lex perfecta gebort feiner die An- 
gabe des Hechtsweges, auf welchem der Inhalt des Gesetaes geltend zu 
machen ist»), und auch dieser Bestandteil fehlt wenigstens den klein- 
aeiatisclu II Grab>< Imften nicht, indem viele von ihnen ausdrücklich ujedem, 
der da will", eine Klage gestatten unter verschiedenen Be a e iohnn ngen; 

1) Macrobius in somn. 8cip. U 17, 13. Ulpian. fr. g 2. 

2) Bruna, fontes (ed. V) p. 241. 

3) Rudorff, rOmiflehe RechUgeichiciite. I 8. 18 N. 9. 

6* 
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V|0a|i(^ und fcqoaayyeXla. Von dvn lateinischen Grabschriften enthält allor- 
dii^ blos dne einzige ähnliches, eine Inschrift von Aquileia.^) Endlich 
kann man in gewissen Fällen auch von einer lex minus quam perfecta 
reden» toq der es heisst: „sl factum sit^ non rcscindit, sed poenam iniungit 
ei qai contra legem fecit". So oSmlich bei den die Veräuesernng vei^ 
bietcufkri Grabschriften, welche nur verbieten oder Strafe drohen, im 
Gegensatz zu denjpni<ren — allerdings eine geringe Anzahl ausmachenden 
und wieder nur orientalischen — , welche auRserdem auch noch die verbots- 
widrige Veraofssening für ungültii,' ' 'rxj'poc' erklären ■• :. 

Ueber die geachiclillielie Herkuuft und Entwickelung dieser Inschrilteu 
liatte Huschke in seinem Buche üKer ,J>ip Multa und das Sacramentum" 
(1874) die Ansieht aufpestollt (S. iÜö), dass die in griechischer Sprache 
abgefasstc^n „wenigstens der Hauptsache nach auf Uebertragung römischer 
Sitte und römischen Itechts auf die Provinzen des römischen lieichs be- 
ruhen" — eine Ansiclit, die neuerdings als widerlegt zu betrachten ist^ 
Denn man liat zum Teil infolge neuer l'unde, zum Teil mittelst eingehender 
Sichtung des schon früher vorhandenen Materiales entdeckt, dass unter 
den Grabschriften griechischer Spraclie sich namentlich in Lykien solche 
befinden, die nicht bloss weit älter sind, als die lateinischen, sondern 8<^ar 
ans dner Zeit stammen, wo von Beetnflusenng doroh römisches Bedht und 
rSmisdien Btandi noeh keine Bede mau konnte. Das Yerdienat, dies 
henrotgehoben zu haben, gebfibrt awei philologischen ScfariffsteUem, welche 
ftat gleichzeitig dies^ G^nstand behandelten: Gustav Hirschfeld 
in den ,3:5nigsberger Stadien" Heft 1 (1887) S. 85 fg. und Oskar Trenber 
in den Beilagen snm Jahresbericht 188^7 des Edniglidiai Gymnasiums 
m TGbingen (1888). Ihnen gesellt sich, was die Inschriften in lykischer 
Sprache anlangt» W, Deeeke hinzu in den Beiträgen cur Kunde der indo- 
germanischen Sprachen Band XIV 8. 181%. (1889). 

Diese neue Entde<&ang giebt Anläse, wiederholt auch das tOmisdie 
Bedit und die lateinischen Giabsohrifien von dem neugewonnenen Gesichts- 
punkte aus an befzachten — eine Arbeit» die durch eine Mss^ Giessener 
Dissertation von Ferdinand Wämser: De iure sepnlcnili Bomanoram 
quid tituli dooeant (1887) wesentlich erleiditevt, aber nicht überflüssig 

4) C. J. L. V 8305: (ei)u8 rei pcreecutio cuilibet de populo datur. 
6) Movatlw 1886 p. 89 No. 865. G. J. Gr. 8876 (Srnyma). G. J. Gr. 1639 
Upbroduiai). 
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gemacht worden ist Denn Wamser beschrankt sich im ganzen auf eine 
Sammhmg des lateinischen Mntenals ohne einn^ehcndere Verarbeitung des- 
Ff'lbcn, und die genannten Bearbeiter des griechischen ziehen das lateinische 
Quelleiiiiiaterial nur manchmal zur Vergleichunp^ herbei, obwohl sie auch 
gelegeutlieli einige wertvolle Zusammcn?!tcl hingen von beidem ^eben. Die 
übrige neuere r-iitteratur ülter das Cräbeneehtö) endlich betriedigt hinsicht- 
lich der hier inteiessierendon Punkte wenig, da .sie meistens von den In- 
schriften fast gtiuüllih absitlit oder dieselben wenig.steuo nicht genüirend 
berücksichtigt. Dieser Uuiätaud erklärt sich wohl zum Teil aus der Müii- 
seligkeit der inschriftlichen Forschung. Man intiss, wie schon Hirschfeld 
und Treuber mit KecliL bemerki haben, die Thätigkeit eines Statistikers 
entwickeln und man darf sich durch die immerwährende GleichmäsHigkeit 
der Fonneln nicht ermüden lassen, wenn man zu Besultateu gelangen wiii 
Ee ist ab» andi nicht richtig, daM diese Axbdt fiboirflüssig wäre, wie 
mauobe gesagt haben ^. Denn trots vider Uebernnstimmung giebt es 
Nuancen und Untersdiiedc genug, die nur auf dem Wege eines dn- 
gehenden Studiums und einer möglichst vollständigen Sanunlung des um- 
fassenden Quellenmat^jals eiiaumt werden können. Einer soldioi Arbeit 
entheben für ilur Gebiet selbst die dankenswerten Schriften von Hirsch- 
feld und Treuber nicht, da sie aus äusseren Gründen die Inschriften 
nicht in extenso wiedergeben könnw und da dodi jeder auch nur nach 
seiner eigenen lUditang hin sammelt. 

Einiges, was der Verfasser dieser Zeilen auf dem angedeuteten Wege 
gefunden zu haben glaubt, soll die folgenden Blatter fallen. Eine w 

(>) Zu den bei Wamner S. 2 geuannten traten inzwischen hinzu: Fr. Schildler, 
über dan röuiL>cUe Bogräbnidwetien, Gyiu.-Progr. Laudiiu 1888. Auguste Benoit, 
du in« sepulcri ä Rome, Nuicy 1890 (thise). Detroye, du iombeaa et de la 
violation de sepultiire, Paris 1890 (ÜhllBe). Nachzutraben i^t: Labatut, lea funeraiUea 
chez les Konuiin-, l'edit et les lois somptuuires, Paris 1878. Hu achke fehlt aufiFTiUiger 
Weise bei Wum^ier. Dciu Yerfai»äer vorliegender Abbandlusg kg nur Labatut 
nicht TOT. 

7) Ferrin i bemerkt einmal in seiner hier einscliliiLriL^i n Bcibrift: Arohivio giu- 
ridico XXX p J70 vnii «L^n Inschriften: ,ita abundant, ut non operae pretium esse 
ducamus aiitjua aiiducere"; der Hcmusgeber im Bulletin de correäp. hellen. Vil 266 
No. 8: ,Beveial other ftraeral inseriptioiiB of liinilar style and no iutereBt, oopied in 
Adalia by Sir C. Wilsen T.v me, m;ij bc omitted as unimportant" ; Uaschke, Miüta 
8. 31fi: „Für den Errol^' ilrr I ntri^iii hnnfr wird darnnf nicht viel ankoimnen (nämlich 
auf Vollständigkeit und genaue kritische Dichtung des Materials), da die meisten ein- 
«dilagimden loMhriften ühereinatiiiimen und ihw Haase bo groie ist, da» auch die 
eingcMboien sämtlich aDrafährea blosaer Luxus gewesm irtae.** 
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schopfende Verj^'leicliuug der römischen Erscheinungen mit den orienta- 
lischen wird schon um der räundiohen Grenze willen, die der Krört<'ning 
gesetzt ist, liifr niciit erwartet \vi'T<len können. Möge das wenige Dar- 
gebotene der Gelegenheit der Gabe nicht nnwürdii; sein! 

I. Trotü des oben erwähnten Kesnltates, ilas die frühere Anschauung 
über die Sepulcralinschriflen so wesontlicli umgestaltet, darf man doch 
nun nicht ohne weiteres eine Rezeption griechischer Sitte nach Rom 
annehmen. Dieser Schluss auf das Gegenteil des von Huschke Auf- 
gestellten wäie vorschnell und die neuesten Bearbeiter d(!8 Gegenstandes 
haben ihn selbst nicht gezogen s). Vielmehr fuhrt schon eine oberUächliche 
Veigleicbong der griechischen und lateüusoheu Formeln zur Feststellung 
von P^uliuititen der ktiterai. Dwbw handdlt es eich nicht um die 
VeKBchiedeiiheit der FesBung in dm Gvabniechrifteii flb^iaiipl: — ein 
Thema, vdohee viel su weit föbren wfiide — , Boodem nur am diejenige 
ihrer dm VerbaftBklaaBdn enthaltenden Beatandteile. Einige derselbai seien 
iDn Folgenden hervoigehoben. Vorher uSge aber noch bemerkt werden : man 
mdohte vidMeht die Ansieht Husohk^a und deren Widerlegong lediglich 
auf die EäafGQmmg der Sepidcralmulten besdainkai wollen. Dies wQxde 
vixAxt antreffen^ denn Husohke hai^ gleich den spSteren Bearb^lem^ auch 
die übrigen Btrafimdrohungen und Yeibote in Grabechrifton in seine £^' 
filterung»! mit hereinzidien mflssm, und in dar That ist dies alles un- 
trennbar von einander, die Sepulcralmidten bilden nur einen oda hSufigen 
Sestandteil der im Eingang dieses Anfsatses Gharakterisierten Verbots- 
vorsoiuifben. 

1. Eine über den ganzen Occident bis nach Spanien hin verbreitete 
Besonderheit der lateinischen Inschriften ist die Formel: H(oc) M(onu- 
mentum) H(eredem) N(on) S(eqnitor oder scquetor). Sie tritt auch auf in 
Veri>imdung mit sepulcrum, locus, sarcophagus, aroSi olUe^) und bedeutet, 
dass das sonst auf den Erben des Graberrichtera übergehende Recht der 
Benutzung diesmal unvererblich sei. Es ist neuerdings schon von Peraice 
ausgeführt worden dass der Anteil am Familiengrabe von den Römern 
juristisch anders beurteilt wurde, als die privati-echtlichen Rechtsverhält- 
nisse, indem er jedem agnatischen Hausgenossen ah solchem zukam, dass 
jedoch „der Hausherr die Befogoia hatte, den Kreis der Begräbnisberech- 

8) Hirvehfeld. S. 125. Treuber, S. 40. A. M. IL Voigt mteD N. 186. 

9) C. J. L. I 1090, II 3069, 4979 (Spanien), III p. 131, VI 17524. 

10) Sitaangsberichte der Kgl. preoss. Akademie der Wisaeosob. 1Ö66, U S. 32 



üelMT.dift logeDaiinteii 8«palonluiilteii. 



87 



tigten durch Berufung zur Erbschaft zu erweit^ru". Ursprfing^h'oh galt, 
wie Cicero bemerkt, „ut extra sacra et gciitüm inferri faa ucgent esse"") 
und die Familieogruit gehöiic, wie heutzutage noch iu Japan '^), zur „Uaus- 
eibsdiaft^. NadiW etkeiiiien aber die Juristen unbeschrankt an: heredem 
(aadi extranenm) ius mtmuiii^ti sequitnr^'), und es bildet sich wohl 
namenllich im InterasBe der Auslegung letztwiliiger oder Bepakialer Yer- 
fOgungen ein Uni«nchied swiachen ftmiliaria und heieditaxia sepulcra aas, 
von denen die eraten stete und die letalen wen^tena in gewiaaean Um- 
fange auch Niobteii>eQ offen stehen Eine Folge dieser Anaehauungeii 
war, was die Jurist^ der Kaiserseit aussprechen and die Kaiser dekre- 
tieren: dasB die fiVeigi^senen nur dann ein Anrecht auf die Monummte 
ihrer Patrone besitaeni wenn sie dieselben beerben*^), sonst nidit Dabei 
wird sugleioh eine Kritik an den Inschriften geübt: Papinian «klart es 
für gludigfiltig, wenn |,iquidam inacripserint monumentum sibi fibertisqne 
suis fecisse^, und der Kaiser ISsst sagen: ^onnmentomm inscriptiones 
neque sepidobrorum iura neque dominium looi puri ad libertoe inwsferunt^: 
nur den langen und redlich begonnenen Besiiistand will er als geredit- 
fertigt anerkennen. Dies wäre vielleicht nicht so eneigisch betont worden, 
wenn nicht die Frage aweif( lliaft gewesen wäre, ob man nicht im vor- 
liegenden Zusammenhange die Freigelassenen doch noch mit zur Familie 
rechnen dürfe, und wenn nicht wenigstens nach laienliat^er Vorstellung die 
Orabschriften etwas Zulässiges verordnet hätten. Ein Grabstifter von Clissa 
mochte solche Bedenken abschneiden wollen mit der Formel: praecipio 
aiileim^ post obitum meum ut liberti libertasque ponantur sine ulla con- 
troversia^' :: und auch eine stadtrömtRche Inschrift schliesst erst Ubertorum 
übertos aus, die sie den «exteri uomiuis'* gleichstellt''). 



11) Cic. de legib. 2, 22, 55 cf. de oif. 1,17, Ö4/55: eadem habere monament» 
maionim — sepulcra habere communia. 

18) Kitiii, daa Erbrecht Japans (Dissert Gktttmgen 1891) & 36. 

13) Pompon. D. 10, 2, 2. IHp D 11, 7, 6 pr. Paul. D. 36, 1, 43, 1. 
C. 3. 41, 4 (a. 223) und c. 13 (a. 294). Vgl. auch Ulp. D. 11, 7, 33 Ondignoa heres) 
und D. 40, 5, 4, 21 (bonoram Ubertatiam conserrandanmi causa addietio). 

14) Gai. ad ed. prov. D. 11, 7, 5. ülp. D. 11, 7, 6 pr. C. 8, 44, 18 eit 

15) Papinian D. 11, 7, 6 pr. cit. i. f. C. 3, 44, 6 (a. 224). 

16) Ü. J. L. III 2386. Die Klausel findet sich auch bei anderen KechtageschiUteD: 
in einer DqNMitnm-ürkand« 7001 Jahre 167 (s. Bruns, fimtes p. 268), in der Sdimdrang 
der Julia Moaiwe (daselbst 8. 253), in 0. J. L. VI 8432: Aut si coi ius monimenti 
nfiquero sine controycrgia. ib. 22968: ut p«ri«(s) communis sine eontrovenia nt> 

17) C. J. L. VI 134Ö4, 
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Die Klausel h. m. h. n. s, nahm also (Im Recht ai;f (la>< Grabmal 
des Erblassers den Erben und damit uiich den Familienaugehürigen nhor- 
haupt, soweit ihnen nicht etwa aii'^drücklich Illationsrecht vorbehalten 
worden war; denn, wollte man die Familiengenossen zulassen, so bot web 
dip andere ebenso hüiifiifc Formel dar: hoc monumentum extraueum he- 
redem noii stquetui- oder: ne de familia oder de nomine familiae exeat. 
Die letzte Klausel besass freilich eine üher den Krhtall liinausreieliende 
Bedeutimg und wii'd uuchher noch besonders besj)rucheu werden. Für <lie 
erst« Fassung (extraneum heredem) aber hätten wiederum die Juristen za 
überl^en gehabt, ob sie der inaohriftHohen Besohrankung das allgemeine 
Priiuipi heredoiL ras monamenti eoquitur (Note 13) zam Opfer bringen 
wollten oder nicht Leider föhlt es fSoe diesm EbU an einer Aenaaemng. 

Daes nun die beaproohene Fonnel dne Beaonderhdt oocidentalischer 
Inaebriften urizktioh ist^ erweiat d^n aaUloaea Varkommen gegoifiber d«D 
wenigen FÜten, in denen sie sieh in griechiechen Qrabsdiriften findet*«). 
Zudon aind die leteten aum T«l derartig, daas eine anmittelbare Veraion 
ana deni Lateiniadien klar au Tage wie bei der in dar B£vue areh^o> 
lo^ne L cit gegebenen Smjmaisehen Luchrift, wo a. B. auch die Wendong 
„SSk^ ftoptj^ nm^ifai** dentlioh genug iat^*). 

FOr die andere nur extranei auaachlieBaende Elauael und f&r das 
eboi&lla einige Malß Torkommende G^natfiok an der hier behandelten, 
nimlioh für die Elauael: hoc monum^ituoi heredem aequitur*^ dagegen 
l&sat aich eine ooddentaliaehe SecKmderheit nieht in gteioher Weiae in An- 
spruch nehmen. Denn die erste entaprioht dem sehr bäufigen Verbot^ 
^aniatZv nzw^ia oder ve/^v alXacgiov zu inferieren, oder der Bezd.<dinung 
als TtooyovvAcv r^Qiyov u. dergl. Die Ausdehnung des Benutzungsrechts 
auf die Erben aber, oft in Form der Einräumung, jedem Beliebigen die 
IllatioD zu erlauben, ist in griechischen Inschriften wohl noch häufiger, als 
daa h. m. h. s. in lateinischen. 

2. Als weitere Eigentümlichkeit» wie sie namentlich in stadtrSmiaehen 

18) C. J. Gr. 3270. Bev. archeoL XXX 51 fg. No. IV (Smyrna). C. J. Gr. 
3810 (FluTgia). AndilloL epigr. ICttea. wm Oerterr. YIII 84 No. 63 (EQatewiMlie). 
Jonm. of hell. stud. VIII 258 No. 4ö (Kleinaaien). C. J. Gr. fRom). 

19) S. diese Formel jetzt auch bei Paton and Ilicks. tlie inscriptious of Cos 
(1891) p. 206 No. 319; JcXio T{t)vl {7i)oi>>jf>ü fi(T{a)xuvri(i(u. Ueber die „couleur latiuc" 
der SnqrndMr Fonnd •. »udi dk Bemeikungen des HanHugeben S. 53. 

20) C. J. L, III 1928, 4730 (Noricum) VI 1818, 0103, 11451, 19064, 16840, 19916 
(vo sogar die exteri nominis heredes besonders genannt werden). 
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Inscbrifton zu Tafje tritt, aber aiu-li im fjhrij;on Italien, iu Sizilien, Si)anieii 
und Gallien naeliweisbar ist, erscheint die Aus^'estaltung des Ve^auase^uug^•- 
verbott\s. /war pobt es dass^'lbc aueli in Kleina^ien, besondprs in Smyrna, 
aber die Griechen bef^nfii^en sieb damit, im allgemeinen das aimKkoxQivmca 
oder t^a'f.h)tQiöjoat zu veiliieicn, höchstens mit detii Zusätze: xar' oiciiva 
XQOTiov oder: ri f| avziZr, oder es wird nur /rvAi^ocUf seiteuer auch 
äyogdaai'^^ \f nnter8ag;t. Der Römer datreij^en lasst die verschiedenen rechts- 
gescliälUichea Mogliclikeiten der Veräusscruug ins Auge uud bcguügt sich 
selten mit dem blossen abalicnare, sondern unterscheidet mindestens regel- 
massig vendere vel donare, nimmt aber auch ausdrücklich Bezug auf fidu- 
ciare'^, mancipio dare'^, pignori obligare*'). Dementsprechend ist ancli 
nur in lateinuchen nnd wiederum fast nur in stadtrömischen Insohriften 
die Geldstrafe fQr verbotene VerloBserang dem „Kiiufer nnd dem Yeiv 
kaofer"^^), Schenker „und dem Beadienkten"*^, manchmal alternativ 
dem Veikiulbr „oder dem Käufer"'^ auferlegt^ offenbar in der Absidit» 
dnen von beiden sidier au treffen und eine einengende Interpretation der 
Formel auszuBohlieeaen. In griechiadier Sprache geaohidit dies bloss in 
der schon erwähnten romanisierten Lischrift von Smyrna ^ote 19). 

Vielleidbt darf es auch als eine nidit bloss zofSll^ Thatsaehe be* 
txttditet werd^j wenn es sich in diesen letsterwahntm Fallen immer nur 
um Multen handelt, die an das Aerarium popuU Bomani oder au das 
oollegium pontifieum fallen (in Smyina ist die yeffovata genannt), während 
a. B. keine der fiskalischen Multen beiden Parteien des Bediti^eschäftes 
aufol^ wird. Uebohaapt erscheint der Fiskus als Empfanger einer Mult 
für Veräusserung äusserst selten. Dieser Umstand, verbunden mit dem 
besonders häufigen Vorkommen der pontifices gerade bei Multen für Ver- 
äusserung, dürfte doch wohl mit dem Oberauf i lif recht des römischen 
Kollegiums, das sich auch auf die Veräusserung der Gräber erstreckte, in 

21) Hev. arolieol. I. cit. (SmTntft). JUovasto» 1886 p. 32, if{ (Hierocaewrea). 

a J. Gr. 430<) h (AiitipheUdH). 

22) C. J. L. VI aöü4, 8-iü(i, 114-16, Orelli 7331 (Rom), X 2244 (PutcoiiJ, XIV 
80S1 (PraeneBte). 

23) C. J. L. X 0194 (Fonniae). 

24) C. J. L. VI 13203. 

25) C. J. L. VI lü2iy, lüti82 v. lO&q. (V), 13152 v. 6ti<i., 14190 (V), X 6706 (Antium), 
cf. noch 0. Th. 9, 17, 8 pr. (a. B49). 

26) C. J. L. VI 131 n2 dt. 

27) C. J. L. VI 13385, 14930, 1^0(1. 
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Zusammenhang stelun. Älun mochte, wie es auf dein PelagiermonumeDt 
hcissl, „per quereliani" die pontitices um ihre „notio" aiitfehen können, 
wenn über vorgenommene Veräusseruug; einer Grabstätte Kätreit entstaod, 
und die „äententia pontificum" schuf darüber Kecht''*). 

Die Veräusseranfrsverbote der Inschriften bedürfen einer Re<rhtferti- 
gung g<!genüber den \"ür.sehriften des römisehen lloehts. Schon von alters 
her wohl stand es fest, dass ein Plata in dem Augenblick, da er „religiös" 
wurde, aufhörte „menschlichen Rechtes" zu sein, wie die .Tmisten sich 
aufdrucken'*^, und man hatte nur Veranlassung, genauer zu bestiuimen, 
wann der zum religiu^^um facere genügeride Thatbestand vorliege'*). Selbst 
der Ablauf der Verjährungsfrifit führte niclit zum Privateigentum zurück, 
wie dies schon die XTT Tafeln mittelst Verbotes der Uüucapion des bustum 
anerkaunt hatten^':. Daher gab es keine rei vindicatio auf ein Grab**), 
keine possessio an ihm '••), es konnte ihm keine Servitut rechtsgültig auf- 
erlegt werden eine Stipulation auf rem religiosam dare scheiterte an 
der juristischen Unmöglichkeit der Leistung ^^), imd, wenn einmal Labeo 
dem Ycikiufer eines Ghnndstuckes, der onterliess, aosdrficklioh tidi das 
danof bdbadKcibe 6mbiaoiiQin«at «i „excipicren", entgegnet: „panun habee 
eo D<Miiiiie oautam'', so wird diese Aetuserutig^ wie der Zuaats des Paulus 
(D. 19; Ij 53, 1) ausweist^ nur vom veriorenen ha ad sepolcrom zu vm- 
atdien sein. 

Soleher allgemeiner und unerscliütterter Rechtsanschauung gegenüber 
scheinen die Inschriften wieder nur etwas Ueberflüssiges auszusprechen, 



28) C. J. L. VI 10284. cf. ib. 10791: für dolo malo donatioiii« causa tradere: 
eompdlabitur a pontifieibus poenae nomine HS XXX n. Orelli 7381: ae veneat ne 

fiduciare licfiii m-c de nMiiiinn cxirc IIctMt scctimlnm »ententiii« pontifieum. 

C. J. L. VI 1U67Ö: cepotaphium — ex anctoritate et iudicio pontifieum posse- 
derani. Vgl. Mommsen, Staatsrecht (2. Aufl.) II 68, 3 (in der 3. Aufl. nicht wieder- 
holt). Hirselifeld 110, 1. 

29) Labeo D. 39, 3, 4 pr. .lav nli n. ]) 1, 4. 

80) Z. B. Gai. II 6, 7. Demselben Zwecke der Kinschriinkang dient: Celsus 

D. 11, 7, 2, 5. Papin. D. 18, 1, 73, 1. Vgl, Pernice: Sitzungsber. d. preiiBs. Akad. 
d. Win. 1885, LI 8. 18. 

31) Cic. de leg. 2. 24. R1. cf 2ß. M bustum rvfiflos. & aaoh den 9pnttii 
des Sienecio C. J. h. X 3034 «bruns {>. 313) und J. 2. 6, 1. 

88) Panlu« D. 6, 1, 23, 1. cf. 43. C. 3, 44, 4 (a. 223). 
33i Paul. I). 41, 2, 30. I. 

34) .larolen. (N. 29.) 

35) Paul. 1). 45, 1, 83, 5. 
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und in der That war es, juristisch wenigstens, ungenau, von einer Vei^ 
äusserung des Monumentes selber zu reden. Die Juristen scheiden ge- 
legentlich deutlich zwisolien (\em Recht am locus rcligiosus oder monu- 
mentum, welches ;»ri\'atrechtlich eben nicht konstruierbar ist, untl dem ius 
iuferendi, das anderwärts auch ius monumcnti genannt wird. So bemerkt 
Paulus T, 21, 7: vendito fundo rcligiofia loca ad emptoreni non transeunt 
nec in bis ius inierrti mortuum habiit, und ein praicti.scher Unterschied 
zwisclien beiden ist es, wenn entschie<len wird, dass wohl dab iu6 iuferendi, 
nicht aber das Monument selbst deu üegeustüud eines Tjegates bilden 
könne (C. 0, 37, 14 a. 280). A'^on demselben Standpunkt aus wird auch 
die Entscheidung des Kaisers Severus Alexander (Note 15) erklärt 
werden müsseu, welche trotz ünersiLzburkeit deti sepulcrum die praescriptio 
longi temporis bei den „iura sepulchrorum'' snlasst. IJlpian (D. 11, 8, 4) 
scheint allerdings in diesem Punkte anderer Meinung gcwesm xa sein, 
w<uin man nidit seine Aeussero^g: longa possessiooe ius sepolohfi non 
triboi ei, od iure non oompetiti bloss für dne „modera^ette Fassung" 
der XU-Tafel-Vorscfarift ansehen will>^. Indessen Üsst sieh der Wider- 
spnioh atidk so l<isen, dass man bei Ulpian die BjegA, in dem kuser^ 
lidieo Beakript eine aa gunsten der Fre^jelassenen au%esieUto Ausnahme 
erblickt*«). 

So findet sich denn audi bei kdnem juristieohen SohriftsteEer die 
Tbatsadie einer Yerftusserung auf das Grab selber besogan. Selbst die 
Inschriften sebdnen in diesem Ponkte manehmal juristiscb genauer au 
verlahrai, a. B. wenn sie das VcawtBsenmgsTerbot auf „ins sanm vendere" 
alMteUen oder die Formel gebrauchen: hmus monumenti ins — hered. non 
seqoetur (C. J, L. X 6069: Formiae). Aber es darf nicht übersehen 
werden, dass dies^ Spradigebrauch mit dem Worte ius r^etmissig bloss 
den Sinn von Anteil (pars) am Grabe verbindet. 

In UebertragungS" und zwar in Manzipationsurkunden wird der Akt 
wieder auf das Monument selber bezogen**). Aber, soweit es sich in 
diesen F&Uen nicht etwa um ein noch nicht gebrauchtes Grabmal handelt 
— was aus den eimselnen Inschriften sich schwer ermitteln läsat — , scheint 



3(1) S. Nofc 13 und Ulpian D. 39. 2. 13. 7: ins monuneaU perttnet a4aliqaem. 
ä<) So Voigt, XU Tafein U S. 228 Note 17. 

38) Vgl. atidi Detroye p. 58. 3 (nach Cuiaeius). 

39) C. J. L. VI 10838, 11977, 16477, 11998. 

40) Citate bei Wämser & 20, 
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die l^uadpaticMi nur bei Schenkungen vorzukommeD*') und hier bildete 

die mancipatio niimmo uno die notwendige Form. 

Den Griechen möchte man in solchen Dingen eine grössere Freiheit 
im Ausdruck wohl na<'hschon, abor es ist nicht unintorcssant, wie juristisch 
korrekt sirh in «licsrr Hczicliung eine neuerdings edierte Ze-^sionsnrknnde 
aus Tristomo in Jvli-ina.sien ausdruckt: Aidioui rij»- rov :rood€drjkovun'ov 
fiitjfiet'ov iSomnty Bh'i'it i lü^rjvatov ojara aviov elvai xvgiot' r^s' aicov 
tvrafpTf (also: xi^ot,- der Bestattung, nicht: des Mont!m(»ntes) t{x)t{T)io 
fBoiHTi'rtv or'ryciQeir oIc ar avcdg ßovXr^ijat.) ftr^deri Cfig<^ OvOffi ivta^jß 
(Keiäea ia J^ykien 11 58 nr. 114\ 

F? i.st also oiii jm-iötisch ungenauer Sprachgebrauch, dessen die iii- 
schrililiiiicu VcnuisÄerungsverbote sich bedienen, und man kann diesem 
Besultate auch nicht dadui-ch entgehen, das» mau \endere, donare, distra- 
here**) bloss auf die unter Umständen bekanntlich wirksame obligato- 
rische Seite der Yeräusserung bezieht Denn „abalienare", ein Formelwort, 
welohes die Joristen sioli angeeign^ haben **), invdviert regelmässig die 
dingliche Wirkung. 

Was fibi%en8 die romiaehen JoiMte» von det reebtliehen Bedeutung 
ioacbriMcher YerSuMeningeverbote auf Gräbern hielten, ist wieder direkt 
sieht au ermitteb. Allerdings interpretieren sie Öfters eine Formel, die 
anoh anf Grfibem voxkonunt und den Ausdruck eines eingeechritoktai 
YeriLusserungsverbotes enthSU^ nimlieh die Formd: ne nmquam de iamilia 
oder de nomine famüiae (alionius) exeat Aber sie interpretieren diese 
Formel nur in Anwendung auf letstwillige VerfBgungen über Grundstücke 
und die ErÖrterumgeD, die sie daran knüpfen, drehen sidi nur um die 
Fr^ ob eine gewisse Verfügung unter d^ Begriff der verboten«! Ver- 
Suss^ung falle und was die Folge der Uebertretung sei^^ Dennoch 
wird man im Sinne jener Autoren handeb, wenn man ihre Entsoheidungoi 



41) Vgl. die bekannte donatio nionnmenti der Statia Irene (Bruns p. 858). 
Vjrl. ancli Orelli 4667, wo einer das ^^■in^'M Fn igclassenen crrichteto Monument ,,he'i 
seinen Leb^&eitea" einem audeia schenkt und mauzipiert. Eine Mansipation oder in 
iure eesrio des im moDumenti enfhfilt lauA Vommseng Re8tituti0ii: 0. J. L. JJY 
716 (Oatia). 

42) S. diese« bei Oruter 2 und cf. 0. 3, 44» 9 (a. 246). 

43) Bechmann, Kauf II 44ä fg. 

44) Ealb, Borns Juristen S. 136 n. 

45) Valens D. 32, 94. Se.ievolti D. 32, 38, 1. 

46) Julian D. 32, 94 cit. Papinian X>. 31, 67, 6. ib. 77, 11. 



üeber die «o^Naatmten 8epnlcralTniiIt«n. 98 

auch auf die Einräumung der Gniberbenutzung Anwendung finden lässt, 
so z. B. bei der Auslegung der wiederum den (iiäbern mit den Testamenten 

ü^pmeinpamen Klainel: (luonsqtir ad unuin deveniat ''), d. h.: bis auf don 
letzten Mann; mit ilmi soll das Grab geschlossen werden. Papiniiui sagt 
von diesem Fall (J>. 31, 77, 27 i. f.), «lass mit dem kinderlosen Tode des 
letzten das „tideicommissuni" erlösche, mit des'^eii Bcfrrtff' die KönuM- hei 
der Behandlima: letzt williger V'eräu.sscruup^sverbote (»[lerieren. Waren i)eim 
Veräu88ermigsverl)()t nicht gewisse Personen keuutlich gemacht, zu deren 
gunsten die Verfügung lautete, etwa die lil)eri, posteri, liberti, heredes, so 
galt juristisch die Verfügung als nullius momenti, als nudum praeceptum ^ 



Es mag ba v^mtdiaBdar Aii«fiifarung sweier Ori^oalitaten der latd- 

nischen sepulcralen yerbot8VorschriA>en sein Bewenden haben. Zu der 
aweiten dersellien sei noch bemerkt, das.^^ auch ihr numerisches Ueber- 
wiegeu in den lateinischen gegenüber den griechischen Grabinscluilten 
entschieden auf eine Besonderheit der occidentalischen Formeln hinweist. 
In £üetnaslen mochte die Aufsicht der „Archive", welche bei der Ver- 
ausserm^ der Gräber mitzuwirken hatten, eine intensivoro sein, als im 
Westen, wo nur von den römische ponttfiees Aehnliehes bekannt ist, und 
so konnten gerade die Veräusserungsvorbote im Orient für entbehrlicher 
erachtet werden. 

Kürzer erwähnt seien indessen doch noch ein paar andere in die 
Augen fallt üfle Uiitersehiede. Hirsehfeld 'S. 124) hat selion folgende 
drei zusammengestellt: den lateinischen fehlt die „Klage wegen Tyrabo- 
r}'chie, Niederlegung im Archiv, Zuweisung an die (lötter**. Was den 
ersten Punkt anlangt, so meint er damit die schon oben (S. 83) erwähnte 
Popularklage. Aber nicht nur ihre Hervorhebung ist in den lateinischen 
Inschriften nicht heimisch, sondern es findet sich audi nielit die in grie- 
chischen so häufige Androhung der gesetzlichen Strafe der Tymborj'chie. 
Nur eine Warnung vor Bähung eines sacrilegium kommt vor, desseu 

47) CL J. L. VI 17S01. Aelmlicli ib. i)485: quod siqui ultinu» ex noutine 
nostroruin posterorinnfpie pomm alienare bolnerit — 10915: ne *le nomine iinquam 
(e-xeat ne)ve ad unuia pertiueat. 22063: ut uaque ad ununi ex domo eoruiii qui ex- 
titerit posgideat na ai eztorum perreniat. Ygl. Bcaerela 81, 88, 6. J), dB, 1, lOS. 

48) Seaevola D. 88, 4 s ib. 88 pr. Sererus et Caraealla reser. D. 
ao, 114, 14. 
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man durch Nachgraben nach Schätzen*"), vielleicht auch durch nicht ge- 
nüpjende Bewachung des Monuments sich schuldig machen köaute, und 
in spätem , erst dem vierten Jahrhandert angt>hörigeii Inschriften aus 
Concordia wird alt* rnntiv mit der Mult die Strafe des Handabhauens, ja 
einmal sogar cumulativ und einmal ohne Mult poena capitis angeordnet. 
Mit der letzten wird die von dem damaligen öüeutlicben Stia%esetz 
normierte Folge gemeint sein^*). 

Von einem Eintrag der Sepulciulinächrift ins öffentliclie Archiv, wo 
das avriyQaffor in Kleinasien deponiert zu werden pfl^te, findet sich aller- 
dings in Rom schwerlich eine Spur. Man müöste dieselbe hei den ponti- 
fices suchen, die ja nicht hloss mit Gutachten über die iutualieu der Be- 
stattung und der GrahespÜege, soudeni, wie u. a. das (^Note 28) erwähnte 
Pdagtermonament zeigt, auch mit der Aufsicht über Ausübung des ius 
inftnnidi betraut worden, mögen sie immerhin, wie es sdieint» mi duBeloea 
Falle otebt ohne AniMg tiiätig gewoiden aeiu^^ Sie werden tfk diesen 
Zweok 80 gut ein Andüv besessen haben, wie die Yntalinn^, bei denen 
man Testamentsaikunden au deponieren pflegte ^^-j. Abor jedra&lls fehlt 
auf den lateinischen Inschriften der ^esbesl^liche Vermerk der grieobisdien; 
sie schwdgen davcm, wie die Littaatar. 

Am anfibdlendsten last ist der dritte Punkt: keine Mult in den latei- 
nischen Grabsohriften wird an die Götter gewiesen. SoUten hier joristisolie 
Bedenken enligcg^ngestanden haben, wie bd der bekannten I^age nadi der 



49) C. J. L. VI 10120: fodere noli, nc- siicril^giam oommitbaa. Gruterp. 1076, 
10: si (juis furaveril. j)r(iiii(le obl5<ratus orit ac si samlpfrium commiscrit. cf. C. J. 
L. VI 9609 : V iteut homines avaros audac^s mouumentorum sacrilogos per <j[uo« deceesis 
uunqnam requiescere licet. 

50) C. J. L. VI 10296: (8a)crilego teneretur aut HS XXX m. n. etc. (a. 146). 

51) BuUettino deir istit. di dir. Rom. TV 159 No. 2: inft iaf fi-i o auri libras 
octo iuxta et poena capitis; No. 3: si qnis eam contrerivit, capitis periculum patiatur. 
Eb Iraiast zwar anch C. J. L. V 8761/62/68: iure ei manne pgrecideniur, aber dioK 
Strafe ist nur für ialsarii (Sueton. Claudius 15) und fiir Apparitoren, die im Auftrag 
ihrer Vorgesetzten antike Prachtbauten zerstören (Nov. Maimiani tit. 4 § 1 a. 458). be- 
kannt. Maiv möchte also eher an aiusergeHetzUche Strafe zu denken haben, wie in 
der nenerdings ron Kipp in der Krii TJSelir. XXXIV 8. 166 nach Pappenheim 
oitieitoii, wohl halb Bcher/.lrdft gemeinten Urkunde von 1279. Manch«' halu'n für Con- 
cordia an „barbarische" Einflösse gedacht: B4vu« arehäoL XXXI 336. fiulL delL istit. 
di dir. Born. IV 159. 

58) Hominieii, Staatsreoht tS. AnfL) II p. YII, 1 (in der 3. Aufl. nieht wiedediolt). 
53) Huschke, Malta S. 826 N. 96. üeber das pontifikale AnbiT im allge- 
meinen 8. Marquardt, rüm. Staatsrerwaltung III 8. 299 ^. 
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testMnenti factio passiva? Keineswegs, denn es wird z. B. in Piner lex rivi 
(Bruns p. 246) eine Mnlt für Veninreinigung „in templum Jovis" ver- 
ordnet, ohne dasä ein Zusammenhang des Plat;!;es mit dem Jnpitertempel 
ersichtlich wäre — in welchem letzten Falle man sich ja die Zuweisung 
ohne Schwierigkeit würde erklären können. Vielleicht ist der Zusammen- 
hang der folgende. Die Veranlassung der Bestimmung einer Mult für die 
Gottheit in Kletnasien war in der K^gel die Thutsache, dass diese Gottheit 
in dem Gemeindebezirk, wo das Grab lag, ein Heiligtum besasa, sowie 
man auch die Stadtgemeinde dieses Bezirkes bei Multandrohungen zu 
bedenken pflegte. Daher die Zuweisungen tm ^etZ r^fAuiv Kvfiviaau 
IdstoliXum in Myndos, dg xov ngoeißTÖta t^^; UQ)i')x6n;7i{s) 7i:(fiX$w)g {i^^ißv 
9909 Jwv^wv in Teos, xj] aqxi^'/kidi. xr^ rgoXetog "Hq^ auf der Insd 
Bamoe n. a. w."*) Die ntoTgatoi „luerä wunw** in AphrodisiBa werden duekt 
ak die ^ixt^aoirfiff besriehne^ um das der Qdttin rafollfmdo «mmtroiben**), 
und numehmal ist sogar die religiöse Yer wendung des 8lra%ddes vov- 
gesGhxieben, wie in der yoriiin ttwihnt» Lisehrifl von Myndos: eig «ova- 
oxcvi}» ^Mt^g a^yvdiag. Auf diese Weise sduif man in wiikflamer Fonn 
Interessenten für den Ver&ll der Mult und emiclite dadurch den Gribei>- 
fiieden, der bei der exponierten Lage der antiken Monumente ohne Bei« 
Ordnung eines ständ^en Waehtera kaom anders an ai«dien gewesen 
wire. Mehr beabsiditigte man schwerlich. In Born nun gswann man in 
derselben Weise nur die Priester: die pontifioee und die Yestslinnen, 
indem man Geldstrafen an ihren gunsten verordnete. Lilblgedeasra war 
es entbehrlich, Gottheiten zu bedenken. Indessen mag die Unterlassung 
auch einen innerlicheren Grund haben, der in dem Verhältnis des Italikers 
zu seinen Gottheiten liegt. Denn es ist ein bei der Vergleichung gri&> 
chischer und iateiniacher Grabachriflen in die Augen fallender weiterer 
Unterschied, wie viel origineller und phantasievoller die Orientalen in ihren 
auf die Götter Bezug nehmenden sepulcralen Verwünsch ungsformeln sind. 
Es Hesse sich eine Geschichte des Fluches aliein aus den Grabinschriften 

54) Uirschfeld 126 fg. Treuber 41 lg. Dieses Prinzip wird im aUgeineinen 
richtig sein; mutdimal war aber vielleicht anr die lEachtfrage Kuaehliggebttid» vgl. 
(iic testamentarische Mult de^ Maanei von Ägyritun sn gnasten der Ytmu (m S7Z) 
bei Cic. II in Verr. 2, 9, 25. 

66) BolL de coResp. heU. XU 880 No. 4. C. J. Or. Sm. MitteU. d. dtseh. 
BxchioL last iD Aliien IX 263. et auch C. J. Gr. 8897 tfi (afxwiri}ä* (CKStter- 
mntter Sipjlene). 

06) Ü. J. Or. 2820, 2824, 2848. £«v. orch^I. XXXU 39 %. No. t 
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herauslesen. Der Itoliker dagegen ist arm an solchen Foniuln und, was 
sich findet, kann sum Teil auf einer Nachahmung orientalischer Vorbilder 
beruhen. ,,Mane$ eum exagitent, manes babebit iratas" wird dem Grab- 
schänder gedroht s'); dem Sol wird „commendiert", dass er den Frevler 
tote'*); neque apud deos .superos nec inferos acceptus sit ■'*"), habeat deos 
superos pt inforos iratos«o\ haboat Isidem iratara'*'), einmal nur: haheat 
iratum lovem iMnratori III 14SS, 1;?: TarentX Diepi wird, woiiii man 
noch die Fälle hinziiiiininit, wo eine Beschwörung bei den obem und untern 
Göttern erfolgt, das (irab nicht zu verletzen ^'^), die jranze Ausbaut*' von 
lateinisf^hen Formehi sein, in denen Heber- oder üntpi irdiscbe /um Scliutz 
der Gräber angerufen werden. Demg;egenüber bestebt in den jj^riechischen 
Grabschriften eine reiche Fülle an Flüclieu mit und obiie zVurufung von 
Güttei-ii. Auf sie hier näher einzugehen ist unmöglich, nur erwähnt seien 
Formeln der ersten Art, wie: tovto) ndvreg ot ,i^eui x£;foA('^//«»'0< ytroioav, 
aaeßiii; thio) tl.; zur Jiu, tr}v 2eXr^vr|v, rov "HXtor u. s. w. ''^), ij Ar^iOß 

Formeln, die sich 

«ehr xahlreidi nftchweiaen lassea 

ffindUeh sei nodi auf das Chanktwirtndie der latditiaehen Giab- 
aehrifteii hingewiesen, dass stabile UrkandenkkiUBdn, die auch in anderen 
Fotmnlaren voikommen, in jenen hSufig Au&ahme finden. HinsiciiÜidi 
dar Formel: ne de familia exeat: bei letastwiU^en Yerfügungen ist dies 
schon oben (8. 92) horvoigehoben wordm, ebenso in betreff der Bemeiv 
kung: sine nlla oontrovmia (N. 16). Man veigleiobe aber anoh nodt die 
der daasttla doli in Stipulationsurkunden analoge sdir häufige Formel: 
huio monumrato dolus malus abesto^ die in der besondeten Form Anfedira 
erregt hat: dolos malus abesto et ins dvile: oder; et intis ooosultus*^). Bei 
Mansipationsfonnularen nimmt der Grabstein sogar vollendete Stipulationen 
mit jener Klausel auf: so in der sdion oben verwerteten Sohenkangs* 

57) Wilmanna No. 271 (Rom). 0. J. L. X 2289, 2487 (PuteoU). 

58) C. J. L. VI 14096^ 14099. 

59) C. J. L. VI 10407 c. 7579, 19873. 

öO) C. J. L. VI 13740, V 3034 (Putavimn), XIV 1872. Ürelli No. 7340 (üaüa). 

61) Mumtori II 1803, 6 (Florenz). C. J. L. VI «11». 

62) C. J. L. VI 5886. Orelli No. 4784. Gruter p. 601, 10 (per deos StygiOB). 
C. .1. L. VI 1 2802, 13927 (nur: per luperofl). a J. L. Xll 4726 (Nairbo), 361» (Nimea: 
|ier numina divom), 

63) Vgl. nenefdings: Jownal of hell. itad. XII p. 281 No. 11. Paton and 
Hioka p. 206 No. 319 (Cos). 

64) C. J. L. VI 8861, 10626, 12133, 13441 (nur: et in«). 
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arkttnde der Statia Irene (Note 41)*") und vieUdcht auoh ohne Mann* 
pation: C. L L. VI 10244 (a. 102): tum qoanti e(a ree eiit vd) ea ne 
iosve du6 looi q(ttan1i — ) intererit ((antam) p(eccuiiam) d(an) d(oliuiL) q. 
m(aliim abesse etc.). 

Schliesslich noch ein Wort Aber £e DelalOfen]^!imiei Ofagldoh 
namlidi die lateinisohen Inskriptionen keine Anweisung zur Popularklage 
zu enthalten pflegen (Note 4), so keimen doch einige jenen dem Delator 
zufallenden Anteil am Strafgeld, freilich weder in einer sie au8?:el(?hiienden 
Weise. Einmal soll der Delator 5000 HS neben dem aerarium Saturui 
erhalten, dem 100 000 zugesagt sind, ein anderes Mal (in Philippi) werden 
ihm 200 Denare zu teil, während res publica Philippensium 1000 erhält*«). 
In Ostia und Aquileia besteht soin Anteil in einem Viert^^l, einmal von 
100 000, die an das aorarium in Rt)ra und an die Gemeinde Ostia fallen, 
einmal von 50 000 nelien derselben Gemeinde, einmal von 20 000 HS 
neben der res publica Aquiieiensiuni *'\ Diese Bestimmungen vmterecheiden 
sieh von den griechischen mehrfacli: zunüeli.st schon durch ihre Spärliclikeit 
gegenüber Xleinasieu mid insbesondere Lykien, wo sie ganz gewöhnlich 
vorkommen; ferner durch ihren lietrag. Zwar die Festsetzung in der 
Weise, dass die Prämie nicht von dem Strafgeld in Abzug kommt, sondern 
daneben besonders bezahlt werden muss, findet sich auch dort, so in 
Hierapolis [C. .T. fJr. 3915), wo der eyLÖiXTfiag ebensoviel zugewiesen eriiiik, 
wie Fiskus imd liuvXt], nämlich je 2500 Denare. Aber der übliche Satz 
betragt dort ein Drittel oder die Hälfle der (Seaamtsumme. Die Hälfte 
bertmamt freilich auch die oben (S. 95) «rwihnte kz riyi, dem Viertel 
indeeeen «itopricht wieder die von Neio j,redi^erte" Fkamie der lex Papaa 
Poppaea (Sueton Nero c. 10). 

Alles zusammengenommen gewinnt man den Eändmck, dass die 
lateinigcSien Inedunften bei der Ansetenng der Ddatorenpfimie wiedemm 
ihre ebenen gehen, Yielldcht kennen sie dimelbe in diesem Zo- 

Mmntflnlimg vsprOnglich Abeiliaupt nidit und haben sie erst alTwitliUtth 
den Qriedmi nachgeahmt; dies könnte man wenigstens ans dem einen d« 
Ostiensischen Grabtitel scUieesen (N. 67 nr. 166), der nun Beispifll bei der 



6ft) Tgl. ferner C. J. L. VI S0S78: daedenmt donaTenmtqne eoi et frnflndam 

»isncipationeni fecernnt HS n. I — h. m, sfine) d(olo) m(silo) crmci .ssum est. 

66) lJull. della coninnssione arclieol. XIV 409 No. 1651. C. .1. L. III 684. 

67) C. J. Ii, XIV 16Ö, Ö5ü (Ostiii), V 952 (Aquileia). Nicht lesbar ist der An- 
tefl in C. J. L. VI 82809 aad X 6706 (Antiiim: 20,000 HS an da« Mr. p. R.; a. 167). 

7 
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Bcstimmting des „Ypogaeimi'' fiir die FreigelaMenes zweifellos die in Ihn- 
liober Weise über das vnoa6(ftov verfiigsndeii grieohisebm Muster vor 
Augen hat. 

TT, Der erste Abschnitt sollte die Selbständigkeit der romischen 
sepulcralen VerV)(>tsklaiisoln g-o^mfihcr dm trrirrhisrhon hprvorheboii. Die- 
selbe wird aber erst recht bojjireit'licli, wenn man in der Geschichte dieser 
Kkuisehi noch weiter als nach Lykien zurücktrelit. Dazu bedarf pp der 
Feststellung, dass die Grabtitel ülterliaupt nur eine Erscheinungsform einer 
allgemein verbreiteten Sitte des Ahertiuns sind, nnmlicb der Sitte, die 
Wirkung privater Verfnijuiiireii durch iranz (liesell)en Mittel, wie sie auf 
den Grabtitelii vorkommea: durch Verbot, Verwüiischnng, Geldstrafen, 
sicher zu stellen. Die Zeugnisse für dieseu Brauch sind, bisher wenigstens, 
allerdings noch nicht in einer nur annfdiernd so grossen Zahl zu J age 
getreten, wie auf deu Scpulcralinschriften , aber diese Thatsache erklärt 
sich wohl am leichtesten daraus, dass die Grabtitel am meisten und am 
besten erhalten sind, weil die Grabdenkmäler den Sohaüs natflrlioher Pietät 
geniessen, nnd aus dem sdioD oben (S. 95) hervorgehobenai, gerade bei 
ihnen besonders hwr o rt rs tenden BedSrfnia. 

1. Es ist bereits im Zusammenhang mit den Sepnlondmulten auf 
den Sarkophag des Sidonisehen Königs £Bmuna2ar au&ierlaam gemadit 
wordra**^, dessen Insolirift der ersten Hfilfte des viertoi vorchrialiliehen 
Jahihunderts angehört Sie droht fnr drei auch den spiteren InschnÜien 
gelSufige Formen der Grabeohandung mit einer kraflng^ VerwUnsohung. 
Diese I^Ule nnd: Oeffiien des Saiges (um su ranben), Ent£»nnng desselben 
von seiner Ruhestatt, Ueberbauen der Grabkammer. Das Leiste findet 
sieh allerdings vielleicht nur wieder in einem IHtel von Hier^lis (C. J. Gr. 
3dI5), iro verboten vird: (Jt^Tt^d-ey tov ßvmov inataaMva^v rt o 
^i<neo(rdK)4M(») ßof^'i ^ »5 (^*Jt*(O/^''0»'C'?) y-ctt aitov ooqiT>, und dnmal 
in einer lykischen Drohung'"). Aber die beiden anderen Delikte, ver- 
bunden mit unberechtigter Benutzung des Grabes, der BeeofaAdigung im 
allgemeinen nnd eioaelner Fälle der letzten, wie des ygofii-tara (/./.oTtTeiVf 
lujv ent^gaftfttvcov w hü^fl^aouv, exacisclare, nomen candidati inscribere 
u. s. w.'*) im besonderen, sind auch noch den spateren Inschriften geläufig. 

68) HirH<:hfeld 107. 

69) Corii. Inscr. Semit. 1 p. 15. 

70) De ecke S. 219 No. 34: wer immer baut — . 

71} Y^/AfttiTti hamtttHv. G. J. L. III 6068, 6087. C. J. Qr. 9028 (EplieMifl). 
Hitth. d. axdiftoL Inat. b. Athen XI 4S7 No. 6 (Coloplion). MotKrcTw 1878 p. 97 
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Inswiadieii ist auch der Sarkophag dea Yatera dea Esnkiiiiaiar, 
Tabnitli, gefunden and publiaiert woidoi''). Er enthalt ebmfalla dn 
Verbot des Ooffnens und der damit verbundenen Störung der Grabes- 
ruhe mit einer Verwünschung. Der Vater £M8t aidi nur kfirser, als 
der Sohn. 

Feiner mag vieMdit anoh die igyptisdie Grabfonnel, welche 
firugach so wiedeq^ebt: ^wenn ausaeiohnet er meinen Namen an Steine 
diesem, es wird Qott thun ihm in glddier Weiset (nSmlioh „sein Bild 
anstören auf Erden*')'*), eine Waruuiif; vor Grabfrevel enthalten, da das 
mit „auszeichnen'' im Sinne von Loben, Preisen wiedei^egebene Wort 
ursprünglicli ab.s(;hueiden, lostrennen bedeutet'*). Dann würde allerdings 
die Prouunciation keine SegeuBfonuel sein, wie sie Brugsch annehmen 
muBS, sondern eine flnchformcl, auf die unmittdbar vorbeigehende Ver- 
wünschung Bezug nehmend, die für den Fall ausgesprochen wird: „wenn 
hinten ansetzt Einer meinen Namen hinsetj^nd seinen Namen". 

Diese Verwfinschungsformeln auf Sarkophagen und Grabstelen sind 
nun aber keine vereinzelte Erscheinung. Aehnlich lauten die üblichen 
Sicherungsklau.sehi srerren Uebertretung in vielen für die Oeffentlichkeit 
bestimmten Urkunden des Altertums. Vor allem kommen hier die von 
einer öffentUohen Behörde ausgehenden Urkunden in Betracht. 

Man «cinn^ sieh an die Fhlchc, welche dem mosaischen Gcsets 
angehängt waren, samt ihrem Gegenstück, den Segensformeln für den, der 
die Gei>ote befolgt'*). In A^jpten giebt es ein über die Einweihung 
dnea Privattempels westlich von Theben verfasstes Protokoll ans dem 
fünfzehnten Jahrhundert vor Christus, worin die Toinpclordming, mit be- 
sonderer Beyiiirnahmr auf dii' l'^.rhaltuiii: des Bauwerke« durch die da/n 
notwendige Diener&chait, mit einer langen und interessanten Verwünachuug 

(SmjTna). hxönxttv hiiyQtt^lv C. .T. (W. '2831 (Aphrodisias). Bull, de corr. hell. XI 
460 n. 23 (Thjatira). — ixxaitüaanr : Huli. de corr. hell. V 344 %. (Tralles). — exacw- 
clara: C. J. L. T 968, 979. 1496 (Aquileia). cf. deaseiara: C. J. L. XIY 11A8 (Ostia). 
— Scribere: C. .1. L. VI 1481 H, IX 3331 (CiistolvtM^crhi*..), X fil93 (Fonniae), XI 67B 
(Forum Po]>ili», II 2403 (Spiiuieii) : Praci ipiiis puero ne Unat hunc lapidem. 

72) Hevue ajcliöol. 30. s6r. tom. 10 (1887) 8. 2 fg. Diesen Hinweis», amri» noch 
mivacben aadeien Fiagoaeig bei dtt- Behaodlnng dea phttnimschen, aoiyriadieii, ägyp- 
tisefaen Matoriala verdanke ich den MitteiluTij7r>n meinea Herrn KoUegftD PietBehmann. 

73) Zeitachr. f. ägypt. Sprache III (lÜÖ&J S. tiÖfg. 

74) Daseibat Ö. 91. 

76) Leviticui 26, 14—39. Denteronom. SB, 16—68. Segen: ib. S%. 
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deo Pflegern des Tempels einge»oli£rft wird ^c)^ und ein Jahrhundert jünger 
ist das Schutj;- und Trutsbäodni.s zwisclien Rarases II. und dem Künig 
von Chita (Kanaan?), weldbet den den Vertrag brechenden samt all den 
Seinen der Rache der im eioselnen aufgezählten Götterachar des Landes 
Chita lind des Landes Aeg}'pten preissgiebfc^"). 

Auch aus l'ersien liegt ein bekanntes Stück vor in den Inschriften 
des Darius^''): das Edikt, welches seine Thaten erzählt, darf nicht dem 
Volke vorenthalten oder gar zerstört werden; wer zuwiderhandelt, den soU 
samt seiner Familie Auramazda vernichten, während dem Folgsamen Aura- 
masdftö Freundschaft verheisseu wird. 

Hierher gehören ferner im Gebiet der griechischen Inschriften die 
dirae von Teos (C. J. Gr. 3044): a-to/Aixr,^o* Ka* alrdr ml /«'o? i6 Tudvov 
für den Ucbertreter des öflentlichen Gesetzes, nicht bloss dem Privatmann, 
sondern, wie öfters in griechischen Inschriften, auch dem Beamten an- 
gedroht, nnd das ,,dpcrrtnm de bonis publicandis" von Mylasa in Karien 
aus deiu vierten Jahrhundert v. Chr.: el ()f rig laiia 7caQaiß)(tlvot, t^iöXi, 
yiveai^ai xm alibv vau roig i/.ei'vor -cnriag (C. J. Gr. 2691, c. d. e,). 
Dem letztgenaiin<en steht an Alter wahr8oheinli<'h ziemlich gleich das 
Psefisma von 'iValUs C. J. Gr. 2919): ei di fn\, t^ulkij eivcu lud alcipy) 
mm TU yh'OQ a{v)iti\i). 

Verwniisthvmgen gleicii hohen Alters kommen in Privatnrkundcn 
seltener vor. Zwar darf man zu den in polrher Form srcschfilztt ii Ui-- 
kunden von Privatpersonen auch Verluguugen zählen, welche t iuc oifeiit- 
liehe Widmung enthalten. So bergen die Trümmer von Axum altäthiopische 
Inschriften zweier steinerner Thruusessel, die ein Herrscher als \\ eihgeschenk 
dem „Herrn des Himmels" aufstellte, und sie zeigen eine Verwünschungs- 
tonnel, gerichtet gegen jeden, der dus Werk zu zerstören oder auszureis>sen 
wagt "9). In Byblus in Phönizien befindet sich ein Altar, von einem König 
der Baalat^Gebal errichtet, mit einer durch die Göttin selbst auszulührcudeu 
Verfluchung »»), und in aiinlichar Weise ruft ein in Teima eine Stele 
stiftender Priester in assyrischer Sprache die Teimensischen Gottheiten 

76) Zeitaefar. f. Rgypt. Sprach« XIII (1875) S. 186. TgL Brug«6b, Geschiefate 
AegTptera (1877) s. 412 f- 

77) BriiffHch, (Jeschichte 524. 

78) Spiegel, die altpersischen Keilinsclu-iftcu {2, Aufi. 18«lj S. 3&fg. 

79) Sohlottmann, die Inwhrifk EMdununiuan S. 98. 

80) Coip. Lufv. Sem, I p. 4. 
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gegen den Beschadigor der Stele zu FTilfe**). Aber in Privat vertrügen 
lässt sich die Verfluchung doch bis jetzt wohl nur fiir Babylon nachweisen» 
wo es eine liiiuiigere Erscheinung i.-^t, dass jedem, der die Gültjgkeit des 
Vertrages gerichtlich anfechten werde, mit Vernichtung durch gewisse 
Götter gedrdljt wird. Eine dieser Klnuseln hiut«t: „Dessen schlimmen 
Fluch (Untergang?) vverdLii Ann, Bil und J:i uus.sprt'chcn , NAbii, der 
Schreiber von Tsaggil, wird seine kihiftigen Tage wegnehmen" - -;. Ist 
Anu der Himmel, Bil = Bei die Somie, zugleich der oberste Gott von 
Babylon, und Ja der Meergott, so droht man hier mit den höchsten 
KrSften Bjnmels und 6et £rde; Nlbn oder Nebo, der Sdui des Baal, 
der Gott der Weishdt, der Erfinder der Schrift, der Patron der adi&ien 
Wissenschaften, wird als der Schriftführer in der Wohiiuug des Baal, 
Isa^l, dem Wohnort der Sonne im Osten, vorgestellt, er soll die Tage 
des Frevlers im Bnoh des Lebens tilgen. 

Die Verwandtschaft der sepulcralen VerwCbischungen mit diesen 
Drohungen in Sffentlicben und in privaten Urkunden wird ausser durch 
die ob^ angefahrten phöuizisoben und ägyptischen Grabtitel auch nahe 
gel^ durch die Uebereinstimmung unter den griechischen Formeln. Man 
nehme die oben (S. 100) angefiihrten Flüche aas Mylasa und Tralles und 
vergleiahe damit die häufige s^ukiale Formel ^Ita xai TttmoXea 
und ähnliche Eine lykische Grabsohrift mit dem Schlass: mm a» reg 
. adiKtfffi- (Artjua xoiio fi^o'/)^(t (yJ)cd .ritn'jXea eitj avto 7iai'f0)r reicht nach 
ihrem Schriftcharakter wahrscheinlich noch über das dritte Jahrhundert 
V. Chr. hinauf''^) und sri-lit in diesem Falle den erwähnten öffentlichen 
Urkunden auch zeitlich nahe. 

Auf eine Eigentümlichkeit der griechischen Verwünschungen gegeur 

81* Corp. In-:r, Pirn. IT p. ITH N,,. WA v. lOsq. 

82) Kohler iin.l i'eiM.r, aus d-m babylou. Recht«lebea II (1891) S. 19 (letzt- 
willige Verschieibung). Aehiüicli der belcannte Solmfuiassar-Sargon-Stoiii a. Ztscbr. f. 
AssjTiol. lU (1888) S. 7:^ (Kauf'i. Ein Hoir.itskontr.ikt: das. S. 79 nennt Nabu und 
Marduk, eine Traditionnurkunfle; d is S 72 f^j. Maiduk, Zarpanitum und Nabu. S. jetzt 
Peiser, Keilinschriftlichc Aktenstücke Ö. 9 col. 11, v. 6 fg., S. 17 col. V v. üfg., 
S. 21 29 fg. Peiser. Babylonische Vertrilge S. 189 v. 17 fg. Lunge Ter- 
W^DBChiini^en bei Oppert et Mönant, docuineuts jiiridiques de rA883rrie etc. p. 90 
T. Sstq., p. 103 V. 23 bi« p. 105 v. 34 (hier nicht jedem angedroht) p. 119 t. 81 aq., 
p. 134 T. 1 sq. 

83) C. J. Qr. 28B1 (Aphrodimiui). Bali, de «orr. beU. XII 83 No. IB (Ujhm). 

0. J. Gr. 2664, 2667 (Halicamas^i. F.m rot , Exploration archc^ol. 1. 101 No. 68 (Mytteil}. 

84) BeiMn in I^rkiAn 11 S. 3 No. 6. De«cke & 
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fihf>r jenen anderen orientalischen Formeln sei aber beiläufig aufmerksam 
gfumcht. Während, sm bemerkt, jrae Klansein oft neben dem Fluch 
eine S^ensfonnd enthalten au gansten desjenigen^ der der Verfügung 
gehorcht; so dac» die G^nßberstellang von Flaob und Segen in älter» 
Zeit vieileicbt sogar als die Regel angesehen werden darf, aind die grie- 
chischen Grabtitel diesem Beispiel nicht gefolgt. Nur höchst selten findet 
sidi die S^nverheisaung in ihnen Merkwürdigerweise haben dem^ 
gegenüber die lateinischen den Segen att%enommen. Formeln, wie: sie te 
tna Vota sequanttur oder: ita tibi contingat qnod vis: kommen manchmal 
vor**), allerdings nicht als Gegenstück zu einem Fluch, vielmehr für sich 
allein. Nur in den mit den sepolcralen und sonstigen Verwunschongen 
vidfaob übereinstimmenden Schwurformdn haben die Griechen b^de Be- 
standteile bewahrt, so in dem fiblichen £Sde: bvoqmvvu ftiv jto3iX& xat 
afa^ ävatf htioqmovnt Si mw oder ravarria*^). 

2. Nicht Cranz so früh/eitiir, wie die Verwünschung als Sicherungs- 
klausel in Rechts Urkunden auftaucht, lässt sich auch die Mult nachweisen. 
Die Androhung einer Vcrmögonsstnifu muss schon dcslmlh jüngeren 
Datums sein, weil die Verniögensstrafe selbst jung«>r sein wird, als die 
religiöse Sühne. Bemerkenswert erscheint es daher, dass z. B. in einem 
bilinguen lykischen Grabtitel (Deecke S. 200) der griechische Text nur 
den oben erwähnten alten Fluch enthält (Note 84), während der lykische 
Wortlaut ohne Fluch eine Geldstrafe auferlei^t. Indessen kennen die 
assyrischeu K(»ntrakte die Geldstrale, jedem an^< drolit, der den Vertrair 
gerichtlich anfechten wurde, bereits im achten Jaiirhundert v. (1ir. Die 
Multen bestehen in 1, 2, 5, 10 BilHerminen und stehen zu dem Geschäfts- 
objekt in keinem ersichtlichen W ertverhältnis, so dass mau eine Eegel für 



86) So in den attischen Grabtiteln; C. J. Att No, 1417 — 22 nelwn; ^^t« ;'i> 
' MT^^ tf4i(^ ^tfre ^«iUMWicv nimijit fhmt, »wate ** mioA^tfte» tatoö« rtA yittoei mUA 
xui ttyn{>(< tiyut roit^j xttl «ir^i xcti t'xyofoif. C. J. Qr. 3962 (Philomelium): COons) 
(fitZ m!l}.t(v {xni tÖj'I kltt^ov oix ttSixt,{aii) orio; rt<t> ffittv lun'oar htoi A«/*T«t: ist 
wohl ziemlich spät, C. J. L. VI 10736 (= Kai bei, inBcr. ömiec. V661) blosse Version 
am dem Lateimaehen. 

86) C. J. L. VI 5767, 11529, IX 3331 (Ca-stelvecchio) — VIII 65 (Suhh), 1048, 
1070 (Cai-thaKo). — cf. C. J. L. XI 911 (Mutina): sie tibi (po!<se.ssor sive colfine) dona 
Ceres largii det e{t) Brouius. Urelli 4751; Ita valcan scriptor, hoc monumentum 
limeteri (Aqnileia). 

87) Dittenberger, Syllot;e 79. 69. 171, 69. Sanppe. de phratr. Att. II 4. 
Brunn p. 238 o. Bull, de corr. hell. XÜI 307. Fluch der Ampfaikl^oneu von Delphi 
bei Lasaolx, Studien S. 166, 46. 
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die V^uiücliiudcLiheit dor Aiidroliiiiigcii nicht ti'stRtelleu kauii. Sie fallen 
vielfach an den Schatz der CiiHliii Istar zu NiiuvL'*«\ Allerdings wenden 
.sich die Droliungen oft auch nur au die Parteien des Ivechtsgesclirifts uud 
ihre liechtsnachfolgci oder Angehörigen (Söhne, Enki;!, Brüder, Frauen), 
einmal an die ganze Tribun des V'erkäufers, eiiie Art Ueti'alvtrecht aus- 
schlies.sL'ad»*«), und sie gewinucu dadurch Aehnliohkeit mit di;n Koiivon- 
tiunaistrafen oder andei'en Garautiestipulationen. Aber mumr die-ses 
nicht der Fall: manche bedrohen doch „jeden Kontradizenten" ^''). Die 
aas^rrischen Kontsakte von der zweiten Periode au (dem ^roeaea Aa&y- 
riBoiien ReieM nach Oppert et M^nant) — denn die erste kennt nur Tos 
wfiD8chuogen (Note 82) — seidinen sich Oberhaupt durch Kauuigfaltigkeit 
aus: in manchen heisst es ohne Drohung bloss: ^ie Anfechtung ist aus- 
geschlossen". 

Wichtiger, um des bestehenden historischen Zusammenbaoges wiUen, 
sind griechische Beispiele von alten Vermogensstrafen. Die „älteste attische 
Staataurkunde** (sechstes Jahrhundert v. Chr.?), ran Demosbesehluss, ver- 
bietet den in Salamts Angesiedelten, weldie »mit den Athenern" steu^ 
und Kriegsdienste thun, das erlooste Land au verpaditen: wird suwider 
gehandelt^ so bat sowohl der Pächter als der Veipaditer den voDen Pacht> 
ans ins Smcatc» zu zahlen, der Archon moas ihn beitrräben (jhfr^cnvey)i 
wer sranen Yiehstand veräussert, um nicht selbst mehr wirtschaften so 
mfissen, der zahlt 300 attische Drachmen in gleicher Weise '^). Gdd- 
strafen „IV dS^tov'^ und an die Gottheit neben Flüchen (xcrtaQßov elvai) 
ordnet auch das jüngst publizierte Tempelrecht von Alea an: 1, 12, 100 
Drachmen: in einem Falle wird sogar nach Obolen gerechnet^'). Ein 
Gesetz von Teos in Jonien aber vom Jahre 300 v. Chr. iat den Grab- 
mnlten noch ähnlicher es handelt sich um Verwendung von Geldern 
£U Lehrzwecken und da heisst es: wer redet oder handelt wider diesen 
vofios oder nicht thut, was darin vorgeschrieben wird, i^iuh^ eli;» x<zvrog 

88) C. J. Sem. pars II tom. I ftac I: p. 16 No. 16, p. 81 No. 19, p. SiNo. 21, 

p. 33 No. 27, p. 39 No. 83. 

89) ZeiUichr. f. vergleicheude Kecbt^iwi^ä. V 378 fg. 

90) S. von den Citaten der Note 88: No. 16 und 83, funer die yerkaufinir- 
kanden bei Oppert et Menant p. 151 t. 18 iq., p. 176 t. SOiq., p. 28t 16 iq., 

p- 244 V. 17 gq. 

91) Bull, de corr. hell. Xli (1888) p. 1 nq. Leipa. Stud. z. klaa». Flui. XU 1 
(Lipniifl). 

92) Bull, de corr. hell. Xtll (1889) p. 281 iq. 

93) BoU. de corr. heU. iV llö v. 48 



üigiiizeü by VoüOgle 



104 



J. Merkd, 



TUtl yhog xb fxtivov xai iorw legocvkog xat avmtktiaS'ia Ttavta Jterr* 
ovrot' ansq iv töig pofioig tolg rte^i ie^ooiXoi yi/Qafifi(ivoig) , dam tritt 
eine Bawe von 10000 Dnichm«n, an die ttCltg cd xahlen; der im FtpoieBs 
Uebeiflllirte {6 aJUa-AOfievOi;) muss sogar das Doppelte erlegeu, analog den 
rSmisc^en Ffillra, wo Iis infttianda oreaoit in duplum. Die Strafe droht 
demnadi sowohl Flrivatperaonra wie QffentlidieD Beamten , die das Gesets 
anfechten wollen, und Shnliohe Fälle mit don Zwecke der Steherang dnM 
öffenllidien BeBohluBBes lassen sidi noch in grosserer Ansah! nachweisen 

Anfinerksam gemacht aa endlich noch auf die griechischen IW* 
lassungsurkonden» die dra Vergleich mit den Gtabinsdirifien noeh un- 
mittelbarer herausfordern. Zwar ist neuerdings mit Becht darauf aof^ 
merksam gemacht worden dass diese Urkunden von Hierodulen handeln 
und von der Anschauung ausgehen, als ob die Anfechtung der Freilieit 
das Herrenrecht der Gottheit selbst verletze. Aber die Form der Ver» 
fGgung fibnelt durchaus der in den stpulcralen Verbotäinschriften be- 
obachteten und (L sliall) ist der Inhalt jener Urkunden auch hier ver- 
wendbar; auf den Grund der Zuwendung und darauf, dass diese gerade 
an die Gottheit des Hierodulen erfolgt, kommt es für diesen Zweck nicht an. 

Am deutlichsten sind in dieser Hinfsicht phokische Urkunden '-"^ ;. Es 
wird dem Gott Sorapis oder dorn Asklepicion ein Sklave „zur Freiheit" 
verkauft und demjenijjjen , der ihn ,,y.ar«(3o('//Lo/ ro" ein Silbertalent oder 
10 oder 30 Silberminen (— und Vi Talent oder 2000 ^i!l)erdenare 
für jeden Sklaven, falls mehrere msaramen verkauft sind, Strafe ani^edrolit 
{omovioaTU)). Die Strafe lallt an die Gottheit: „TtOxf-t'e^ov ror SaQcc.Tr'ni:Y\ 
„t^ WoxjUxTri^" — so, wie es in anderen Urkunden und auch auf einer 

91) Vgl. ein \pfi(fia/ia der Stadt Tclm* ssus (Bull de corr. hell. XIV 164) vom 
Jahre 210 — 39 v. Chr. mit Fluch und Strafe (UM) Drachm. an Zeus Sotcr) für nn/m' 
und TioÜTttt wegen gestifteter Opfer; einen Beschlnss der Pbylen in Oos (Faton and 
Hioks p. 296 Ko. 967, ym) mit 600 (?) Onudim. «n laaten des Ardion, su gmuten 
des Apollo. lüii rouo^ voa HslieaniasBus (Dareste et Hansgoulier, Recueil I No. 1 
§ fi) von dem, der den voutx; will {my\//f"^ oA&t nnf>f>~;ia{i) v'^ffov, dass er nicht 

mehr yüuog sei: r« ilvria) aiirov ntjiQtjaifia xai rot Anökktmo^ tiym ifQa x«i «troi' 
tfiayti» iet, AehnUdi und ebenfUli, nie Boaben, in «mem FaUe, da m tt«h «in Yer- 
» bannte liaildelt, deren Vermögen selbet verftült, ein Psefisma von Amfipolis in Make' 
donien: C. .T. (rr. 2008: (i)« y^ruai* aCrov ifr^uocstit ?mt!) nnd: ewige Verbannung. Ein 
hübsche« Beiüpiel hielet endlich noch da» Paefimna von Rhodus: C. J. Gr. 2525 b 
(Caner, Lucr. S. Anfl. No. 160). 

98) Mitteis, Beichsrecht und Volksrecht S. 526 Note. 

96) Collitz, Griechische Dialektinschriflen II löö4 (8. 88%.)' Boll, de COrr. 
hell. X p. 378 8<i. (Elatea). Cauer (ed. 2) No. 224, 226. 
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Grabschrift, wo die Mult an eine Gottlieit fällt, heisst: {ÖQaxfiac:) „le^crg" 
W/roH^fow, Tor ^^/coDaovoq, tuv Jtoc; -J^wriJ^ot,-*'). Jedem Phoker, der 
da will, wird sodann das „7i{mJT('iiiti'' cin^aTäiiiiit und ihm dalür die 
Haltte der Bu.s.se ziige.sproclien Das n^oiaimsiiiu und 7iQoaTf(vm mit dem 
Genetiv des Sklavcunamens, in diesen Urkvuidon öfters vorkommend °*), 
bedeutet die Verteidigung des Sklaven gegenüber der vindicatio in servi- 
tutem, die asseitio in Ubertatenii und stdit, obgleidi eine besondere Form 
der Popularklage darstellend, doch dieeer tn ihrer Gestalt als hjdi- 
m/Sjof^m u. B. w. bei Grrabennulten gleich. Denn auch der Hdi/jlaas wird 
einen Prozesa zu fiShren gehabt haben ^ in dem er den Angezeigten der 
sepnlcri violatio fiberführte. Von Nfiherem fiber die ▼entobiedenen Mög- 
lichkeiten, welche in dem Begriff der «Popularklage" liegen, muas hier ab- 
geeehra werd^. 

Eine Uebereinstimmui^ mit den Grahtiteln liegt auch nodi in der 
Hint«rl^ng der Freilassungsurkunde oder vielmehr ihres arrly^mpof an 
amtlicher Stelle. In Phokig ist es d^ Arohon, bei dem die Urkunde auf- 
bewahrt «rird'*); in Delfi, wo nur ein einziges Mal ^ne Busse f&r die 
%madovlüiaig ang^robt zu aeb sdieint>**), geschieht es im Heiligtum 
der Gottheit beim vaonLOQog oder bei einer Privatperson C?)^**'); in phry- 
gigchen Titeln wird sogar das ocqj^w genannt *^^). In Phokis findet sich 
auch einmal die trotz des Verbotes erfolgte dovXay(oyia für q-kvqos und 
a^f/ieva eAlart*"") und die Busse heisst in den Freibriefen tTtixifiiov und 
Tigoateifiov, wie auf den Grabtiteln, ja sie zeigt in Phrygien die spSter 
öbliohe Höhe von 2500 Denaren i»«). 

Diese Privaturkunden repräsentieren also noch deutlicher, als die 
öftentiichiechtlicben, die Bestandteile der grieohisohen Grabertitel, wie sie 

97) C. J. Ür. 4293 (Patara. Gr.il)). Paton and HiclcB p. 286 No. 367 VlII 
(PsefiBUia). Bitll. r^rr. hell. XIV (Psefisnia von TelmiHsiiH). 

98) Coliitz cit. 1.: c. v. 15; f. v. 15; BuU. cit X 380 v. 10. Bei Cauer No. 224 
wd «B mit t-ff^ (crvnwf) konstruiert, wahrend in Delfi naitaauir, ty^tttt^/fa^x vjrle 
T^v 9tut^ gesagt wird (Wflflchex-Foucart, inscr. recueilL No. 407 v, 8. Bull, de 
corr. bell. V 41Ö v. 16). 

99) CoIHtz cit: a. v. 15; b. v. 17; c. v. 27; f. v. 22. 
100) WeBcher-Foneart S. 887 No. 448. 

JOl) Bull, de corr. hell. V p. 4fX) v. 14, p. 414 v. 16. 

102) Joum. of hell. Htud. Vlll p. 378 lg. No. 2—7. 

103) Cauer No. 224. 

104) («trifiiw: Boll, de oorr. hell. X 379 v. 39, p. 380 v, 11 (Elatea). JtQotniuov: 
I rn of hell. stud. IV 380 No. 3, VIII 377 No. 1, 378 fg. dt — 8300 Den.: daselbst 
ä. 380 No. 3, S, 377 No. 1 cit. 
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oben angegebeil wurden. Nur die VeiwünHchung fehlt Vorhanden da- 
gegen ist ausser derMuIt die Unsrültigkeitserklürunf»; für Zuw idorliaiidelii 
die Popularklage un<l die Delutoreupriimie, die hier in der Hälfte der 
Strafsumme bet?teht, ferner die übliche Bezeichnung des Strafgeldes und 
der archivaliäcbe Eintrag. Die dffentlichre<^t]idien Titel hiowieder bieten 
den Fludi neben äst Straf!». 

Anch die Betrage der Strafgelder weiaeo Analogien auf. Die Be- 
rechnung nach Talenten, wie sie die filteste der hier in Betracht kom- 
menden Grafosdiriften Lykiens'**) cnthfilt (mindest^is dem dritten vor- 
christlichen Jahrhundert angehörig)^ hat auch ein Psefiema aus dem dritten 
oder aweiten Jahriiundert vor unserer Aera, ein Staatavertrag xwisehen 
* Stiris und Medeon in Phokie: es droht dem ft^ infAÜimvTi h tdi(<s) 
yt/^ftfi6votg 10 Silbertalente Busse, sahlbar roig 6fifiava{v)i:oig**^, und 
genau wie auf dem Grab in Pinara 1 Silb^talent, ist öfters die Mult in 
phokischen FreilasBungsurkunden i**). Nach Drachmen rechnen mehrere 
Grabschriften, die sieh schon dadurch als filtere charakterisieren, dass mit 
einer einsigen Ausnahme**^ keine eine Mult für den Fiskus anordnet. 
Drei von ihnen, untcT denen jedoch die eine nach der neuesten I^esiing 
in Wegfall kommt*'"), zahlt Hirschfeld (S. 108) audi aus dem Grunde 
zu den nheren, weil die von ihnen angegebene Summe von 6000 Drachmen 
dem alten Silbertalent entspricht. Nmi finden sich 10 000 Drachiucn, wie 
in Teos (oben S. 104), in einem Grabtitel Westciliciens zu guusten des 
drjftog und der (iöttin Athene in Sebastc, daselbst 100 Dnwrhmen (vergl. 
Rhodus: Note 94) im Statut einer jüdischen ( Icnnssenschaft, die jed( "-imüI 
im gleichen Betrage an die Gemeinde, an Gott Zebaoth, die Sabbatistcn 



105) Eine entsprerhriK^o ^^^ ndimp %ff ht auch in dem N. 94 angofülntcii P'^. fisina 
von Rhodus: will jemand yiount' y<i(ci;'f(o9ni oder rojv n^j^ovai TiQtntVf'iitn', wi äti jas 
J(t)(fo^f'i'«f Ti-fias — (Ixifitiii tifitir, dann Busse für das mtvov niiwl « yyo\u(t( «)ürot 

KWi) C. J. Gr. 4259 TTirs<hft-ld m. Tr. uher 16. Die S'tr.ifo VH-tni^rf 
1 iäübertalenl. An wen üe gezahlt werden «uU, wird nicht gx'^iugt. Es versteht sich, 
wie es scheint, yon selber und nach aoiutigen Analogien pinareiscber und lykiflciber 
InschrifteD überhaupt möchte man doch wobl am ersten den «f^/iw von Pinara veirmaten. 

107) CoIHtz II 1539 p. 75. 

um) Da«. No. 15ÖÖ a. b. Bull, de corr. hell. X 378 fg. 

109) Jouni. of hell. stud. XII 229 (WestcOicien). 

110) Es ist C. J. Gr. 4303 e h. Addcnda III p. 1139) [Myrn), wo nach: Reisen 
in T^yln^'i! IT 108 a: 3(m zu lesen int. Dir beiden andem B. C J. Gr. 4300 T 
(Aperlaij und iii'Jd iPatara vgl. ilirachleid S. 101 jN. 1). 
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lind den Dynasten erle<;;t werden massen, endlich wieder 10 000 in Plielliis 
in Lykien"'). 1000 Draclun' ii. wie an den Zeus Soter in Telmessus 
Note 04), l)f'tr:"i|;t eine (iräbermnit in KyatKTu'. allerdings mit Aliziip eines 
Drittels fiir diu .-V/rif!'-:. «'ine ohne Abzng besilzt Liiuyra, hier y.w u;iiiis(pn 
der yeqovaiu verfuL't" - , öelhst die urijjinelle Strafe der vouoi über Ver- 
bannte iNote Ul:, wona«'h das \'ermü^en des Delinquenten dem Apollo 
oder dem Staat verlallen soll, entbehrt in (ärabtiteln uiebt der Analoirie. 
Wer wider den Willen des (inilistifti rs, heisist es auf einer lykibchen 
oi'nmiitU zu Xanthos, einen Aii<leieu int'eriert lansser dem Stifter und 
seiner ihm sciion voranjicgangeina l'-hcfrattin), dtösen <« Lia^/aiiK sind 
verfulleu ; eigeiitlieii verfifiindet: v .umiiitiim) dem 'iLQv'jiarov lanüur; ein 
Fluch wird l>ei}»<'lüjii "■'). Mar» erinnere sich dabei einer brundisischen 
Insohrift, wo an die bekannte Formel h. m. h. u. s. angeschlossen wird: 
Neque nlli liquebit looitionis oaiisa in amüs centam. quandoqne tnms- 
vendere, widrigenfalls: eorntn bona perUoere debebnnt ad rem publicam 
Brnndtainonini (G. J. L. IX 136). Beide Titel sind allerdings; wohl ein/jg 
in ihrer Art» der lateinische scheint denjenigen nicht gerade seltenen letat- 
willigen Verfugungen au entsprechen, welche aar Strafe für die Nicht» 
beachtung einer der Pflege von Grabstätten gewidmeten 8tiftui^ die 
Stiftniigssanime oder im Falle der Uebertretong eines YerSuaserungs^ 
Verbotes den Gegenstand der verbotenen Verfinsserung, regelmSsaig ein 
Grundstüdc, entweder der Stadtgemeinde oder dem Fiskus oder einem 
Kollegium zufallen lassen"^), nur mit dem Untersdaied, dass die Vor- 
schriften in diesen Fiälen sieh an einen bestimmten Kreis von Personen 
au wenden pflegen und nicht gegen jeden ^richtet sind. 

Der erwfthnte vf^oq von Hialicarnassus (Note 94) bat noch die gewiss 
nicht unpraktische Vorschrift, dass, wenn das Vermdgen de« Straflalligcn 
nicht einmal 10 Statere ausmache, man ihn selbst vericaufen solle mit 
Auflage der il^ayi»p\ auf Nimmerwiederkdur. Eine ihnliche Haftung mit 
der eigenen Fwson, die in Vertragen auszumachen bekanntJtcb dem Altertom 

111) Journ. of hell. sind. XII i>. 234. Le Bas, voyu^e aroheol. No. 1272. 

112) R*-isen in Lykieii 11 No. 106. C. J. Gr. 4S15 k. 

1131 Reist-n 11 No. 9. 

114) Stülung: Geld fällt an die Gemeinde: C. J. L. XIV 367, 431 (0<»tia); Wil- 
man* No. 907 (G«bü: a. 169); an ein Kolleg: Wilmans No. 905 (Fermra): ein tirund- 
stock ÄUt an den Fiskus: C. J. I.. XIV 293-1 (Pniont-ste: a. 385), D. 32, 88, 3 (ScBC- 
▼ola); an die Gemeinde: D. 32, 38, ö, D. 33, 2, 34 pr. (^caevola). 
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nicht fremd war^*), giebt es wohl bei deu Strafverfögungen der Grab- 
titel uicht 

Fasst man nun alle diese in vicU r Beziehung: freilich heterogenen, 
in tlem hier interessierenden Punkte aber, der »Strafandrohung für jeden, 
meihteu8 übereinstimmendeu Erscheinungen in einen Gesichtspunkt zu- 
sammen, so wird man anerkennen müssen, dass die Grabschrifleu in der 
That nur ein Glied in der Kette dieser Erscheinungeii aiumaolien. Fülle, 
wo äoB Stzttfiuidrohung sidi nicht gegen jedermann riditet, bat in Be- 
siehung auf fidtalisehe Malten neuerdings Mitteis för die PtolemienE^t 
in Aegypten und viel spSter dann noch in koptischen, byzantinisdienp 
ravennatisdien Bechtourkunden de« Mittelalters nachgewiesen Aber 
dasB man andi diese sur Veigleidiung heranziehen darf, seigt & B. die 
Identität der Straftumme von 4 Unwesa Gk>lde8 in dner Grabschrift von 
Urm in Dalmaiiien (C. J. L. IH 2704) mit koptisohen Verkauls- and 
Teetamratsorkunden des 8. und 9. Jahfhnnderts, die sidi sweifeUoe nioht 
an jeden Uebertreter wenden i*^. 

Sdbst die Konventionalstrafen, obwohl sie jnristisoh scIwrC bu onter- 
sdieiden sind, lassen sidi nicht völlig fernhalten. Dem nicht streng 
juristisdien Beditsbewoastsein mag immerhin dee Sdiritt von der Adresse 
der Nahestehenden cum Verbot für „jeglichen^* als kein sehr weiter er- 
sohduM. Man erinnere eich des Wechsels zwischen beiden Formen in 
den assyrischen Vertragsurkunden (S. 103). Ällerdii^ mn^ auch ein- 
gestanden werden, dass manchmal die V< r:ille;emcinerung des Verbotes 
trotz dem Wortlaut gar nicht im Sinne der Verfögenden liegen mag. Dies 
ist namentlidk daim zu vermuten, wenn neben dem „d quis" einzelne 
Personen besonders bedroht wt rden i • »). In diesen Fidlen liegt die Vcr- 
mntnnp; nahe, der Verfugende habe über den Krds der Genannten nicht 
hinaus gedacht. 

Von solchen Gesichtspunkten aus eröffnet sieh einr wciU» Perspektive 
mit spätmittclaltcrlichen Urkunden im Vordei^rund und einem Hinter^ 

115) S. WeBueljr in den Sitzungsberichten der Kais. Ak. d. Wiaa. in Wien. 
Phflofl.-hiBtor. El. GXXIY No. IX 8. 9^. 

116) MittoiH. Keicbsrecht und VolkMit^rlif S. r>23 fg. 

117) Zcitschr. f. ftg.ypt. Sprache XXIX S. 14. 23. 

118) C. J. L. IX 984 (üompsa). In quam — numquam ullo liceat accedere — 
neqoe ffllmi neqae nepotea neque de adfinitate naUm. Si qnis antem — . JM^cTov 

1880 p. 24. 241: (/(»jJifirc (Tf^ov t^ovoutv f/oiiu{i a)^n idÖJf&tf fw^* t/iaS t&vw 
(^ijr*) {(y)y6i'uy xkt« ^ijJtV« r^onoc Jit i( fit etc. 
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grund, der sich io grau«« Vorzeiten verläuft. Denn die christlich gefärbten 
Verwünschungeii mit dem Schick.sal des Judas, des Dathan iitid Ähiron, 
dem Aussatz Naeman'H und Gelia.si'8 und mit den Schreck« n de s jüngaten 
Gerichts, die selbst in Munuskripten zum Schutz g^;en Büchermarder an- 
gedrohten Flüche der 318 heiligen Väter vom Konzil zu Nikäa**») u. dei-gl. 
sind niehts andores als d'w l7m\sarHlltinfren der heidnischen V(Twünschungs- 
formeln, und auch die Geidstrafaiidrdliimtjen bleiben, nur im Inlmlt moder- 
nisiert, erhalten. Hier setz<'n die Ijntersuchniigcn Richard Lötiings ein '^**), 
die unscliwL-r an der Hand der neueren Fornn'lsammlungeu mxd Urkunden* 
editioucn zn ergänzen und wiMterzufuhrcn sein würd<!U. 

ITT. Kehren wir wietler zu den sepnleralen Strafklauseln ziirück, 
stehen vvii' uoeh vor einer Fraj^e, der juristisch interessantesten, zugküch 
abcT aneh der am bchweroltn iösban-n in dieser Materie, deren Beant- 
wortung hi( r rnivh nur v<!rsucht werden soll. Eine vollständige Losung 
Hesse sich vTtt von einer nmfasseiKleu Dnrcharbeitung des gesamten weit 
über die Grabschrifku Linaiiüreichendeu und ein paar Juhrtauseude um- 
fassenden Materiales erwarte^n und sie würde höchstwahrscheinlich auch 
nicht SU einer einheitliuheu Antwort, sondern nur zur Hervorkehnmg 
grosser Mannigfaltigkeiteii ffihren. Hier soll jedenfalls eine Besohiiinkung 
auf die sepidoralen Lisdiriften stattfinden. 

Die beseichnete Frage ist die nach der juristisohea Bedeutung und 
nach der lechtUchen Grundlage dieser Verboisvotsduiften und 6tnif> 
drobungen. Denn, wenn sie Reditswirkung besitcen, so erscheint es als 
uneriiört, dass ein Privatmann ohne dne besondere yoa der offentiidien 
Gewalt auflgdiende Legitimation jedermann mit einer exequierbaren Strafe 
bedrohe; and niciht bloss für die Mdtra bestdit diese Erwägung: audi 
bd dea Yerwfinschangen und Müchcn, die im Altertum, ihre eigene 
Rechtsordnung hatten i*')^ muss die Frage nadi dem pearsfinüdien Umfiing 
ihrer Wirksamkeit erhoben werden. 

Die, wie es schdnt, unter den Neueren am weitesten verbreitete An* 

119) ri a rd t h 11 u r^n Ti , gricchi.-cli-' ['iil;trii'x^r.i|iliii' S. 'HH fi^. 

120) Der Vertratjabrueb imd senie Kechtaiblgen 1 (lö7ü) ä. 534 fg. 

181> Vgl. die eigene einer reli^'iüsen Genossenschaft a. 384 n. Chr. in der 
bei I. Uli er«, die dionys. KünHtler No. 28 besprochenen Inschrift und über d^atofi 
V. Wilamow itz - Miicllriiilnrf'f. Enii|iiil('s' lTiiii>ri1y1 . S. '240, denken Aii-führuiif^Y'n 
aber gerade vom Staudpuukt der urkundlichen Flüche aus zweifelhaft mid iu dem 
Punkte, dan der Flndieiida in einem TerUUtnifl der «Idiur oder vi/itaie m dem Qe- 
tuumten steheB mflsM. 
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sieht fiber cWo Herkunfl der Sepulcralmiilton ist diejenige, welche, für iloin 
wenigstens, ein Gcstt?: als deren Grundlage vra'miitet. Schon vor mehr 
als 100 Jahren hat es Marin i unt«r Zurück wei«nng der älteren, offenbar 
auf des Cuiacius' Autorität zurückgehenden Auffassung, als ob es sich 
um poenae noinino legata handle'*^), ausgesprochen, dass wohl ein uns 
nicht mehr lickaiintc* (rcfäct?: die Erlaubnis 7.n jorten Festsetznncrfn are- 
geben habe, und er hält, wie neuerdings Fcnini, die Multen t'üi' eine 
dem ailiitnimi des index sepulcri violati L!;<'>'tztc Xorm'-'^). Schärler 
ausLii s[U(M heii lindet sich diese MeinnnE^ jet/r Ix i Momrasen (Staatsrec-ht 
II 70 s. schon 2. Aufl. S. 07'': irgend r\n V<>lkssclikLH.s, vermutet er, möge 
die Befugnis, dass dt'r Errichtt r eiuca (irabmales jeden VerleUer de8selb<>n 
mit einer ötrciitliclicn Geldstrafe bis zu 100 000 HS belegen dürfe, ,,\vo 
nicht eingeführt, doch sanktioniert und nonniert haben", und die^c Ver- 
mutung scheint bei den neuesten philologischen Bearbeitern der Gräber- 
bussen Anklang gefunden zu haben»"*). Moritz Voigt glaubt, das gesuchte 
Gesetz sogar namhaft machen m können: 6S sei die lex Coroelia sumtuaria 
vom Jahre 81 v. Chr. gewesen; aber er nimmt an, dass eine dir^te Re- 
zeption ans I^kien geadiehen sei: Sulla habe geiegeollioh seines Aufent* 
haltes in Eleanasien und namentlioh gelegentli«^ seiner Oi^anisation der 
Provinx Asien die kleinasiatisdien Eänriditungen kennen gelernt und die- 
selben in seiner lex importiert 

Nicht 80 fem, als es mandimali"*) erscheinen mochte, stdit diesw 
Auf&ssnng Hnsehke. Zwar geht er davon aus, dass den Sepulcralmulten 
nur als teetamentarischen Verftigungen recbtltcbe Bedeutung eukomme and 
dass, wenn man „spiter'f schon nach dem Aussudien des Piaties eigme 
Urkunden über Grabberechtigung und Strafbedingungen für aepulcri violatio 
an%»iommen habe, diese nach d^ Bedit der Kaiserseit als ^im Testa^ 
ment zu bestStigende Codicille" zu betrachten seien (ß, 226}. Aber die 
Ausdehnung dieser Strafandrohungen auf jeden Yerleteer hält er doch 
nicht, wie eine frühere Ansicht von Mommsen (unteritalische Dialekte 
S. 341) lautete, für beruhend auf einer sum Schute der Manen besonders 

122) Cuiac. ad Afric. V (Ed. Paris löM 1 p. 1379), u. aber noch Lciniiig S.556 N.29. 
12B) Qt, Ifarini, iscriraoiie uitiche Albani (1785) p. 78 «q. Vgl Ferrinl im 
ATCh. giur. No. XXX (1883) ,,. 4B0. 

124) HirschfeM H»+. Treuber 3. 

125) BericLte über die Verhaadl. der k. skcha. Uea. d. Wiss. (Phil.-biat. Kl.) 
1890 Il/ni 8. 268^. 

186) Z. B. nach der DnrateHnng von Treuher S. 2. 
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verliehenen „höheren Macht über alles InliHche — , die auch diese Ststtf* 
gewalt Ober alle Mithürger in sich schloss". Vielmehr meint er, man 
rufe die öffentlichen Behörden, welche die Heiligkeit der Gräber aufrecht 
zu erhalten hatten, die Tribunen, Aedilen und Pontifices an, indem man 
ihnen letztwillig die Höhe der von ihnen festzusctzendon Strafsumnie vor- 
schreibe, nach An!il«><rie der iS<»lhst('inseluit/iiii^ lici der Injurienkiage; denn 
auch hier handi le es sieh imi eine injurie, iiäiiilieli ,,eine Injurie Lre^xon die 
Manen" (Ö. 328 lliisi tike substituiert also nur an Steile des Ge- 

petjres die öffenlliehe l'x luMtlL' : einmal verfileicht er indessen geradezu die 
( iral)iiiselirift*n den Drohiiii^'^i'n auf den Kassenanweisungen, „in denen 
dem Fäls(;her die gesetzliehe Strafe voi^chnlten wird" (S. 322), ähnlich 
wie Newton sie ,,^\ armniListafMn" nennt, „ofl'entliclie Bekanntmachungen 
— von den Kigenlüuii rn aiigebrueht - , um dei-eii Eigentumsrecht zu 
wahren und den gottlosen ( I rabschänder zu veKcheuchea" '*^). 

Endlich 8ei no( h huI Eiuiings Kesuhate aufmerksam gemacht, der 
ja allerdings nicht die GrabiuBchriften, aber doch die diesen ähnliehen 
Straf klausein der mittelalterlichen, namentlich fränkii^eher und langobai^ 
discher, Rechtsurkutulen behandelt. Er hält diese Klauseln fiu* eine Um- 
bildung der römischen Konventinnalstrufen bei nutla paeta (S. 599), die 
nur infolge „rein spraclilieber uiul grammatikalischer Missverstäuduisse" 
(S. u,^ und gewissermassen unbewusst S. öüÜ/1; auf dritte Personen 
anwendbar gemacht wurden seien - also ein Missverständnis gleich der 
f^ex Aquilia" und „lex Arcadia" der mittelalterlichen Urkunden. Den 
Gmnd dieser Umgestaltung erblickt er darin, dasa die bedrdbten Hand- 
lungen als Anfechtungen von BechtsgeschSften mit materiell unbegründeter 
Klage sohon an sich, d. h. au<^ ohne die Klausel, gesetzlicher Strafe 
untemroffen gewesen sein wfirden, so daaa also nicht AulsteUmig «m&t 
Strafiiorm durob Privatdisposttion vorliege, sondern nur eine Hervoriiebnng 
dessen, was ohnehin gesetsUch schon galt (S. 579). Allerdings kann dem- 
gegenüber Löning nicht umhin, anzuerkennen, dasa manchmal in den 
Klauseln ein Ausdruck des Selbstbewnsstsdna lieg^ als ob der Privatmann 
sich bei der Verfügung doch in der Bolle eines Gesetzgebers fOhle (ß. 580]» 
und vor allem^ dass nicht immer die Höbe der festgesetzten Mult mit den 
in den Gesetzen angedrohten Strafen fiberranstimme ^**), und so Ist denn 



127} Newton, di« griech. Insehr. (überaetit y. JmelmAnii 1881) 8. 87. 
128} 8. 689, vgl. & 693 N. 77. 
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eigentlich das beiläufig eiDgestandcne Ergebnis: ^^twafi Sidieres ISsat sich 
hierfiber nicht feststellen" (& 580 N. 59). 

Eine von der bif^her f^esciiildorten wesentlich abweichende An- 
schauung begegnet bei Kohler "3). Er erblickt in den fraglichen Straf- 
klauseln „einen Kardinalpuiikt in der Kechtsentwickltmg, welcher eine viel 
grössere Wiflifiikrif hat, als man gt.'wöhnlich aniiimnit: die Autonomie 
der Vcrtxagspcrsunen", und er findet dieselbe darin begründet, „dass in 
Zeiten, wo die Re( litsordnung in ihrer Jugend ist, — die Parteien der 
Rechtsordnung nuthciten, dass sie durch Stratbestiimnungen die Zwecke 
und Ziele der Rechtsordnung fördern dürfen". Daraus ergiebt sieh denn 
treilicli das Postulat einer Üebereinstimmuug beider Faktoren inid Kuhler 
muss in dieser Hinsicht einräumen, „dass man mittelst diescö Hebels der 
Vertragsantononiie es mitunter und mit Erfolg versucht hat, an der Rechts- 
orduuug zu lockern und missliebige Rechtssätze aus dem Lcbeu dea Ivechtes 
hinauszudrängen", aber er findet dieses nur „völlig dem Giuazen der Rechts- 
«ntwiddung entsprechend". 

In IbDlieherWdse «isserte sich schon vor Köhler von Brünneek ^'^i^ 
indem er „die Machibefiiguis, wetdie skdi Private beHegteu, neben der 
Begrfindung subjeküvw Rechte zugleich Anordnungen m treffen, an wdche 
auch dritte, an süh Unbeteiligte gebunden sein sollen^, als eine „exocbi* 
tante** betraditet» die ihre Eridärung finde ,,in einer noch unvoUkommmen 
Reditaaufifokssung, welche die Begriffe des subjektiven und objektiven 
Bedbte, die Befi^nisse der Privaten und der Staatsgewalt nodi nicht 
gehörig au sondern gelernt hattet. „Mit der Erdwrknng des dffenüieben 
ReehtsbewnsstseinB und der Machtvollkommenheit der Magistrate in den 
Städten** vertrage steh diese Einriditung nidit mehr, und deshalb halt 
von Brfinneck eine Besthnmiing der Syraknsaner Statut»! von 1818 
(c. 46) für das Zddien eintt ans diesem Grunde erfolgten Beakdon. Die 
citierte Stelle erklirt jede „paena a quibuseumque personis in eonten- 
tionibns (= confroversüs voriier) imposita" für ungültig, es müaste d^an 
die Strafe ,,publicis contractibuB" aog^Greu oder von „offioialibos auctori- 
tat^ habeutibufi" aufgelegt sein. 

Es soU diesen Ansichten hier etwas nachge^urt werd^ Zunächst 



129) Zeitschr. f. vergleich. Rechtswiss. V (1884) S. 379 fg. V^'l. Heifcrilo;«- zur 
german. i'nvutrechtügeacbicbte 2. lieft (1885) S. 24 N. 3. Aus dem babylun. itecbt»- 
lebem II (1891) S. SO N. 1. 

180) Sidlieu mittelalterUche Stadtreehte (1881) II 8. 161. 
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sei aber noch Fo^pndes bemeufct Tranni man die Frage der Eniftfliclikett 
jener Strofandrohnngen von de^nigen nach ihror rechtlichen Grundlage, 
M ist vor allem festzustellen, dass die Eimstlichkeit von keinem der ci- 
tierten Schrift^tollcr in Zweifel gesogen wird. Hasohke z. B. tritt mit 
Entschiedenheit der Meinung entg^en, als liege «nur ein eingebildetes 
Rechtsprinzip" zu Grunde, nh seien die DrohangNi „rechtlich niohtig und 
nichts uls (»in Schn^ckbild für den Unkundigen — der etwas wider die- 
selben hätte unternehmen wollen" (8. 321); und, wer die Sepulcraldrohungen 
auf eine lex zurückfuhrt oder in ihnen blosse Wiederholungen der öffent- 
lichen Stnifdrohungen findet, der kann auch fiiglich nicht anders, als an 
ihre Kechtswirksamkeit ü;!anben. 

1. Was nun die Annahme einer ireselzlichen (Irnndlage an^-clit^ so 
könnte man dafiir eine liauptsächliclic Stütze finden wollen in den grie- 
chischen Itisehriflen, die sieh auf „Festsetzungen" {(opiaiir'ra, ihoiotunn'a, 
vEvo^ioStriifftm, öiaieta/fitpa) berufen Besonders deutlieh wäre es, 
würde die Ergänzung zweier fragmentarischer Titel von Antiphelius in 
Lykirn rieht it^ sein, die den Grabfrevler ro7c Sia tu{v) S-ekov dia{yQtt(f>)itiv 
{di}ifjQi(!U!i(jig, (tjuig \ d\i<'a\ lovtiov öi{ui^to^tkvoic} unterwerfen ^ 3*). Damit 
könnten nur die römisehen Kaisergesetze gemeint sein. 

Ändert! luseliriften l)eziehen .«ieh auf einen vütio.; rifi tVfißtOQVXiac; 
oder T^c aai-iiria^ oder r/ji,- 'ifooav'/.lag^'^^), welchen Vidal (S. r>0) tiir 
eine wirkliche lex hält und luit den Vorschriften In-i Paulus 21, 5. ö. 8.) 
identifiziert. In der That wird rajin hierbei an die schon von Plato an- 
gcrufeue tov vofiov aga erinnert*»*), womit nach dem oben (8. 99 fg.) 

131) C. J. Gr. 4290 cf. App. (Aperlai): *itl inoxflantti joTi äiuTtTttyfMipots 
neben Fhich und Mult an den äi,^ir,;. J'aton and Tlicks, inscr. nf Vm p. 206 
No. 319: (/5)otAo/< («t) TM» toiio (>-7)o{t)»jö«j'r« viitv&vvoy ^*)fff(o)aa* i(<<>J <iiax(o{i) hOü- 
[}ii)(t{v) f{x)o{i')ia :iaQtJ6{r)Ti( uh tu 7i(t)Qi Tovrmv vfVO(io6'%JH^Hy)»; Aaaxt ein 
Flaeh. TgL das Kontraktsfomiular ans £1 Fajüiu bei Mitteis S. 198^ 1: fi ff(t^«A'Uy 
lmj(f*^vvT . . eivat Z'ii^ toni an .''i'ot( inl . . . (Geldbetnig). 

132) C. J. Gr. 4300, 4300 g. 

138) G. J. Gr. 8509 (Thyatira): Ifnit an noln und an den Fiikus; ynroftevoe 

inn&vroi f^M^ftv töi rJjs TvUfitimvxius viiiio). — 42BG c (Sidynia): utTit toi xiat infv}- 
{>vv{os that njt TTjg) (W,^f('f(, iöii'i;»); Mnlt an ^ölt<. Studie docuinenti di storia, e dir. 
Xll (1891) p. 229 (Kreta): i'voyoi rtl» tut hQbOvXitts i'o/*^i. C. J. ür. 4303" (Andiiake): 
vnt){xffatrtit r)^ nj? tvrpoQr/fnf vöfiiit (ohne Halt). 

134) Lasiinlx, Studien 8. IG:"» N. 41. Mitteil. d. dtsch. urchäol. Inst. Äihen 
III (1878) S. 203 V. H5: yta t«»V (rwri vö/^iiov «p«/V tro/oi fOiü). Vgl. über o röiti.f.ios 
Z(fxos: £. Ziebarth, de iurciunuido in iure graeco quaeülioueii (Dia». Gotting. 1892 
p. 15 sq. 
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über Vcrwünacbuqgeifonneln in (i( setzen Gres^gten eclir wohl ein beKtimratcH 
Gesetz ins Auge gc&asl sein könnte. In(lef:s(>n schwächt es diesen £in> 
drudc wieder ab, wenn man die mit der Formel i7cevd^vvog oder eyoxog 
«TTG> T<f/ Trjg TVfAßioqvxia^ vojuf^i offenbar gleichwertige liest: l'on) v-reid-wog 
uü r^g Tv^ß(t>Qvxi'ag ty/tli^ati Denn in diesen Fällen steht die Mult 
meist daneben und man sieht: es handelt sich nur darum, den Schnldigen 
ausser der dem Fiskus, Sttinc u. derjijl. zu zalilonden (xeldstrafe auch 
noch dem offentliehcu Sti-afverfhhn ii wehren der fjenannten Frevel zu unter- 
werfen; dieses aber verhäugU' andere Strafen, nämlich nach den Gesetzen 
der Römer: Todesstrafe, Bergwerkstrafe , Relegation oder Deportation, je 
nach der Schwere des Deliktcö ^^"). Andere Jnschriflen drucken dasselbe 
kÜTiser so aus: i:itv^^vroQ l'arat, TtQOorei'fioic loig tccqi aArketostog ta(f>oi' 
oder: /mI ui ()^r i^atiav tatio VTievü'vvog rr/i^'/w^üjri^ imd ähnlich. Hin- 
gichtlicli der verschiedi-nen BezeichnuujEren des Grahlicvcis sei au daü er- 
innert, was iit uerdiuijs Mominseu über das römische „sacrilegium" bemerkt 
hai., du.-..- luunlich das Wort keine feste rechtlielie Beziehung besitze un<l 
zur Bezeichuung verschiedener schwerer Delikte gebraucht werde ^"'). aatßeia 
in Anwendung auf die Grabschändung ist schon reichlich allgemein, uqo- 
ovXta (Tempelraub) passt nur mittelst einer kfihnen Metapher; übrigens 
beseidinet gerade »acrUcgus, sacrilegium in ktdmsohen Inadirifteii mi^ 
öfters die Verletzung des GrlberftiedeoB i**). 

Aus dem vcfstehenden Material ist es also kaum zu rechtfertigen, 
wenn man die SepnlonlmuUeii von geeeftdiditti ISdynaea herleitet Nur 
die gesefadiidie Strafe irird hSofig anf den Delin^neoten herabgemfen, die 
Mult steht, wo sie im ZoBammeabang mit dies^i Anrnfungen voricommt, 

136) Mitieü. d. dtacfa. arehaoL Inat. Athen VI 127 No. 10. (Cjrxikiifl). vgl. No. 5 
(KallipoUa). Momüov 1 187, CEbayma). a J. Qr. 4306 1 (Telmiaaafl). 

m) j). 47, 12, s. 7 (Rescript des Si'i.tiraiua Severun). Fwl. I 21. 4-6, 8^ 12, 
V 19 a. Vgl. noch C. Th. 9, 17, 1 [n. 340). 

137) Moimlov 1880 Gl, vfi». (Muioniu). C. J. Gr. 3966 (äinyma). Hieiifaer 
gehören auch die Citate der N. 131. Femer: C. J. Hr. 2080: uurtf evo^ttt - - .^Säßt 

xal T{vfi)iiai(tv{y)it(S VTitt/OrjafTtti. f.Tnsn.ol. 4325 k: miTov u)-[f)a&€u T(r)ii ß'<o)Qvx{tts xit\ 
tcjintlai ,. (OljrmpoB). Bull, de corr. hell. Vll 292 No. ä: TvyxfüQv/fHi {x)ttnij(ttQit&itaat 
(Tarsus). 0. J. Gr. 2690: loyu» itpisft tv^ißiottv/Jai (ohne Mult, aber: wA Sl 
tlSmxO^in* fiovXofttu nTÖnm) {IttOaunu]. C. J. Gr. 3(;94 (Cyzikus): iixtiv &* vipihf 
jtitQui'ofiO)^ Trußmm'^tT/v) (fi'cjyirf rt Jwijk eto. Lp Ha« 320 (Milet): Huli an Fisku«: 

138) mrtoriflcfae Zeitadmft LXTV 410 f^. 

189) C. J. L. TI 9660, 10190. 10896; XIT 1046 (Ostia). Ornter 1076. 10. 
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regelmisB^ daneben. Nur in einem koptischen Testament aus dem siebenten 
Jahrhandert werden einmal die oben (N. 117) erwähnten 4 Unzen Qoldee 
als „die xatadixr^ beseichnet» welche die gerechten Gesetze fiber den ver- 
hängt haben, der es wagen sollte, irgend eine Urkunde (? tyy^fpov) zu 
übertreten" 1**). Femer bandelt eine (irabschrift von Cyzikus von dem 
„MQia^ivov 7i{Q)6oi€ifiov Tov tfr/z/o!'" im Bc>trag von 2000 und dem „der 
TttXiq ofiouo^" von 1000 Denaren**'). Aber von einer gesetzlichen Norm, 
welche die 4 Unzen verhangt haben sollte, ist nichts bekannt und ckr 
Wert solcher Ansdrfuke wird um sn zweifelhailer, wenn man in einer 
anderen etwas jüngeren koptischen Ih'kunde als das von „den Gesetzen" 
Bestimmte d'iv (jojuaif/.ri <'(taai()0(( i'j genannt findet''*-), die um- in dem 
etwas zweifelhaften „Handaljhanen" der ('oncordienser Titel (N. 51) eine 
Analogie findet. Wuh so«laiiii den Cvzikenischen Titel anlangt, so macht 
es schon seine Fassimg zweifelhaft, ob der Verfügende sagen will, dass 
eine gesetzliehe Festsetzung vorliege '^s), und and<!re Cyzikenische Grab- 
inhchritten bestätigen die dort angegebenen Zahlen nur teilweise **■'). 

Dagegen ist es uiclit zu leugnen, daä.s an maucheii Orten, namentlich 
in Kleinasicu, Lokalstatuten bestanden zu haben scheinen, die den He- 
ligionafrevd und mit diesem die Grabschändung mit Strafen belegten 
Man ver^tekdie m diraor Hinsicht die Vowünschnng von Teos (N. 93): 
avvTtkelü9vi novra xor* ctitov aneq h toig vvftoig toXg negi leQoaiXov 
yeyQufift{tyots) und die Aeusaemng aus Trolles in Jonien, welcfae ausser 
einer an die n6ltg fallenden Mult droht: vad^^woc loTai toig re diaztiyfiaai 
%ai v€Sg ftavQioig voftoig^^*). Auf die 3iui(iiai jo^oi nimmt aucb eine 
Tempdordnnng in Lesbos Bezog i*^. 

14U) ZeiLschr. f. ägjpt. Sprache XXIX. 23. 

141) C. J. Gr. 8698. 

142) L. cit. N. 140: S. 6. 

14?.) Treuber 39 denkt an »Muc .vom "Fi riiLi.'r dos riralics ln'>ilimiitn Unssr*. 

144) S. einerseits U. J. tir. '6im (2m) Deu. für Fiskus), Mitt. d. dtach. archäol. 
Inrt. Attien IX. SS (1000 Den. fUr noltf), andeteneite C. J. Or. 3693 (1000 Ben. far 
Pi«lro8), 3685 (2500 Den. an denselben». 

lt.')! V<y]. ffir Lyku'n auch Hirschfeld 121 fg.. dos-^t^n Ann.^huie S. 108. das.s 
die Formel zK^fwup (yifi'xtis ein »geHütKmästdges Verfahren" erweise, durch Mitieis 
401 fg. widerl^ -worden ist. Zu dem Ifateriol des Lety.tgenannten ist inzwisehen 
eine InHchrift von Kyaneft: Beisen in Lykien II No. lOB hinzogekommeD. V^. auch 
Treuber 19. 

14(i) Bull, de corr. hell. V '6Usq. 

U7) Daaelbrt lY 441. Vgl. da« Paeeesia t<»i Bhodus (N. 94): «lo/o; i* forw 

8* 



Digitized by Google 



116 



J. Merkel, 



Von flem lateinischen Inskriptioncnmaterini scheiden vor allem 
dii^enigcu luscliriften aus, welche den Ausdruck lex im Siune von lex 
privata, ähnlich wie lex contractus, gebrauchen. Da giebt es eine Ver- 
fügung: titulum poBoit adoge (= hac lege) ut lio« at me ibi poni (C. J. Im 
VI 20677), eine „lex preteriti mei'*, vcrbund(?n mit einer Mult von 
50 000 (neueren) Denaren (ib. 10246), eine lex no dönntio ßat neben Mult 
von 30 000 HS an das Aerarium popnli Romani in Verona Mus. Veroncnsc 
p. 320 no. 3) "*). „Hoc quoque perpctua maudavit lege tenendum" beginnt 
Papst Eoclesius in Ravcnna pomo sepulcrale Verbotsinschrift (C. J. L. XI 292) 
und in Smynia wird der ronii.schr An-ilriuk nachgemacht ^^B). Sicherlich 
sind diese Inschriften sämtlieh jüngeren Datums. 

Ebensowenig lässt sieh iür den hier vorliegenden Zweck mit den- 
jenigen Inschriften etwas bewcist'n, w* leh( zwar auf eine lex Bezug nehmen, 
jedoch nur im allgemeiiieu ein „gesetzwidriges" Handeln ausschliessen 
wollen "»). 

Dagegen erwähnen einige Inschritteu einer „lex publica": C. J. L. 
VI 9404: lege publica uti liceat itum aditum ambit 10235: et cetera 
quae in lege publica continentur 19949: itum aditum ambituni et ceteris 
omnibus ex lege plena ut praestentur — und nach der üblich<'n Bedeutung 
dieses Ausdrucks, wonach derselbe den Gegensatz zur lex privata, zom 
Privilegium bildet wie publicum ius gegenüber pactum, fides piiUiea' 
gegenfiber Ildes privata, liene ddi wohl an dn rSmisclies Staatq[eeetE 
deDkcn, wddieB in die YerliSlfiniase des GfSberreobts eingegriffen hat Ja 
man hat in einem anderen Falle, wo diese lex publica genannt wird, sogar 
die XII Taifeln vermutet i^'). Biese sind nun in vorliegendem Zu- 
sammenhange wahrscheinlich nicht gem^t, aber nach dner freundlicben 
Mitteilung des Herrn Kollegen Johannes Schmidt in Glessen finden sich 
ni<^t bloss in den Stellen, wo dra I« publica ausdrucklidi genannt mrd, 

148) Marini inscr. rtlhani p. 7ö, 2 hält diwo lex für eino das Miiltrftcht ver- 
leihende lex publica, Wämser p. 53 (§ IG I) für eine lex puntificunu Detroye 64 
imputiert Ata MiMTentSadnifl lex — l«c publica sogar Moinin«eii, Staatweebt II 67 

(8. Aufl. 70) ohne jeden Dnind. 

149) Movannr ] p. 82 No. 52: ooQtu'i — ai'v rofii>» ed . 

150) C J. L. Iii. suppl. 7577 (Constantiana) nemo cont(r.i leyem in hoc seinil. 
infierat), IX 6000 (Ancona): si qnis ^(l)entnB Toluerit ewe efc contra lege» temptaverit, 
det fisci viribus, X 1971 (PuteoH) : rogo vos fao. (pme)ter legem ne qui« (tDi)hi titulum 
deiciat cu(ra)m agatis. Vgl. N. 137: CyzikH.s. 

151) Gai. 2, 104. 3, 174. D. 47, 22, 4. Vul. i'rob. § 1, 
168) Cohn, zmu rttm. Tevnnflreeht S8, 47. 
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sondern auch in andoren, wo sio nicht genannt ist, Bruchstücke eines alten 
Gräl)€rrechts, vielleicht aus Augusteischer Zeit, dessen Restitution sich 
ver.»<uchen lioi-äse Immerhin scheint es doch, als ol) es in dieser Ord- 
nung sich nur um die Offenhaltung des Zutritts zum Giabe (itus, aditus, 
ambitus, actus, iter;, um das Kecht, Wasser zu schöpfen, einen Brunnen 
zu benutzen, Holz von den timlirf2;t*ndon (lel)üschfn zu ciitnoliinen, 
handelt liätte mid das alles leditjlich zum Zweck der (IrabespHege und 
des Totciiktiltus: zum J^acrillcia lac*;rc, coroiiare, vcsci und cpulari ^^*). 
Dass die ilagliche lex mehr enthalten hätte, namentlich auch etwas fiber 
Grübemulten, dafür bieten di<^ Bruchstücke, deren Sammlung und licati- 
tution leider hicir nicht zur Aufgabe gemacht werdeu kann, wie es scheint, 
keinen AnlialT>puukt dar'^'öV 

Die rümische Gesetzgebung hat sich mit der Bedrülumg des Grab- 
trevels erst verhältnismässig spät befasst'^"). Das pratorische Edikt über 
die iiGtio sepulcri violati ist wohl die früheste gesetzgeberische Massregel, 
welche dort nachgewiesen vefdm kaim. Da pmetor vosprach loniohst 
in factum iudicium gegen den dolo malo Handdnden zu gunsten des In- 
habere des ins sepulcri (is ad quem pertinet). Die Klage ging auf eine 
beliebige Schitenngssumme (bonam et aequum). Klfigor war also hier 
gen8tigt| sein ins s^ulcri ztt beweise. Geschah dies nicht oder wollte 
der Berechtigte nicht klagen, dann konnte „qnicumque t^re vclet'' klagen 
auf 100 000 HS. Nur dne soldie sogen. Popularklage wurde gewährt im 
Falle des dolosen Wohnens im Monument oder des Innehabens eines nicht 
dem Dienste des Grabes dienenden Gebäudes daselbst, die Stra&umme 
betrug dann aber 200000 HS.>>'). Diese festen Summen werden von 
den Sq>nlcra]mnltai meistens unterboten, aber 100000 HS kommen in 



153) Wiiinscr \>. hält die S. 107 erwllmte Brnndiuflche luacfarift fttr das VmB" 
nent vinfv h-x -t'pulrnilia. 

Iü4) Actuä: (J. J. L. yi 1023:'». ]U>r: ib. 7513. liaustuä uquae, putea» etc.: 
ib. 9404, 8485, 17658. C. J. L. V 8849. 3683 (Verona). ligna mimere: C. J. L. VI 
9404, 10235, X 444 Sacriücia, vesci, epulnri etc. C. J. L. VI 3626, 58S8, 7513, 
lOaSö, 10231, 10247, 10ö(;2, 13823. 

165) Vgl. auch M. Voigt (N. 125) S. 2ö9%. 

156) Dernburg, Fe8t^b«n fitr Hemer (1878) S. 184 No. 6 halt von den Edikten 

de «t'piilcro violato das auf Wohiusn Ijczü^licht! für da.n iilleii' ; S. IK! No. 9 das Edikt, 
betrffftnid Illation in Idciitii )'>iblictim für Illfi i , als die übrif^en auf loca religiosa be- 
züglicben. Jeücnfalk üt das cd. de sep. viol. Labvo bekannt (D. 3d, 3, 4 pr. D. 47, 
10, 87. D. 47, 12, 8, 9^ 

157) Lenel ed. perp. 181. 
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Rom und Aquileis vw, sahlbAr an den FiskuB oder 
oder die aroa pontificum, anoh so, daaa Fiakus und coUegiiim pontificiim, 
aerarium populi und Yestolinnen sich darein zu teilen haben 200000 HS 
finden sich in Ostia /n gimsten des römischen Acrars'!*^). 

Eine (icltlpön erwähnt dann in diesem Zusammenliang nur noch 
Ulpian bei der ediktaUm actio in factum gegen denjenigen, der in locum 
purum alterius oder in ein sepiilcrum, wo er das Illationsrecht nicht be- 
sitzt, inleriert: et poena pecuuiaria subicietur (D. 11, 7, 2, 2). Aber er 
spricht sich nicht weiter darüber aus Ein Basilikenscholia^t weiss in 
diesem Zusammenhang zu berichten, dass die actio in factum auf 50 ro- 
fiiafjaia gegangen sei (Bas. 12, 2, 6 § <i no. 7 i. f.) und dieser Öumme ent- 
spricht vielleicht eine Inschrift von Luna (C. J. L. XI 1411), die für 
corpus alieuum poui 50 solidi zu gunsten des Fiskus verordnet Denn in 
der naohkonstantinischen Zeit heiast der aureus (= vouiopta): solidus ^''^■). 

üvun folgen aber die mit einem Reskript des Septimius Severus 
(N. 136) beginnenden Kaieergesetze, welche das am Grabe begangene 
Saorilegiam mit TodesetEafe, Zwai^arbeit und Yeibanniiiig aihndra, bis 
im Jahxe 949 Konstantins und Konstans eilJireii (C. TL 9, 17, 2), 
das bisher nnt Blut gerügte Delikt solle fiMrtan nur noeh mit mulcta ver- 
folgt werden; sie seteen für die Zukunft 20 Pfund Goldes an, die natfirlic^ 
in die «sacrae lais^tiooes'' ffiessen. Dabei bleibt es allerdings nicht; 
Konstans selbst aidit sudi veranlaast, auf die alte kScperlidie Strafe 
snxfidcsugiüiai und sabstitoiert nur ndien ihr 10 Pfund Goldes (O. Th. 
9, 17, 8. 4 8. 356/7)**«). Theodosins und Valentinian normieren a. 4S9 
ivieder 20 Pfund Goldes als poena aaotil^ (Nov. Yalent III tit 8 o^ 1 § 5) 
und ordnen die Ibteiie neu durch ein um&sa^deB Gesets vom Jahre 447 
(ib. titb 22]^ welches ne mit d» Bnnsiknng Anleiten: die Leute glaubten 
nicht mehr, dass sie nach den alten Y<n8efafiften behandelt woden würden, 
und so sehe man sidi in die Notwendigkeit vocsetsti die alte Strenge 
wieder einzufShren. Die Unfreien und Colonen trifft Todesstrafe, ebenso 

158) C. J. L. VT 3554, 13073. 13152, 16809. Ballett. dcU* i -nnmwH. archeol. XIV 
409 No. 1651. C. J. L. V 1102 (Aquileia). C. J. L. VI 8518, 1U«48. — Ravenna? 
ib. XI 147 (?). 

159) C. J. L. XIV 1153. 

160) Vermutangen bei Lenel ediot 179. Crl. Pecuniana meint: die Strafe der 
Bepulcri violatio. 

161) Marquardt, rOm. dteatavenmltiiiig II 27. 
168) Bas. 60, 88, 14 andern in: 80. 
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die Armen unter den Freien, Reiche aha und Yomehme verHeren die 
Hälfte ihres Vermögens und verfallen ewiger Infamie Besonders 
wendet sich das (Icsotz gegen die Geistliclien, die als gefährliche Grab- 
SchSnder hingestellt werden, wobei sie allerdings nur in der Meinung 
handelU^n, (iott einen Dienst zu erweisen; sie verlieren ilir Amt und 
werden für immer deportiert. 

Justiniau hat von diesen Gesetzen die aus den Jahren 340 (N. 136) 
und 357 in ihren wep< lUliuhen Punkten in se ine desetzgebuug aufge- 
nommen, von dem Gesetz des Jahres 349 nur den auf die locornm iudices 
(N. 163) bezüglichen Passus (C. 9, 19, 2 — 4), so dass nach seinem Kodex 
der gewöhnliche Grabschänder ausser der Leibesstrate 10 Pfuud Goldes 
und nur der iud< x, der die Suai Verfolgung unterläsnt, 20 Pfund Goldes 
samt der nota infamia zu büssen hat. 

Den vürötehendeu tiesetzeu entsprechen die öepulcralmultcn uieht. 
Zwar in Silberpfunden steigt der Betrag einmal vielleicht bis 50, und 
10 Pfund Silber kommen öfters vor*«*). Aber in Goldpfunden erhebt 
neb die Mult nicht über die Zahl VIII (neben poena capitis) ><>&). Nur 
in filmender Biohtung sind UeberemstinimuDgen möglich. Dm oben er- 
wihnte GesetB von 349 (CTh. 9, 17, 2) gibt skkt nlmlicih a<^en.r&^wkende 
Kraft in der Wase^ dass 1 Pfand Gold ftir jedes Grab demjenigen gedroht 
wird, der seit a. 333 Grabmonumente aerat&rfe hat; wer ans Angi9t vor 
der Strafe die Buinen ftbenohAttete und nicht innerhalb bestimmter EVist 
dies selber beim praefeotus praetorio deaunsiert, jsaUt 2 P6md. Biesmi 
Strafmass entspredien die Grabmulten bftat"*). Femer stimmen, worauf 
schon Springer und neuerdings wieder Mitteis aufmerksam gemadlit 
haben die in einem Gesets von 899 (C 1, 54> 6) för die Kompetenx 
versehtedenw Staatsbeamte featgesetsten Multmazimen von 6, % 2 Unsen 
Goldes mit den Stralandrohnngen dar Ui^cnnden oft iiberan und dies triflft 
andi b<a Sepulerabnulten au: 3 oder 6 Goldunsen, au den iFiskus ftllend, 

168) Die Infiuiiie waar »eben der GeldHtrafe achon in dem Geaets von 319 den 
Offentlidmi Beamten (looorum iudices) aogedroht, wenn me die geeeiilielie Yontibaatb 

hintanm'tztcn. 

164) 50: C. J. L. III 2632 (säpaiato), lÜ: Epheui. ep. III 346 No. 553 (a. 460'«') 
[Salonal. C. J. L. Y 8751. Boll. deU ist. di dir. R. HI 265 (Concordia) n. a. w. 

165) Unll. <lell ist. di dir. R. IV 159 (Concordia). 

16fi) 1 Pfrl.: C. .T, L. V 6244 (Mnikiidl. Iletizy 94 N6. 49 (riiiUppi). C. .T. L. 
V 8742, 8760, 8761 (altcruativ mit Uandabhaucu), 8764 etc. (Ck)ncordia). C. J. L. IX 
5900 (Aooona). 8 Pfd.: ib. Y 8740. 8760. 8762 etc. (Concordia). 

167) ZeitMhr. f: igjpL Spiache XZIII 138. Mittei« 631. 
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kennt Coiiconlia, <'iii Sklaveii^rab in Attika und eine öalonitanische 
Grabx hnit mit tlcr cclisia caloliea Sal. iÜH Empfänger ^'''X 

Trotz inanelHT Uobetcin.^timnuin^t'n der Multhöhc iiiii gcscLzlicheii 
Geldstnifeii in Linzelutii Fällen ist das Resultat der Veiigleichung mit 
ge»etzliclit'u Vorschriltt;u auch für die lateinischen Titel im wesentlichen 
ein negatives. Denn fBr die bei weitem überwiegende Mehrzahl der Se- 
pidci"alm.ulteu lässt sich eine solche Lk'bereiustimmung nicht nachweisen 
imd an demselben Orte und vermutlicli auch zu derselben Zeit, wo die 
den gesetzlichen entsprechenden MultJ[>eträge vorkommen, wie z. B. in 
Oonooidia, fiadm wieder gans ahwBktaaä^ AnriilM stftl^ Alles, wain 
den vorstellenden Yeinjldcbungea Poeitaves haauekcniimt, ut demnaoh 
dies, dass in manchen FSUen die gesetadiolien Stralbn angedroht werden, 
dann aber nioht immer: bestehend in einer Mult, sondeni — in den 
griecthisdien Titdn — nebw derselben, und dass nnter den iateinisclien 
Lisdiriften manche in der Hdhe mit den snm Tdl ausser Zusammenhang 
mit der sepulori violatio angeordneten gesebdichen Multen fiboreinkcmmen. 
Eiklfiren liest eich daraus die Befii^s sn jenen privatm Muliandroh- 
ni^jen nioht 

So seigm audi die mittelalterliehon, nicht Griber betrefflmden Rechts- 
uricundm die Besi^ahue auf die lex Alamannonun nnd Bainwariorom 
ohne dass imm» die Höhe der festgesetaten Multen nut den Gesetsen 
hannomeit (N. 128), odw sie drohen nur im allgemeioen mit der „multa 
leffsf*^^% deren Deutung auf die Jex Aquilia^ (S. III) fibr^ns nicht su- 
trifit>'^), oäfft noeh aUgemeinw mit der lex terrena, der hx quod vivit> 
der ))oeua seculi u. dei^L*^^, womit die weltliche Strafe g^^fiber der 
geistlichen (der Exkommunikation) gemeint sdn wird. In einer neueidings 
publizierten Salonitaner Grabsohrift vom Jahre 430 (N. 168) corfolgt eine 
Beschwörung bei Gott „et jxr leges cresteanorum", dass jeder extraneuS| 
der eine andere Leiche hier bestatten wolle, der Icatholisohen Kirche von 

168) 0. J. L. T 8754, 87m AäL iäH. i^t. di dir. B. IT 158 C. J. L. Y 8730 — 

Kaibel, inscr. pvnac. 2H29. — C. J. Attie. 1433. BaOeVL di urdieoL e stoiia Dol- 
mata X p. 14ö fg. (a. 480 p. C.) 

169) Blulime, Jabib. d. gem. dtseh. R. III (1859) S. 888. Lfining, 8. 693 
N. 7ö. 76. S. 594 N. 79. 8. jetit z. B. Mon. Cnsna. hist. I^gtim aeetio T Fononlfte 
p. 389 T. 33: .illu iimlfp. coniponnt, siciit in hgc Älamamiorum continetur." 

170) Z. Ii. i'ormula Audecav.: Mou. Germ. cit. p. 1 v. 25, p. 11 v. 15 (hier igt 
der Mnlt^trag angegeben mit 1 libnt anri, azgenti pondo tantnm). 

171) Löning S. 588 N. 68 gagea Bluhme 813/4^ 883 N. 106. 
172^ Löning 584. 
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Salona Busso vou 3 (Unzen) sabLe. Beschwörungen bei heiligen Eiden, 
bei „allen flöttern", per deos superos inferosque, bei „Gottes Grösse und 
den unterirdischen Dämonen", bei den „stygischen Göttern", beim jüngsten 
Gericht, bei „Gott dem AlhnSchtigen und Jesu Christo von Nazareth" u. a. f. 
sind zwar auf Scptilcrnltitcln, wie gelep;entHch in anderen Urkunden, nicht 
selten*^'), aber eine IJe^ehwörunjr „l>oi den Geseteen der Chiisten" scheint 
bisher wenigstens ein I -nikuni zu bilden. 

Wt'nn man folgendes in }>etraelit zieht, so möchte Sf^ar der Vermutung 
Raum gegeben weiden k<'nuien, dass hei Fest Setzung der Geldsummen ge- 
legentlich Zufälligkeiten und Willkür eine Koile spielten. Es ist oben 
iS. lOB"! sclu)n bemerkt \vordeu, dass man au den eigentliehen Kouventional- 
btrafen nicht ganz vurbeig(?hen darf, wenn man die hier besprochenen 
Fragen beantworten will. Da zeigen nun die ol>eritalipehen Lihellarvei- 
tr%e, eine Art i'aeiiikontrakte, aus dem 12. -lahrlumdei t und früher, welche 
Kolller in seinen Beiträgen zur gei maui; ^ In n Privatrechtsgeseliiohte mit- 
getcili liat; eine bemerkenswerte Erscheinung. Die Verträge weiden regel- 
mässig auf 29 Jahre abgeschlossen, es kommen aber auch solche iu j>er- 
petuum und för küi-zere Fristen vor. Ehi in perpetuum lautender droht 
nun den Parteien und ihren Becbtsnachfolgera bei Uebertretung 40 solidi 
(Kohler I 47) Konveotionalpon. Worauf dieser Ansata bernht, ist wohl 
nicht bdkmnt Aber, wenn dann auf 29 Jahre abgescblosseDO Verträge 
die Snmme von 29 solidi und gar ein auf 28 Jahre lautender 28 solidi 
(K<Mer II 42) festsetsen, so ist dies kaum andors za erldiren, als aus 
einer absiditliohen Ausgleiohui^ der Mfinzeinbeiten mit den Pachtjaliren. 

2. Eine andere Konstruktion der Sepulcrabnulten läge nahe: die Aus^ 
legung als letstwillige VerfElgongen. Dieses war ja aueh die Meinung 
Hnschke's, der nur formalistisdi hier vid au weit ging, z. B. wenn er 
codioilli ad testamentum konstnnerte (s. oben S. 110). Was Bkh fSr diese 
Meinung ins Fdd f&hren liesse, sei bior zur Spradie gebracht 

Weniger bedeutungsvoll sunSchst ist eine stadttömische Inschrift 
(Mutatoii in 1687, 6), wo es heisst: Ex testamcnt . . . JanuariL Q. con« 

173) Z. B. C. J. Gr. lüSa (Kephalonia), IdSl (Tbossaiouicb). iiulL de corr. bell. 
Vi 515 sq. irhryfenen). C. J. L. V 5416 (Gomo), 7793 (Albiom Igauiram). VI 5886, 
1980S, 13887. Orelli 4784 (Rom). G ruter p. 601, 10 (ihY). X 178, 17Ü U'otentia: 
a- 528). C. J, Gr. 9270 (Icoiiiuni). Kuibcl, inscr. praec. 187 (Symkus'i. (' T. L. XII 
4725 (Niirbo a. 1—100), 3619 (Nimes), XI 329 llUveim»). ,\onm. .1 helL stud. Xll 
p. 267 (Weetcilicien). Koptiachet Testament a. 800: Z. £ u^>pt. Spraobe XXIX Id, 

174) Köhler I 43, il 15. 38. 
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dere vo . . . arc pontif HS XC m. num. — Also in der That eine Mult- 
androhung und vielleicht ein caput ox tcstuiucnto. Indessen ist dieser 
mindostetis fraglieh; die Anfangsworte können sieh auch nur auf die Er- 
richtung des Monuments beziehen und bloss der ui Grabtiteln oft vor- 
kommenden Bemerkung Ausdruck geben sollen, dass das Monument infolge 
testamentarischer Anordnung eniehtet worden sei. Wichtiger ist deshalb 
ein Grahtitel aus Aphrodisias in Carien (C. J. Gr. 2771 , in wcleliem za 
drjXovfism nociniiua iv i7. dicti^rfAt] ifj des X. dem liiferenten angedroht 
werden, und einer von Maionia, wo der Unterwerfung unter die 7tQcoi€t^a 
la 7rBQi ttKv/xvoetog Tctfpnv (N. 137) beigefugt ist: -^Lai^' a %ai Sied^i^iev. 
Direkte letztwillige Yertügungeu sind dies ja nicht und vielleicht sollen 
die ör^Xov^tva rronnxBifÄa auch nicht, wie die Worte hier aufgefasst worden 
sind eine ^luJt bedeuten, deren Höhe der Erblasser beliebig in seinem 
Testamente festsetzt, sondern er mag die gesetzlich normierten Strafen, die 
lOQiafiim, diaruayfieva u. s. w. (N. 131) meiuen, welche aUerdings hi« 
Geldatnfen wären, wenn in dem AphrodiaaMMhen Titd ti^ Tafidii» xu 
leBen ist Aber die Bezugnahme auf das Testament liegfc vor und au ihr 
paaat anoh die ittfinittvisdie Fiassung des Aphrodisiensiseben ÜStds, der 
dadnroh den CSiaraki« eines bloseeo Befeiates gewinnt Er lautet: Sig 
v^y htiimuht]v aoQor %aL%ii> {rot) fiir.fiei'fit /iijJeyj aü.(<^>) e^vm w^i^l 
f] i46v(>> JleQirq TO» x««(T)«nuwax^T(() rd (tnjft^ov irtei 6 Sidg (S)tB^ xvßa 
aacrsUfi (vafietf^) ra dijAov/ieva etc. lAan yeigleiche die nodi sprechen- 
dere Inschrift vom Isthmus (C. J. Gr. 2690): f^fi^io» int^fogy^ ^o» 
dika^ h alg ^dtvQ dia&iputts: worauf folgt, umgewanddt in die erste 
Person der Bede: ovÖepi Öi i^eatai Tagi^Mr» n. s. w. 

Ferner laast sieh geltend machen, dass sich öfters die sepulcralen 
Ya*bolA in griechischen wie in lateinischen Inschriften nur an die Erben 
und Eribes^rben^**) oder an «nen dem Verstorbenen naheetebenden und 
daher seinen letstwtllig^ Verfugungen unterliegenden Kreis von Personen, 
an seine Freigelassraen, seine Kinder und Kindeskinder riditen. Aach 

175) Hirsflit'eM 122. Tr. uber 37. Vgl. anoh ol>i'n N. 14H. 

176) C. J. L. VI HÖÖ4, imi, XIV 1417 (0»ti»), X 3()71 (PuteoH). C. J. Gr. 
3288 (Smyma), 1689 (AphrodiidaHK C. J. L. III 8386 (OiemowitBa-Thal). C. J. Gr. 
1958, 1981 (Thessalonich), 6324 c (Hoiu). 

177) «i'ujiral 8(cripti): C. J. L. X ;^7riO fAt('ll;i); Yn-U-n, ary/H-tr^ (;ill.>n1ing8 auch 
nolHittt): Bull, de corr. hell. XI 396; iiosteri u. Krben: C. .). L. Vi Umti, 12118, 
III 191 — = G. J. Gr. 4468 (tnling., Beroeft); ultunua ez nomine noatanrum poBtoromm- 
que: C. J. L. VI 9185. Liberti: C. J. L. VI 22276. Slrbev twd Frugdamne: G. J. 
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wirtl In den Inschriften manchmal die Illationeerlaubnis IctastwUliger V©t^ 
fugung vorbehalten 17») oder durch B< zugnalime auf die im Testament za 
ernennenden Erben oder freizulassenden Sklaven festgestellt Andercr- 
setts kommt es auch ein paar Mal vor, dass die Sepulcralmulten, welche 
dritte zu zahlen haben, den £rben des Verfugenden zugewiesen werden 

Diese Zusammenhange mit der letztwilligen Verfugung des Gi-ab- 
stifters machen indessen die sepulcralen Verbote und Strafdrohungen noch 
nicht zu ictztwilligcn VcrfTignngeu, wenn auch einmnl, wie obon bemerkt 
(S. 122: Ts'thmus) der Inlialt des Testaments in die !ti r ltritt aulgrnommon 
wird. Es käme auch noeli auf di<> Form der \'ertü<^uii^('n an, wvA in 
dieser Hinsicht lässt sich *'h*'nfalls nicht leugnen, dass jrivi^'^c A< hnln'ii- 
keiten zwischen Te^tÄmenten und sepulcralen Multandrolnuit:en bestehen. 
Dahin gehört die Klausel: nc de iamilia exeat (S. 92 oben und die Ver- 
sicherung, dass man -lirtr y.ai (fQoi'<öv verfügt habe**'). Dahin ijeliören vor 
allem auch die soe^. ttstameutariselu n Multen, welche Huschke ^S. 308 — 315) 
schon behandeU hat. Sie können allerdings mit iiechis Wirkung nur dem- 
jenigen anferlegt werden, welcher \m Testament bedacht ist, aber im 
übrigen enthalten sie niauches N'orwandte mit den hier in betracht kommen- 
den Belegen. So besteht die Strafsumme nicht immer, wie bei den Grab- 
stifluDgen (^N. 114) üblich, in dem ganzen Betrag der Hinterlaasenschaft '^>), 
Modem z. B. nach dem Testament eines Gallio« aus dem 1. Jahifamidert 
(TL 6 fg., Bruns p. 298) in 100000 HS wa gmisten oivitas Lingonom. 
Femer «und die Empfanger offenbar nioht an das Erfordernis der testamenti 
ladio passiva gebunden'**). Allerdings waren die bei Cicero erwähnten 

Gr. im (Smyrnii). Kintlei : C. J. Or. 4908 « ReuMn I No. 12 (Tehoiwifl); filü übe 
liberü: Gruter p. 827, 2. 

178) C. J. L. VI 8432, ». oben N. 16; 10107: »ui» quibus legavit Icstuniento j 
12886: qoM in iestae. meo iuasero; 19316: ei quot testainento nominaro; S1861: et m 
quenim nomina in (t« -! ^anicnt i inseripta eriint. 

179) C. J. L. VI 7424. 8450 a. 12129, 10840. XIV 1472 (Ontia). C. J. fir. mi. 
Movoiiov 1880 p. 144. 186 (Smyrna). Freizulassende: C. J. L. VI 13484, 14823, X 3037 
(Pnteoli). Grater p. 817, 12 (Kom). Tgl. Ferniee, SitmiiigBberiehte LI S. 120S, 2. 

180) Kiiibpl. inscr. gnver. 1452 (Horn: Kinkns 5000 Donar«^, Krl)fn ebensoviel), 
C. J. Gr. 2043 (Konstaiitinopcl : Er))i'n un«i nölt^ je 500 Denare). üuU. de cwrr. hell. 
XIII 317 (Heraclea-Pontica.: ebenso, aber 2500 Den.). 

181} C. 3. Gr. 3996 (Iconimn), 3292 (Smyrna). Vgl. die Tertamentsfra^mente 
aus El FnjQni In Mahftffy, on the Fliiiden Papyri *. B. No. XIV und We§aely, 
Sitzungsberichte 21. 

•182) CiceronianiHche Fälle bei Husch ke 304. 

188) 8. auch Husebke 311. 
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Fälle, wo die Erbschuft an den Vermstempel auf dem Erixberge und an 
die Paläätra von Syi-akus und Bidis fallea sollte, nach sicUischem PkovioH 
ziaJrecht zu beurteilen. 

Was nun aber die Form der sepulcralen V^erbotsvorsc hrifton im allge- 
meinen angeht, so ist t.xi bemerken: selioii die in lyki scher Sprache abgetasstcn 
Grabtitel halten immer die Form eines Berichtes ein: „Dieses Grabgf-büude 
erbaute sich X; wenn jemand etwas für sich hineinthut u. dgl., der zahlt (^oder: 
soll zalilen) die Busse" und dies befolgen dann auch die kleinasiatischen 
Titel: „Das Grabmal erbaute sich X, darin sollen bestattet werdeu — 
Kein andere r hat das Recht zu bestatten, auszu^abeu u. d<^1., du (t/rct 
oder r^) der solches Unternehmende {^cohujOa^} büss« ii wii-d a.iortiaci) oder 
büssen soll u. s. w." Die zuletzt beigefügte Sanktion wird ebenso häufig 
grammatisch nicht an den Vordersatz angeknüpft, sondern in einem be- 
sonderen Bedingungssatz beigeftigt: „wenn aber einer — dann soll er 
büsson — In den lateinischen Formeln ist das gleiche Verfuhren be- 
obachtet: Bericht über den &richtcr des Monuments; Bestimmungen über 
Illation u. s. w., diese m^stens etwas bestimmtei* und reichhaltiger als im 
Orient, — z. B. gleich in der alterten, bekamilieii lateinisdien Multinschriil 
die Bemerkung: „hoc mcuumentuin linedem non sequetur^ — und am 
Schlüsse wieder, irie im Grieohiachen: »wenn abw ein» w31 — dann wird 
(oder soll) er einaahlen — VieUeicht sind in der lateiniedieii Fasaong 
die zuaanuDMihängendeii Formuliwungen in einem Satae erst jüngeren Da- 
tums a. B. 0. J. Im vi 15221: — feoemnt — ita nt ne de nomine exiat; 
qnod si adversus dabet — 

Diea sind die Grnndlbnnen, zu denen im Griechischen auch noch 
der anschliessende Genetivus absolntus aa zählen ist: fti^kp^ ^oyrog 
HoiWay — og d* ap oder lar de mg toXft^f^ u. s. w. and die sdion oben 
(S. 122) berfihrte infinitivische Fassung: fttiStvi di i|dy äwt — ü 
di TIS — • Nun gibt es aber unzählige Variationm: Vorschriften mit 
(tovloftM und Veto und dem Befi»in: ^wenn aber einer dagegen handdt"; 
Lnperadve wie: inferre nnlli liorto; si quis etc. (C. J. L. V 8305 Aquileia). 
läne ostiensisdbe Insduift (C. J. L. XIV 850) berichtet aunlchst^ wer das 
Monument i/ecit" und fahrt fort: „Idcm denuntiat: ne quis — sin autem, 
dablt — Achnlich sagt ein GrabstiAer in Adana (0. J. Gr. 4441), der 
auch den Baubericht in erster Person erstattet (xcnreoxst'eNro): mxQeai(y)äLkfa 



184) 8. die Uebenetraagen bei Deeeke. 
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dt — ävtM — lrf^/> 6i fti^evi' ei Si rig aXXog >• w. und noch 
lebh.after äussert sich in einer erst kürzlicli publizierten westcllicischen In- 
schrifl (Journal of hell stad. XII 228) eine Frau, die mit der Errichtung 
des Grabmalci^ (l(>a Ictsfem Willen ihres Mannes voUsieht: ivrilkoftai -/.ai 
■/.thf.id} /.<ti ()iatdaaojiiai ^ridt.va Vitqov itdr^vai u. s. w. Bei den in erster 
Person redenden griechischen Verbotsklauseln ist ein beliebtes Wort cura- 
z. B. rr/Tc dt XoiTioig^^^); ein wohl ziemlich junger Titel aus 
Ftoleraais (C. J. Gr. 5200 b) beginnt: Hier li^ X; xavtrfi 6 ««n^***) 
mta'/tj^t)v{<sa) tccZ\r(t) Ityior: dig) (a)y «i'ri:/; — narnact — . 

Es kann hier nicht die Absiclit sein, die Frage nach der Fassun^:^ 
der i^rpulrralpii X'erbote nur aiuiälienid erseh(">pt'en 7m wollen. Es handelte 
sich bloss darum, schon an den aiti" Schritt und Tritt begegiiendfii Formeln 
zu zeigen, dass allerdings jene Vorschriften so p^ut wie letztwilH$re Ver- 
fügungen eine energisch und gesetzgeherie^eh auftretende Willensäus^eriuig 
des Graberriehters enthalten '**") und von diesem Ciesichtspunkt aus deu 
Ictztwilligen Verfügungen ebenfalls nicht unähnlich sind. 

Aber der Identifikation mit d<'n letztgenannten steht doch noeh vieles 
im Wege. Es ist bereits hervorgehoben worden, dass in den Grabtitcin 
oft Handlungen bedroht weixlen, die auch schon bei Lebzeiten des Ver- 
fugenden begangen werden können'**^). Nun ist es zwar nichts juristisch 
Unmögliches, dass Thatsachen, die schon bei Erbla.ssers Ix'bzeiten sich 
ereignen können, den Gegenstand seiner letztwilligen Verfugung bilden, 
aber letztwillige Verbote, z. B. Vcräussorungsvcrbote, &tls sie nidit etwa 
einem bei Lebsseiten schon realisierten ReditsgeschSft von Todes wegen 
beigeiügt werden (z. B. dner Schenkung), weisen dooh in der Hegel auf 
die Zidcunft nadi dem Tode des Verf^nden. Die Grabsohriften bedrohrai 
den Giabsohänder jeden&lls von der ersten ilktio mortui an, vielleicht aber 
schon vor derselben von der Etrichtang an: ne qois hic nrma fadat (G. 
J. L. VI 3413, cf. 13740, 19874), quicumqae eum titulum vellet removere 



165) C. J. Gr. ^16 (GaUipoli). BulL de coir. heU. Xm 319 (HemclearPontici^. 
C. J. Gr. 3698. Mitt. d. cUsoh. arahftol. Inst Atiien IX 83 (Cjzikufl). C. J. Gr. G241 

(PtolcmuLM) ; unayctQfita Jt 'itiQov T/r« fi^ dv'^at etc, 

186) Kinen fliirsorgendeu Vater venät auch der Schliuw bei Kaibel, inacr. graec. 
1904: nmho fji^yQu^e. 

187) Vf,'l. noch C. .1. (ir. 4232 (Kadyand» in I-ykien) — xtatoxtiamy xtd tm- 
y(iic>l'M': iinta) lo tiTitifT^i- i/).HOta r^i) ^umO.iSu. tX(Tig — 1. (J. J. L. V 8^69 
emit sibi — et ita «crün lussit, ut iiost obituin ipsiuK si quis etc. 

1B8) Trenber 3. 33. 
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^ib. 7556) qui hoc titulum sustulerit (C. J. Ti. X 2487 Puteoli) u. s, w. 
Oben (N. 71) wunlen ebenfalls bereits Delikte namhaft gcuiaoht, die auch 
schon vor der Illation eines LeichDams das Grabmal beachimpfen oder 

beschädigen könnten. 

Wns «odann die Klauseln angeht, die dcw (Tiahtitcln mit den letzt- 
willigen Vertügnngen |Ejempin?am sind, m ist zu bemerken, dam, wenigstens 
die latoini>*ohon, aiicli Klauseln aus Reehtsgeschaften inter vi vos angenommen 
haben, wie oben ausgetulirt worden ist S. Oiji. Kndlich — und das ist 
das jurislisrli Massgebende -- die nikundnehe (iestalt der frnibtitel im 
ganzt-n entbehrt jedenl'allis der legalisierenden l'^onnen, wie sie aus wirk- 
lichen Testamenten bekannt sind: der Zeugenunterselirlften, der Datierung 
u. dgl. Auch das einzige Moment, welches sich hierfür geltend machen 
Hesse, die Sehlussklausel so vielei- kleinasiatischer Sepulcralinselirifteu: 
tm' rijg iifi; ^/iiy(ia(fif*i lu uiiifQuif ov ujctiythj hc; io uQyth.i mit nach- 
folgendem Datum der JSlederlegung: tni u^yitqko^, Lii uiufuii^if 6^0 v etc.* *^), 
ersetzt jene Sollennitfiten nicht und jeden&Us gehört sie nicht zu den für 
die Reohtsgfiltigkeit der Urkunde erforderlichen Fonnen: sonst wSrde 
sie nicht so oft fehlen. 



Wenn nun die sepaloralea Strafandrohongea weder auf «nem sie er- 
laubenden StaatagesetB b^nben, noch als letstwillige V^rfDgni^sen eine 
jonftische Bedeutung beanspruchen IcSnnen, sondern w^n sie nur etwa 

gelegentlich eine Wanmng vor den ausserhalb ihres Bereiches liegenden 
gesetslichen Folgen einer Frevelthat enthalten (wie die früheren Kassen- 
anweisungen: S. III): dann ist ea in der That sehr zweifelhaft, worauf sich 
ihre Rechtswirkung gründen soll, soweit sie, wie z. B. in den meisten 
FäUen ^rade die Multen, ausserhalb des angerufenen Staatsgesetzes stehen. 
Ja es wird zweifelhaft^ ob sie überhaupt nur eine juristische Bedeutung 
besitzen. 

Die AbfertiguGg, welche einer allgemein gebrauchten inschrifllichen 
Formel seitens rönilseher Juristen zu tet! wiid (S. 87), erweckt für die 
Annahme ernstlieber iieehtsfolgen kein günstiges Vorurteil. Al)er die 
testamentarische Mult ist von ienen al^ rechtsverbindlich betmchtet worden. 
Schon 8erviu8 beschäftigt« sich mit der Frage, ob eine solche Geldstrafe 

189) imiy^tupa bei gnediisdien Testamenten und Eontmkten a, Weaaelr, 
Sitsungsberichte S. SO. 28. 39. 
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verfallei wenn die Erheu d&a ihnen zum Muster vorgeschriebene *^^) frcnidf 
MoDumont nach den lety^twilligen Angaben des Testators nicht ausfindig 
machen konnten, und rat ihnen, auf jeden Fall zur A'^orraeidun«; der Strafe 
ein Monument „.seenndum siibstnntiam et diguitatem defuncti*' zu errichten, 
w nn aueli juristiscli „die jioena keine vis habe*"^') (D. 35, 1, 27). Einen 
ähnlichen Fall entschied ronipiMiiufj (ib. () pr.): niulta testamento non 
committitnr ab ~ eo qui ex ultima voluntate aliqurd lucratur, also ebenso 
zweifellos von der Reehtsverbindlichkeit der A'ertügung ausgehend. An 
wen die Strafen in diesen Fällen fallen sollen, ist allerdings leider nicht 
gesagt. Aber man wird wohl unbedenklich eim; öffentliche Xasse ver- 
muü^'n dürfen"*-). Denn auch ohne vuihiiiidene Multdrohung scheint eine 
„delatio" (an den Fiskus?] erfolgt /u sein, wenn die Pflicht zur Monument- 
errichtung seitens der hierfür in betraeht kommenden Personen nicht er- 
füllt wurde«»»). 

Bei diesen Zugestandnissen winl es aber mit dem Entgegenkommen 
rGmiedier Juristen wieder sein Bewenden haben. Denn die neuerdings 
von Mitleie (S. 525 fg.) für die Gült^eit der Bog. Kontraktsmolten ni- 
sammengestdtten vinr ans den BedblBblldieni ergAea eho* das 

Gegenteil. Wenn die ad uanm fisd geeebrieben^ Sohriften die an den 
FiskoB gerichteten Kontraktsniulten in die Beihe anderer klagbarer Yer- 
ingungen steUten, so wSre dies kein Wunder. Uebrigens sagt Oalli^tra- 
tuB (p. 49, 14) 1 pr.), der ndbeo dem völlig aar Unbranohbariielt ver- 
stfimmelten tt. de i. fisci § 13 altdn in betradit kommt, doch nur, dass 
j^poenam fisco ex contractu privato deberi" eine der variae causae ^i, ex 
quibuB nantiatio ad fiseimi fieri solet Dagegen eridSrt sieh Papinian, 
wie auch Mitteia anerkennt (D. 4, 8, 42), nadi Stipulationsgrundsätoen 
Bweifelloe gegen das Fordernngsrceht des Fiskna. Die dann noch übrige 
Stelle 0. 8 C. 2, 17: Abhorret «leculo nostro aub praetextu debiti procu- 
ratiouem contra privatos fiecum pracstare (a. 293): eigibt für die vorii^nde 
Frage nichts ErspricsBliches, da sie auch ohne die Annahme einer an den 

\90] VltI. r. I,. VI 11 t:5H7 '8eniinii): tiui vivo nutniiiueiitiim sibi et ~ coniag(i) 
at Ibrmam et meu.surum uiouumeuti (dm X) facieudiun ioaivit. 

191) Dam diese letste Verpflictitatig nur als dne ^sittliche* gfsmeint sein kann, 
darfiber h. Fcrnioe, hiibeo III 4(i, 4. 

192) Pri nicc, ]>iil.eo Iii 45, 4. 

193) C. 'A, 44, 5 cf. D. 5, 3, ÖU, 1: priucipuli vel pontiHcali uucturitate eom- 
pellnnttir. Aber «. D. 40, 4, 44: officio iadids compt-lli, wo freilich Tntorpolation 
(iaaaio) vorliegt (Kalb, Jurüitenlateiu €9/70). 
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Fiskus fallenden konkurrif n uden Konventionalstrafe s\c\\ b< frirdigend er- 
klaren iSsst. Die Worte „sub praetextu dcbiti" sollen duch wohl, wie in 
c 4 ib. ,^d fraudem cn dltoribus faciendam*' aadeaten, der Fiskus wolle 
sich nicht mehr dazu beigeben, als Zessionar (ganz oder teilweise) einer 
Privatforderung zur leichter<>n EndeluQg des proMSsaalischen Erfolges der 
Klage missbraucht zu wertlen. 

81» steht also nur fnr die testamentarische Mult ihre Rcchtsgfiltigkeit 
bei den Juristen fest und auch dies ist nur aus der Be«muU>rli('it des Falles 
zu erklären: wait- sie nicht letztwillig denjenigen angedroht, die letztwillig 
erworben, so würtK' < s für die Erzwingbarkeit der Mult chtMirallp keinen 
juristischen Anhaltspunkt geben. Aber der let/.twillig r/ukncrcndc niuss 
den letzten Willen achten, und, steht liiuter ihm mit dem An-piuch auf 
Nachlrtssvermogen nach den BenLimnmngt ti des Erblasstrs ein „dritter", 
so kann di( ser klagen. Die Rechtskraft der Muitverfugucg ent^pridit hier 
also nur allgemeinen Gnmdsntzen. 

Die gegen die Sepulcraiumltcn nun höchst wahrscheiulieU vorhanden 
gewesenen juristischen Be<lenken hinderten die Graberrichter nicht daran, 
um so sicherer in ihren Verfügungen aufzutreten, und daraus spricht der 
Glaube an deren Kraft Auf diesen Glauben ist es denn wdil «iradcjsa- 
Itthren, wenn in dm griediisdien Inakriplionen der lUditer sich voibdiiH^ 
die DlatAonaerlattbnis ev^/gafog zu erteilen oder wenn er am Schlüsse 
hinrafOgt: wolle er noch etwas Sndern« so; l'n uZv huyQÖtpio ^^''). Der 
erste Ausdraek kann freilich aoch nur soviel wie „scbriiUich'' heissen sollen 
und I. B. auf letrtwilligc Verfugung (vgl. N. 178) gehen ^••0- Der Glaube 
an die Wirksamkeit leuchtet dann wohl auch aus den Worten hervcTi mit 
denen zwei latdnisdie Titel schliessen. In Pateoli ist Jedem, der das ca- 
bicnlum entfeml^ eine Mult von 50000 HS für die Goneindc angedroht: 
„sie ut et foris in titulo scriptum continetur^ (C. J. L. X 2015), und in 
Nlmes (ib. XII 3619) sagt ein Errichter: Vendere si vdit, emptorem littera 
prohibet 

Es erübi^t nur noch, die Bechtsgfiltigkeit der Sepulcialmulten an 
ihrer praktischen M^lichkeit und Denkbarkeit zu erproben. Mitteis hat 
mit Recht ausgeaprochenf dass es in diesen Dillen gelte i^was blosse 



194) Z. H. C r Gr. 4244. 4245 (Tins). 426« o (Sidyma), 4908 (Limji»), 4326g 
(Oljmpof), 2829 ^Aphro<iisias). Reinen I 7 (Istliidiil 

195) Reisen II 205 (fidebeüHOs). Jonni. of heU. stud. VIII 353 No. 34 (Kleimitiien). 

196) Vgl. auch G. J. L. YI 10173: et quibas ego dcmavi (vItub) cb(i)TOgrapho. 
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Scheio ist, von dem reeUea Kern zu scheiden" (S. 524 N. 3} Aber es 
erhebt sich der Zweifel, ob das möglich sein wird, solanerc man nicht 
etwa aus der nichtjuristischi n Profanlitteratur Anwi ndungsfälle wird eruiert 
haboD. Denn es sind wohl Nachrichten Aber Rechtssprüche der romischen 
Behörden, namiiitlich des Fuutifenkollcyiu.m.s, betretl'cud die Zulüssigkeit 
einer Grabreparatur und den Besitz eines Kenotafiums erhaltenes'), auch 
iter aditus und ambitus bildeten einmal den Gegenstand eines Prozesses 
vor dnem Eros Aug. I. iudex (C. J. L. VI 10250), ein ä^ryptiäuh-gricohudiw 
Papyrus vom Jahre 127 v. Chr. endiSlt eine Kl^e wegen Qrabsöhbidiiiig 
und Lefeheubeiaabung f^»). Aber von einem wiiklioh vorgekommenen Yep> 
fahren wegen Multonaieliung verlautet nidits. 

Man möchte anch aus der HSbe der Qblidben Straf summen erliebliclie 
Bedenken gegen ibre Emstbafl^keit entnehmen. Die gewöhulidie 8tra£> 
summe in Lykien in früherer Zeit betrigt 1375 M. (1500 Dm.), spiter 
2175 M. (2500 Den.) in unserem Oeldes**). Die Ideinate kleinaaiatia43he 
Muli dagegen 100 Den. ist gleich 87 M., aber sie kommt nur selten vor'*^. 
Die lateinisdien Titel setsen 4000 bis 850000 HS ftst, einmal sogar 
1200000'*^, und diese Summen wQxden bei einer Berechnung, welche 
dea wechsefaiden Wert der Mfinae nicht in Betracht sieht, 750 bis ^ ab- 
gesehen von der aEorbitanten letstm Ziffer — 65025 M. eig^ben*®^. 
Dies sind Summen^ wek^ selbst bei Annahme eines hohen Standes des 
antiken Nationalvermögens einem Grabfrevler gegenüber befremdlich er- 
scheinen. Man konnte sie sich so erklären wollen, dass sie ursprünglich 
als Abfindungssummen zu denken wären für ein Delikt, das eigentlich den 
Tod nach sich ziehen sollte eine Ausohanung ähnlieli derjenigen, welche 
neuerdings fiir Stiufverfugungen von Concordia geltend gemacht v.fMlon 
ist (Note 51). Aber für die spätere Zei(^ in der sie nicht bloss Aviederliolt, 
pondom in vielen Variationen erneuert werden, bleibt das Auffällig:?, 
welches ihre Höhe besitzt, doch bestehen. £s kommen allerdings auch 



197) C. J. L. X 8259 (Ri uns p. 221), ferner Bruns 312/3. 
198} Notices et extraits des manuscrits do la bibl. iiap. tom. 18, 2'= partie 
(1866) p. tflOsq. <No. «). 

m) Hirschfeld 137. 
2()0) Hirschfeld 139. 

201) Wamser p. 7 »q. C. J. h. VI 1Ü048 hat nur m. n. (im)). 
SOa) Marquardt, rOm. Staatsverfonung II 17, S. 

203) Yf^ iOr die Schwere de» Delikts: Herondae mimiambi ed. Buecheler, 
S. 86 V. 56 iq.; fta, i6Su Tts ov^l oüviwlw j «vttxv aaft^AniiVt «liä m^itumv (fÜQa. 
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erschwinglichere Strafsummen vor: in Benev( nt, wenn die licsung nicht 
trügt, 10 HS (C. J. L. TX 1670), in Salona 25 Denare, welche an die 
Decurie dcf collegium fabrum et centonanorum m '/ahlen siml, der der 
Grahstifter angehörte (C .1. L. III 2107;, vine Htadtrömische In^ichrift 
lässt als Folge der untei*sagten Vcrnnsserung das Kanfgeld nns Aorar 
fliesseu (C. J. L. VI 10238). Snlehu >>ürmen erecheiuen «Is dnrclifnhrbar 
und glaubbaü und die au zweiter Stelle genannte stimmt in dieser Kigen- 
Kchaft übcreiu mit der bei Kollegien au(;h sonst übliclien geringen Strul- 
höhe''"^). Indessen bilden derartige Sepulcraliuulten eben die Ausnahme. 
Andererseits muss man in Betracht ziehen, dass auch die öffcutlidien 
Gesetce des Altertumr^, ul>ge8ehea von den ältesten ^<''^), mit wenigen Ans- 
nahmen *^*) sebr hohe Sttafsammen fertaetwn. Der Praetor (vergl. oben 
117) wertete einen fireieu Mann im edictum de his qui dmeoerint vel 
effkidonnt auf 50000 ES, der Aedil nach dem edictnm de feris aber auf 
das iderfadbe, das edtctnm de posito drohte dem ThSt^r <^ne Weiteres 
(d. h. auch ausserhalb des Totungsfallea) 10000 HS**^ 

Es ist gerade mit Besngnahme auf die edtktalen Summen der actio 
sepuküi violati die Vermutung ausgesprochen worden, dieselben repräsen- 
tierten nur Maxima'*^ und das Gleiche Itesse sieh ja von den sepulcralen 
Strafimdrohungen annehme: sie machten dem Btditer nur dum Vorschlag, 
wie hoch er bei der Verurteilung gdien möge (s. oben N. 133). Diese 
Yermutung &idet in dem Edikt selbst jedenfaUs keine Stütse, denn die 
Popularklage mit der festen Sfcrafsumme steht neben und also wohl im 
Gcgrasats an dem «iquanti ob eam rem aequum videbitur^ der Klage des- 
jeiugen ad quem pertinet !>. 47, 12, 3 pr.), und so war für eine Variation 
iiiuli dem einzelnen Falle kt in Rrintn. Tu den vorhin (N. 207 erw.ähnten 
Kdikten ist die Antithese die gleiche: der durch das Delikt nur beschädigte 
freie Mensch klagt auf quanti bonum aequum iudici videbitur, die feste 
Summe wird im Tötungsfall geschuldet. Was aber § ^ D. 17, 12, 3 cit. 
anlangt, wonach die Kondemnation niemals unter der Hölie der Summe 
bleiben soll „quam solent extraneo agente", so unterstätzt diese Bemerkung 

804) Lieben am, rOm. Yeremtweflen S. 221^., S. 949 N. L 
206) Z. B. die Hälft« des Yemiö^eii>i iiiieh gewissen leg«« reifte; 100, 800, aOO 
Arne: Bruns fontcs p. f. Nu 9, 7 No. 11. p. 8 No. 4. 

206) Z. B. Journ. of hell. stud. XU 232 Ko. 12 (Westcilicien) : 25 Deuare an 
Fiidnia für Memsen mit Idlürischem Vlwsaa (erate« Jahrhundert?). 

207) Brun», fontcs p. I9b. 215. 

208) Huschke S. 834 N. 119. 
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Ulpians joM AnfGusmig keinesw«^, wie Hasohke annmunt, sondem 
sie lämt ehw die Zahlen des Ediktes als Minima eredidnen. F&r die 
Gnbinsohriften «idUdi wöide die bestrittene Meinolf Bflbon aus dem 
Grunde nidit »iheffen, weil sie die lUCult in vencbiedener Sptaehe md 
Ansdrucksform als t^ibtt£tf* su beaeiohnen pfl^n (^^oavt^ov, enifltiuiv, 
poenae nomine), worunter nur eine feste Norn) verstanden werden kann. 
In Pinara z. B. findet sich: t^ioO^Bv oifEihetui k% t&v VTtaqxovjiov — 
ixiTeiulov ttp TltvnqHov di^iKit* otot^g rtj«; xarijyo^mg Ttaxti t«/" iiovXofth({f 
Lei vfp tqnii) fitQu toi xQT^fto'^og (C. J. Gr. 4224 d). Danach soll doch , 
sioheilich „ans dem Vennögen" die volle Summe gesahlt wmden. 



Ein positives Urteil über Bedeutung und Herkunft der Gnibmulten 
zu fallen, ist nicht leicht. F^s majj in dioP(»r Hinsicht aber noch Folgendes 
hrm(>rkt <<>in. Mnn kann sich den RcehtHzustand etwa so vorstcUcii. Wenn 
ein (ii-al>tVr\fl verfolgt werden .-nilte, «o srliritt ectreii den dürftigen (irab- 
schändei- die ()l)rii:kt'it, also in Ivmn etwa die pontitices (N. 28), aber auch 
der weltliche Straf ritihter <,'in, jene vielleicht niit j^istlichen Strafen, dieser 
mit Freiheits- und Lebensstrafen. Denn dass die letztgenannte wenigstens 
während der römischen Kaiserzeit nie vergessen war, das la&sen die 
.späteren Gesetze, selbst <liei( niir( lu welche sie abschaffen oder einschränken 
wollen i,S. 118), in ihren Zeilen durchlesen. War von dem Delinquenten 
dagegen etwas zu en-eichen, so mochte die in der Scpulcraliuschrift ge- 
nannte Kasse durch ihre Vertreter, so gut wie dies fSr Fälle testamenta^ 
rißcher Multen als geschehen bestätigt ist (N. 182), vor dem Zivilgerich^ 
die Molt einklagen GiP^^^i'^") können. Was ihr den Erfolg der Klage 
SMsherte — und dies ist dann die joristisohe Bedeutmig jener Vondiriften — , 
das war die Maoht der Gewohnhttt, die, wie oben geseigt w«!den sollte, 
durch dne so allgemeine Vertnrdtmig und Wiederiiolung derselben Er> 
sdieinni^ auf vefschiedenen Gebieten bestätigt zu werden scheint» Es 
Utsst sich nicht annehmen, dass diese Drohungen bloss lern Phrasen und 
blinde Sdireoksdiösse gewesen sden; swist waren sie nidit so oft and in 
HO vmsohiedenartigen Urkunden wiederholt und nicht so mannigfaltig aus- 
gestaltet worden. Es sä in dieser Hinsicht nodi insbesondere an die Art 
and W«se erinnol^ in welcher die sog. Popularklage manchmal fes1||;e8tellt 
wild. Meistens b^flgen sich ja die Urkunden mit der Bemeiknng^ dass 

t^aäsT dar da wolle" numffOQUVf häimuvt dauyyiXXnv dürfe. Man chm al 

9* 
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aber wiid ansdrAoUieh die Gemeinde ab der Exds dagenigen PerBomen 
beteidbnet, von dem der Yerfiigeiide die Anxeige \m der Obii^ceit er- 
wartet „(13)08 rd pfflseeutio cuUibeA de popnlo datoi" lidnl es in einer 
aquileiensiaohen Gh»binschrift (N. 4)» und besonders eindringflioh wendet 

sich ciae klazomenischc an die Gemeinde iä» 6i mg ttjUog ßX^d^ i] 
a»ol^ Tcoti fiera ti^v (airfg xij($eta»' tvBh%<^u» fiS JSlu^ftSvicDv df^fiu) rt^y 
TÜiv 2tßaavm' rr^rjv xat rotg 7cat:qiovg d-eoig TTQa^ai tÖv vTtevavtlov 
ßttXowa i] dvoi'^ttvca elg i6 dr^fiuatov ihr^y, 5000. Dies klingt, als ob kein 
Zwoifel an der juristischen Befähigung wenigstens der Delatoren zur Vcr- 
anlassong der Bestrafung bestünde. Eine Ära in Ephesas soll „vertcidicrt" 
werden von „denen, die sind im Tabularium zu Ephcsus" (C. J. L. III 
G082) und, <la eine Mult zu gunstcn des Fiskus verfugt wird, an die sich 
die Vorschrift der Verteidigung unmittelbar anschliesst (et sie uni dcl'en- 
d(eHnr so \vii*d olFenbar auch von dieser liehörde erwartet, da£S ihr Wegs 
offen stehen, den Beschädigcr zur licehenschalt zu ziehen. 

lieber das stattfindende prozessualische Verfahren ergeben die sepul- 
cralen TiteJ, wie es scheint, nirliis näheres. Andere Urkunden, namt ii*li(>h 
altere 2 «0)^ aber aucli die üben mehrfach herbeigezogenen koptischen des 
7. und 8. Jahrhunderts nennen allerdings die Behöi dc, welche die Mult 
beitreiben (exigere, loicqdtmv) soll, und weisen damit auf ein obrigkeit^ 
liebes Verfahren hin. Deutlicher ist dieses sodann beschrieben in einer 
Schenkungsurkunde au.-, der Zeit der Di\d Fratrej?, welche Foucail im 
Jahre 1868 kopiert hat^^*). Es handelt sich um die Stiftung eines Kapitales 
von 8000 Denaren, welches in sicherer Weise angelegt werden soll, um 
aus den Zinsen regelmässig Oel für das Gymnasium von Gythiou (am 
fcdteoniedlea MSearbasen) zu besobaffen. Die Stifterin Tmex&tk Bomailon, die 
die Urknnde von ihrem Freigdassenoi aufsetraa und von ihrem „^^oyr«- 

xoi xt-^tog" (Ehemann?) mitonteneidinen laset, trifft folgende Vor- 
Schriften für den Fsll^ dass Archonten, Bat (frtvei(fOt) und Gemeinde von 
Gytbion ihre Bestimmmigen fibertreten sollten (v. 26 fg.): jedermann, heisst 
es, sei er Hellene oder fidmer, kann die Stadt wegen Nichtachtung der 
voiitegenden Yorsdirifien bei der Gemeinde (wahrsoheiaUdi der spsrfca* 

209) MoLOttoi' I 110. 

210) Vgl lex lud SpoleÜtu (N. 2)t der Diktator; die .itteate attuohe Staats- 

Urkunde" (N. 91): der Arcbou. V;,'!. auch Platowk Solon 24: der «fxiiiv boU dem 

Exporteur attischer Landertjjrodnlcto fluchen. 

211) N. 117. Sie ucnncu den uQ^far. 

212) Le Bas, Toyage arch^oL: Ezplieatum dflsinscr. 1* partie p. 124 «q. No. 248a. 
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nischcn — was wegen der Beziehung Gythions zu Sparta als dessen See- 
hafen gjinz passend erscheint^ verklagen: die Archonten (von Sparta: 
sonst awd()xoiTtg genannt) sollen die i/mvyeXi'a aiuichmcn, der Ankläger 
(•/.aTr^yoooc''' f^oll „dan ayrlyQrcffnr geben" und den Termin bestimmen. Da- 
mit i.st MÜriihar das sonst Eieungelie genannte Verfahren crenieint, hier in 
der Weise, dass <lie Klageschrift bei den Archonten eingereiclit werden 
muss'**), welche daua die Sache vor die Ekklesia brintren, D<>r Ankläger 
wird bisher noch nicht belohnt. Weuu aber die öaclie weilt^r geht, d. h. 
wenn die Archonten die Anklage nicht annehmen, dann empfängt er ein 
Viert«! der Stiftnngssnmnie 2 ir>^ deren Rest (6000 Denare) der Gemeinde 
Lakedämon zufällt; er kann uämlich in diesem Falle die Archonten der 
it\iitv\}iiu) anklagen. Schliesslich trifft die fürsorgliche Stifterin uocli Vor- 
kehrungen für den Fall, dass auch die Lakedämonier, auf die sie vermut- 
lich £e Stäftangsbedingungen übeigehend ndi denkl;, ihrer WcMliiat hubb^ 
achten ^cr^uo«, — okyogelv) aoUtea: es fallen die 6000 Benare (wahr- 
sdidnUdi) in leteter Linie d«m kMserlichen Ffskue*'*) wo. Ueber das 
yeKfthien verlautet in den beidoi letzten MUen aber nicht Mehr« ala: daae 
jedennann num^yoffnv und iHvxnv dfiifb. 

Was nun endlich den Anlass zur AuftteUuqg der GrSbermolten gth, 
das war der. allgemeine Braaob, und ffir diesen wieder ISsst sich kaum eb 
besserer Zusammenhang findoD, als die beabsichtigte Naohahmung der lex . 
publica*^^. Wie es diese tbat, so drohte man mit Yerbotoi, Yeav 
wfinsdrangen, Gdd- and spStw wenigstens sodi mit Leibesstrafen und 
man flberliess es dem wohl schon bew&brtoi Spflrstnn der Delatoren nnd 
äm Vig^Ians der öffentlichen Kassenyerwalter nnd sonstigen Bdiörden» 
dass der privaia lex auf dsm Grabstdn womöglich Folge versehafflb werde. 
Also li^ gewiss ein Akt der Privat- Autonomie (S. 112) vor, aber mit 
keinm anderen ersichtlichen Zwangsmomentei als der ihn honorierenden 

818) Hermannt Lehrbuch der f^eehisehen Äntiqtciitilte& I (6. Aufl.) 8. 266 N. 4. 

214) Moior und SchOinann, ilcr attih>clio Prozos» cd. Lipsiu» I S. 880 N. 8^, 
wo auch tlyTtyiinif i] für „Kliippschrift" bestäti^ft wird. auc'h (c/)rTjfrn' (tTrnyoäifta&at 

in Myra C. J. Gr. 4302 unoyQtiijfUi. — jo imii^iov iu eiueiu Photisma von Khodus 
C. J. Gr. 2625 b. 

21Ä) VgL oben N. 114. 

216) FonrHTt liost Z. 36 (/fp« JSV,'i«aTf;(f &t)i<i. Könnto aber nicht von 
aeßnarij rufiä oder dorgieichcn die Bede goweson »oiny VgL die häufigere Wendung: 

THftit it» Sfßtunm {G, J. Or. 2848, 2846. Le Baa No. 1641: Ap1u«disiM). 

217) Husohke S. 308, 311 hat dies nur fQr die t^stiimentarisch verhflqgten 
Multen amigesproohen. £8 gilt aber y<m all^ in PriTaturkunden inseiierten. 
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Sitte. Wird nur die gcsetzliciie Stiule angedroht, so wird freilich etwa» 
Sellfstvcrstiiiuiliches gesajrt und nicht autonomisch vorfahren. Wie aber, 
weuu die Malt auf eiiu' iind«Tc Summe lautete, als dii.s Gesetz, oder wenn 
eb au gesetzlicher Norm überhaupt ermangelte? Ob dann auch die in der 
Inschrift genannte und nur die in derselben genannte Summe eingetrieben 
werden durfte, darüber fehlt, wie es scheint^ jede Nushiiolit Lrtesse solches 
sich erweiBen, dann in den auMeriudb des Geeetees aidi bewegenden 
Multandrohungen sogar ein Trinmpli dar FriTat-Atttononue. 
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das öffentliche Recht Deutschlands. 



VOD 

F. Frensdorf f. 



Seit (\em Jalnv 1807 bildet einen Bestandteil iin^crns r>ffVnt!ichen 
Hechts ein Wahlrecht, das durch die vier Eigenschaften l i enuzeichnet ist: 
es ist allgemein, gleich, direkt and geheim. Die bei<len ersten Merkmale 
betreöen das Reeht zu wählen, das dritte und vierte den Modus der 
Wahl. Das allgemeine Stimmreoht ist nnscrm Kcehte bisher nur als VV ahi- 
recht bekannt und wird nur zur Bildung eines staatliehen Organs verwendet; 
da aber dies Oi-gan eine der obersten und wichtigsten Stellen in der 
öüfc'utüchcn Ordnung einnimmt, so hat die Einführung des allgemeinen 
Wahlrecht« einen tiefgreifenden Einfiuss auf alle Yerhältnisse de» Staat«- 
lebens erlangt. 

So häufig die Fulgen, die das allgemeine Wahlrecht für die politischen 
und sozialen Zustünde Deutschlands gehabt hat, erörtert worden sind, so 
wenig hat sich die öffentliche Aufinerksamkeit oder aaoh nur die gesducht- 
Kehe oder polhüdie Fcttvehnng eingehend mit den Vorgängen besdiäftigt, 
die Beine Entstehung und seine Einfuhrang in Dentsohlandbeviikt haben. In 
iiiren allgemeinsten Umrissen sind jene Vorgänge swar lülgemein bekannt, 
aber gerade ibr OetoJl ist merkwfirdig und lebxrnofaf viellddit nicht bloss fnr 
den, der nach geschichtlicher Erkenntnis strebt. Da ansBcrdem fiber jene 
Vmginge mandies Unrichtige oder ESns^tage veibrdtet ist, so wird es sifib 
der Mühe veriohnen, an der Hand der öffentlichen Berichte nnd der Beiamte 
«nadner peisSnlidier Teihiebmer eine Darstellung an versudien, so gnt 
es das Quellenmaterial verstattet Mag anch das Aeossere der Voij^bge 
hidfinglidi aufgddärt edn, ffir die inneren &sanunenhSnge wünschte man 
sidi mehr nnd eingdiendere Mitteilungen der Zeitg^oeseo^ die an dm Vor* 
ging» bet^igt waren, als bis jetst veröffentlioht sind. Manche der publi- 
stert^ Denkwürdigkeiten bereiten dem wissbegierigen Leser eine arge Ent- 
tausohung durch ihre Leere oder ihre ünzuverlässigkeit, anderes Material, 
das vielmehr die Veroifentliohiu^ vei'dient hätte, ist durch die ütterarische 
Ungunst einer hoffentlich vergangnen Zeit aurückgehalten worden. 
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Die Aufiiahme des aUgemeinen Wahlreohta in das öffcutUche Recht 
DeutsoUands vcrlauA in zwei Stadien, die als ein tlieoretist^hcs und prak- 
tisches unterechieden werden dürfen. Das embb ist ein Stuck ans ih r Ge- 
schichte der Frankfiirter NaUonalversammhing, das zweite ein Stück aus 
der Gesciiichte der nrneren preiissischen Politik. Ueber die Vorgänge 
beider Stadien soll zunächst berichtet werden, dturan sich dann eine kri- 
tische Beeprechung der historischen £igebnisse reihen. 

I 

Zwischen der heutigen Reichsverfassung uiid der von dem i' luiiklurter 
Farlamonte aufgestellten bestehen wenii; wörtliche Uebereinstiiumuiigen. 
Gleichwohl ist die sachliche Uebereinstimuiung des heutigen Reichsstaats- 
rechts mit dem in Frankfurt geschalfenen in drei Grundeinrichtungen un- 
vokennbar: in der Beschrankung des Bundesgebiets auf das auseerSetei^ 
reiohische Deutschland, in der erblichmi Würde des Bdidisobodiatiptes und 
in dem allgemeinen WaUredit. Die beiden «aten YeriiSltnisse hat die 
moderne Politik in ori^ndler Ik&sBung behandele daa dritte ist in engem 
Anschluss an die IVankfurter Ordnungen geregelt 

Die Vorschriften fiber das Wahlrecht bilden kein«) Bestandteil d«r 
Beichsverftssung vom 28. MSns 1840. £Ke hegnfigt siofa mit der Bestim- 
mung: der Reichstag bestdit ans zsm Haosan, dem Staateohause und dem 
Volkshanse, von denen jenes aus den Vertrete der deutschen Staaten, 
dieses aus den Abgeordneten des deutschen Volkes gebildet iriid. Alles 
übrige überwdet sie dem Wahlgeaetae. Auch das heutige Beidisstaats- 
redit stellt neben die Verfiusung ein Wahlgeseta, verfahrt aber bei der 
Verteilung d^ Stoffes awischra beiden anders. Es hat in die Ver&asung 
den Sata au%mommen; 

Der Reichste^ geht aus allgemeinen und direktoi Wahkn mit 

geheimer Abstimmung horvor, 
aUBSerdem nocli eine Bestimmung ühcr die Gesamtzahl der zum Reichstage 
ZU erwählenden Abgeordneten und die Anteile, die den süddeutschen Staaten 
daran aufUlen. Alles weitere Detail enthalt das Wahlgesete. Zugleich 
wiederholt es, was objektiv in der Veifassung geordnet is<^ in der subjek- 
tiven Wendung: 

WäUer für den Reichstag ~ ist jeder Deutsch^ welcher daa 

fünfundzwaozigste Lebensjahr zurückgehst hat . . . 
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Dieser Satz ist wörtlich tletn Keichswalil^esetze vom 12. April 1840 ' 
nachgebildet; auch der wiederholt als Fehler gerügte Ausdruck „Wahler** 
statt „Wahlberechtigt" stammt von dorther. Ebenso ist von dorn übrigen 
Detail manches in direktem Anschhiss an das Frankfnrtpr Muster geordnet 
worden. Der bezeichnende Unterschie<l gegenüber dem Hecht von 1849 
Hegt demnach darin, dam honte das Prinzip des allgemeinen Wahlrechts 
in dip Verfassung aufgeuommen und damit dergleichen (iewähr wie diese 
teilhaliiL^ ijewürden ist. Dass diese verschiedene Behandlung nicht auf 
Zuiall beiuht, wird öicli uoch zeigen. 

Es war eine Zeitlang Mode, der Verhandlungen des Fraulvfurtcr 
Parlaments nicht anders als mit spöttischem Lächeln zu gedenken. Ich 
bekenne gern, von früh an die Beridite der Versammlung stets mit Be- 
Idirung und metstott aaoh mit Genuw gelesen sn hftboi. Man kann die 
IVankfmter Veriiandlungen au einem doppdten Zwecke atudiwen. l!fi""Mil 
am die Geschichte der VenMuiunlung und die Qeediichte der Zeit» in der 
rie eine so grosse BoUe spielte, kennm ta lernen. Zweitens thet ans vw- 
IkBsmigsgeBohiohdiohen Grfinden, um die politischen Ideen za verlb^ien, 
an deren Ibitwicklung mid Gestaltung sie mitgearbeitet, deren Verwiik- 
lidinng sie ^strebt hat Wer der ersten An%abe nadigchty wird es nidit 
vetmeiden können, sich mit aahlreiclien Uebeigriffen und Ifissgriffien zu 
beschSftig^ deren sich die Versammlung sdinldig machte, als sie sich in 
die anmittelbaren Be^^emngsangele^nheiten «nmiscbte. Neben dem nicht 
an nntersduUaeenden Verdienste des Failamaits, in anarohisdier Zeit eine 
respeklirte Autorität im afidlichen I>eutB43iiland gebildet zu haben, wird der 
Betvsdbter hier überwi^end lifisserib^ an konatatioen haben. Wer den 
vwftaaungBgeschichtlichen Zwetk verfolgt, wird zwar auch manchen Fdil:» 
griffen und Verkehrtiieiten begegnen, aber doch anoh auf Gedanken und 
Einrichtungen treffen, die nach anfänglicher Verkennung und Nichtbeach- 
tung aidk Geltung im Leben versdiaflPt haben. Seitdem die Gmndge- 
danken, zu denen sich das Parlament in schweren Kämpfen durchgerungen 
hat, nicht mehr als unbrauchbare Buch- und Kathederweisheit von deo 
Praktikern, den Staatemannern , den Realpolitikern beiseite geschoben 
werden können, fangt ein anderes Urteil über die Arbeiten der National- 
versammlung an Herrschaft zu gewinnen. Man darf sich dafür nicht bloss auf 
das Urteil eines Historikers von liberaler Gesinnung wicH. v. Sybel ^ ndern 
auch auf einen konservativen Gescliichtsschreiber wie L. v. Ranke, uiul was 
mehr beissen will, auf einen ätaatamaun wie den Fürsten Bismarck beruien. 
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An die Beratung des Wahlgesetzes ging die Frankfurter Yersamm- 
Xlniig, nachdem sie am 3. Februar 1849 die erste Lesung der Beichsver- 
. iassung beendet hatte. Abgespannt begann man die Debatte. Seit mehr 
als acht Monaten war man beisammen. Aber nicht sowohl die Lange dec 
Arbeit, als vielmehr ihre mangelhaften Ergebnisse riefen die Ermüdung 
hervor. Die erste Lesunpf des Verfassungsentwurfs hatte wenig feste Re- 
sultate geliefert. Von den beiden wichtigsten Fragen, dem Verhältnis des 
künftigen Bundesstaats zu Oesterreich und der Bestellung des Reichsober- 
haupts, war die erste theoretisch gelöst, die zweite unvollständig beant- 
wortet worden. Denn was en-eicht war, bestand lediglieh in dem Be- 
»ühlusse, dass ein cinlieitliohcs Oberhaupt, dem Kreise der regierenden 
deutschen Fm-sten entnommen, mit dem Titel ein(»R Kaisers der Deutselien 
an die Spitze des Bundesstaats treten sollte. Für die Erblichkeit der 
Qbcrhauptöwürde hatte sieh nicht nur keine Mehrheit gefunden, sie war mit 
der verhältnismässig starken Majorität von 2.66 gegen 211 Stimmen ver- 
worfen. 

Was mit dem Abschluss der ersten Lesung erreicht war, war zudem 
ein unsicherer Besitz. Seitdem die Aeusserungen der grossten deutschen 
Begieiungen, die Note "Pieiiaaemb vom 23. Januar und die Oesteire&oha 
yom 4. rd>ruar 1849, bdsanaft gemwdni «iraa, war die Dardbltthrfaadceit 
des beabsichtigten TerfassaDgawerkee sehr awdfelhaft geworden. Oester- 
reich hatte aidi sehr entochieden gegen die ihm angesonnene negative 
Bolle, Preuasen keinesw^ dentlidi ffir die ihm zugedachte poeitive Aa& 
gäbe an^geafHrodien. Unsieha: war Bell»t, ob auch nor die ]Nationalvw- 
sammlnng das in der ersten Lesung der Yeifassung Besdiloasene in 
der swdten ftetbalten würde. Denn durch die AusadilieBsung Oesteneichs 
von dem künftigen Bundesstaate und doi Abschluss der eisten Lesung 
war eine ganz neue Gruppierung der Parteien hexbeigefüfart. Was sicih in 
den kteten Monaten wShrend der Arbeit an der Terfiuuning vorbereitet 
batte^ kiystelliderte tkk jetet zu festen ParfedgegenaitBOi, die aidi insbe- 
sondere in der verschiedenen Stellung an den Ergebnissen der.erstöi Le- 
sung ausdrückten. Gerade in den Tagen, da die Beratung des Wahlge- 
setzes vor der Thür stand, hatten sieh die Abgeordneten, die auf den Ein- 
tritt der deutsch -österreichische Lande in den zu errichtenden Bundes- 
staat den hö<^8ten Wert legten, organisiert, einen groasdeutschen Ver- 
faseungsanssohuss niedergesetzt und mit der Aufstellung eines Gegenent- 
wurfes i^goi die in erster Lesung beschlossene Beicbsver&ssung beauf- 



Digitized by Google 



Aufuaiiiue des allgeni. Wahlrecht» iii das öflFentliche Recht Dontachlands. III 

tragt. SoIhmi bevor der Ausschuss seine Aibwt beendigt und untetm 
25. Februar veröifoDtlicht hatte, wusste man, dass er eine Kollektivregienuig 
an die Spitze des Bundesstaats steilen und eine Anzahl von Bestimmniigeiii 
die angeblich mit dem Wesen eines Bundesstaats unverträglich waren, an- 
dern oder beseitigen, d. h. für die Zwecke Oesterreichs annehmbar machen 
werde. Damit war die Gegnerschaft gegen die beiden wichtigsten Er- 
rungenschaften der cr.ston Lesung erklärt. Die neue Parteibildung, weder 
an Zahl noch an Kapazitäten zu unterschätzen, nmfas.st«' Mitglieder, die 
bisher sehr verschiedenen politischen Prinzipien gefolgt waren, jetzt aber 
zusammengehalten wurden durcli scharfe Opposition gegen die Partei, die 
am eifrigsten fiir das Znstandekommen der Reichsverfas.snug gewirkt hatte 
und weiter zu wirken bestrebt war. In den beiden Namen, dem der Erb- 
kaiserlichen, wt leiien sie sich selbst gab, und dem der Kleindeutschcu, den 
ihr der Spott der (Jegner angehäugt hatte, sind die beiden Hauptstücke 
ihres Prograiuiiis angedeutet und zugleich die Stellung, die sie zu den Er- 
gebnissen der ersten Lesung einnahm. Sie lüelt fest an der Aus.schliessung 
Oesterreichs und hoflU-, die Einheitlichkeit der Oberhauptswürde zu ver- 
w^kommnen durch die Aufnahme der Erbliclikeit in der zweiten Lesung. 
Die ihr gegenübemtdftmde Koalition nötigte sie m festerer dgamratioD 
nnd Hflimdehnng von Anhfingem von alten Seiten her, filis sie nur fnr 
die hwtm Grundgedanken einzutreten bereit waren; denn taa war nur die 
idativ stärkate unter den Parteien, hatte aber den Vorteil eines festen 
klaren Programms fQr sich. Die dritte Partei bildete die demokratisohe 
und repuUikaniscbe Linke. Bestanden die Groesdeutschen überwiegend 
ans OeBteireicbem und Baienij die Erbkaiaerlidien überwiegend aus Noid- 
deuteehen» so rühmte sich die Linke, eine bloss deutsche Psartei an seb, 
nicht aus Landsmannschaft^ zu bestehen. Die sdieinbare Einfiushheit und 
SeUbstverstandlichkeit der radikalen Postulats mochte leicht Anhänger aus 
allor Herr^ Lindem snsanun^bringen und einigen; sobald es an die Auf- 
Stellung positiver und durchführbarer Verfiuanngsorganiaationen gpng, war 
von der gerühmten Einigkeit wenig zu ßnden. Ihr Interesse lag in der 
Demokratisierung der Verfassung. Zwischen den beiden anden^ Parteien 
stehend, war sie auf deren Unterstützung für die Durchsetzung ihrer Pläne 
angewiesen. Aber mehr noch als sie zu werben genötigt war, wurde sie 
umworben; jede der beiden andern Parteien erhoffte von ihr die Verstär- 
kung der eigenen lleihen. Für die Demokratisierung der Verfassung gab 
es kein besseres Mittel als das Wah^^esets. Mittels dieses Hebels liess 



uiyui^ed by Google 



148 



F. Frenadorff, 



sich aller Verfassungscinrichtungen Herr werden. Auf dieses Gesetz kon- 
zentrierte die Linke deshalb ilire ganze Kraft; eine Ordnung zu dem Zweck, 
das VolkshauSy die eine Hälfte des ßeichatags, herzustellen, wurde zu dem 
Mittelpunkte des ganzen Yerfassungswerkes gemacht. Das Yerlialten der 
Gegner erleichterte es der Linken, zu ihrem Ziel zu gelangen. 

Es war ihr erster Si^, dass die Beratimg des Wahlgesetzes zwisclien 
die erste und zweite Ijesung der Verfassung eingeschoben wurde. Am 
15. Februar 1849 begann die Beratung, nachdem zuvor beschlossen war, 
das Gesetz einer zweimaligen Lesung zu unterwerfen. Die Debatte nalim 
die Zeit bis znm 2. März, fast elf volle Sitzungstage, in Anspruch, obschon 
die Vorlage aus nicht mehr als 17 Paragraphen bestand, von denen manelie 
blosse Ordnungsvorschriften entliielten, die ohne lange hatte von der 
Versammlung gebilligt wurden, l msoniehr Zeit und Kraft wurde auf 
einige kurze Sätze verwendet, in denen es sich um Beantwortung prinzi- 
pieller Fragen handelte. Hier ent%vickelteii sich Kämpfe, in deneu vou 
jener aullinglichen Ermüdung nichts mehr wahrzunehmen war. 

Der Beratung lag ein Entwuil zu (irunde, der in seinen priuzipiclleu 
Bestandteilen nur die Vorschläge der Mehrheit des Verfassungsausschusses 
enthielt. Die der Linken angehörenden Mitglieder hatten fast überall 
liGnorititeeraditeii mtgegengestellt. Der Xkitworf war von einem ausffihr- 
lüchm sohrifUichen Bwidit b^leitet, den Waitx ver&sst und spater in 
ednen »Gmndzügen det Politik*' wieder hat ahdrac^en laasea In der 
Rede, mit wdcher der Beriditerstattor 6ßt Aossehnasmehrheit, SdieUer, 
FrSsideDt des OberiandemeriohUi «u Frankfurt a. die Debatte erSffiietei 
bttsetohnete er drei Punkte als die wtohtigstai der Vorlage: die direkte 
Wahl, BeschrSnkung des aktivoi WahbecAits auf sdbstSndige Minner und 
die Behandlung des Wahlgesetzes als eines nicht aar Verfassung gehSrigra 
Gesetaes. Ueber den letiten Punkt erhob sidi k^ Streit Jede Partei 
wollte sich ffir den Fall, dass das Geseta nidit nadi ihren Wünsdu» aus- 
fiel, «üoe grSsso» Leiobti|^eit sdner Abindonng sichern, als vaatet Be- 
obachtung der gdiauften Eautelen mo^oh war, die die Bdohaver&asang 
nach Art der üteren Gesetsgd^ung jeder Amtderung ihrer dganen Be- 
stSmmiuigaD entgegenstdlte. Den Wert des erst«i und «weiten Punktes 
veroudilagte der Bericht von Waita verschieden: während er in dem 
diiekten Wahlrecht« einen sicheren Vorzug erblickte, sah er dm Vor^ 
schlag, die Unselbständigen vom aktiven Wahlredit auszuschliessen, nur 
als einen Versooh an. Zu diesen beidi»i Punkten trat in der Debatte als 
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tlrirter GegenstÄnd des Streites die Frage, oh der öÖ'entlichen oder der 
geiieiiueu Abstimmung der Vorzug zu geben »ei. 

Die schwierigste Aufgabe, die Kegelung des aktiven Waiihecbts, 
nnis^tc zuerst gelost werden. Waitz geht in seinem Ren'chte von der For- 
mel der Gleichheit (Icr Men.schen am; er nennt sie 2ugiei<'li die planste 
und umfassendste, „1( iclit gr>spro< hon und ebenso leicht widerlogt oder vpr- 
spottet, enthält sie ducli t-iiiL' gcwidtige Kraft, welche fort nnd fort arVx'itet, 
um sich Geltung zu verschatfen.'* Aber Ix'i aller ihi-er Maciit liudct die 
Forderung eine notwendige Grenze an der natüi-lidien BeschatVcnhcit d(?r 
Dinge. Diese 7Ai erkeinu n ist die Aufgabe der Politik. Was mau bisher 
an Schranken auisielite, hatte grös><tonteilf! einen zuffdligen und mechani- 
schen Charakter, Die neue Ordmiiig darf aiiht auf die früher beliebten 
L'nterbcUelduugeu zurüi-kgehen: iiieht auf die Stände, sie haben sich über- 
lebt, nicht auf die Verschiedenheiten des Berufs und der Interessen, sie 
können nicht bei Wahlen zum Volk^bause ^tsdieiden, nicht auf die Unter- 
tohiede der Stenerieiatuiig oder des Beeitees, Steaergesetzgebung und Gdd- 
wert sind inoerhalb Deutschlands zu versdiiedeii, um eine einheitliche Norm 
SU vertragen. Nur ein Unterschied »istiert, der Berfleksi<^tigung verlangt 
nnd generelle Behandlong ertrigt: der swischen dem abhängigen und dem ^ 
unabhängigen Manne. Mit dem blossen Erfordernis der SelbstSadigkei^ 
wie es die Landesverfassungen aoiaustellen pflegen, wird nichts erreidit; 
denn es ist nooh niemanden geglückt) pomtiv au definieren, wer selbständig 
sei. Der Entwurf schlagt deshalb dnen n^tiven Weg eiuf er sucht die 
unsdhatindigon Klassen der Bevölkerung auf und schliesst sie vom Wahl- 
rechte ans. Er beginnt deshalb mit den beiden Sätaen: 

g 1. Wähler ist jeder selbständige, onbesoholtene Deutsch^ 
wddier das 25. Lebensjahr sarOckgclegt hat 

§ 2. Als nicht selbständig, also von der Berechtigung zim» 
Wählen ausgeschlossen, sollen angesehen worden: 

3) Dienstboten, 

4) Handweikagehilfen and SU>rikarb«ter, 

5) Tagelöhner. 

Unter den Nummern 1 und 2 führte der ^>iitwurl die auch im heu- 
tigen Wahlgesetz ausgeschlossenen Klassen von Personen auf: die unter 
Vormundsclaft oder Kuratel stehen, die sich im Konkurs befinden und 
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die AlmoseDempfänger. Die Minorität des Verfassungsaussohusses bean- 
tragte, den § 1 zu fassen: 

„Wähler ist jeder Deutsohe, welcher da» 25. Lebensjaiir zurück- 
gelegt hat" 

und in § 2 die Nummern 3 — 5 zu streichen; ein Teil der Minorität wollte 
eventuell die ausgeschlossenen Kat^rien zulassen, falls sie in einer Ge- 
meinde Bürgerrecht oder Orandbeeitz hättoi. 

Die Nealidt des Vennchea, die Grenze Bwiadiai Selbetfia^gen und 
UnselbBtind^i^ za beetinimen, kiHinte dem Geeetoeutw u uf fe niobt zum Yov- 
waif gereiolien; galt es dooh ganz nene mid, wie man zugeben muss, höhere 
Interessen zu befriedigen. Die Oiganisation nnd der Auaban des neuen 
Bimdesstaats, die Erkenntnis und die Befinedigung seiner Bedfirfniaae 
stditen Bchyrierigeze Angaben an die Mitglieder einer Yalksvertretung» 
als in den Stiundeveraammlnngen der mitderen und Ideinen Staaten Bentaeh« 
lands zn lösen waren. Erfthrungen, die man in den deutsdien Gross- 
Staaten hätte sammeln und jetzt analog verwerten können, oiztierten niebt, 
da ihnen die konatitationellen Einriebtungen bis auf die neueste Zeit ge- 
fehlt hatten. Die Linke löste das Problem dadnrdi, dass sie das Wahl- 
recht veraUganeinerte, also da, wo es schwierigere Angaben zu erfOUen 
galt, weniger Anforderungen stellte als da, wo leichtere An%aben obh^n, 
und rechtfertigte diesen Widersprach mit der Berufung auf die Revolution. 
F&r sie war alles seit dem März 1848 neu geworden und jede Anknüpfung 
an das Frühere ein Anachronismus. Je weniger sie von einem Zurück- 
gdien auf ältere £echtäznslünde wissen wollte, um so fester klammerte sie 
sich an ein Datum der jüngstiu Vergangenheit: an den März 1848. Er 
bildete den neuen Rechtsboden, und seine Frücht« waren: das Frankfurter 
Parlament und die Grundrechte des deutschen Volkes. 

„Haltet ein, ihr niedrig GcstclUen in der Gesellschaft mit der Feier 
der Grundrechte, klel)t .sie nicht an die russige Wand eurer Wohnung; 
es ist ja noch uugewiss, was ihr davon behaltetl-' Latte einer der ersten 
Redner in der allgemeinen Diskussion gerufen. In Wahrheit enthielten 
die Grundrechte nichts, was mit der Fordenmg des allgemeinen Wahl- 
rechts zusammenhing. Kurz vor Beginn der Debatten über das Wahlge- 
setz hatte die Nationalveröammluug über gewisse riickständige teile der 
Gruiidreelite beraten, welche die Ordnung der Gemeinden und der Landes- 
verfassung in den Einzelstau teu betrafen, und die Linke die Gelegenheit 
zu dem Versuche benutzt, möglichst tief in die Verhältnisse der Einzel- 
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Staaten dnrugreifen und ibnen von Beidiswegen allg^dnea Wahlrecht 
suspensive« Veto und dergl. vorzuschreiben. Aber in richtiger Erkenntnis 
der Kompetensgraosen swischen dem Reich uud scltieti Gliedern war allen 
derartigen Anträgen durch die Mehrheit die Aufnahme in die Grundrecht« 
versagt. Aus der Anerkennung der allgemeinen Freizügigkeit, des Ver- 
sammlungsrechts, der Preasfreiheit, der Glaubensfreiheit liess sich offenbar 
kein Schloss auf das allgemeine Wahli-echt ziehen. Der Staat, dar joie 
Becbte seinen Angcliörigen zugestand, komite ohne inkonsequent zn werden 
ihnen da.s Wahlrecht versagen. Dort handelte es sich darum, dem Indi- 
viduum aul" den vei-sehicdenen Geliit ton sfines Wirkens, sei ps für eigene, 
sei PK flir öffentÜclie Zwecke, Rautu liir freie Bethätigung zu verschalff n : 
beim Wahlrechte dagegen um eine Pflicht, deren Erffilhmg der Staat zur 
Bildung eines seiner Organe von den Untcrthanen fordert. 

Wirksamer als eine Berufung auf die Grundrechte konnte gegen den 
Antrag der Ausschussmehrheit die Entstehung des Frankfurts Parlaments 
selbst ins Feld geführt werden. Es hiess seineu Ursprung verlangnen oder, in 
der kräftigen Sprache des Tages, Verrat an seinen Wählern üben, wenn 
ein Redner das allgemeine Wahlrecht hrkämpftc. Auch hier Ing in Wahr- 
heit die Sache ander« als es den Anschein hatte. Hie Wahlen, aus denen 
das Parlament hervoi-gcganm ii war, hatten gar nicht in der Ii ubeschränkt- 
heit stattgefunden, wie man sich vorzusteiieu liebte. Das Vorparlament 
hatte sich begnügt zu bestimmen: 

Die Wahlberechtigung und Wählbarkeit darf nicht beschrankt 
werden durch einen Wahlzensus, durch Bevorrecbtung einer Religion, 
durch eine Wahl nat^h bestimmten Ständen. 

.Jeder volljährige, selbständige Staatsangehörige ist wahlberech- 
tigt tnul wählbar. 

In allen übrigen Beziehungen ist es jedem einzelnen deutschen 
Staate überlassen, auf welche Weise er die Wahlen zu ordnen ange- 
messen findet; die Versammlung erachtet jedoch die direkte Wahl 
im Prinzips für die zweokmassigste. 

Auf Grund des BesdiluBses der Bnndesvei^ammlung vom 7. April 1848, 

der diese SStze mit Ausnahme des die dirdcte Wahl empfehlenden axlop- 

tiert hatte, waren von den Landesregierungen, auf dem Wege des Gesetzes 

oder der Verordnuni;;, die Vorschriften für die Wahlen erlassen. Nur in 

Schleswig-Holstein, Württemberg, Kurfaesaen und Hamboi^ hatte man sieb 

10 
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für direkte, in allen übrigen Staaten für indirekte Wahlen entschieden. 
Preussen in 7.irni1icli wörüichor Befolgung des Bundesbesohlusses hatte jedeo 
Ipns^Shrigen Preussen zum stimmberechtigten Urwähler in der Gemeindei, 
wo er seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat, erklärt Nacli der Könige 
liehen Verordnung für Hannover war jetler volljrihrige I^ndeseinwohner 
in dem Urwahlbezirk, worin er Wolinreelit Hut, stimmberechtigt, sofern er 
nicht bei einem amlerii in Kost und Lohn stand; mich dem bairischen 
Gesetz jeder volljährige bairisciie Staat sänge hörige, welcher dem Staate 
eine direkte Steuer entrichtete. Die verschiedenen Auslegungen, welche 
die Beschlüsse des Vorparlaments, namentlich das Erlbrdemis der Selb- 
ständigkeit, erfahren luitten, sind im Fünfzigeraussehusse vielfach evr.rfert 
worden, ohne dass man doch weiter kam, als den Uegicmngeu den W unsuh 
nach einer möglichst liberalen Auslegung des Wortes auszudrücken, nach- 
dem man sich durch Zurückgehen auf die amtlichen Protokolle de« Vor- 
parlaments leider hatte ül)erzcugcn müs^jcn, daisö selbst diese Versammluug 
an einer so antiquierten Bedingung festgehalten hatte. 

Die Wahlordnung, der die Versammlung ihre Existenz verdankte, 
war also weder von so einheitliohem noch von so zwingendem Charakter, 
daM jeder YoraoUag zu ihrer Aenderung eia Prdi^ben der kaum ge- 
wonnenen neuen Reohtsgrundlagen enthaltoi hätte. Der AoBschusB hatte 
noch andre Modifi]cationen Torgesohlagen. Vom Vorparlament war der 
Bevölkerung auch des Ideinsten Einsdsteate die Wahl eines dgenen Ab- 
geordneten zugestanden: eine Einriehtung, die ebenso im Entwürfe der 
BÜbisehn Vertnuensmlnner vom 26. April 1848 und in der heutigen Beidhs" 
verfitesung wiedetk^rt und mü Bedit als eine Aneikemiung der bnndes- 
steatlidien Natnr des Beidis ab dnes aus selbstindig^ Gliedern, nidit 
blossen Fkovinzeni bestehenden Staate gilt Der Entwurf des Aussuhusses 
that dagegen den gewichtige, damals in seiner staaterechtUi^en ^i^ngweite 
wenig gewürdigten Sohriit, die Staaten, deren BevQlkenmg unter 50000 
Seelen blieb, mit benaohbartm Staaten xa gemeinsamoi Wahlkreisen au- 
sammenlegeUf z, B. Hessen-Homburg mit dem Grossheraogtum Hessra, 
SduLumbuig-Lippe mit Kurhessen. Dieser Yorsohli^ des Ausschusses, 
einer der wenigen, die einstimmig vorgelegt wurden, fVind in d^ Versamm- 
lung keinen Gegner ausser einem der radikalsten Abgeordneten eines, der 
kleinsten Staaten, der den Anfang der Reaktion in das Kinsclureiten g^en 
die Galerieen der Paulskirche setzte, und wurde durch das Plenum noch 
um einige Anwendnngs^Ie bereichert Mau berief sich also im Jahre 1849 
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aof die WahlordnuDg von 1848 intt Aiwwahl und hielt ihre Sätxe 
je noch der Tendern^ die man verfolgte, für verpffiditend oder fOr gidcfa- 
gültig. 

Jnrifltiscfae Envagiin^on, auf die positiven Vorschriften eines «naelnen • 
GeeetzeH gestützt, woUteu in jenen erregten Tagen wenig bedeuten gegen- 
über den Deduktionen ans allgemeinen Prinzipien. Was verschlug es, ob 
die Wahlgesetze im Fi-iilijahr 1S48 Selbständigkeit von dem Wähler ver- 
langten oder nicht? Jene Ordnungen waren ein einzelner Vorgang, viel- 
leicht ein Fc'hlschritt, ein Missgriff. Die doutsche Kevolution muss als 
ein Ganzes, in ihrer innersten Natur und ihrem weltge.scliichtHehen Znsara- 
nienhange crfasst werden. Ihr Krrn ist aber die Anerkennung des Indi- 
viduums, des Menschen. Nielit mehr bloss im Privat rocht, sondern auch 
im öffentliclien Keeht kumuit der Metisch als Rechtssubjekt in Betracht. 
Nicht mehr wie früher in seinen beäouderen QuÄlitüten, mit seinem Neben- 
und Beiwerk, sondern der Mensch in seiner abstrakten sittlichen Berech- 
tigung. Gleich der erste Redner nach dem Berichterstatter, ein Regierungs- 
rat Ziegert aus Minden, hattt; von dieser rechtsphilosophischen Betrachtung 
aus die Frage der Walilberechtigunir behandelt, und eine grosse Anzahl 
der Reden nach ihm liat den gleichen Ton angeschlagen, wenngleich mit 
manchen Variationen. Ein Unterschied zeigt sich besonders darin, dass 
die einen von der Erziehung durch das allgemeine Wahlrecht die politische 
and ritUiche Beüe des Volkes erwarten , die andern sie sehon als vor- 
band«! und durch das Jahr 1848 ala offenbart anaehen. Es ist eine neue 
Weihe über die Menaehen g^ommm, rief ein Bednar begeiatert Man 
hat TerBaumt» ihn an den 18. Septembw 1848 an erinnern. 

„Die Anerkennung der Beohte dea In^vidanou im Staate^ wollte der 
Abgeordnete Löwe (Calbe) reobt eigraitlidi als ein Ergebnis der deutachen 
Entwiddung und dea in ihr wirkenden Proteatantiamue erkennen, mu^te aieh 
aber die Berichtigung eines naheatehenden Parteigenoaaenf des National- 
ökonomai Htldebrand von Marbiu^ gefaUen laaseoi der es nicht Uosa als 
dne Tendena der deutschen Geschichte gdten laaaen wdlie, auf die En^ 
Wicklung und Emporhebung der Persönlichkeit hincuarbeitra. Weil nun 
das iBMiacbliohe Individuum wesentlich ein aoriales und politiadiea iat^ 
vindiaierten die BedMr dieser Richtung ihm vor allem Anteü am politi- 
schen Secht Diesea Becht gebührt jed«n um seiner seibat willen und 
jedm in gleichem Masse, ffiie dgenste Fahne der Revolution ist die 

Gleidiheif Mit diesen Aasaproohe von Sidyes knüpfte man die deutadie 
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Bevolution an die fraazösische und stellte sich auf den Grund jener Foi*- 
mel, von der der Waitz'sche Bericht aus<rppangen war. Der Bericht hatte 
die Bereclitigun^ der F(»r(lcning: nicht verkannt, nur ihre alleinige Geltung 
und Anwendbarkeit aul alle Gebiete des öffentlichen Lebens bestritten. 
Mail man jedem Staats an trchörigen einen gleichen Anspruch auf K'echtü- 
schutz, auf Glanhensfreilieit, auf Press- und Vej*8anindungsfreiheit /ii^e- 
steheu, was hat das zu thxm mit dein Falle, da die Staatsangehörijrcn auf- 
gerufen werden zur Einrichtuuu: eiues staatlichen Ortrans, der Volksver- 
tretung, mitzuwirken? Dort handelt es »ich um Bethäligung eines Hechts, 
hier um die ErfiUlutig einer Pflicht. Dieser berechtigten Unterscheidung, 
die be.stuuU r> treffend iu einer Rede von Mathy ausgeführt ist, vielleicht 
der besten der ganzen Debatte, Fängang m verschaften. hat allerdings sehr 
bcliwcr gehalten. Ein Kedner, der es liebte, naheliegende Einwände zu er- 
heben, machte geltend: wenn das Wahlrecht eine rHicht, nicht ein iiecht 
wäre, 80 müsste der Staatsangehörige sie erfüllen, wahrend er doch nach 
flanBm Belieben seine Stunme abgeben oder nihen lassen könne. Die Er- 
kenntniB, da«s da« Wahlredit gleich anderen öff^tlichen Rechten vor allem 
eine Fflioht auferlegt, wird aber nur dadurdi mdeokt> dass diese Fflidii 
einer grösseren Zahl von Staatsbürgern zugleich auferlegt wird and des- 
halb regdm&isig eine Sicherheit daför voilumden ist, dass sie von einer 
genügenden Anzahl von Personen erffillt wird. Gswichtigw ist der Ein- 
wandi der dem Zweck des zu bildenden öfiendichen Organs entnommen 
wird. Dies Organ soll das Volk repräsentieren, die Bedürfnisse, die 
Wflnsche des Volkes zur Geltung bringen. Soli es an wahres Abbild des 
Volkes sein, so moss es alle Elemente, alle Kreise wiederspiegdn. Ein 
jeder hn Volke ist interessiert dabei, dass diese Repräsentation mdglidist 
getreu ausfitlle; ein jeder hat ein Bedkt dazu mitzuwirken, dass dieser Er- 
folg emtrete. Daeu' kommt die Bedeutung dw Volksvertretung fir die 
Leistungen des Volks. Der Staat ist auf die Leastungen allor angewiesen, 
ihre Steuern, ihre Militärdienste. Bas Organ, das das gewichtigste Wort 
bei der Auferlegung von Lasten auf die Schultern der Unterllianen mit^ 
zusprech<'n hat, darf nicht anders gebildet werden als unter Beteiligung 
aller. Einer Argumentation wie dieser lässt sich die Bündigkeit ihrer 
Schlussfolgerungeu nicht absprechen mit Ausnahme der einen, dass die 
Beteiligung aller Unterthanen an der Bildung der Volksvertretung gleich 
sein müsse. Auch hier die Forderung der Gleichheit zu vertreten, war 
recht eigentlich das Kennzeichen der demokratisohen Partei. Und selbst 
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\\ < IUI gie aas politiscfaea Grfinden davon hätte absehen kfiunen, aus soaialen 
glaubte sie es nicht tliun zu dürfen. 

Die sociale Frage fing erst eben an . (\\c Gemüter zu bewegen. In 
einer dvr wenigen Reden, die Jakob Grinam in der Paulskirohe gehalten 
hat, sprach er von unserer halb wirklichen, halb träumerischen Angelegen- 
heit der sozialen Frage. Ein R« dner berichtete, wie sehr ihn bei der Rück- 
kehr vom Vwparlament die Ueberseugang erfreut habe, dass wir nodi 
nicht an einer sozialen, soudem nnr an einer politischen Rc\ olution ständen. 
Diese Aeusserung war wenige Tage vor den Wahlg(>setzdebatten in einer 
Verhandlunsr über die Frage vorgekommen, ob in die rückstandigen Teile 
der Grnndrerlüc Sätze aufzunehmen seien, die eine Anerkennung sozialer 
Fordeninsj^en wie des Rechts auf Arbeit enthielten. Ks war insbesondere 
die Wirkung der Rode eines Mannes, der .sonst .selten unter dem lieif'all 
der Mehrheit sprach, Moritz Mohls, dass alle Anträge der bezeicluieten 
Riclituiifi: uiit der erdrückenden Majorität von 317 f^en 114 abgewiesen 
wunit n. Einer der herv(M tfeteiul--ten Redner Jener X'erliandlune. Eisenstuck 
von Cliemiiitz, beinitzti- dir ( i< lesxeiiln'it zu einem \'orstOrf.s zugleicii für 
die Scliiuzzulle und das allgemeine VValilrecht. Nebmen Sie die arbeitende 
Kla.sse auf in den Staat, voll und ganz und ohne Hintei^edanken, forderte 
er. Durcli die politische Mündigkeit wird dieser Teil der Geisellschaft die 
Ueberzeugung gewinnen, dass niemand mehr als der arme Mann der Not, 
der von der Hand in den Mund lebt, bei der Existenz des Staats beteiligt 
und interessiert ist. In der Einräumung der politischen Rechte sah der 
Redner das ^«icht^te geistige Mittel, das der Staat in der socialen Frage 
anwenden könne. Damit war der Ton angeseblagen, der acht Tage .später 
während der Wablgesetsdebatte in den Reden der Linken immer wieder- 
kehrte. Die Gewährung des allgemeinen und ^eidien Wahlrechts sollte 
der sozialen Frag^ ihren Stachel nehmen, Liebe cum Staate konservative 
Gesinnung daraus hcrvorvmchsen. Selbst ein Redner der Rechten pries 
es, dass das Gesets, das dem Annen bisher nur in der Gestalt des Exe- 
kutors und dea Gefangenwärters entgegengetreten sei, ihm nun auch 
Beohte, eine Mitwirkung bei der Gesetzgebung, bringe. Da war es denn 
nicht zu verwundem, wenn ein demokratischer Redner ein rosiges Bild 
der Zukunft und als Fmdit des allgemeinen WaUredits das einträidi- 
tige Zusammwwiric^ des Arbeiters und des Besitzers ausmidte. Die Ge- 
fahren, welche die unbeschränkte Gewährung dieses neuen Rechts mit sidi 
bringen musste, sah man mcht, oder wollte man nicht sdien. Unvomittdt» 
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nachdem man noch eben iu dem Ötande der vollständigsten Exklusivität 
politischer Rechte gelebt hatte, sollte nnn mit einem Schlag;e das volle 
Mass aller politisrl)en Rechte und Freiheiten jcderniaini zuteil winden. 
Man schalt es Gespensterfurcht, wenn mau nicht den weisesten Uebraucli 
des neueu liechts vom Volke erwartete. Wie ruhig und gesetzlich geht 
es in den grossen Versammlungen zu, welchen Sinn für Recht und Ord- 
nung, welche Mässiguug haben die Proletarier, obschon io der Mehrzahl, 
gezeigt! Mathy hatte allen (irund zu dem Ausspruch: wenn ich die 
Schmeicheleien höre, die jetzt so häutig der Masse gemacht werden, die 
Tugenden, die man ilim n zu ilu'em eigenen Erröten beilegt, so tinde ich 
eine solche Schmeichelei nicht weniger unwürdig, als das Kuieen vor dem 
Throne eines gekrönten Hauptes. 

Galt aber auf der Unken daa allgemeine Wablredit als die Panacee 
dar aonalen Sdiiden» ao Icann man aidi denken, wie von dteeo' Seite der 
Vorschlag der Ausacbnaamdiilidt aii%Kioninien wurde. Der AuBaohluas 
gewieaer Klassen der arbeitenden Bevölkerung vom Wahlrecht galt den 
einen als dn Unrecht, den andern ala eine Thotbeii Jede Axbdt bat 
ihre Ehre und kommt der Gesamtheit zu gute. Ihr macht die Aibdt» 
das einaige sittlidie Mittel ftoh zu &taihrea, zu einer Schande. „Sdiaffli 
durdi die Gesetzgebung keinen Pöbel und ihr habt keinen P5belF Dies 
Gitat Mittertnaiers aus einer Sdhrift IBViedrioha v. Baumer über seine Beise 
nadi Amiwilra machte Glück und wurde verse^iedratlich variiert in der 
Debatte wiederholt. Der Auasdtussberii^t und s«n Urheber erfnbrai die 
schärfsten Angriffe. Eisoistuck sdialt den Ifotivenbericht ein I^ugniSy 
von peeudcliberaloi Grundsätien in gewandter und kunstreicher Weise 
von Anfang bis zu Ende durchflochten. Simon von Trier entdeckte den 
Grund für die Ausschliessung darin, dass jene angeblich unselbständigen 
Klaaseii au selbstand^ tein und einen Zuwachs der demokratischen Partei 
bilden wurden. Er untersuchte dann die verschiedenen Qiade der Selb- 
ständigkeit und schlos!^: „Es widerstrebt meinen Begriffen von Selbstän- 
digkeit, wtmn z, B. jemand eine glänzende Rede hält, worin er seine tiefste 
innerste Ueberzeugung ausspricht und im nächsten Augenblicke im ent- 
gegengesetzten Sinne stimmt; einen solchen kann ich nach meinen BegrifiV>n 
nicht fiir selbständig erachten, und wenn er der Erfinder der Selbständig- 
keit selbst wäre." Andere Redner der Linken machten stärker die Un- 
zweckmässigkeit geltend, groe.^e Klassen der Bevölkerung von dem wich- 
tigsten politischea Rechte auszusohliesseu. Wie die der Auschussmehriieit 
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nahettdieiide Pvwne von vornherein besoi^ hatte, jene Antrage würden 
bSfles Blut machen, so wiesen diese Redner auf die lahireiohra Gegner 
hin, welche durch den Ausschluss dem neuen Reiche entstehen würden, 
und einer der Statistiker der Versammhing berechnete die Summe der 
rin Ii den AoBaohaMantrSgen Wahlon&higen auf vier und eine halbe 
Million Mämier. 

Dem Vurschlage des AueBchosaes lag der Gedanke zu Grunde, die 
wirtediaftlich abhängigen Klassen der Bevölkerung von dem Wahlrechte 
femznlialten, weil ihre Glieder das Recht nicht nach ( igeiK tn Ermessen 
ausüben würden, sondern nach dem Willen eines andern. Dalilmann liat 
das später in seinen Yorlt-siin^en so ausgedruckt: Tugenden wohnen in 
allen Klassen der lieviilUerung, allein politische Einsicht kaini tla nicht zu 
iiuuse sein, wo schwere Arbeit für die Eriiülirung jode Stunde des Tages 
ausfüllt, und vollends da nicht, wo die Natur der Arbeit Abhängigkeit 
von dem Arbeit^'« It^r nach sich zieht. XüciittTucr und wirksamer als die 
politischen Heis.sr-poi ii»^ ^n itVen den A'orschlag des Ausschusses die Gegner 
an, die ihn auf seinem eigenen Bodeu, dem wirtÄchaftlichen Gebiete, be- 
käropflen. Dass der Antrag durchgriff und allgemeiue Merkmale aufstellte, 
die im einzelnen Falle vielleicht den selbständigen Mann ausschlüSi^eu und 
den unselbständigen zulies.scii, war kein trittiger Einwand. Ungerechtig- 
keiten solcher Art sind bei Aufstellung von Grenzunterschieden unvermeid- 
lich. Wer Bwaujug Jahre und dreihundertandsechzig Tage alt ist, ist in 
Honer privalfeehiUchen Handlungsfähigkeit beschrankt, und der fSnfTage 
iltave ist darin nnbeBdirinkt; unter Umstinde» kann ein AehteehnjShriger 
vid fähiger sein Yertr&ge zu sdiliessen als ein Einundzwanzigjähriger. 
Solche Schwierigkeiten mfiasen sich noch stetgem, wo es sich nicht um 
dne Abgrenxong nach Zahlen, sondern nach lebendigen Vrahiltnissen han« 
ddt Aber ein ttheblicher Unterschied ia der mondischen BGckwirknng 
ist nidit EU verkennen. So urational eine ZSßer oft dur^schneiden mag» 
sie wird dodi f&r den Ausgeschlossenen nidit ein Gefühl der Zurück- 
letsuDg eneugen. Der Fabrikarbeiter, der Tagelöhner, der diesmal nidit 
an der Wahl teilnehme kann, weil er nicht die notige Steuer entrichtet, 
wird sieh damit trösten, das nächste Itfal nutwahlen zu können, weil er 
dordi eigene Kraft seine Lage so weit verbessert haben wird, um die 
höhere Steuer zu entriditcn. Halt ihn sein B»af aurüek, so wird er adt- 
lebens aosgesohlossen sein, mögen seine Yerhältnisse auch viel auskömm- 
licher werden als die des kleinen Schneider- oder Schustermeisters seinw 
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Nachbarsclmi^^t. Die ^vi('llti^^••st^' l'>a<ri> dieses Gebiets war aber: sind die 
durch den Ausschiissantrag Ansgesclilosseiien dif abhängit^sten Klasaeu der 
Bevölkerung? liildebraiul von Marburg fand weit giüsscre Abhängigkeit 
im Kreise der kkiiitii Handwerksmeister: „das deutsche l'roletariat ist 
kein Fabrik-, soiukrn ein Handwcrksprülctariat." Und er bewies das 
au der grossen Zahl der Meister, die die der Gesellen bei weitem übertraf. 
Auch Mittermaier beschäftigte sich mit dieser Fru^e und machte eine Reihe 
von YeriiSlUiisisen nanhaffc, in denen die Q^lien umdihängiger waren ak 
die Herren, demea sie dienten: die Braumei«ter, die Vorschneider in den 
grossen Sofaneidei^scbäften, die Zndiersieder in den Magdeburgs Fabriken, 
die BreUmi^ter in den grossen Sofauhmacheigeachaften. 

Der Versucb des Ansschnssesj das vieldeutige Erfordernis der Selb- 
atSndi^eit dnrdi ein festeres Merkmal su eractsen, war gewiss berecbtigt, 
Dass ihm aber gelungen wire, einen braudibaren Ersatz au finden, hat 
niemand an^^aimt. Im G^enteil, im Parlament mid in der Presse, auch 
der befreundeten, ist der Vtwsdilag der Abgrensnng nach Berufsklassen 
als ungluoklich verurteilt worden. Die hervorragendsten Gegn« des all« 
gemein»! Wahlvedits, August Rei(dieni^»erger, Beekerath, Mathy, Heinrich 
von Gageni, Friedrich von Räumer, Minno^, die also grösstenteils der^ 
selben Parteiriehtung aogdmrten wie die Aussohussmehriieit, haben in dies 
Urteil eingestimmt. War es &n berechtigter Ausgangspunkt, nur den zum 
Stimmrecht nunlassen, der nach eigenem Ermessen zu wählen fiiliig ist, 
so war es selbstverständlich unmöglich, diese Unabhängigkeit des einzelnen 
Staatsangehörigen nach inneren Kriterien zu bestimmen. Man mtisste sich 
an äussere Merkmale halten, wie die privatrechtlicfae und ööentliclirecht* 
liehe Reife an etwas Aeusseren, dem Lebensalter, gemessen werden. Für 
die Fähigkeit zu wählen, hatte man wirtschaftliche Momente aufgestellt 
und insoweit an dem Standpunkte des bisherigen Rechts festgehalten. Aber 
von diesem aus schlug der Ausschups als '»in neues Frforderni.s vor: die 
Zugehörigkeit oder Nielitzugehörigkeit zu gewissen Berufsklassen. Dir* Dis- 
kussion zeigt^^, dass der Vorschlag den Ausschusses — für mehr als einen 
Versuch liattc er ilin selbst niclit ausgegeben — weder materiell richtig 
noch formell bestimmt genug noch politisch zweckmässig war. Sein Scliick- 
sal bei der Abstimmung war vorauszusehen. M'^ollte man sich nun nicht 
der Schnmkenlosigkeit des allgemeinen Wahheehts ergeben, so musste mau 
sich entschliessen, das wirtschaftliche Merkmal des bisherigen Rechts fest- 
zulialt<eu und in der VermügenBleistung au den dtaat oder dem Besitz die 



Aufnahme des allerem. Waliln-cht« in das flttVntüchc Recht Deutschlands. 153 

Garantie für die Solbstrindigkeit des Wählers zu suchen. Wollte man eine 
Beschränkung des Wahlrecht», so venlicntc das Erfordenais des Census, 
um ('S allgemein zu bezeichnen, den Vorzug; denn es grenzte sicherer ab 
als der Vorschlapf des Ausschusses und wirkte nicht so gehässig wie dieser. 
Diesen Weg der Wahlboschrankuntif mit Erfolg tu hotrcteu, ist durch 
mancherlei Hindernisse erschwert worden. Nicht zum wenitrptcn durch 
den Antrag der Ausschussmehrheit. Die Gegner d» nllgcmeinen Wahl- 
rechts, nn sich sclion in einer .schwierigeren und nachteiligeren Stellung 
als beine Aniiäiiger, sahen sich dadurch in ihrer Bewejjung gehemmt 
und beengt. Der Antrai: der Ausschussmchrin it stand im Mittelpunkte 
der Debatte. Die Angriffe, wclcho die Verfechter der Wahlbepchrankung 
zu erfahren hatten, riciiteicn sicli vorzugsweise gegen den Ausschlus.s gauzer 
Berufsklassen und machten jede Beschränkung des Wahlrechts, auch die 
sachlich begründete, verdächtig, so dass ;ui ihre Verteidigung nicht die 
rechte Kraft gewandt werden konnte, die im .stände gewesen wäre, scluvaii- 
kende Stimmen zu gewinnen, z\veifelhaft<> aus den Reihen der Gegner 
herfiberzuziehen. Konnte sich niemand fTir den Antrag der Ausschussmehr^ 
helt erwinnen, so wire es um so mehr geboten gewesen, dnoi Ersatz zd 
finden, um den sich aJle G^ner des unbeschränkten Wahliedits hätten 
sammeln können.. Die ganze Wablgesetsdebatte trifit der Yonrurf der 
Bechihabwei und des Individualismus. Jedem Einfall, audi dem unzweok- 
maasigsten, wurde Raum verstattet, z. B. die Wahlberechtigung mit der 
Volljährigkeit binnen au lassen, obschon A&een Termine in Deutschland 
doch noch vdllig versdiieden waren. Der Präsident sah sich g«nö%t^ ehe 
es snr AbsUmmung kam, ein eigenes Tableau verteilen au lassen, um dne 
Ueborsicht fiber die mehr als 60 Amendements zu ermdgliohen. Vorzug 
wdse ist aber jener Vorwurf des Mangels au politischer Disziplin den 
Gegnom des allgemeinen* Wahlrechts zu machen. Ai^enchts der Einfach- 
heit^ die die Ford^ng: alle 25)Shrigen Männer zum Wahlrecht zuzulassen, 
mit allen Forderungen des BaditnUsmus gemein hat und dem Bestechenden, 
das in solcher Einfachheit liegt, gtng<>n au.s ihren Reihen vier einander 
parallel laufende Hauptantrage hervor, im Laufe der Debatte eingebracht 
und zum Teil noc!i w leder geändert. £iner von Geoig Beselt i , der selbst 
der Mehrheit des Ver^assung.^ausschusses angehörte, gestellt, knüpfte die 
Wahlberechtigung an eine direkte Staatsst<!uer von 3 Thalem oder 5 '/< 
Gulden, oder an ein Einkommen von 200 Thalern bez. 350 Gulden oder 
einen Qrundbesitz von gleichem Werte. Der Abgeordnete Biedermann 
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begnügte .si(;h mit der Entriclitung ii^cnd einer direkten Steuer oder einem 
Einküüimeu von 200 Thalern resp. 350 Gulden oder dem Besitz eines 
eigenen Hausstandes und Auteil an den Gemeindelasten seit einem Jahre. 
Diesen Äntrafj modifizierte Ilofmann von Friedbei-«;^ durch Streichung der 
Steuerentrichtuug uml Autiiulune der \\'ahlberechtigung aller Staats-, Kirehen- 
uiid Ciemeindediener. Waren in ulleu drei Antragen die geringst Begüterten 
ausgeschlossen, so hatte der Abgeordnete Lutte vuu Berlin versucht, auch 
sie heranziusiehen, indem er die Steuer- und Venuögeusgrenze der andern 
Aoti-ägc ferthalt^d, die dahinter ZuifickUeibenito indirekt, alle fibrigea 
dirdtt vShlen Ucsbl Qegen den Inhalt dieeer Anträge nanolierlei an- 
zuwenden and auch eingewendet worden. Die Linke ge6el sich in der 
Uebertreibung, der vorgeschlagene Zensus wfirde drei Viertel aUer llfibn^ 
fiber das 25. Lebensjahr mn ihr Wahlrecht bringen. Aber euer der An- 
tragstdler selbst, der Statistiker Schubert von Königsberg» musste doch 
augeben, dass der Beseler^sche Voiw^ilag in den meistoi Staaten iäst ge- 
nau die Hälfte der volljihrig«! Manner ausgeschlossen, a. B. in Pkeussen 
1 800000 Wahler fStaig gelassen haben wurde. Süddeutsche Abgemdnete, 
wie Bomelin und eine Anzahl Baiem finden den Steuersatz von 5 fl. 15 kr. 
für die Verh&ltnisse ihrer Heimat au hoch, waren aber patriotisch genüge 
für dm Yorsdili^ zu stimmen, in der Hoffnung, die zweite Lesung des 
Gesetzes werde eine zwe<^mS8sigwe Abgrmzung bringen. Sokhe Sdbst* 
Verleugnung fibten ab«r nicht alle Gegner des allgemeinen Wahlrechts. Es 
gab manchen, der auf seinem Scheine bestand. Doch liefern Schilderungen 
jener Tage ein unrichti^^^ ^^i!d, wenn sie der Partei ' solchen Mangel an 
Unterordnung auch bei der Abstimmung vorwerfen und den Eindrudc 
hinterlassen, als sei von vielen so gehandelt worden. Die V'ergleichung 
der Abstimmungslisteu /eigi, dass die hervorragendsten Männer der erb- 
kaiserlichen Partei, wie Arndt, Bassermann, Dahlmann, G. Beseler, Droysen, 
Dunckor, H. v. Gagern, Haym, Mathy, Soiron, Waitz, nach einander für 
die Anträge von Beseler, Biedermann und Hofmoun, manche auch für den 
von Lette gestimmt haben. 

Aber welche Feliler nun auch vou den N'ert retern eines beschränkten 
Wahlrechts begangen sein mögen, wurden sie nicht durch die Schuld ilirer 
Gegner auf^^ewogen? Wnrde nicht dem Verfahren der Gegner gegenüber 
selbst eine korrektere Taktik ohnniächtig geblieben seinV Jii den meisU-n 
Darstellungen der Beratung dea Wublge-elzes spielt die Koalition der 
(irossdeutschen und der Linken eine grosse, wenig rülimliche ßolle. Man 
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hat eigene ünter«iu lningen „über die Schuld beim Wahlgesetze" angestellt; 
herüber und hiniU i r l ;strit(eii. Es ist in der That eine Uebertrplbung, 
wenn der sou;. Koalitiuu di« Hauptschuld an dem Misslingen einer muas- 
vollen AVahlge.setzgebung; zugeschoben wird. Eine ^^ze Reihe der be- 
kanntesten Namen der groshdeutscben l'artei iilöst sich anführen, die für 
den Biedermann'schen, meistens auch für den Hofmann' sehen Antrag tre- 
stimmt haben: v. Bothmer-Carow , der hannoversche Bevollmächtigte bei 
der Zentralgewalt, DöUinger, Reichensperger, Edel von W'ürzburg, (iombart 
von Müueheii, Lassaulx, v. iiuteiiimii. Andere wie Detmold haben für 
alle vier Gegenxm träge gestimmt. Einer der wirksamsten Redner gegen 
das allgemeine Wahlrecht war Keiohenspei^er. Aus den Mitteilungen eines 
Vaxtt&gßumm wissen wir, dass er sehr gegen den Wunsch einiger Gmea- 
deotsehen handelt^ die Bficksii^t auf die Linke genommen wissen wollten^ 
wie denn anch mandie unter ihnen a. B. Wuttk^ Ahrens, Gide» und der 
damals noeh zu ihnen aahlende Wydenbrugk gegen alle Wahlbesohrinkungen 
votierten. Biditiger wird jener Vorwurf an die Adresse der fistoreichi- 
sdien Abgeordneten geriditet^ die sonst in Freiheitsftagen mit der Rechten 
stimmten und sidi hier auf einmal so libml erwiesen, dass ihn»i auch 
ein mSssiger G^sus unerträglich ersdiien. Man kann den Verdacht nicht 
abweisen, dass sie der VerTaisung, die ihr Vaterland auseehloss, eSstßa 
Schaden bdsnbringen gedaehten, der ihrer Brauchbarkeit gründlich Ab- 
broeh that 

Weder das ungeschickte Verfidiren der AnhSnger des besohrSnkten 
Wahlredil» nodi das verwerfliche Voigdien auf der Sdte ihrer Gegner 
hätten allein ausgereicht, dem allgemeinen Wahlrechte zom Siege zu ver- 
helfen. Es klang so einfach, so harmlos und zugleich so human, dass jeder 
Mann von 25 Jahren sollte wählen dürfen, dass dem Zauber dieser Fo> 
derung auch Abgeordnete Gehör schenkten, die sonst besonnener dachten 
und stimmten. Als ob ls sich von selbst verstände, hatte sich das all- 
gemeine Wahlrecht im März 1848 eingestellt. Ehe die Märzbew^ung 
ausbrach — so ungeHilir drückte sich Löwe von Calbe ans — hatten wir 
uns über vieles verständigt, lieber die Durchfülirung der Idee der deut- 
schen Einheit, die uns alle beseelte, waren wir im Unklaren j über das 
allgeiueiiie ^\"abh•(■ellt wurde Tiicbt drbattiert, es wurde auf der Stelle, ohne 
7M markten und zu haiitlelii, gegeben, l'^nd Iratte .sieli dies selbstverständ- 
Hche Recht nicht in der ersten Probe vollauf bewährt? Wie wenig war 
deshalb jetzt den Weissagungen zu trauen, die die Gefabren des allge* 
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meinen Wahlrechts nicht schwarz genag malen konnten. Hatten sie sich 
selbst in den erregten Tagen des Jahres 184^ tncht g/ezi-l^i, um wieviel 
weniger waren sie, nachdem die Stürme .sieh gelegt und die Institution 
des n<^uen deutschen Reich.s sich befestigt haben wurde, zu befurchten. 

Die Wahlen zum Fraidcfnrter Parlament hatten ein verhältnismassig 
befriedigendes liesiiltat «"geben. Die Mischimjr der Parteien in der Panls- 
kirche entsprach ungefähr dem Verhältnis der demokratischen und monar- 
chischen Elemente, wie sie damals im deutschen Volke vorhanden waren, 
den bewussten und nnbewnssten Strebnngen und Wünschen, den klaren 
und unklaren Ideei», wie sie neben einander umliefen. Die Gefahren des 
allgemeinen Stimmrechts, soweit ein solches zur Zeit «existierte, lagen ver- 
borgen. Die Bevölkerung, »lie den Wahlen berufen wurde, stand einer 
neuen Aufgabe überrascht, zum Teil verkgeu gegenüber. In manchen Ge- 
genden wusstc man nichts von der Aufgabe des Parlaments und schenkte 
den leichtsinnig.steu Versprechungen der Agitatoren Gehör. Wo man mit 
ständischen Einrichtungen vertraut war, wählte man die in den jjolitischcn 
Kämpfen der Heimat bewährten Männer. Oder mau hielt sich an Namen, 
und da das dfientiicbe Leben vor/ug.sweise ein litterarisches gewesen war, 
an TiSger littaatiBoher Nam^. Qeldirte ersten Ranges gelangten so ins 
Pariament neben Schriffstdlem, die dorcli dnen Band Novellen ly- 
rische Gediditey Tieilei<^t anoh nur dnroh eine PressafiSre ihre B^abung 
t&r die Mitarbeit an pditischen Au^ben bewihrt hatten. Die Parteien 
lebten noch so fiiedlich neben dnander, dase man ans der einen den Ab- 
geordneten, aus der entgegengesetasten den Ersataman entnahm. Die patrio- 
tisdie Anspmdie eines Wabllcommissars warf das ganze Eonsept der WaU- 
mSnner um, so dass ne ihm das Mandat übertragen anstatt des Kan^- 
daten, der in mfilhsamen Vorverhandlungen sich ihre Stimmen gesichert 
zu haben glaubte. Wo man für fVankfurt und Beriin su wählen hatt^ 
entstand oft wahre Kandidatennot Ein« der Ar Berlin Gewählten mdnt 
bescheiden, man habe fQr B^lin die praktischen Leute gewählt, fSr Frank- 
furt die gelehrten, die Leute von grossen historischen Kenntnissen, die 
gn^ wenn auch etwas lang sprachen. Der Erfolg hat dann g^n die Ab- 
sicht entschieden; denn dass von den beiden VersammlaDgen die ]?huik- 
furter nachhaltiger gewirkt hat» ist wohl nidit zu bestreiten. Zu der Neuheit 
kam in der Mehrzahl der deutsehen Staaten der indirekte Waldmodus, um 
die Ge&bren des allgemeinen Wahlrechts su verdecken. Die Hauptsache 
war, dass sich noch keine grossen Parteien mit Programmen und Führern 
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gebildet hatten. DemagogeD, die inaeriuilb der unorganisierten Masse aul- 
tmten und die r^eitung an sich rissen, gab es ottr wenige. 

Die Unsobädlichkeit des Rechts, die sich bei der Handhabung im 
J. 1848 herausgestellt hatte, verführte ofl'enbar auch gemässigte Abgeoi-d- 
nete, die Vorschläge der Linken zu billigen. Weit hinein in die Reihen 
der Männer, denen es um die Gründuug eines Bundesstaate unter monar- 
chischer Fülirung ernstlich zu thun war, hat daf alln;cmeino Stimmrecht 
Anhänger gclunden. An Ostfriesen und Ilaniioveraneni des Klubs Tiands- 
btMg schcitrrte die Beschränkung des allgemeinen Wahlrechts, meint einer 
der Ge.seliielitsolireihtT des deutschen Parlaments. Diese allein hätten 
wohl nicht vernidcht. Aber die guten liPntp und schlechten Musikanten 
waren niclit Idoss in Hannover und Ostlrieshuid yu Hause. Als ein Sprecher 
derer, die mit dem Feuer .«pielen zu können meinten, tral der Turnvater 
Jahn auf, der sonst zum lMit.<(>izpn seiner suddeutsciien Jünger, die die 
CJalerieeu der Paulskirche erfüllten, m eröchrecklich konservativ redete 
ujid htimmte. Nun erklärte er sich zur allgemeinen Ueberraschung in 
einer llcde voll guter und schlechter Witze für die Verwerfung jeder Be- 
schränkung. Das Volk hat alle* Grubör und Herrliche in der deutschen 
Geschichte vollbracht; es hat die Sprache, das Hecht erhalten, da die Huheu 
und Edeln und Gebildeten dem Fremden nachgelaufen sind. „Das Volk, 
das Ihr aussohliessea woilt von der Teilnahme an der Wahl, das sind die 
wahren Eiiudter des ^knitscheD volklichen Ldiens." "Ex schaute sich um 
in der Versammlung und sah eine Menge ehrenwerter Männer, alle aus 
den Sdiichten der Gesellschaft hervorgegangen, die man jetat aussdilieesen 
wolle. i,Ich weiss, wddier Jubd durch Deutschland erscholl, als einer 
der Abgeordneten auf dem vereinigten Landtage in Berlin spradi: meine 
Wiege stand am Webestuhl meines Vaters.«' Das klang nun awar recht 
schön, erregte lebhaften anhaltenden Beifall und bewies dodi gar nichto 
fBr den Gegenstand der Debatte, denn einen sdbstan^gen Handwerks- 
meister, und wäre er auch viel bescheidener gewesen, als Beckeraths Vater 
einst war, von dem Wahlrecht aussaschliessen, war niemanden in den Sinn 
gekommen. 

Je sp&dicher und unzuverlässiger die £r&hrungen waren, die man in 
Deutodiland mit dem politischen Wahlrechte hatte madien können, desto 
mehr wandten sich die Parteien an das Ausland und suchten eine jede 
für ihre Zwecke dessen Erfahrungen ausaubentat. Selten ist in einer 
Debatte soviel düert worden als in der ftber das Wah^sets. Friedridb 
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V. Räumer maohtie von dem Spitenamen des histotucheii Geeandten, den 
ihm Kail Yogi angdiiogt hatt^ Gebnuidi und durahwanderte die Ge- 
mhiohfe toh den Indern und Aegyptern bis au RdbespieneL Andere 

gingen rhapsodischer zu Werke. Und so zogen Solon and Servius ^Rdliiis, 
Franklin und Jefferson, Hotteck und Tocqueville an den Hörem vorfiber. 
£nglaod and Amerika, Belgien, Frankreich und die Schweiz wurden an- 
gerufen, nnd lauteten schon die Angaben Aber die in diesen Ländern be- 
stehenden WahldnxiehtuDgen voaohieden, um wieviel mehr gingen die 
Lehren» die man daraas für Deutschland zog, auaeinander. Ee war nicht 
aeken, dass ein und dieselbe Autorität inr die entgegengesetzten Folge- 
rungen angeführt wurde. Waitz hatte die vergleichende Betrachtung seines 
Berichts daliin zusammcngefasst , dass die politii?ch vorangeschrittenen 
Volker des modernen Europas, Enghinder, Norweger, Belgier, den Besitz 
und die SteiierpHiclit zur Basis der polTtisdien Heehte gemacht, und erst 
die neuesteil Yerfaäbuugen Frankreichs uud der »Scliweiz nach dem Vor- 
bilde der meisten amerikanischen Republiken, von allen Beschränkungen 
absehend, die ganze erwachsene männliche Bevölkerung an die \^ nldurne 
berufen hätten. Diese neuen Vorbilder zu befolgen und die alten bewährten 
Erfahrungen zu verlassen, hätte, sollte mau meinen, schon die Verschieden- 
heit verbieten sollen, welche zwischen den gesellschaftlichen Verhältnissen der 
amerikanischen Staaten mit ihren in einer Sklavenbevölkeruug bestehenden 
arheitendea Klasse und den deutschen Staaten existierte, und die Unüber- 
tragbarkeit dessen, was für die kleinen und einfachen Zustände der Schweix 
taugen mochte, auf die komplizierten Deutschkndfl. Geradezu abschreckend 
aber hätte der Gebrauch wirken mäseen, den man eben in Frankreich von 
dem. allgemdneiL Wahlreeiite gemacbl hatte. Wenige Wochen surOok hg 
der 10. Deaembor, an dem Looia Napoleon mit 5^2 Million Stimmen smn 
PrSaidenten der firansöeiadien Bepublik wwShlt worden war. Tt. v. Rau- 
mer hat ein tr^fendes Wort ana franaöiriaobem Munde über ihn in der 
Debatte angelfthrt: ein Kronpiina dieeer Art in einer Erbmonardiie würde 
das ataxkate Aigmnent gegen die Erbmonardiie abgeben. Man fmdet 
doeh ntdit, daea mit diesem naheliegenden Beiapid viel in der Debatte 
operiert wordoi wSre. Das ESreignia war nodi au neu vtod vetblfiffend. 
Nodi wueate man nidit, waa man daraua maeben aoUte. Die anf der 
Linken aahen darin eine bloaae Epiaode, auf der Rechten mochte ea nicht 
an aoidien fehlen, die in dem neuen Präsidenten den Retter der OeaeU- 
aehaft erbfickten. An Bewaaftlhrnngen aoa der finmaQeiaohen Geediichte 
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hat es sonst in dieser Debatte so wenig wie in andnn gemangelt Ge- 
hörten dodi Thien und Ix>uts Blanc an den gelesensten Antorm der deut- 
schen Politiker vor dem März 1848. Einer der demokratischen FfUmTf 
Karl Vogt, vindisierte der französischen Natif>n den ehrenvollen Bemf 
in Experimenten, vor welchen andere Völker suruckschreckcn, voran 
nnd an die^>en Experimenten, deren Nutaen andere V('>]ker sich sineignen, 
selbst zu Grunde zu gehen. Keichenqieiigar sah den einzigen Nutzen, 
den Deutschland aus dem fVan/ösigcfaen Versuch des allgoneincn Wahl- 
rechte eiehen könne, in der Unterlassung seiner Einltlhrung. Aber bcpnss 
man es denn nicht schon, und war sein Bestehen in anerkannter Wirk- 
samkeit nicht eines der stärksten Argumente für seine Aufnahme in das 
Reich«wahlgesetz? Wie ein Axiom zieht sich durch die ganze Debatte 
der Satz von der Unmöglichkeit, hinter das Mass eines einmal gewährten 
Rechts wieder ziiriickzngehen. Auch das hat Reichensperger in seiner Rede 
widerlegt: dein Irrtum Anerkennung zollen, weil er einmal vorhanden ist, 
das würde lieissen ihn verewigen. Wir haben in diessem Punkte wie in 
jedem andeien zu beschliessen, wa- wir für das Volkswohl als erspriesslich 
und notwendig erachten, mögen wir in welch immer einer Weise hierher 
geschickt worden sein. Dass diese W'eise gar nicht so nnbeditigt und ver- 
pflichtend war, wie man .sich vorzustellen liebte, ist üben (S. Mü) gezeigt. 
Die so gern citierte französische Revolution.sgeschichte bot selbst das Bei- 
spiel eines Zurückwcichens hinter das früher Gewälirte in der Verfassung 
von 1795» die gegenfiber der Konstitution too 1793 einen Census wieder 
hentdlte. Nidit weniger als die Revolution von 1789 hat die von 1830 
und ihre Schöpfung, die Julimonarchie« eine Bolle in den Frankfurter De- 
batten gespielt. Kari Vogt machte kein Hehl aus seiner iPreude Ober die 
AntrBge der Ausschusamehrheit; sie deoktm ihm die Lfige des ganaen 
konstitntion^en Systems auf, das nichts anderes zum. Ziel habe als die 
Herrsdb'aft der Minorität. Venedey erwartete von der AusacfaKeseung 
grosser Volkeklasaen vom Wablredit die Entstehung eines Gegensatacs 
awisflhen bouxgeoiste und peuple und weissagte Deutsdiland denselben 
Ausgang wie Frankreich. Aber auch auf w^iger demokratisch (»ganisierte 
Naturen als diese Redner hatte die Regierung Louis Philipps mit ihren Catsaa- 
wahlen abschreckend gewirkt. Vertreter der verschiedensten Parteien bekreu- 
vgbea aidi bei dem Gedanken an die Aristokratie des Geldes, und mangreift 
in der Annahme nicht fehl, dass gerade um deswillen die Mehrheit des 
VerfoasnngsauMchttsees anstatt das Beispiel der vorgeBohritteneten Völker 
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Europas zu befolgi n, einen neuen Weg der Wahlbegreuzung vei-suchte, und 
die Antijlge auf Eii)fuhruDg eines Census ohne ausreichenden Erfolg in 
dei' Yersammluug blieben. 

Beim Maugel eigener Ei-falinuig und der Vieldeutigkeit dei- froniden 
halte CS nahe gelegen, den Blick auf den Zweck zu richten, um dessent^ 
willen da? Parlament beisammen war und Ge-^ctzo beriet. Die Versamm- 
lung ist viel mehr an ihre Ven;an<i^enheit erinnert als auf" die ZnkiTnfV 
hinprewiesen worden. Und d(Kli war, was für die Kinlieruf'nng einer ad 
hoi* vernnHtaltoten N'ersammlung tau<fen mochte, noch nicht ohne weiteres 
brauchbar iur die ihr anv^ortrante Gründimg eines neuen Staatswesens, 
Kann schon in einem grossen und komplizierten Staatsgan^en, wer irueht- 
bar wirken will, sich nicht in beliebigem Freisinn ergehen, um wieviel 
weniger ist das möglich, wo ep sich um die Aufrichtung eines neuen 
Staats, zumal eines Bundesstaats, handelt. Um ihn zu schaffen, war man 
nnt die Kräfte der vorhandenen und als selbständige (ilieder aufrecht zu 
erliulieudeü Staaten angewiesen. Bei seiner Kinriehtung unil Aus.stattung 
war darauf zu sehen, dass die Organe und lvriit\e der Einzelstaaten es 
im Interesse des Ganzen und im eigenen Interesse geraten fanden, sich 
in den Dienst des neuen Gemeinwesens zu stellen, einen Teil ihres Wesens 
und ihxet Kräfte zu aeinoi Gunsten aufzugeben. Gmis besonders musste 
eine solche Rücksicht auf den Staat obwalten, der allein föhig war, die 
FObrung des neuen Bundewtaats su fiberodinien. Dahlmann hatte in der 
denkwfirdigen l^tzung des 23. Januar daran in Worten gemahnt, die noob 
heute d^ Leser das Hers höher sdilagen madien. An den Höran 
Sirenen sie im Bausche des Parteikampfes vorfiberg^angen su aem. 
Ldder stand denen, die sich dem Rufe des pattiotisoheD Gedners ver- 
sagten, die nfichteme ErwSgui^ zur Seite, dass Preussen selbst tut seme 
eigene innere Einrichtung die Bahn des altgemeinen Wahbeehts zu betreten för 
gut befunden hatte. Und das nicht bloss in den stürmisch»! Tagen, da 
eine konstitutionelle Ver&ssung auf den breitesten GrundLigen von Fried- 
rich Wilhelm IV. verheissen und unter dem Eindruck der Besdilnsse des 
YorpArlamwts das Wahlgesetz vom 8. April mit dem Yerrinigten Land- 
tage vereinbart wurde; auch das Wahlgesetz vom 6. Dezember, das neben 
dem Namen des Königs die Gegenzeichnung des Grafen von Brandenburg 
und Mantcuffels trügt, wusste nichts bessen s zu oktroyieren als das Wahl- 
recht jedes selbständige Preussen von 24 Jahren. So lag das allgemeine 
Wahlrecht gewissermassen in der Luft. Es hätte einer grossen Kraft 
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bedoiftf sich ihm zu entziehen. Wäre es der erfokaiserlichra Paitd ge> 

langen, das deutsche Verfassungswerk davon frei zu erhalten, es hätte 
ilim an drr wiobtigsfcen Stelle zur Empfehlong gereicht und, wenn die 
puKitiven Or dnungen in ma?s«ivollem Sinne getroffen wurden, seiner Aufnahme 
im deutsehcn Volke kein Ilindemig bereitet. Dazu war aber das erste Erfor- 
dernis, d&ss die Partei in sich einig war and geschlossen aultrat. An der 
Mahnung dazu hat es nicht gefehlt, wenngleich ihr Urheber nicht der 
glücklichste war. Friedrich von I^umer hat in der Wahlgesetzdebatte die 
nicht bloss hier angebrachte Warnung ausgesprochen: „wenn wir für die 
wicht i(Tff:ten Vnr?f'hlngf nur eiiu] kleine Majorität zusammenbringen, wenn 
wir glauben mit zehn Stiininen Mehrheit einen Reichsrat, mit einer Majo- 
rität von zwanzig Stimmen ein Wahlgesetz und mit einer Stimmenmehr- 
heit v«;n vielleicht fünfundzwanzig einen Kai.ser machen und der Wellge- 
.s<'hi< hte eine neue Wenduu'j gelxii zu können, so irren wir uns. Wenn 
wir uns nicht vereinigen und mit einer imposanten Mehrheit einen Be- 
schlus« zu «itande bringen, so wii'd dies Zwiespalt erregen. Jeder wiwl 
glauben, das Vaterland zu retten, aber keiner wird an retten." Der Herzog 
von Koburg hat nachtWiglich bestätigt, wie richtig diese Mahnimg war, 
wie sehr zum Scheitern des Frankfurter Verfas8ungswerk(;s die geringen 
Mehrheiten beigetragen haben, mit denen man <lie sclnverwit^'ndsten Be- 
schlüsse glaubte fassen zu können. Der Ausgang der Wahlgesetzdcbatte 
war aber noch schlimmer, als Kaumer vorauszusehen glaubt«. Von den 
eingebrachten Verbesserungsanträgen erhidt keiner eine MajoritSt: der Be- 
selera wurde mit 832 gegen 117« der Lettes mit 299 gegen 125, der 
Biedermann'ache mit 248 gegen 204, der Ho&aann'ache mit 239 gegen 
209 Stimmen al^lehnt. Der Antrag der Aussohusemehifaeit enddte nur 
21 Stimmen gegen 422, und jmtae den Bejahenden fanden sich kaum nam- 
haile MSnner ausser Wwts, Bossermann und Schüler. Ueb«r den An- 
trag der AuBSohuaaminderheit (8. 144) ist gar nicht ausdriieklioh abge- 
stimmt worden. ]!ib.terieil wurde« was er bezweckte, erreicht durch die 
Abwerfong aller BesdirSnkungen des allgemeinen Wahlrechts« so dass von 
dem Mehrfaeitsantrage § 1 nur stdben blieb: ««Wähler ist jeder unbesehd» 
tene Deatedie« welcher das 25. Lebenqahr zurQckgel^ hat*' und von §2 
nur ^ Nr. 1 und 2 (S. 143). Die Außrechterhaltong des ErfindemisBes 
der Unbeedidtraheit war nicht von selbatSndiger Bedeutung« da erst der 
§ 3« mit dem auch die I^nke im Weemtiichen ubereinstinmkt^ ergab, wer 

als bescholten angesehen werden sdlte. Nur der Sieg wurde über die 
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Linke erfochten, dass der Antrag, wonach Strafen wegen politischer Ver- 
brechen niemals den Verlnst des Wahlrechts naeli sich ziehen sollten, 
mit 244 gegen 181 Stinnnen ab«;ewiesen wimie: ein Kesultat, das neben 
anderen das Bündnis zwischen der demokratisehen Partei und der grosa- 
deut»clien weniger eng und sicher erscheinen lääeti als gewöhnlich an- 
genommen wi rd . 

Schon in die Debatte, ob allgemeines oder beschränktes VVaiilrecht 
vorzuziehen sei, hatte vielfach der Gegensatz zwischen direktem und in- 
direktem Wahlmodus hineingespielt. Es hatten Abgeordnete für die Be- 
schränkungen gestimmt in der Erwartung, e^ werde; dv.r direkte Walihnodus 
Annahme finden; andere hatten gegen Beschränk nngen voti(Tt, weil sie 
unter der Voraussetzung indirekter Wahlen die Ausdehnung des W'alil- 
rechts für ungefährlich hielten. Man hätte deshalb erwarten sollen, alt« 
am 27. Februar die Diskussion zum § 14: die Wahl ist direkt, vorschritt, 
eiaea heftigen, die alten G^eaeÜxe anieu«nideii Kampf wieder nifleben 
SU Beben. Die Erwutm^ bestätigte aieh oidit Eine verfailtnisntSadg 
koBse Debatte» die nur einen Teil des «»ten und des iblgraden Sitaung»- 
tages in Anaprooh nahm, erledigte den G^^enatand: dn Vorgang, um eo 
eiklSilioher als von vorsofaiedenen und gerade hervoiragenden Rednern wie 
ICaUiy, H. y. Gagem, L5we^ das Thema schon in der allgemeinen Diskus- 
flion Aber das Wahlgesets oder im Zusammenhang mit der Sttige nadi 
dem allgemiNnen Wahliedit behandelt worden war. £b wirkten aber audi 
innere Grunde ein. 

IHe Ddbatte begann unter anderen Vorzächen als die vor^ Ihre 
Untedage bild^ ein Antrag des Aussehosses, der, hier nidit in Ifehrhmt 
und Kbiderheit gespalten, die dirdcte Wahl voiaohlug und ihr in sdnem 
Beiiohte die Empfehlung „eines sicheren Vorsage'' mitgab (siehe SL 142). 
Eindring^icfa und in rneher Zosammenstellung hatte der Bericht die Gründe 
f3r die unmittelbare Wahl dai^gelegt IHe länmütigkeit des Vorschlags 
wies darauf hin, dass die entgegengeseteten Parteien diese Frage nicht 
nach politischen Prinzipien beantworteten, sondern nach Rfirlc^ichten der 
Zweckmässigkeit. Da beide Parteien, die liberale und die demokratisch^ 
in dem Zweck übereinstimmten, eine Volksvertretung zu stände zu bringen, 
die die politischen Meinung^ und alle gesellschaftlichen Bedürfnisse in 
demselben Verhältnis, in welchem sie im Volke sich finden, oder, wie an- 
dere sich ansdiückten, möglichst getreu den Volkswillen repräsentierte, so 
kam es darauf an, zu entscheiden, ob die direkte oder die indirekte 
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Wahl diesen Zweck am sic1ierst<'n erfülle. In dem VerfiuHnmgsausBchuss 
hatten Liberale wie Dahlnmnn, Waitz, Beeeler und Demokraten wie Wigard, 
H. Simon, Schfiler sich in dem Urteil ^zusammengefunden, dam die direkte 
Wahl das richtige Mittel zum Zweck bilde. Die Debatte und die Ab- 
stanmong bot ein anderes Bild, wenn auch das letzte Resultat dem Ans» 
gangspunkte entsprach. In der Debatte wurde die indirekte Wahl nur 
von Mitgliedern der rechten, die direkte — mit einer Ausnahme — nur 
von Abgeordneten der linken Seite verfochten, in der Abstumnimg votierten 
für die indirekte nicht bloss Anhänger der liechten. 

Die Redner für den indirekten Modus vertheidigten ihn nicht alle aus 
demselben Grunde. Keicliens{>ei^er vi rtrat ihn aus Rüeksichtt'n der allge- 
meinen Zwfckni;issiL''k('it. Der Wahlmodus, .so tiihrte er ans, mURS ho 
beschatren sem. dass er den Willen der W'ähler in niöulii li-ter Reinheit zu 
Tage trete«, dem Zufall und der Verkehrtheit mneli« Ii t wenig Spielraum 
lässt. Ist pfi die Aiif<:ahe der AVahlordimn^, jedem Bürger möglichst nach 
Verhältnis seiner materiellen und geistigen Beteiligung am öffentlichen Inter- 
esse politisch zu berechtigen, so lässt sich ihre Lösung eher auf dem Wege 
indirekter als direkter W'aliU'n erreichen. Zugleich wird die erzieherische 
W^irkuDg, die man sich von dem freigebig ausgeteilten Wahlrechte verspricht, 
am ehesten beim indirekten System zu erlangen sein. Das grosse Interesse, 
das sieh an die direkten Wahlen knüpft» erftsst die Wähler doch nur an 
^ Oberfliohe. IKe iinuttöeisohe Gksdiiohte ndt ihren weoiuefaiden Emd- 
etitutioneo, die alle mit immensen liibjoritaten in Urwahlen adoptiert und 
proklamiert sind, eothaltsn ein warnendes Beispiel Das indirdrte Wahl- 
system dagc^gen, das sich an die in den Aufgaben der Sdhstverwaltung 
erprobten Minner, an die Pfleger der sehr mit Unrecht gesdidteoen Eiroh« 
tnrmunteressen hilt, wird eine politisdie Notabilität heranbilden helfen, 
die den dauernden Intwessen des Staates dne viel grössere Garaiitie bietet, 
als die Masse, die vom Winde ansammengeweht, unter dem Einfluss der 
wediselnden Tagesmeinung wShlt. Der Soige, die bloss an indirekter Xhlr 
tigkeit bernfmen Wühl» wfirden keines grossen Aufichwungs, nicht der 
An&ahme grosser Ideen fähig sein, begegnet er mit seinem grundsätdidien 
Miastnam gegen die grossen Ideen, die sich nur an oft als grosse Phrasen 
erwiesen hätten. Während der indirekte Wahhnodiw eine dauernde Unter- 
lage der Freaheit bietet^ wird der direkte sich als ein Hasardspiel viel ge- 
Ühriicherer Art erweisen als die eben durelL einen Beschluss des Reichs- 
taga timgestoBseuen grnnen Tische. Die übrigen Yerteid^cr der indirekten 
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Wahl verfuhren anders. So viele Mitglieder der Rechten, nngeochtet aller 
Parteigenossenschaft mit der Ausschussinohrhcit, für die indirekte Wahlart 
gesprochen nnd gestimmt haben, sie haben doch meistens nicht so gehan- 
delt, weil sie diesen Modus überhaupt, sondern weil sie ihu unter den ol)- 
waltenden Verhältnissen für zweckmässiger hielten. Wie schon Mathy 
und Gagern angekündigt hatten, sie würden für den Fall der Anuahuio 
eines nnbeschränkten Wahlrechte; den indirekten AVahlmodus vorziehen, so 
erklärte jetzt, nachdem jede Bescliränkun^ irefallen war, Schnhert von 
Königsberg, obschou er sicli als prinzipiellen Freund des direkten \\'abl- 
rechts bekannte, für das indirekte Verfahren stimmen zu müssen. Andcn' 
haben ohne Erklärung in dem gleichen Sinne gehandelt. So namentlich 
eine Reilie von Mitgliedern der erbkaiserlichen Partei, die uuter der Voraus- 
setznng der indirekten Wahl gegen alle oder die meisten Beschränkungen 
des Wahlrechts gestimmt hatten. Sie konnten sich für ihr Verhalten aul' 
das preussische Wahlgesetz vom 6. Dezember 1848, das neben Gewährung 
des allgemeinen Wahlrechts den indirekten Wahlmodus aufgenommen hatte, 
berufen. lUhncher der so HmdelncieD hätte xur rechten Zeit eich «n das 
prindpüs dbsta eriimeni sollen. Doch war » vom Standpunkte dner 
praktisohen Politik gesreobtfertigt, dem, was un venneidlich geirorden war, 
soviel als möglich von seiner Sdiädiidikeit m nehmen und das IfoihniUet 
des indirekten Wahlmodi» «i versuche Der YerbissungaaueBohueB hat 
eich in seiner Mehrheit durdi diese Betraditnngen nicht harren lassen, 
Bondan dondi den Mund seines BeriditerstatterB erklirt, er sei nach wie 
vor f fir die direkte Wahl, weil sie alldn der Natur der Sache «itspfeehe. 
Versteht man unter der Natur der Sedie die der Aufgabe eines Reehts- 
inslitats entspredtende ISniiditung, so stand Ansicht gegen Ansicht Der 
Waitc^sdie Beridit sah in der direkten, Reiohensperger in der indirekten 
Wahl das sieherste Mittel sur Erreichung einer getreuen BeprSsentation. 
Beide stGtet«! ihr Urtdl auf ttnvw9ehfUehe, theoretische und praktische 
Qrfinde, Aber jeder dieser GbrAnde gewinnt eine andere Gestali^ je nach- 
dem man ihn mit unbesdninktem oder beschrankten Wahlrecht verbindet. 
Sin unter allen Umständen richtiges AVahlverfahi'en wird es deshalb so 
wenig geben als ein absolut bestes Wahlgesetz. Man musste sioh begnügen, 
das unter den gegebenen Umständen zweckma? i r : \\'ahlverfahren zu finden. 
7m den gegebenen Umstand* n ge hörte die durch die jüngsten Beschlüsse 
über das Wahlrecht geschaffene Lege. Mochte das direkte Wahlsystem 
prinapiell richtiger sein, sie war swingend. Die Hoffnung, jene Beschlüsse 
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iji der zweiten Lesuug zu äudero, \vnr hol den Majoritäten, mit denen sie 
trrfasst waren, tiud der Konstellation der Parteien gering. Waren die Be- 
schlüsse auch innerlich verfehlt, so bestanden sie doch, und wer ohne 
llüfksieht auf sii- an dem prinzipiell Hichtigeii festhielt, fügte wahrschein- 
lich dem ereten Fehirr dfii zweiten hinzu und machte das Wahlgesetz 
vollends unbrauchbar. Hier hielt nicht nuihr der Trost vor, das jirciispische 
N\'ahlges<>tz hnhp es nicht besser gemacht. Man land sich nicht unvor- 
bci-eitet in der neuen Lage. Sehr tJ-cfft-nd hatte Mathy schon in seiner 
Redt' vom H). F'ebruar die Alternative gestellt: bei direkter Wahl sind 
wcscntHche Heschrünkuii^cn des Wahlrechts unerlässlichj l>(>i indirekter 
kann mau sich mit <ieii Bedingungen der politischen Volljährigkeit, der 
Ehrenhaftigkeit und des festen V\ oimHitzes begnügen. Auch der Bericht 
des Ausschusses hatte erklärt: die Mehrlicit des VerlkssuogsHusschusses 
war darin einig, dass bei direkter Wahl eine Beschrankung des aligemeinen 
Stimmrechts notwendig sei. Da man in der Ordnung des AVahlrechts 
nicht mehr frei war, so hätte man nun audi die Konsequenz ziehen und 
sicsh zur Aendemng des Wahlmodos ventehen mClBaeu. Die Abetimmnn^- 
listen zeigen nicht, dass alle Mitglieder der Aussohiiflemeliriieit danach ge« 
handdt haben. 

Auch diennal worde neben den thecMretisohen Erörterungen die l&rfUi- 
rung angerufen. Die Redner der Linken, denen der AuMchoaebaieht ihre 
besten Aignmente fQr die direkte Wahl vorw^gen<nmnen hatt^ bemflhtoi 
sieh das UngefiQirliche dieaea Systems auoh unter der Herrschaft dee all» 
gemeinen Wahlrechts danuthun. Anstatt die r^ublikanischen Reihen zu 
verstioken, hatte es iu Wfirfctemb^ und Schlesw^-Holstein, wie M. Mohl 
an den lasten der zum Parlament gewählten Abgeordneten nadtwies, in 
diee«a beiden so ver8<^edenartagen Teilen Dentsdilands doch inaoieni 
übereinstimmend gewirkt, als es nicht einer, sondern verschiedenen poli« 
tisdien Parteien Anhänger zi^fOhrt hatte. Auch darnber, dass sich die 
vorbereitenden WaUversammlat^ien ohne Unordnung und Aufiegung voll- 
zogen hatten und die Verständigung unter den Wählern eines ausgedehnten 
Wahlkreises, worin H. v. Gagem eins der wesentlidist^m Bedenken gegen 
den direkten Modus gefunden hatte, unsclnvcr erteidit war, berichteten 
und beruhigten Mohl aus Württembei'g und Hildebrand aus Kui'hessen. 
^Vaitz hatte in seinem Berichte für die sohlechten Ei-gebnisse, welche die 
Berliner und die AViener Versammlungen des Jahres 1848 zum Teil auf- 
saweiaen hatten, die indirekten Wahlen verantwortlich gemacht Er mochte 
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dabei an den Kiolbassa, der dem Kassierer beim Empfange der ersten 
Diäten auf gilt polnisch den Rttckzipfel küsete, oder an den Michael Mross 
denken, den G. Freytaf; in zwei Briefen voll Beredsamkeit und Laune ver- 
ewigt hat. AlxT der Besoi^mfi, die indirekte Wahl werde auch ein anderes 
Parlament mit dreiundzwanzig Dt)rfseliulzen und zwei Tagelöhnern bedenken 
durfte man die Frankfurter Vei-sammhnig selbst entgegenhalten, die trotz 
des indirekten Wahlmodns soviel weittragende Hainen in sieh vereinigte 
wie keiner parlamentaiiöchen Vereinigung naeh ihr wieder gelungen ist. 
Ein Redner der Linken ging weiter als seine Genossen. Hildebraud ver- 
focht das direkte Wahlrecht nioht obgleich, sondern weil das unbeschränkte 
Wahlrecht proklamiert war. Er erblickte darin ein vorzügliches politisohea 
Bil^rngsmittel mid konnte sidi auf adne ^enen AnsdHuumgeD von d«n 
bohoi SokwQi^f den du eDglische Leben rar Zeit emer Pariammtswahl 
nalun, beniftn. Den pofitisdi gebüdetotm Völkern, England, Noffdamerika 
nnd Belgien mit dndcten WeUen etdlte er die finnzSeisohen Vei&sBungen 
gegenüber, die fiut simtlic^ indirdrte Wahloi hatten. Indixekte Wahlen 
bei aUgemeiner Ansdehnnng des Wahbedite tragen geradesa Gebhien in 
aioh: adin Wahlmlnner kann man besteehen, aehntausend Wfifaler so be- 
steohen iat nnmoglioli. Die Bolle, weldie der Tnniyater Jahn in der De- 
batte fiber daa WaUrenht geapidt hatte, ubmiahm in der ttber den WaU- 
modna der nltramontane Ftoftesor Buss ans FxeiboKg i. B. Der änaaecaten 
Bedbtoi angehöri^ tnt w ffir daa dMcte Wahlrecht dn, wdl er die nn» 
veifBlaohtai Stunmm dw Bauern Temehmm wollte, nidit die der verweioh^ 
liohten, feigen StSdter, der Vettezaebalten, der bogebraohten Fatronate, 
der Advokaten, Bürgermeister und Herleiher von KapitaUm, erschreckte 
aber die Bei&lUüatscher der Linken, als er neben dem altgermanischen 
Bedit der direkten das nicht minder altgermanisohe Beoht der öffentlichen 
Wahl forderte. Der Berichterstatter des Ausschusses, Riesser von Hamburg, 
adüofls die Debatte mit einer kurzen Empfehlung der direkten Wahl, nicht 
um aller möglichen Nebenrücksichten, sondern um ihrer selbst wiUen. Sie 
allein sei im standei daa allgemeine Interesse für die Wahlen zu beleben. 
Die Stimme von zwanzigtausend Wählern \siirden selten auf einen unbe- 
dentonden, nie auf einen unwürdigen Kandidaten fallen. 

Das Restiltat der Debatte war die Annahme der direktrn ^Vahlart 
mit 264 Stimmen gegen 2('-' Die Abstimmungsliste bietet ein ungewöhn- 
liches Interesö« dar. Unter den beiahenden Stimmen finden sieh die Na- 
men der beiden Beeelw, Dahlmanns, Di-o^'sens, der beiden Mohi, der beiden 
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Kaumer, Soirons, Waitz', Thöls, Stenzeis, Biedermanns und Biessers; unter 
den Geti;nc'ru; Anult, Bassemiatin, Beckerath, Mathy, Hayna, Veit, Letten 
Zachariae, Zerzog, Tcllkampf. Grossdeutsche und Ultrumontane sind zalil- 
reich für das indirekte Wahlsystem eingetreten, und ebenso von Jenen 
HaDDOvenmeru, die sich den Wahlbeschrankuugen so wenig zugänglich ge- 
seigt hatteo, iMe flberwicigieiide Mdniivt 

Schon vor dem Emnpfe swieehen dixckter und indiidEt» Wahl var 
der Qber die Art der Stimmabgabe^ ob Öffentlich oder geheim» geffihrl^ 
wenn aneh nicht zu Ende gebxadit worden, da die Abstimmnog bis nadi 
Abschloss der Diekussion über beide Fragen vencboben war. Diesw 
Kampf dauerte zwar nicht länger als der ravor besprodime^ war aber er- 
bitterter. Von verschiedenen Seiten war empfohlen und versucht worden, 
die Entscheidung zwischen direkter und indirekter ^Valil unabhängig von 
dem Gegensatz der politieohen Partei, reiA nach Zweokmäesigkeitsräcksichten 
ZQ treOen. In diesem neuen Streite war man so fern von einem objektiven 
G^ichtspunkto , das» die Rechte der Linken die Verleugnung ihrer Prin- 
zijHen aus Gründen der Parteitaktik vorwarf. In der That, die Partei, 
die sonst fiberall Oetientlichkeit, unbeschränkte OcffentHchkeit forderte, 
trat liier für die Heiniliehkeit ein, und widirend sie eben noeli für die 
niederen Erlassen die hinreiehende Selbständigkeit, um an dem Wahlrecht 
teilzunehmen, erstritt( n hatte, sollten sie nun wieder za abhängig sein, um 
die ötfentliche Stimmabgabe vertmgen zu können. 

Der Antrag der Ausf^ehussmehrheit lautete: (§ 13) die Wahlhandlung 
i^t üüeijtlicii. Das ^^ alll recht musa in Person ausgeübt, die Stimme mund- 
lich zu Protokoll abgegeben werden. Die Minderheil amendirte den zweiten 
Satz durch die W orte: das Wahlrecht wird in Person durch Stimmzettel 
ohne Unterschritt ausgeübt. Das Minoritätserachten trug diesmal nicht 
die Unterschrift eines dtH' demokratischen Auschussmitglieder, des über- 
iippellationärats Schüler von Jena. Mit Genugthuung wies einer der Redner 
der Aosschussmehrhcit, \\'aitz, in der Debatte daitiuf bin und bedauerte 
nur, dass die Parteigenossen die Konsequeni dnea ihrar Ffihrer nieht 
teUten. Er benutste zugleich die Gel^enheit^ der Linken die Angriffe 
hdmimEahlen, deren Oegenstand er als Ver^Ber des AueBohnseberidits in 
den vonra%dienden Debatten eo reic^ilich geworden war. Der Zueammen- 
hang legte ea ihm nahe, den G^nem ihre Verbindong mit andern ihnen 
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sonst leindlichen Parteien und das Eintreten ihici- Ginossofi aul' den Par- 
tikularlantltageu für eine gegen Frankfurt gerichtete l'oliiik vurzulialten. 
Zur Empfehlung des Ausschussan träges lüliite Waitz hauptsachlicti den 
Grund an, auf dt;n auch sein Bericht das gröeste Gewicht legt: die Oeffent- 
lichkeit dei- Wahlen wird die Nation an ein wahres öffentliches Lehen 
wöhncu; sie übt eine erziehende Wirkung auf das Volk, entrückt e.-. dt iu 
Eintluss der Schmeichler und Agitatoren und hebt den Wähler aus der 
unwürdigen Stellung eines blossen Zettel trägers, einer Stimmaächiue zu 
der Wfirde tama sdbatbewusstmi firmen Mannes. Bietet die Oeffeutlicbkeit 
der Wahl anf der üaea Qdte eiiM Gutnlie g^en Besteciiimg und Intri- 
guen aller Ait, ao f&nlert de auf der andern Seite alle besBeren und edlen 
in dem Chaiakter des deutschen Volkes« und ao wird die Au&alime 
diesor Einriditiing in daa neue Bedit dem neuen Reiche und seiner Politik 
eine daneriiafie moraliache Gnmdlage und damit eine Stet^keit veFSchaffen, 
wie sie jeder wfineohen muas, der ernstlich das Verftssungsweric wiU. Auf 
diesem Wege die öffentlidie Abetimmm^ aus mcralisdhem und patriotisohem 
Gerächtspunkt au empfidiloi» ^ng 6. Seeeier wdter. Er sah in der Oeffenft- 
lidikeit den gotdiohen Funk^ germanischer I^nheit» ein groeees Prinnp, 
daa man nidit ans Grfinden aafStliger ZwcckmIsBigkdt» ans NQbdidikeiis- 
rfickeichten anfechten und bekrittln dCrfe. Beide Redner berie&n aich 
suglddi auf die gonstigen Er£ahnmgen, die man in ihrer Heimat mit der 
dort adt Alters bestehenden und erhaltenen Oeffimtlichkeit gemacht hatte, 
und brachten die glöoklidie Entwidcelung des sdileawig^holsteinadiai Vclks- 
diarakters damit in Verbindang. Beiden Rednern wurde mit ^ttbem Ge- 
adiQta geantwortet. Ein Spötter wie Karl Vogt gab Reeder zurück: auch 
&t &sse das Wahlrecht als eine hohe Aufgabe im Dienste dea Vaterlandes 
die mit der nötigen Rücksicht auf das Wohl des Ganzen geübt werden 
müsse, halte das Volk al>er lür einen zuverlässig<!ren Richter über das, 
was ihm fromme, als den Verfaaser eines langen Lehrbuches über £rb- 
TCrtrSge. Nauwock von Berlin verneigte sich bewundernd vor einer jener 
giuoklidien Ideen, deren Heimat das Musterland Schleswig-Holstein sei, 
lind schloss mit dem Appell an die Versammlung: Sie liaben schon eine 
Genialität def^ Verfassungsausschupsefä gerichtet , richten sie nun aucli die 
zweite! Die Berufung auf Sehleswig- Holstein war den Gegnern reichlieh 
unl>«><(i3efu, nahmen sie doch selbst geni auf dies Land Bezug, um den 
Vurzug der direkten Wahlen m erweisen. Aber eben dieses Land berei- 
tete ihnen auch sonst reichlichen Kummer^ denn trot^ seiner Erhebung 
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gi^eii tiic dänische Herrschaft zeif^te es öich für republikanische (Jelüste 
durchaus unempfänglich. Duss aucli in dieser Dp!>atie auf England und 
seine Kämpfe für und wider da> ballot zurückgegangen wurde, ist erkläriicli, 
mir fruc hteten diene Exkurse wenig bei der ünentschiedeuheit des Streites 
und öeiaem Zusammenhange mit anderen Fragen des sozialen und politi- 
schen Lebens in England. Ks ist aufFallenU, wie wenig es in dii ser Dis- 
kussion gelaug, \on den rarteigegeusätzeu abzusehen und, wie es doch in 
der Debatte über direkte und indirekte Wahlen geschah, zu untersuchen 
ob sich nioht aus dem Zweck der Wahlen ein Urteil gewinnen liess über 
das beste Mittd «ur Eif&Uiu^ ihrer Aufgaben. Jede IHurtei madite der 
andern Vorwürfe, die Linke der Becihten: Ihr wollt dnroh die Sffaitiiehe 
Stimmabgabe den Einfluaa wiedergewinnen, der Eudi doidi Gewihniug 
des aUgmeinen Stimmrechts veiloreu gegangen ist; die Beehte der Unken: 
Ihr wollt durch die Heimlichkeit die Wähler den Plinoi dioistbar machen, 
die Ihr dffentlieh nicht verfo^n kdnni Jede Partei dadite bei der For- 
derui^, die sie vertrat, an indirekte Zwedce, die sidi vidleicht »igleidi 
nuterfOUen lieseen, aber mdbt an die ,^atur der Sache", die hier am Flatae 
gewesen wSre> Audi der die Debatte abadilieegaide Berichterstatter 
Biesser feierte die Oeffentliohkeit als ein Postulat der SiUlichkalt und em- 
pfahl sie zc^leich als dn Mittel, die mandiodei Unsittliohbnten abni- 
wehren, die sich an einen Wahlakt hingen. Werden sie audi bri Öffent- 
lidier Abstimmung nicht ausbleiben, so erhSlt dodi der erkaufte WIhler 
nicht noch das Recht, seinen EUiufer zu betrOg»!. ' Das Resultat der Ab- 
stimmung war der 8i^ der geheimen Stinmiaogabe. Aber in der gaojten 
Wahlgesetsdebatte ist doch die Differenz ' zwisclien den GegnerBohaften 
nirgends so gering gewesen wie hier: den 239 Stimmen für. standen 230 
Stimmen gegen die Heimlichkeit gegenüber. V on der Linken hatten ein* 
seine för die Oeffentlichkeit votiert: ausser Schüler z. B. Uhland, Eisen- 
mauD, aber einige von diesen haben sich nachher, als die Oeffentlichkeit 
gefoilcn war, für die geheime Abstimmung erklärt, um den völlig rcsultat>> 
losen Abschluss der Debatte zu verhindern. Die geheime Stimmabgabe 
erlangte infolgedessen diti bedeutendere Majorität von 249 gegen 21S 
Stämmen. 

Nachdem dlf Ahstiinmungen über direkte und öffentliche Wahlen am 
1. Mäns stattgefunden liatten, wurde tags duraut über das Qe&otz im 
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ganzen votiert. Es errang eine Mehrheit von 25ti gegen 194, ein Ei^ebnis, 
flas begreiflich von der linken Seite mit Beifall aufgenommen wurde. 
Unter den bejahenden, Stimmen iunden sinh < inzelne konservativ Gesinnte 
wie Jahn, andere, die gegen wichtige jetzt augi^nonimene Bestiinmnngen 
gcspnwhen und gestimmt hatten wie Reichensperger. Er und »inige Ge- 
sinnungsgenossen erklarten zu Protokoll, dass sie von der /weiten I^suug 
eine Beseitigung der dem Gesetze anhaftenden Mängel erwarteten. 

Vor dieser zweiten Lesung hatte die Li|ikc eine heimliche Sorge. 
Noch ehe die erste Lesung zu Ende gekommen war, suchte sie den wei^ 
tun. Gang dm Yeili8n^iimi;ea fOr aidi anaEmml^Deii, Ak die Veiaainnilmig 
einen Anlauf nahm den Begbn der aweiteo I^ung der Yerfassnng an 
fixieien, trat Jakob Yenedey mit dem Antn^ daavriaehen: ja, aber voifaer 
die swette Losung des Wahlgesetaes» denn ein tfichtiges Wahlg^sets wird 
die Btnhdt Deotsohbuids gana anders begründen, als alles was- die Yer- 
sammlong sonst noch besohliessen wird. Eine Aigumentation dieses Schlages 
wurde nun awar mit 257 gegen 195 Stimmen abgewiesen, aber nadidem 
der erste Abschluss des Wahlgesetses eneicht war, erneuten sidi unauf* 
horii<^ Ihnfiche Yersuchc^ immer damit motiviert: das Wahlgesets ist das 
wichtigste aller Geeetse, ist die Grundlage der ganzen Yer&ssung. Mit 
jedem Auftohub befurohteto die Ijnke den teuefren Schatz, den sie eriaogt 
hatte, wieder einsubfissen. Ihn moglidist bald in Sidierheit zu biingen, 
war ihr unabllssiges Bestreben. Schern die geschSftoordnungsmSssige Bilde- 
kehr des Gesetzes in die Hand des Yerfiissungsausschusses, „dessen &|«tem 
nur 21 Stimmen für sich erhalten hat'S war den Minnem der äussersten 
lenken ein Gräuel, und wäre es nach ihnen gegangr ti, n wurde einer be- 
sonders erwählten Kommission die sofortige Vornahme der Revision auf- 
getragen. Noch in derselben Freitags-Sitzung, da die Gesanitabstinimnug 
stattfand, lief ein Antrag ein, die zweite Lesung ^eich in der folgenden 
Woche vorzunehmen. Mit knapper ^lehrlieit — 228 g^cn 211 — wurde 
die Dringlichkeit abgelehnt. Am 8. März erneuerte K. Vogt denselben 
Versuch mit nicht besserem Erfolge. Tagf= darauf reichten Eisenstvick und 
7B Genossen einen gleiehen Anti-ag ein und waren ?o glücklich, füj- die be- 
liebte Motivierung einen Beleg aus dem Berichte von Waitz über das 
Wahlgesetz anführen zu können. Trotz ihrev J>eduktinn, dass demnach 
die Erledigung der Wahlordnung vor der Verfassung nicht bloss wünschens- 
wert, sondern geradezu notwendig sei, wurde der Antrag mit 260 gegen 
lä2 Stinmieu abgelehnt. Aber als seine Dringlichkeit zugelassen war, ent- 
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wickelte sich eine Debatte von grossem poliUschen Interesse, die Liebt 
verbreitete über die Stellung der Parteien mm Wahlgesetz nnd ihr V«r^ 
haltnis zum A'^erfassungswerk. Vogt hafte einen der abgeworfenen Dring- 
lichkeitsantrnpe hej^rundet mit der Notwendigkeit, sicli durch die definitive 
Annahme des W ahigesetzes eint; Armoc im A^olko zu verschaffen, die der 
Armee der Vereiiibaning und ihrem Rückhalte, den russischen Bajonetten, 
die Spitze zu hicU'ü vcrniöi/" Srlilagend erwiderte auf solche Argu- 
mente Biedenuann: gfg*^ii aiisstTc Geiiihreu sei es notwendiger als ein 
Wahlc^esetz die Einheil Deiitfschlands rawh zn stunde hriiigeii. Mit uu- 
verhüliter i>eutlichkeit .sprach liudwig Simon ^vou Trier aus, ans welchen 
Gründen die Linke auf die Erledigimg des Wahlgesetze» vor allem andern 
drang. Ks sind drei Parteien in der Versammlung, führte er aus, die erh- 
kaiHcrlicbe, die ohterreichische und die Linke. W ir wiesen, daAs wir allein 
nichts erreichen können. Uns awi' die blosse ^k'egatiuu bei der zweiten 
Lesung zu beschranken sind wir nicht gewillt. Um zu einem pot^itiven 
Ergebnis zu gelangen, mfifisen wir uns mit einer andern Partd verbinden. 
Das Wahlgesete ist uns der Probirstein, wekher Partei mc vans nibeni 
aollen. Haben wir daa Wahlgesetz sidher, so wird man ona mtgq^kom- 
mand finden, da wir selbst das Interosse baben» dass dk VerfassnngBbe» 
latong wa einem positivmi Ende gdangt. Cyniaoher batte K. Vogt dasselbe 
sebon frfiher erkUbrt: wenn er ridi auch nioht auf Sebabhem nnd Hand^ 
verstehe^ so tanscbe er doch mit VergnQgen für etwas Sdilecbtes — und 
t&v etwas Sddechtes balte er jeden Zoll Oberhaupt — etwas Gutes» näm- 
lieh die Yolksfreibeit ein. Es war ein seltsamer Handel, den die Partei 
im Sinne batte: ein Handel, bei dem sie selbst möglidist klag vw&liren, 
dem G^s"!^^ nicht gestatten wollte, ebenso zn verfabrm. Biesser, dem 
es sobou wiederholt gelangen war, die Debatte auf ihren logisohen Zn- 
8amm«ihang anrudcsafuhren, «mahnte geg^über solohra Nebensbsicbten 
der Parteien sich auf das sacblit^e Verhältnis des Wablgesetaes aur Yer» 
fiusnng zu besinnen, an dem Vcrfassongsbau fortzuarbdten und nach «einer 
Vollendung das Wahlgesetz als ein wesentliches Organ zur Ansffihi ung der 
Verftssnng festzustellen. Er warnte davor, das allgemeine Wahh-eeht zu 
dem einzigen Hebel zu machen, der noch die Herücn dos deutschen Volkes 
für die Sache des Vaterlandes in Bewegung setzen könne, und seinen Zu- 
ruf an die Versammlung: „stellen Sie Ihr Werk nicht auf die einzig 
Spitze der Lehre vom allgemeinen Wahlrecht," beantwortete sie mit einer 
entschiedenen Ablehnung des Eüsenstuok'schen Anti'ages. 
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Die k.n,.equeDte ^^ohe die Versuche der Linken erfuhren, 

daa AVahlgeset. vorweg z. ^ wenigstens zur Zeit die Ohn- 

macht der angebllelion Koai ^ WaUgesete abgelost von 

der Verfassung und vor der festsusteUen, war damit definitiv 

gescheitert. Aber der Erlbl^' war ^.^ formeller. In der Öache, das 

Wahlgesetz in der Gestalt der ersten x^mu^ fesiasuhalten, blieb die Linke 
Siegerin. 

Die Episode, welche Welckcrs Antra, ^ 12. M;üv> anf Enbloc- 

Annahmc der Verfassung herbeiführte, bot tüi , unsere Frage nur ein Mo- 
ment. Tn dem ßerichte des Verfassungsansschusb-^g^ der Welckers Anita«; 
unter eiuigeu Modifikationen empfahl, war die Aufre^hterhtiltnng des Wahl- 
gesetzes nach den Beschhissen der ersten Lesung mi^wAusiiuhni« l-i ge- 
heimen Abstiuiuiüiig, ,,mu den moralischen, patriotigch^l|n nunulaer der 
Wahlen' zu. wahren, vorgcächlageii. Bekauuilieli hatte ^lic mehrti^jige 
Debatte über Welckers Antrag lediglich den positiven Erlimlg, dass «ne 
beschleunigte Form der zweiten Lesung der Beichsvei-fassung ^angenommen 
wurde. Wurde snoh dem am 22. Mars nochmals ^edeihdnlMi Antn^ 
auf EnUofr-Annahme des Wablgee^es die Dringlfdikeit versagt, lautete 
dodi nach wenigen Tagen, als die Versammlang aufa neue vor d^e gleiche 
EVsge gestellt wurde, die Antwort anders. 

Am 27. MIrz war die aweite Lesung der VerfiH»ung au 
braoht Ein jetat auf Annahme des unverinderten Wahlgesetaes gi 
dringlidier Antri^ trug Untersduiften aller Parteien. MVedes die 
Udikett des Antrags noch dessen Inhalt bildete Vbi^eae einen Gegenstai 
Streites. Ueber das eine wie das andere wurde durch Aufstehen 
Bita^bleiben entediieden. 

Nicht die patriotische Erregung des AugenblidES« nidit der Wud 
anm Absohluss des VerfassungswMkw au gdangen, hatten diesen Erl ^ 
heibdgeföhrt Er war das Ergebnis eines Kompromisses der Partei« 
Was bei den Verhandlungen über den Weloker'sohen Antrag missglü^ 1 
war, war jetzt gelungen. Mitglieder der Idnkwi hatten sich für die Erl 
lichkeit der SaiserwQrde zu stinunen verpflichtet, falls die erbkaiserliche 
Partei das suspensive Veto des Kaisers und die Aofrechterhaltung des i 
erster Lesung beschlossenen Wahlgesetzes zugestand. Erfolg wa' 

dass die in erster Lesung mit starker Mehrheit verworfene Edrblicbke 
(oben S. 140) nunmehr mit vier Stimmen Majorität angenommen wurd 
Mtlsste schon diese spfiriiche Mehrheit den Wert des Sieges her^minderr 
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uihI tias Bedenkliche des Handels herausHteilen, zu dem ^'wh die erbkaiser- 
liche Partei noigt drun^eu verstanden hatte, so noch mehr die Art und 
W eise, wie die TJnke die ihr ireniachten Konzessionen benutzte. Das sus- 
jHusive Veto, 7M dem pich die Heclite schweren Herzens herbeigelassen 
hatte, war hei der zweiten Lesung auch auf Yeiiassungsänderungen er^ 
streckt worden. 

Das VVahlgesetic wurde iui 13. Stücke des Reichsgesetzblattes am 
12. April 1849 vom Keichsverweser unter Gegenzeichnung der Reichsmi- 
nister publiziert 

So war dn WaUiedit, wie et in kdnem Steate von Europa mit 
^Aosnalime des republikaniachen Frankreich und in kdnem Staate der 
nordamerikanisdhen Union beatand, Beiehsg^setJE geworden. Dies Wahl- 
redit war auacraehen als eine dauernde oigaoiadie Einriditung in einem 
neu zu adiaJFenden Staate wesesi au dienm, das aus monarßhiaoh regierten 
Einidstaaten sittammengeBetatt von der m<»iatdiis4:hen Gewdt eines Eib- 
kaisera gdeiiet werden sollte. Das Biohierwort: es wird kdn Haupt Aber 
Deutsohland leoditen, das nicht mit dnem volIoi Tr<^fen d«nokratiscben 
Odes gesalbt ist, hatte raaoh und unerwartet seme Uebersetanng in die 
Spradie des Gesetaes gefunden. 

Die Aufnahme des Wahlgesetaes im deutsdi^ Volke war geteilt 
Dia Demokratie jabdte. Sie, die das Frankfurter Parlament mederholt 
ihrer Veraditung versidiert und die Ahgeordneften mit HGsstouiensvoten 
hdmgesndit hatte« wandte sich mit der Freude, die bekehrte Sander zu 
erwecken pfl^n, der Versammlung wieder zu. Paridus, Oberlandesge- 
richtsassessor in Naumburg, gab in der zweiten Kammer zu Berlin dieser 
Stimmung Ausdruck. Das allgemeine Wahlrecht galt ihm als die Grund- 
bedingung eitles freien Staates, und er pries es, dass durch ein eigentüm- 
liches Geschick, das über der Freiheit der Völker waltet, dies Recht in 
die Verfassung de»^ deutschen Staats gebracht sei. Darin liege eine Rück- 
kehr der Frankfurter Versammlung zu dem frischen revolutionären Geiste 
ihrer Anfänge, den sie nie hätte verlassen sollen. Die Sprecher der Linken 
in Frankfiirt stimmten in den gleichen Ton ein. In der beliebten Ver- 
wechselung; der r'igenen Partei mit dem Volke versieherte Zimmermann von 
Stuttgart srlion, nachdem die l^inke ihre ersu ii Triumphe in der Wahl- 
gesetzdebatti^ geleiert hatte> das Volk werde wieder ein Herz zu der Ver- 
sammlung haben. 

In der liberalen Partei erireute man sich an dem Gedanken, die 
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Verfassung, wenn auch nach langen Kämpfen und unter schweren Opfern, 
zum Abschlusi^ gebracht zu haben. Das Gefühl der Bcfricdignng war be- 
r<H>hti|2;t, denn das Erreichte stellte die Hauptsache, um die gerungen war, 
sicher: den deutschen Bundesstaat nurer der Fuhrung Preussens. Der Ab- 
Bchluss des ^^erlassuIlg8werkes wurde offenbar im Volke, weit in die Kreise 
der konservativen Parteien hinein, freudig aufgenommen. Die Hoffnung 
einen gesicherten ii< chtst)oden wieder zu g(!winnen und die Bew<'gung, die 
seit Jahr und Tag das deutsche Volk in Atbem erhielt, abzuschliet^scn, 
belebte sich neu. Solchem Ergibais gegenüber mussten die Bedenken 
über die Mängel, di«- dem Verfassungswerke anhafteten, wie über die 
Opter, die sein Abschluss gekost(»t hatte, zurücktn^ten. 

Aber tlie einen wie di<* andern bargen grosse Gefahren für die 
Durchführbarkeit des Werkes, üb<!r di'ssen Form und Inhalt sich die Par- 
teien geeinigt hatten. Die Gegner der deutsohco Bewegung, die Partika- 
laristen und die Grotsdeutscheiiy b^fichtigten sidi ihrer, um der AnDahme 
d&e Yerftttung an den Stellen, auf die e» ankam, CDtgegenznarb^toi. 
Unter den Befitimmvmgcn der Vcriassung boten den Gedern das suspen- 
sive Veto und das Wafa^eseta die branotibavsten Handhaben. Sie worden 
l^utst» not die Reidisverfiissung als die oiganisierte Revolution und ihre 
Verteidiger als vcikappte Republikaner zu brandmarken, die auf nidits 
anderes bedadit seien, als dem Könige von Pkreussen das i^HunddialBband'' 
umsawerfen und ihn in den Dimst d&e Revolution »i zwingen. Die libe- 
rale Partei hat die SdaSden des Fraokfiirter Yeiftssnngswerkca nie ver- 
kannt» aber die Bebauptui^, das suap^ive Veto und das Wablgeseta fiber 
wuehertm und erstiekten die guten Seiten der Verfassung, war grundlos. 
"Wegea der Besiehungen swisdien den beiden Angriffispunkten moss hier 
auch knns des suspensiven Vetos gedacht werden. 

Ein Reichstagsbeschluss konnte nur duroh die Ueberebstimmung 
beider Häuser des Beiehstages, des Stnatenhauses und des Volkshauses, 
gfiltig xu Stande kommen und wurde durch die Zustimmung des Kaisers 
zum Gesetz. War ein Reichstagsbeschluss in drei sich unmittelbar folgenden 
ordentlichen Sitzungsperioden unveraudi rt gefasst worden, so wurde er mit 
End«' des dritten Reichstages auch ohne die Zustimmung der lieichsregte- 
rung Gesetz. Das Recht des lieichsoberhauptes, das £nde der Sitzungs- 
perioden zu bestimmen und das A'^olkshaus aufzulösen, verringerte noch 
die Gefahr des suspensiven Vetos. Handelte es sich um Verfassungs- 
änderuQgeu, so war zvfsa; auch ihnen gt^eoüber das Veto des Kaisers be- 
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aehrinkti, aber hier lagen EraohweniDgen stärkster Art sehen in den al%e- 
meinen Bedingungen fedcr Verfaasuiq;Bfindei'UDg: iu der auf zwei Drittel 
der gesetdiohen Mitgliedorzahl gesteigerten Prfisenjssiffer^ der zwiefachen 
Abstimmung und der Annalmic df A « nderungsvorschlags durch zwei 
Drittel der Anwesenden : alles Erfordernisse, die iu jedem der beiden 
H&Dser des Keichstags und, um die Zustimmung des Kaisers entbehrlich 
2U machen, in drei sich Tmraittelbar folgenden Sitzungisperioden beobachtet 
sein mussten. Nicht begründeter waren die Angriffe gegen das VVahlgi^ 
setz, das ausserhalb der Verfassung stand und deshalb im Wege der 
ordontliclii'n Gesetzgebung von «'inen Man^<ln befreit werden konnte. 
Das Wichtigste war, dass es Tinr iür eine Tlältte des Keichstags galt. 
Neben einem nach dem allgemeinen, direkten und gcbeimen Stimmrcebt 
erwählten Volkshaufe stand ein 8taateuhaus, dessen Mitglieder znr Hälfte 
dureh dii- R< gicrungen, zur and<'rn Hälfte durch die Volksvertretungen 
d« r driitscin'n Einzelstaaten ( rwählt wurden. Die Ix'idcn Häuser desKeiehs- , 
tages wätcu im Gebiete der Gesetzgebung gleiclilx rechtigt, in dem der 
Budgetbewilligung hatte das Volkshaus üblicinr Weise grössere Rechte. 
Mit Rcstiiuiiuingen soleluT Art, hicuä es, sei da.> licgiercn unmöglich, 
Wohlmi iuunde und gemässigte Männer haben schon damals anerkannt, 
dass weder das suspensive Veto noch das Wahlgesetz die masslosen Vor- 
würfe verdienten, die gegen beide Einrichtungen eihoben wurden. 
DnokwitB von Brauen, der damalige BdohBbanddsimDister, äusserte am 
13. April 1849 in einer Unterhaltung mit dem Aeichsverweser und untw 
dessen Zustimmung: was man prinnpiell gegen die unbeduogte Annahme 
dar BeichsverfiusuDg sagen kann, g^t im wesentiiohen auf das suspensive 
Veto (er meinte ha Verfassungsänderungen) hinaus, weldies bä Licht be- 
sehen doch nidits zu bedeuten hat. Denn weun dra Jahre lang beide 
Hftuser mit dner Stimmenmehibeit von zwei Drittdn eine und dies^be 
Sache besdiliessen, daon ist es doch nicht in der Gewalt des Oberhauptes, 
ein Nein entgegenansetsen, Sdion vorher hatte Bansen in einem Brrafe 
an Friedridi Wilhehn IV. ausfuhrt, dass das nur suspensive Veto in 
anem Bundesstaate wAA soviel au bedeuten habe als in einem Einsei* 
Staate ond das Wahlgesetz nur das preussische System sei. 

Das Wablgeseta trag nicht die Sdiuld, dass die Ver&ssung noch im 
Hafra scheiterte. König Friedrich Wilhelm lY. gründete selbst seinen 
Entsohluss die Verfassung nicht anzunehmen nii^t sowohl auf deren In- 
halt als auf die Mittel, durch wddie das Ganse au Stande gekonmien wars 
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^ geringen Mehrheiten, mit denen die wichtigsten Beschlüsse gefasst 
waren, die Transaktionen der Hechten mit ihren Gegnern, deren es be- 
durfte, nm auch nur das demütigende Ergebnis der Krblichlveit und der 
Kaiserwahl zu erreichen. Die ganze Schule seines Zorns gies.st er Ober 
die maskopy mit der Linken aus, mit den gottlosen Bluthunden. Ks fragt 
sich sehr, ob nicht Bi scliUlsse, hinter denen imposante und sichere Mehrheiten 
standen, zu Vcnniücluiin. a ausgereicht hätten, um üi)er das prinzipielle 
liedeukuii Ii in wegzukommen, das der König jetzt voranstellte und in der 
unnachahmlichen Wendung eines Briefes an Bimsen ausdrückte: „ihr da, 
habt gar nichts zu bieten!" 

Dahlmann hatte einst seine Opposition gegen Ernst August von 
Hannover bezeichnet als einen Kaiü{>t gegen den sterhliclien König für 
den unsterblichen König. Su trat jetzt auch die liberale Partei nach der 
Ablehnung der erblichen Kaiser>vürde durch den König von Preussen ein 
für die erbliche Kaiserwürde der Beichsverfassung und den Besohluss vom 
28. Mäni, der «a &mvt Würde den König von Preoasen berief. Die 
Reiehsverßisdiiiig bildete dne gemeinsame Giundli^ der Partien. Am 
Tage, als d» KiuBerdqputatimi T<Mn ihrer veigebliohen Reise hdmgekehrt 
in der Nati<NMlver8ammlung durob ihren Führer, den PrSsidenten Simeon, 
Bericht cietattete, wurde auf d»i Antrag eines berühmten Juristen, Kie- 
rulffs, damals OberappellationsTats in Rostock und Yertreters eines mecklen- 
burgischen Wablbeairks, beschloesen an Rdehsverliusui^ und Wahlgesets 
unwandelbar lestauhalten. Mit 276 gegen 159 Stuumen wurde der Antrag 
angenommm. Manner der entediiedensten G^ensatse, Dahlmann und 
Vogt^ Watta und Ludwig Simon, stimmten zusammen. In der Minorität 
standen die Oeatenetcher, die Gvossdeutaofaen und die von der Linken, 
die es unlo^sdi &nden, an dnem Emsertom ohne K&iser festauhalten. 

Der Wegf den die liberale und die demokratische Partd gemeinsam gdien 
konnten, wahrte nicht lang. Die demokratiscihe Partei sdirieb dfie Bddis- 
verftssung auf ihre Fahne, meinte aber doch eigentlich nur die demokra- 
tisdira Bestandteile der Ver&ssui^ vor allem das Wahlg^etz und die 
Grundrechte, am wenigsten das prenssisdie Erbkusertnm. AVa.s der demo- 
kratischen Partei die Verfassung wertvoll machte, war der liberalen von 
zweifelhaftem Werte, höchstens um eines höheren Gutes willen njit in den 
Kauf zu nehmen. Durch das Wahlgesetz hoffte die Linke, das Parlament 
au erhalten und zu behaupten ; im Parlament sah «sie die Einheit verwiric- 
lioht und war im Notfall aufrieden mit der patlamentarisdien Einigui^ 
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Deutschlands, wie sie im Jahre 1848 bestand. Wer deo Bundesstaiit 
wollte, de« konnte nicht die Existenz eines einzehieu Orp^ans e til seh üdigeiu 
Wor ein wirksames, nicht ein bloss geträumtes, politisches Loben wollte, 
konnte sich nicht mit der Fortdauer einer Institution begnügen, die unaus- 
fi^führte (Tcsrtzo beriet und in die llegierungsangelegenheiten einzugreifen 
den vergeblichen Versncli inachio. Gewiss pib cr einen Weg, dem einen 
Orpraii Macht auf dem (irlm tc der ( icsetznel)nng; und Verwaltung m ver- 
pclia<fpn. Dem Parlamente zur Stellung eines Konvents zu verhelfen, 
konuH ii die Männer sich nicht hortrcbcn , die wussten, was Deutschland 
an staatlicher Einiirnn^- heieit.s in l'reusöi'n besass. die einen Bundesstaat 
aus den deut*jcheii Monarcliien errichten und den grössten monarchischen 
Staat an seine S|>itze bcniftn wollten. So traten die Parteien nach 
kurzem Zu.sunimengohen wieder auseinander. Der Weg der einen führte 
natli Stuttgart, nach Baden und der Pfalz, der Weg der andern nach 
Gotha. 

Den Gegnern der deutschen Bewegung konnte nichts gelegener kommen 
alfi jene Aufstände, die sich eine Erhebung für die deutsche Reichsver- 
fiuaang tn sein berOhmten. Sie lieferten ihnen bessere Waffen gegen die 
Rek^sverfaMung in die Hand, als der beredteste Pablisist vermochte. 
Und je mehr die Demokratie das Reiehswahlgesetz pries, desto mtkr ge- 
wohnte man steh auf der entgegengeseteten Seite in dieson Qeaetase den 
Sita alles Unheils 211 sehen. Als die preusstsche B^erung die von Frank- 
furt daigebotene Verfassung snrfickgewiesen hatte und durch eme von ihr 
voigel^te SU eraetaen suchte, ersdhien nichts so eilig als die Abw«rfung 
des WaMgesefases. Die Dreikonigsverfassung v<Hn 26. Mai 1849, die nodi 
so vieles von der Frankfurter Terfossung festhielt und sich gern als deren 
geläuterte Fortbildung, als deren vervoUkommnete Gestalt anagab, ersetzte 
sofort das allgemeine gleiche und direkte Wahlrecht durdi das Dreiklassen- 
Wahl^tem und die geheime Stimmabgabe durch eine öffentliche. Der 
von den dr» B^erungen Preussens, Sachsens nnd Hannovers vcwgelegte 
Qesetaentwurf betreffend die Wahlen der Abgeordneten cum Volkduiaae 
seigt deutlich die Spuren der gemeinsamen Arbeit Stuves, des hannover^ 
sehen Ministers, und der preussischen Staatsmänner. Auf Stiivcs Einfluss 
geht die Aufnahme einer Definition der Selbstfunlii^keit zurück: sie wurde 
in die Zugehörigkeit zu einer Gemeinde, Wahlberechtigung in dieser und 
Zahlung irgend einer direkten Stuatssteuer gesetzt. Vergebens sträubte er, 

der die Wahlen möglichst an den Gemeindeverband zu knüpfen wünschte, 
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sich gegen die Aufnahme des Wahlsystems nach Steuerklassen, in dem er 
nicht weniger als in dem ailgemeiiicH Wahlrecht die Drachenzalme der 
Revolntion «ah. D:iJ^ Syst<>in war damals noch neu und in Prfiussen selVjst 
noch nicht in weitcrem Umfange als dem der rheinischen Gemeindeordimug 
von 1845 erprobt. Klieinisciie Abofeordnete haben aiicli, als nach der 
Auflösung d<,'r zweiten preussis<!hen Kammer am 27. April 1840 die Ok- 
troyimng eines neuen Wahlgesetzes vorbereitet wurde, zur Annahme jenes 
Musters geraten. Noch ehe es offiziell für iVeussej) aus Licht trat — 
das oktroyiertt! \\ ahlgesetz ist vom 30. Mai datiert — brachte es der mit 
dem Dreikünigtibünduis verbuadeae Verliussungsentwurf lür das Volkshaus 
dpji zu gründenden deutschen Bundesstaats in Vorschlag. Hatte das Reichs- 
wahigesety, dazu gedient, die Fraukl'm'Ler VerfaiSisung im Volke populär 
und bei den Regierimgen verdächtig zu machen, so machte das Drciklasseu- 
VVahlsystem die Dreikönigsver&esung im Volke unbeliebt, ohne ihr die 
Aufnahme bei dm B^enmgen zu erleiditern. Das war amh die Yer^ 
sammlong m Golba m zeigen geeignet, za welcher sidi diemalige Miti- 
glieder des Frankfurter Parlaments, soweit sie der erbicaiserlicben Part« 
angdidften, im Juni 1849 ausammenfandeti. So entsdiieden ihre ErUirang 
vom 28. Juni au gunsten der durch das Beiliner Bfindnia dargeboteum 
"V«ffaB8ung lauftet» so won^ sind sie geneigt, für das mit ilir verbundene 
Wahlg^aeta Anzutreten. Sie erkninen an* dass dem iF^nkfurter WaUge* 
selce nidit an beseitigende Hindernisse entgegenstehen, eraohten ea ffir das 
BestOi wenn lande^esetalich das Wahlgesets für den naehsten Rddisfog 
festgestellt mtd, und glauben ea nur nieht verantwOTten an konnoi, das 
Zusiandd£<»nmen des ganaen Werkes an den Bedenken gegen ein Wahl- 
gesets Boheitsm an lassen. Eine Aniahl von Ifitgliedem der Yersammlnng 
inabeaondefe aus dem Königreich Hannover, habm sieh lange gesträubt 
audi nur dieser Erklärung über das neue Wahlgesetz zuzustimmen; einige 
von ihnen haben um deswillen der Gothaer Kundgebung ihre Untersohrift 
versagt. 

Wo das allgemeine Wahlrecht seit 1848 in das Landesrecht der 
deutschen Staaten eingedrungen war, entfernten es die Revisionen, die den 
demokratisierten Verfassungen und Gesetzen nach 1849 widerfuhren. Im 
Erfurter Parlament war ein Antrag angenommen, der den Landesregierungen 
zum Zwecke einer Bessenmg ihrer Wahlgesetze die Beihilfe der Reichs- 
gesetzgebung in Aussicht stellte. Die ganze Gegnerschaft gegen das System 
des Frankfurter Wahlgesetaws drucken die Worte aus, in denen eine der 
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Etfyatet Yerfassimg^vorlage bdgegebeue Denkst hrii't jene«; zu charakteri-> 
zieren snoht: das gesamt« Gewicht der AuHÜbung des höchsten poUtiacben 
Jjechts wird aus dem Kern der Nation heraus in deren Massen veii^ty 
und die ötlentlichc Wahlhandlung wird durch die Einführung der heim- 
lichen Stimmabgabe zu einem bereiten Felde der politischen Intrigue gemacht 

n. 

Dem allgemeinen Wahlrechte ist 18 Jahre nach den Tagen von 
Fkttikfurt eine zweite parlamentariadie Verhandlung in einer deutschen 
Nationalvertretmig zuteil geworden. Der koti8titui«!endc Bdchstag des 
norddeutschen Bundes, der im FrQlijalir 1807 in Berlin zosammentrat» war 
wie das Frankfurter Parlament aus d^ allgemeinen Wahlrecht liervoige- 
gangen. War für Frankfurt überwic^nd indirekt gewShlt worden, so waren 
jetzt alle Abgeordneten mittels direkter Wahl bestdlt Ebenso waren alle 
in gdieimer Abstimmong erwählt, und nur insofen bestand mne VerBchie- 
denheit, als Preussen, Anhall^ die beiden Mecklenburg und Keiiss I. L. den 
Abgeordneten DiÜten aus Staatsmitteln versagt» die übrigen gewährt hatten. 

* 

Die Physiognomie der Berliner Versammlung war sehr verschieden 
von der in Frankfurt Schon die Zahl ihrer Mitglieder war viel geringer. 
Die gesetdiche Anzahl der Mitglieder des Frankfurter Parlaments, bei 
dessen Wahl auf je 50000 Seelen der Bevölkerung von 1842 ein Abge- 
ordneter entfiel, betrug 658, aber die Zahl der wirklich Eingetretenen wird 
kaum 600 überstiegen haben. Die Beschluss^igkeitsziffer hatte die Ge- 
schäftsordnung auf 200 festgestellt Die Teilnahme an daa Besdilnssai 
war sehr weohsdnd: im Juni 1848 bei den Abstimmungen über das 6e- 
setz die provisorische Zentralgewalt beireffend belief sidi die Sunune der 
Votanten auf 520—550, in dem ersten Januarwochen des Jahres 1849 bei 
den Abstimmungen über die Oberiiauptswürde betn^ sie im Maximum 
474 (oben 8» 140). Um etwa 20 Stimmmen blieb dahinter die Anzahl 
der Votanten bei den einzelnen Positionen des Wahlgesetzes zurück (obm 
Sk 161). Die gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Reichs^tages von 1807 
war auf 297 festgestellt. Abgesehen davon dass der Reichstag bloss ein 
norddeutscher war, hing diese geringere Gesamtziifer mit der gesetzlichen 
Vorsehrifl zusanunen, dass erst auf 1 00 000 Seelen der Bevölkerung ein 

Abg^Ofdneter zu wählen war, ein Verhaitnissatz, den schon das Frank- 
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furter Parlament für seine Nachfolger im Walilgesetze adoptiert liatte. 
Bei wichtigen Abstimmungen wie der über die Annahme der lieichsver- 
fa&sung ist die gesetKliche Anzahl in der Versammliiog auoh nahezu er- 
reicht worden. 

Das bewegliche siiddculsclic ElfTnpt^f fehlt«' dem Reiclistairo. I^ie 
prenssis<lien Abcreordnetcn ühcrwofini (loriiiasscn, dass die Nicht-Pi^eusneii 
nur etwa der Gesamtheit hilih ten, Aneh wenn man die Abgeordneten 
der neuen Hnivinzea Preussens alt-* r/,te, blieben noch immer nahe an 2Ü0 
preussisehe Vertreter übrig. Trotzdem war der Charakter des lieichstags 
nicht spezifiseh pnMissisch. So oft aneh lieminiszenzen aus dem preussi- 
sehen Ab<;e(>r(hieteiihause in die Verliatidluugen hineinspielten, m wenig 
sich auoh die Erinnerungen an den kaum beendeten preussischen Ver- 
fassungskonflikt unterdrücken Hessen, die neue grosse Aufgabe, die der 
Versamndung gestellt wur, die neuen Männer, die neben den altprenssi^ehen 
l'arlamentarieni das Wort führten, gaben dem Ganzen ein Gepräge, das 
von dem der bisher in Berlin versammelten Volksvertretungen sehr ver- 
schieden war. Die Erinnerungen des im Jahr nivor gefSbrten Kriege» 
spiegeltoi moh vieMkoh in den Er^ebnisaen der Walil«i. Auf d«D Bänken 
der Abgeordneten easaen die ruhmreichen Generale des b5hmi8<&en mid 
des libinftldzages: Prinz Friedrich Kari, der Freiherr von Moltke, Stein» 
meta, Vogel von Falökenetein, Herwarth von Bittenftld. Eine Anzahl der 
hannoveniehen Wafalhexirke hatten Abgeordnete entsandt, itm nach Kriften 
ihrer Abneigung gegen die Einverleibung in Freoaaen Ausdruck au geben. 
In einigen Mandaten brachte die ultratnontane Partei, in anderen die Polen 
ihren Widerwillen gegen die Starkang, weldie der preussisdie Staat er- 
fahren hatte, rar Geltung. Zwei Abgeordnete, welche das Dänische als ihre 
Hnttersprache beaeichneten, verwahrten ihre Wahlbesirke gegen die Auf* 
nähme in einen deutsohen Staat 

Dem Beroib nadi waren die Abgeordneten weniger versdiieden als 
in Frankfurt Das dort so reidilieh anwesende Element der Professoren 
war hier durch die Namen: Gneist von Berlin, Sybel von Bonn, Gerber 
und Wächter von L(iipzig, Zacliariae von Güttingen, Röpell von Breslau, 
Baumstark von Greifswald repräsentiert Ueberwiegend waren die Abge- 
ordneten dem Beamtenstande und dem der Gutsbesitzer entnommen Jenem 
gehörten nach Windthorstä Berechnung nicht weniger als 190 Mitglieder 
an. Die Litteratur war durch Gustav Freytag vertreten. Handel und Ge- 
werbe hatten nur einzelne Bepr&seutanteu au&uweisen. Als eine Name der 
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Zukanfi ragte der des Drcchelcrmeistors Bebel von Dresden in die Vor* 
«ammluug; er Ix^Qgte sich aber in einer Rede rein politischen Schlages 
geg<Mi einen Bund jsu »prcohen, der keiocn weiteren Zweck verfblgo als 
Deutficbland zu eitH i- ^ro«sen Kaacrno su machen. Im ^nnxen zeigte diese 
pariaDientarixlii Versammlung ein aristokratittohercs Gepräge als eine 
ihrer Vorgängerinnen, und halb vermindert, halb liöhnisdi wiesen die 
Demokraten Süddcutscblands auf die norddeutschen Bevölkerungen hin, 
die von d<nn allgemeinen tmd din^kten Wahlrecht^' keinen weisern Gebrauch 
zu ma( lir ri gewnsst hatten, als Fürsten, Grafen und Barone zu ihren Ver* 
tretern auszuersehen. 

Von drn Männern, die einst in der Paulskirchc g( s<'s.sf'n hatten, 
hatte d<-'r l{<iehstjig nur wenige aufzuweisen: Geort^ von Vincke, (inif 
•Schwerin, Zaehnrine von ( iötliii<;eii, Max Duncker, Lette, Ilergenhahn, 
Brons von Em(l« ti, Büi^ernn ister (Inimhrccht von Harburg werden die 
bekannteren NnnK'u sein, die beiden Versammlungen angehörten. Am 
Kiehtbarsteii sicllle sieh der pei-rniijohe Zusammenhang in SiuT^on dar, 
der dem Frankliultr l*ailament präsidiert, die Reichsverfassung verkündet 
halle, der Führer der KaiserJcputation gewesen war imd jetzt berufen 
wurde zur Leitung einer Veraammluiiir, die das Lrbteil von Frankfurt, da« 
sich verwirklichen Hess, ins Leben iülu'en sollte. In den Debatten ist der 
Zusammenhang zwischen beiden Versammlungen und ihren Arbeiten selten 
hervorgehoben. Georg von Vincke, den mau in Fi"ankfurt als preussischen 
Junker /.a bezeichnen liebte, nannte sich, wie er in dem preussischen Ab- 
gewdn^nbause d«^ Frühjahrs 1849 gegen Konservative ond Demoioaten 
warm fBr das Frankfurter Parlament und die Beichsverfassung eingetreten 
war, einen alten Frankfurter und Erfurter und vermiBBte den warmen 
Haa<^ der einst in Frankfurt und sum nodi in Erfurt die Yereamm- 
loDg belebt habe, die Begeisterung fSr die Sache Deutschlands, an deren 
Stelle jetst kühle Kritik, staatsmfinnisdie Bedenken und Erwägungen ge« 
treten seien. 

Den politischen Parteien nach xdgte der konstituirende Reichstag 
noch einfachere Verhältnisse als seine Nachfolger. Neben der konservap 
tiven Part^, wie man sie aus dem preussischen Al^eordnetenhause kannte, 
traten die AnfSnge einet fireikonservativen Partei hervor. Eine bundes- 
staatlicb-konstitutionelle Fraktion setate sidi aus den bedeutendsten An- 
faäi^^n der partikuhiristischen Riditung in den neuen J^vinsen nmusens 
und 8a<^sen susammen. Eine starke Partei bildeten die National-Idberaleti: 
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eiD neoer Partei nanu', acit <Ifm Frühjahr 1866 aufgekommen, um alle die 
za om&aeea, die nnter Festhaltong ihrer liberalen Gnmdsitse bereit waren, 
den loeussischen Staat in allem zu unterstützen, was a sor B^Oodung 
dnee nationalen Staat.Hwc.^ens nntemabm. Eine hervorragende Stellung 
unter ihnen nahmen die Männer ein, die seit 1859 die Errichtung eines 
nationalen Bundestaats initer der Führung Frens«« ns ihrem Programrae 
gemacht und, wie es in die«era hiess, „die Fnuikfurter licicbsvcrfassung 
als rechtlichen Ausdnuk des Anspruchs betrachteten, den das deutsche 
Volk auf" bunde?Rtaatlicli< Einheit hat." Abseits vnn ihr stand die alte 
prenssifsehe Fortseiiritt'^fKtrt* ! W« niL"- zaliln icli, tasf^tc sie doch altberfibmte 
parlaiiuntaris(;he Kämpler in -icli. Ihren (_iegeii>atz zu der national-libe- 
ralen Tartt i Ijczeichn^'t^ nichts? m stark als dir Stellung, die .sie zu dem 
verantwurtliciii u L*i-itt'r dvr pn'Uöüiseheii Politik einnahm. Blickt»- die 
national-liberale Partei voll Vertrauen auf d> u jj^euialen Staatsmann, so 
blieb die fortschrittliche eingedcuk - Frankfurter Wurtcs, dass da» Miss- 
tnmen eine Pflicht der Freiheit sei, und keintiu drastischeren Ausdruck 
hat dicise politische Stimmung finden können, als in der Apostrophe, die 
der Abgeordnete Waldeck den Zeiten der englischen Eefonnbill entlehnte 
und an den Grafen Ksmaick riditete: Herzog von Wellington, Sieger in 
Spanien, Si^r In Xn^ea, Sieger bei TalaverR, Si^er hd Watedoo — 
Dn sollst xuobt Sieger sein fiber das Britüsche Volk. 

Dieselbe Generation, die sdion einmal das deutsdie Yerfossangswerk 
hatte seheitem sehen, ging auis neue an die Angabe, die YerfiMSung 
dnes Bundestaats zu begrfinden^ Es geschah dies unter anderen und 
günstigerem Yorseichen als 19 Jahre früher. Aus dner Bevcdotioii und 
wihrend des Fortwiilcens einer Bevolntton war man in die Panls- 
kircbe getreten. Ohne Plan, ohne IjeaUw^, ohne eine pailamenta- 
rische Sofaulung in grösson Yerbaltniasen er&hren an haben, sahen 
sidi die SGtglieder des Parlaments vor die grossten und schwersten 
Probleme gestellt. Nur in ihren allgemdnst^ Umrissen warm die 
Au%aben bekannt; fiber die Mittd au ihrer Lösung tappte man im 
Dunkeln; statt ihrer sicher zu sein, eiging man sich in Hoffnui^oi, 
zahlte man auf opferfreudigen Patriotismus. Je sdiwSt^er es um die 
Erkenntnis des Zieles und der Mittel zum Ziele stand, d( sio grösser 
war die Vorstellung von der ebenen Kraft, namentlich \m Vergleich zu 
der der Staaten, aus denen der neue Bimdesstaat sich aufbauen sollte. 
Man w&hnte, das Feuer der Kevoiution habe alle, B^;iemngen und Bevöi- 
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keningeu, in einen Zustatid dn- Nacli^nchitrkcit und Tiildsamkeit versetzt, 
dass der im Parlamente vci kürpiTtc Natitnialgrist mir das Eisen m schtnio- 
d(n hraiiclic, um ihm die erwünschte Foviu zu geben. Das Werkzcu};, 
uorühtr das Parlament zu veH'ugen hatte, waren aber bloss Beschlüsse 
und Gcjietze. Ks whid' (icx'tzf in der Erwartiinsr, die Lt bi ns^verhältnissc, 
die Tbatsachen würden naclitolgen und sicli ctitspreclH nd ordueu. Man 
meinte einen Staat gründen zu köniu ii dadurch, dass mau seine Verfassung 
aufstellte, und entwart (i^st-tzc für den künftigen Btaat. Als sich die 
Tiiatsachen den Vorschrilteu nicht fügten, Oesterreich den Beschluss, der 
aein Ausscheiden anordnete, mit der Erklärung beantwortete: ich weiche 
nieht, Preuwen sich der Uebernahme der Oberhauptswurde versagte, die 
Hittdrtaaiten die ihneo augewieflene Stennng als C9ieder des Bund« «in» 
jtundbmen sieh weigerten, war das guuze VerfiissuDgswwk geschettert 
Aber die Arbeit von Frankfurt war nicht vergebens gethan. Manofa 
wackerer Mitstreiter hatte aidi mit der Hofibung getröstet: es mögen nooh 
Jahre darüber hingehen, bis diese Verfassung gilt und achetgesteUt ist, 
aber es ist doch etwas unendlich Grosses mit ihran Absdiluss erreicht 
Gewissen Grundgedanken, die von Frankfurt iflisgc^iangen waren, hat dodi 
die Zukunft gehört, und rascher, als der Kleinmut au h<^en wagte, sind 
sie tat '\nrkliohkeit geworden. Das waren die Ausschliessung OesterreiohB 
und die Erblichkeit der Oberhauptswürde. Diese Gedanken, von wenigen 
scharfblickenden Ödstem zuerst als unerlS^ich (lär die Einheit Deutsch- 
lands eikannt, von der Menge höhnisch oder skeptisdi au%enomme», in 
der Paulskirohe mit Mfihe die Stimmenmehrheit erringend, setaten sie sieh 
doch im Leben durdli und wurden Gremeingut, so dass sie, als die Ord- 
nung der dinitschen Verhältnisse im «Tabre 1866 unternommen ward, ohne 
Streit und Zweifel als die ^^elbstverstnndUchen Bedingung»! des staatlichen 
Neubaues erkannt und behandelt wurden. 

Der Keieiistag zu Berlin trat nach einem Kriege an die alte Arbeit. 
Lange verwirrende Kampfe, parlamentarische uad diplcmaatische, waren ihm 
vorangegangen, ohne einen andern Erfolg als gegenseitige Erbitterung zu 
hinterlassen. Ein kurzer kraftvoller Krieg hatte dem ein Ende gemacht. 
An die Stelle der verworrenen Verhältnisse war eine klare politische Lage 
getreten. Die gi'ossen SV affenerfolge hatten ihren rechtlichen Ausdruck iu 
festen positiven Gf«;taltimgen von weiltragcnd'^ter Bedeutung gefunden. 
Was in Frankfurt durch Verfassungsartikcl ci r('i( lil)ar schien, war jetzt 
durch Friedensschlüsse und Bäaduisvertrage geordnet. Oesterreich erkannte 
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die AuflösuDg des bislieri'rcn Bniidcsvorliältnisses an und gnh seine Zn- 
Htimroung zu einer Neugesialimig Deutschlands ohne J^ tfiligung dvn Kai.ser- 
staats. Die \vidi'r>!tr»'Hend<'n Mi(iel8laaten waten »luicli Waffengewalt l)o- 
seitiiTt ndt.M- bejsiegt; <lic hc^iegü n traten mit dem Sieu't'i in ein engeres oder 
weitereh l^ündniH staatsreelitlielier oder völkerrerlif HcIki- Art. Ueber die 
Stelluug des Fülirtrs in <len neuen politisehea \ urlialtnissen bedurfte es 
kaum der bewondt ri n Abmuc liung. Weder Autrag noeli Uebernahtne war 
nötig, um dem Staate, der diu-eli seine Arbeit, seine von Erfolg gekrönte 
Arbeit in Krieg und Frieden die höchste Maehtstellimg in Deutschland 
erworben und den unvermeidlichen Kampf um die Hegemonie endlich auf 
eich geii<mim«n und siegreich durchgcföhrl; hatte, nun andi die höchste 
Reohtetdlaog xa verschaffen. 

Der Kiieg, der sa diesen Erfolgen geführt hatte, war ein BGrg^- 
kri^ gewesen* Die Erbitterung, die ein solcher aurückzulasseu pflegt, war 
nicht ausgeblieben. Aber die Erkenntnis seiner Notwendigkeit, die kluge 
und massvoUe Benutzung seiner Erfolge tragen dazu bei, jene Stinunung, 
wenn auch nicht zu beseitigen, so doch alisusdhwachen. Und da nun auch 
awisohen dem Abschluss des'Krieges und dm Beginne des Reichstsges von 
1867 eine Anzahl von Monaten 1^ so gelang es eine Verständigung unter 
den Begierui^n und eine Klärung unter den politischen PSrteien herbei- 
sufnhren und so gesammelt in die Arbeit der Verfassungsberatung ein- 
sutretott. 

Der Beidietag war b^fen sur Beratung der Verfassung des nord- 
deutschen Bundes und seiner Einriohtui^n. Seine Thfiligkeit hat steh 
auf die Verfassniig besdtrSnkt Nicht erst durdi die Verfassung sollte 
der neue Staat begrfindet werden. Hatte man einst in Frankfurt g^laubt 

mit dem Kechte anfangen zu können und gemeint, die Macht werde sich 
von selbst einstellen, so war hier die Macht für den neuen Staat von vorn- 
herein gesichert, und das Recht hatte nur anerkennend und oi dtn iid nach- 
zufolgen. Die Vertreter der Nation waren dazu bemnn, ihn bisher ver- 
tragsmassigen Zustend in < ii ti iroset/iiclien, das Provisorium io ein Defi- 
nitivum umzuwaudeln. lieber die rechtliche Stellung, die sie dabei ein- 
zunehmen hatten, konute kein Zweifel sein. Für den konstituierenden 
Reichstag das „Einzig und allein" des Soiron'schen Antrages, da.s einst in 
Frankfurt soviel Staub aufgewirbelt hatte, /u beanspruchen, fiel natürlich 
niemanden ein; die Landt.'ige der Kinzelstaaten hatten schon dafiir gesonnt, 
dass ihnen die Ergebnisse der mit dem üelchstage gepflogenen V'crfassungs- 
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berat iing zur Gcnehmigun}; vorgelegt wurden. Aber auch das dem Kficlif«- 
tag im Verlulltnis zu den Regierungen zustolicndf Recht, die Vereinbarungs- 
befngnis, hatto nicht die materielle Bedeutung wie sonst, lieber dir wir li- 
tigfiten OiMiiKlIafren d* r nciK'ii Staat8einrichtuiig wnr seinen licraluugeu 
schon duix'ii die Bündni^-e di i Regierungen präjudiziert; und das Einver- 
ständni.s der Kinzelstaaten, das oiati in Frankfuil duivih muh8ame Verhand- 
huijjen dem Verfassuugswcrke zu tiicheiu suchttj, war hier von voruhereiu 
vurhaudeu. 

Auch der Mudu.n der Verhandlung war von di'ni in l'^ianlifurt. sehr 
verschieden, Djus zeigt sich in der Ix'itung und in dem Material, wo- 
rüber man beriet. Ks hat der I^^iankturter Versammlung weder an 
staatHmänuix lu n Persönlichkeiten noch an istaat.smännischer Weisheit ge- 
lililt; vva.-^ ihr lililt« , war die einheitliche Leitung durch eine überlegene 
Kraft> mo(^hte diese von einer genialen Persöulichkeit oder einer dominie- 
rendeu Pai-tei au.sgehen. £s gab keine Partei, die dauernd über eine feste 
Mehrheit verfügt, geschweige deon eioe Pnrtei, die darah Zahl, Anselt<^n 
and Einhdtlichkett denen Bcspekt eingeflöest hfitt^ die ihr die Verfolgung 
eines sidier erkannten und erklSiten Zidee su ersohweren sich nubh Kräften 
bemflhtoi. Das aus der Yereammlung selbst hervorgegangene Beidismi« 
nisterinm konnte die Föhnmg nicht Qbemehmen, da es gesetziidi von der 
Hauptaufgabe der Yersammlong ansgeschlosseu war. In Berlin dagegen 
sahen sich die Abgeordneten einer festen und starken Regierungsgewalt 
gegenfiber, deren Autorität unendlich gesteigert war durch ihre siegreidie 
Politik Oesterrdch, Dänemark, den deutechen Mittelstaaten g^enfiber; 
die heimgekehrt aus einem grossen weltgeschichtlichen Kampfe, ihn nicht 
minder denkwinrdig beendet hatte mit einer versöhnlichen Abschliessung 
innem Kämpfe und im BegriHe war, den erlangten Frieden zur Durch* 
f&hrung neuer grosser reformatoiischer Au^ben zu benutzen. Der Leiter 
dieser Begterung bradtte das schöne Wort zu Ehren, dass Begieren heisse 
die Geister führen. 

Die Vorlagen, auf Grund deren man in Frankfurt die Verfassung 
beriet, waren aus dem Schosse der Versammlung selbst luirvorgegangen. 
Vertreten wurden sie in der Debatte von ihren Uihebem, aber nidit von 
Personen, die zu ihrer T)nt( liiuhrung von Amt,«? wegen berufen waren und 
sie anf ihre Brauchbarkeit zu prüfen hatten. In Berlin bildete (>in im 
Det«] ausgearbeiteter Verfassungsentwurf, hervoi^egangen aus den Bera- 
tungen der verbündeten Regierungen, die Unterlage der Debatten. Er 
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wurde vertreten von den Reichstat^s-Kommissarien der Regierungen, am 
wirksamsten von dem Vorsitzenden, dem ( J rufen Bismarck, dem Leiter der 
preussischen Politik. Die Kci^icnniti:, weklic dif» Abgeorrlneten des Reichs- 
tatrcs vor sich hatten, war g-eeignet, ilmcn das gmsstc (icfiihl der Siclicr- 
heit einzuflössen, Sie hatte alles vorbereilet, Hess keine Unfrewissheit über 
ihre Ansichten, äber die Grenzen, wie weit sie zn gehen bereit sei, auf- 
kommen. Anstatt schriftlicher Motive l>ef*leitote und erläuterte die leben- 
dige kraftvolle Rode die Vorlaisren. In weiser Selbstbesehrünkimg be- 
gnügte sicli der Entwurf das Eri-eieliljaie und Notwendige zu ordnen. Die 
Thronrede König Wilhelms sprach die Iloü'auug aus, die Erfahrungen der 
früheren misslungenen Versuche möditen nicht ohne Nutzen für das 
deutsche Volk geblieben sein. Der Entwuri und die Mittel, die zu seiner 
Herstellung und m seiner Durchföhiung ergriffen wurden, zeigen, dasa die 
leitende Regierung darin mit gutem Beispiele vorang^angen war und nU^t 
nur frühere Fehler vermieden, sondern vwik ans ihnen Fingerzeige flar ihr 
positives y«llal^n entnommffli hatte. Bewahrte die objektive BeaohrSn- 
kong die Debntte vor dem Vorbringen zielloser und aoaeichtsloeer Wünsche, 
80 beugte die zeitliche B^;renzoQg^ die Ikinnerung an die Dauer des dnrdi 
die Äugustbflndnisse des Jahres 1866 geschaffenen Provisoriums, den weit^ 
ausgesponnenen und aussohweifoiden Diskussionen vor. 

Unter lUc festen Ldtui^ des grossen Staatsmannes, dem Deutedi- 
land seine Einigung zu danken hat» kam die Beratung der Yedassung in 
der kurzen Zeit vom 24. Februar bis zum 17. April 1867 an ihr Ziel und 
sdiloss ab mit der Annahme der Bundesverfassung dnrch 230 bejahende 
Stinunen gegen 50 verneinende. Die Zustimmung der veibfindeten Begie- 
mngen und mmüicher EinzeUandtage vollendete das Ver&asui^werk. 
Der Inhalt mit dem Frankfiirtor veigliohen bietet, wie schon zn Ebf^tiig 
(S. 138) bemerict, kdne wditMie Uebereinstlmmung, aber Ebensowenig 
eine sachliche. Die aligmeine Veigleichnn^ welche zwischen den son8t^;en 
V( rhältnisseu des Frankfurter Parlament« und des Berhner Reichstages 
im Vorbeigehenden angestellt int, hat ebensowenig Uebereinstimmuiig^, 
vielmehr die stärksten Gegensätze hervortreten lassen, ümsomehr muss 
es auffallen, dass in einem der wichtigsten Verhältnisse, der Ordnung des 
Wahlrechts und des Wablverfiüirens für den Reichstag, die vollständigste 
Uebereinstlmmung nicht bloss, sondern der unmittelbarste Anschluss an 
die in Frankfurt getroffenen Einrichtungen erstrebt und durchgeführt ist 
Pie Vorlage der verbündeten Jie^eruu|^n enthielt bloss den Satz; 
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Art. 20. Der fieiobstag geht aue allgeindnen und direkten 
Wahlen hervor 

und verwies im übrigen auf das Gesetz, das den Wahlen zum konsti- 
tuierenden Reichstage zu Grunde lag und bis zur Vereinbarimg eines defi- 
nitiven Wahlgesclzcs fortbestehen sollte. Darin befand sich aiu li die Be- 
stimmung, dass die \\'^ahlen mittel? ununterschriebener verdeekter Stimm- 
zettel, die der Wähler in Person in eine Wahlurne ölFentlich vor dem 
Wahlvorstande niederzulej^en habe, vollzogen werden sollten. Auf Antrag 
des Reichstatz;es wurde die Anerkennung des Prinzips der geheimen Ab- 
stimmung in dt n Text des Veriassungsartikels aufgenommen. Den von 
den Rt'gierungen (»reponierten Ausschluss der Beamten von der Wählbar- 
keit verwarf der Reichstag nicht bloss, sondern ersetzte il»n dun^h d'w Be- 
stimmimg, class P>eamte zum Eintritt in den lieichstag keines Urlaubes 
bedürfen suliteu; Acudcrungon der Vorlage, die von den verbündeten Re- 
gierungen ohne Schwierigkeiten angenommen wurden, auch kaum als Kon- 
zessionen an den Reichstag anzusehen sind, da das Wablgesets» auf Grund 
demoi der Reichstag mBammengetreten yrnr, jene AuBBchHeasui^ nicht 
kannte und die gewShlten Beamte» ebenso |wivjlegierte. Damit war das 
aDgemdne und gleiche, dirdcte und geheime Wahlredit wiederheigeetellt, 
wie es das Reichsgesets vom 12. April 1849 proklamiert hatte. 

Wie kam es, daae ohne Schwierigkeit, dass ohne irgend nennens> 
werten Widerstand jetst ein sdiwowi^ndes Prinzip b^twillige Auf- 
nahme &nd, das emst die leidenschaftliclisten Angriffe erfuhr, dass jcDer 
vwwotfene Baustein hervoigesuoht worde^ um etnen Edcstein in dem neuen 
Reichsban zu bilden? 

Der konstituierende Reiehsti^, dessen Vevbandlnngen darüber au- 
niobet Auftohluss an geben versprechen, bat sich an drei Stellen d^ Ver^ 
£u8ungBberatUDg mit der Wahlgesetcgebung beschäftigt. Aaaeex dem 
ez professo diesem G^nstand gewidmeten Art. 20 {^b der die Dauer 
der Le^slatarperioden regelnde Art. 24 und das Diltenverbot des Art. 32 
dazu Veranlassung. Die Hauptdebatte, dem Art 20 gdtend, nahm nicht 
mehr als einen Sitzungstag in Anspruch, den 28« Marz, den Jahrestag 
der Frankfurter Kaiscrwahl. Das Wort des ersten Redners, Fries von 
Weimar, ist bezeichnend für den Gang der ganzen Debatte. Die Frage, 
ob das allgemeine und direkt*^ Wahbecht das richtige oder unriclitige 
Prinzip sei — sagte «r — darüber empfiehlt es «dl, im Reichstage 
nicht zu diskutieren, sondern bloss abzustimmen. Das ist der Grund- 
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ton, der dw _';»n/e Erörterung beherrscht: ein Ton der Resignation, ein 
Verzicht damul, den ^^^•rt oder Unwert, die Zvvockmässigkoit oder Un- 
2weckinSs«iigkcit der EiorichtUDg zu untersuchen. Sie ist einmal da und 
nicht wieder zu beseitigen. Gerade die liberalen Redner unterlassen es 
nicht, dfibfi tlire prinzipielle Abneigung ^("}x<'n da? allLTcmcino W'alilrecht 
auszusprecln'ii. Hatten hannnvei'sche Abueoriinct* von son^t u'<'m'i>sigt<;r 
Ge«Tnnung in Fraiikfiirl ilir« r \« i(jnn«r tiir l in niötrlieh*;t ^chruiikcn loses 
Wahlrecht gefrcihnt und ihm tlaiuit zum Sit «j^c verholten, so erklärten jetzt 
Weber von Stade, nie ein Freund des alli^aiueiiien Wahhechts gewesen zu 
sein, und Grumbrecht, der in Fninkfurt keine andere Be^t-hrankun^ als die 
in der indirekton und «»neiitlichen Stimmabgabe enthaltene gewollt hatte, 
er liabe hich /ii seinem frros.sen lledaiiern überzeugt, dass von dem allge- 
meinen Wahlrechte niclit abzukonuiien sei. Eine einteilende llnlc ^egen 
das allgemeine Wahlrecht hielt nur H. v. Sybel. Er erklärt« e.-, lür Ge- 
wi ss€ns.«iache, seiner au> historischen Studien erwachsenen und seinem j>o- 
litisch-liberaleii Bekeauiui:» eiit»stiimmeudi n Opposition kein Hehl zu machen. 
Für den modenu'u Liberalismus giebt <'s keinen gefälu'licheren Krankheits- 
stoff als den ludividualismas, der in dieser Institution so weit entwickelt 
isl, dass jedem vemfinfttgen und sittlielien Wesen Anteil «n dem politischen 
Hemtebafisrechte, den Geset^eber za ernennen, eingeräumt wird. Jedem 
kraft seines Daseins ein solches Bei^tl Das taugt für die ideale Zu- 
stiode des tausendjährigen Reichs. Wo man es ^ngeffibrt hat» ist es cum 
Nachteil ausgeschlagen. Die Hoffnong auf seine enneheriBche Wirkong 
wird durch seioo 17jährige Wirksamkeit in Frankreich widerl^;t Den 
Zusammenbang, in den man Wablredit und Wehrpfficht mit einaadw 
setsen will, nennt er eine poetische Idee. Schon das Alter der Wduv 
pilichtigen und das der Wahlberechtigung wdse auf das UnratrdfeDde hin. 
Bekanntlich hat die Beichsgesetigebuiig swei Jahre spater die Unverein- 
barkeit des militäriw^en Dienstes und des aktiven Wahlrechts auflge- 
sprodien. So inhaltsreidi Sybels Bede an politisdieri Gedanken war, sie 
hatte doch vorwiegend einen akademischen Charakter. Einen positiven 
Gegenantrag brachte er nicht ein, wenn er sich audi für die Uebertragung 
des preussischen Wahlsystems auf den norddentschen Bund aussprach. 
Der Reichstag wQrde dadurch sa einer Art ^Weiterung des preossisdien 
Landtags: eine politische Gestaltui^f, die ihm den realen Ya-hiltnissen 
entsprechend und emjifehlenswert ei-schien. 

Die übrigen Parteien und Redner, die snm Wcwte kamra, suchten 
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nach Korr< Ictivon, um die Gefahren des nnvrameidlich gewordenen Wahi- 
syBtoms ab7u$(?h\vächen, Korrektiven, die sie in dem Gesetze s( lbs( oder 
ausserhalb desselben anzubringen gedachten. Windthorst verlangt« die 
Oeffentlichkeit der Wahl; wenn die Zustände noch nicht das öffentliche 
Wahlrer-ht erlaubten, ><) erlaubten sie auch das allgemeine Wahlreeht nicht. 
Min vom Ai)georfhieten v. IJrümicck gestellter Antrag;, der vhffu eigenen 
iiaus.stand tfir den A\'rililer forderte, ist in der Debatte kaum zm- Sprache 
gekommen. Der Korrektiven ausserhalb des Wahlgesetzes, an die man im 
Reichstage dachte, waren zwei: die Sciiall'ung eine« Oberhauses und die 
Verlängerung der Legislaturperioden. Die 1^'rennde des ersten«!, <lurch 
den Abgeordneten von Göttingen, H. A. Zachariae, pingebrachten Vor- 
schlages versäumten es, einen detaillierti'u Plan, wie man sich ein Ober- 
haus denke, zu entwerfen und wünschten eine Vorlage solches Inhalt« von 
den Regierungen zn erlialten, was ihnen den Spott des Abgeordneten 
Wagener eintrug, dei- das bekauute Lied: Ach, Herr Maler, wollte er wohl! 
eitierte. Der Sache üulbst stand, wenn nicht die Erinnerung an die Schwie- 
rigkeiten, die die Bildung des preussischen Herrenhauses gekostet hatte, 
so doch das Bedenken im W^e, dass ein grosser Teil der Ftanktioiien 
eines Oberhauses schon diirdi die InsütatiOD des Bundeerates mdn^ 
nomine war und die Änf Dahme eines Oberhauses nadi dem Muster des 
Staatenhauses der Frankfurter Yerfoasung neben d&a Bundesrate den 
Bmidesorganismus fiberlad<ni und die unausbleiblidiea Beibongen noch vet" 
mehren musste. 

Mehr Anklang fand die Erstreckung der Legidatoiperioden des 
Bdehsta^, die dat Yerfasaungsentwurf der Regierungen auf drei Jahre 
ftetgeeetst hatte, auf fGnf oder sechs Jahre. Diese an sich gans praktische 
Idee, neuerdings wenn audi aus anderen Gründen, durch das den Art 24 
der Beidisver&ssm^ abändernde Gesete vom 19. Mars 1888 verwiiklidif^ 
wurde besonders damit von ihren AnhftDgem, den Alt- imd den Frdkon- 
aervativen, verfochten, dass die Agitaticm bei den Wahlen si^ nicht äner 
einzebien Frage bemichtigen, sondern mehr dnem allgemeinen System 
untentOteoid oder feindlieh gdten werde. Dm (h&him «ner rasdi 
wediselnden Politik, wie sie das allgemeine Wahlrecht befßj^tcn lasse, 
Averde dadurch einigermassen begegnet. Zu Korrektiven des allgemeinen 
Wahlrechts werden sich fünfjährige Legislaturperioden schwerlieli eignen, 
wie sie ja jetzt auch infolge des Gesetzes vom 27. Mai 1888 nt bi n dem 
Dreiklassenwahlsystem der preuseischoi Verfassung Platz gefimdeu haben. 
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Da die B^ening für dies Amendement nicht eintrat und die Liberalen 
ihm widersprachen, so wurde der Vorschlag abgeleiint. 

Während die meisten der aus dem Schosse des listnrres hervor- 
gegangenen Versuche, die riofuhren des all<!:('iiieinen W alih'echts abzii- 
schwächen, kaum den Erfolt; einer eriisthatten l)(.'h:itte erruii<ix'n , wurde 
ein vntt den verbündeten Regierungen in den VerfaHsunfj^sentwurf geliniflitch 
Kont'ktiv Gesrenstand der leMiaftesten Kämpfe iiu Parlament wie au.sser- 
halb desselben. Die l^e«rierm>geivuriage schloss ihren den Keiciitag behan- 
deludeu Abschnitt mit dem 

Art. 29 (jetzt 32): Die Mitj^liedcr des ileich^tage« dürfen ab 

solclie keine Besoldung oder Entschädigung bezieliert. 

Dem entgegengesetzt enthielt die Frankfurter lieiehsveiikssung im 
§ 95 die_ Bcblimmung: 

Die Mitglieder des Iteichstages beziehen aus der Reiohskasse 

ein gleichmäs^ig« s Tagegeld und Entschädigung iBr ihre Beiaekosten. 

Das Nähere bestimmt tan Beid^gesetc 

Wahrend die Vortage des Ausachueses einen Untersdued awiachen 
den beiden Teilen des Bcichstagea machte und die Mitglieder des Volks- 
hauses aus der Beiehskasse entacdiadigtey die Mitglieder des Staatenhauses 
dagegen mit ihnaa Ansprflchw an die Landeskassen venries, hatte die 
VotsammluDg <^tie Debatte dem MinoritStBeraehten angestimmt, weldies 
beide Teile des Bdohsüiges ^eiohmässig bdiancklte. Das Geaeta, vromnf 
der Paragraph verwiesi war dem Beiehswahlgesctae beigefugt und bestand 
nur aus dem einen Satae: 

Die Mitglieder des Staatenhauses und des Yolkshauses eihalten 
ein Tagegeld von 7 Gulden rheinisch und dne Beisekosten-Ent- 
8chid%ung von 1 Gulden für die Meile sowohl der Hinreise als 
der Rückrose» und g^iessen Portofreihdt für alle an sie gelati|;en- 
den oder von ihnen auagehenden Eoire^ondenzen und Dmoksaehen. 
Der Entwurf des Ausschusses liatte einen Angriff von zwei Seiten 
erfahren, die eine wollte die Höhe der Diäten auf 3 Thaler herabsetzen, 
die andere, aus Mitgliedern der äussersten Linken bestehend, eine Vor- 
aohrift aufnehmen, dure}i \m h lie den Abgeordiu U n, die aug^ei«^ Beamten 
waren, der Amtsgehalt für die Zeit ihrer Beurlaubung verssgt werden 
sollte. Ein Gegenzug der äussr rieten Rechten, die eich ^em der lang- 
atmigen Antrüge des Prozessualisten v. Linde angeschlossen hatte, ant- 
wortete darauf mit der iTordening, die Tagegelder überliaupt au beseitigen. 
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Doch allos das war kaum ernst zu luhmi'n. Die kurze Debatte cndotc 
mit d*r allseitigen Zustimmung zu dem Entwurle, den der Abgeordnet«' 
\\'i< <ner von Wien um den die Portofreiheit gewahrenden Znsjitz bereichert 
hatte, ein parlamentarischer Erfolg, wie d« r durch die novae epistolae ob- 
wtirornni virorum berülunt gewordene Antragsteller nur wenige aulzu- 
weisen iiat. 

Wie der Gedanke au die Einführung des allii:emeinen W'alilrtHjhtä 
von der pi-ens-.is<'hen liegieniug au.si;inir, so auch der, den (iewahlten 
Diäten zu versauen. Die Ab'^ieht der liet:;iornug äusserte sich zunächst 
in dem Schweigen de© Gesetzes betretlend die Wahlen zum Reichstage 
des norddeutschen Bundes, welches dem Landtage im August 1866 vor- 
gelegt wurde, über den Gegenstand. Yergebeos beantnigte Sdinlse-DdihsBch 
die GewahruDg von Biaten auftunehmen. Die Mehriieit von 152 gegen 
124 Slimmenf die den Antrag verwarf, liess eioh zam Teil dttroh den Ge* 
siohtspunkt leiten» dass es sich nur am ein Wah^eeets fBr den einzelnen 
Fall handle. In der dem konetitaierenden Beidistage gemachten Yeiv 
laeamigevctflage erschien die Yeiragiing der DiSten dann aber als «ne 
dauernde iänrichtang und war radem in die Form &ne» Verbotes (oben 
& 190) gekleidet. Die Auslegiingdtrage, ob dies Verbot an jedeimann oder 
nor an die Staatskassen als Zahler und Beamte als Empfänger gerichtet 
sein sollte^ ist im Jahre 1867 nur gestreift worden. Dtti G^;enstaud des 
Streites bildete damals teils das Veriifiltnis des Diatenverbotes sum all- 
geneinen WaUreoht, tdls die Zweckmasa^eit diätentoser Pariamente an 
sidi. Was ihr mit der einen Hand gebl« nehmt ihr mit der andern wie- 
der; man muss das allgemeine Wahlrecht ehrlidi oder gar nicht woUra; 
wird jeder fQr fiUiig erachtet m wählen, so soll man ihn auch in der 
Auswahl derer, die er wBhlen will, nicht beschrftnken. Warfen in diesen 
und ahnU(^«i Wendungen die dnen dem neuen geset^beriechen Prcyekte 
Inkonsequenz vor, so die anderen T Tu / wcGkmSfisigktttü Am treffendsten 
formulierte das ein sächsischer Abgeordneter, Braun von Plauen, in den 
Worten: ich begreife nicht, warum man sich zuerst g^ssentlich in Gefahr 
bci^ebly um dann eine Hilfe daraus, und zwar eine sweifelhafte Hilfe, in 
Anspruch zu nehmen. In seiner drastischen Weise hatte der alte Rund- 
schauer, E. Ii. von Gerlacli, das Korrektiv der Diätenversagung bei Kopf- 
zaldwahlen vei^lichen mit einer Beimischung von Pflaumenmus zu Rlm- 
barber, der Geschmack ist <:;-enndort, die Wirknn<i; nicht. Die Redn<!r, 
welche die Diätenlosigkeit für sich ins Auge fassten, vermissteu den üuck- 
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halt der Erfahrung. Der pi-eiisgischo Ministor Graf Eulenburg hatte ge- 
raeint: was ^^'^il•don die Engländer dazu sag< n, wenn das Znstandeköiumeu 
der Bundesverfassung an „neun Schillingen täglich" scheiterte. Der fi-emde 
Ausdruck zeigt schon das Un?:utreffen(le solclicr rd) ertragung. J.)er gi-osse 
und verbreitete Keichtum Englands, der die Diäten entbehrlieh macht und 
ihre W i sagung nicht als eine Beeinträchtigung des passiveu \\ alilreclits 
empfinden lässt, bildete zur Zeit in T)eutJ?chIand noch nicht die Voraus- 
setzAHig. Die einzige verwendbare Erfahrung, die in den Debatten ange- 
führt wunle, war die der preussischen ersten Kammer, wie sie auf (iriuid 
der oktr< »vierte II Verfassung vor der Bildung des Ren^enhauses bestand. 
Die Erfahrung lautete aber selu* wenig günstig für den rieueu Plan. Unter 
den 180 Mitgliedern der Versammlung sollten sich gegen 80 Berliner be- 
l'uadeu hüben, und auch da sei es noch s(-hwer gewesen, die Xammer 
dauernd zusammenzuiialteu. Auch die Krtahnuigen, welche die Geschichte 
des preussisclien Herrenhauses lieferte, dessen Beschlussfahigkeitsziffer so- 
foxt nach d«Bsen Bildung auf 60 herabgesetzt werden musste, wnbten nidit 
sonderlich empMIend. Die Bedaer, welche die Aussichten der neuoi Etn- 
riohtung erM'ogeu, prophezeiten dem kfinftigen Rei<^tag etwa die Stellung 
des Herrenhauses oder die einer NolabdnverBamnilnn& eine Beseiohnung, 
deren sich Sahulxe-Delitzsoh wiederholt bediente. ESn meddenbuii^acher 
Al^ordneter enrairtete von der Venrfrkliebuog des Planes dne Verswunm- 
lung von grossen Gmndbesitseni, ein Hamburgs von lauter Reichen und 
ein Berliner von übarwiegend Berlinern. Naher an die Wahiheit kam Graf 
Schwerin heran; weniger, weil et das Yevscbwinden des liberalen Mittd- 
standes von der Neuerung befürchtete, als weil er die demokraHsciien 
Agitatoren der Stadt Berlin in reichem Masse ans der Wahlurne hervoiv 
gehen sah. 

Wfihrend die Liberalen aller Nuancen neh gegen das Diltenverbot 
ausspraehen, fand es dnen lebhaften Vertddiger an dem konservaliven 
A^;e<Hn]neten von Below, der den Beidistag des Friihjahres 1867 rühmte 
als die erste deutsche Nationalversammlung ohne den deprimierenden Lohn 
der Diäten. Auch ein liberaler Abgeordneter, Jm^enmacn von Kassel, 
trat dafiir ein. Sein Gedanke war, dem Volksvertreter werde durch die 
matoridle UuabJuingigkeit auch eine grössere politische Unabhängigkeit 
nach unten wie nac-h oben zuteil werden, infolge davon auch die Ver- 
sammlung in eine höhere gesellsohaftliche Stellung erhoben imd mehr An- 
sehen und EinilusB als zuvor gewinnen« Weniger glüokiioh war er in 
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seinor Argumentation: der Abgeordnete erfülle nicht, wie oft behauptet 
werde, eine Pflicht, einen Dienst, sondern umgekehrt ein ßedity Dämlich 
das Recht, schien Einfluss geltend zu machen. Dazu werde er erwählt 
und dafür l)r(]rirfe er nicht noch einer Entschädigung. 

Der Ertulg der Debatte war, dass in der ersten I^sung (h;r llegie- 
rungsautrag ahgeh-hnt und durosli einen GeL^eirnntiug mit 13t) gegen 130 
Stimmen ernetzt wurde. Unter den Opponenten befand sich auch eine 
lieihe liberaler Namen, wie S^'bel, O. Michaelis, H. H. Meier, Brauu-W ie»- 
baden u. a. Als vierzehn Tage später die Schlutäisberatung stattfand, fiel 
die Ent.selieidung entgegengesetzt. Die Regierungsvorlage erzielte eine 
M( lirix it von 178 Stimmen gegen 90 Stimmen. Häupter der liheraleu 
Partei, wie 11. von Bennigsen, (Jraf S<:li\verin, (^klärten aber ausilnicklich 
nicht durrh innen» Grunde von der Zweekmässigkcit des Vorschlags über- 
zeugt zu sein, sondern nur aus dem üu&hciu Grunde ihre üppcsition auf- 
zugeben, dass Graf Bismarck als festen Entschluss der verbündeten Re- 
gierungen bezeichnet hatte, unter keinen Um.slüudeu die Zulaeeuug oder 
Bewilligung von Diäten zu aooeptieren. Die gleichen Bewcggiiinde leiteten 
die liberale Partei des preussiaclien Abgeordnetenhausea, als in der drei- 
tägigen Bedwwrfilacht yon 6.-8. Mai 1867 vhet die Annahme der Yer- 
fMsniig des norddeuteeben Bundes verhandelt wurde, unter der Ffibrung 
Tweatens für den vielumstrittenen Artikel einautreten. 

Noch bevor es unsweifelbaft geword^ dass die verbfindelen Biq^e- 
rung(»i das allgemdne WaUredit in untrennbarer Verbindung mit dem 
AusadduBs der Diäten au emer Bedingung ihres Verfossungsangebots 
maehten, hatte eine Ideine Zahl von Rednern im Gcgensata zu der Mehr- 
zahl, die das al^emeine Wahlrecht als Thatsadie hinsnndimen bereit war, 
um nicht zu sagen gute Miene zum bösen Spiel zu machra, doch wenigstens 
gute Seiten an dem unwillkommenen Geschenke zu entdecken vwsucht. 
Miquel, damals Bfirgcnncister und Abgeordneter von OsnabrQdCf lobte es 
als ein Mittel gegen den Partikul&rismns. i^Eb bildet einen Appell an die 
Deutschen aller Klassen und Stunde, Kieh bei der Bitdung eines gi-osscn 
neuen Staats zu beteiligen und abzusehen von allen Borniertheiten der 
Partikularstitaten." Andere kehrten mehr indirekte Wirkungen hervor, die 
es auf das Staatslebeu ausüben würde. Der Abgeordnete Friedenthal, jetzt 
zum erstenmale in die grossere Oeffentlichkeit heraustretend^ erhoffte von 
dem allgemeinen Wahh-echte die energische Herausforderui^ dea Bauern- 

staodeSf sich an der politischen Thätigkeit zu beteiligen, und des Staatf^ 
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eich der lange versäumten Aufgabe zu erinnern nnd dordi Laodgcanemde* 
und Kreisordnung den Bauemstand zu oi^anisieren. 

Der Einzige, der das allgemeine Wahlrecht um seiner selbst willen 
freudig aufiiahm, war Schulze-Delitzsch. Auch die Art seiner Einführung, 
der plötzliche Rnck, der über alle Bedenken hinweg in dies Eecht versetzt 
habe, war ihm willkoniincn. Er übersah selbstverständlich den engen Zu- 
sammenhang der politischen Frage mit den «dzialen Kämpfen nicht, aber 
erwartete von der politischen Gleichberechtigung einen Schutz gegen die 
sozialistische Gleichmacherei. Vertrauensselig, im (Tlauben an das demo- 
kratische Prinzip und an den g« sunden (ieiöt des deutschen Volkes, war 
er versichert, Besitz und Intelligenz würden von selbst sich den ihnen ge- 
bührenden Einflu88 \ erschaü'en. ^^och ein zweiter Abgeordneter erklärte 
8i<;h mit dem allgemeinen Wahlrechte einverstanden, ein Mann ganz anderer 
Parteistellung, der Abgeordnete Wagener-Neustettin, einst Kedakteur der 
Kieuz/iLituug, jetzt vortragender Kai im preusaischeu Staathministenum. 
W^en seiner zauberhaft raschen Bekehnmg nicht bloss von den Grünem, 
Bondem auch von Parteigenossen verspottet, bezeichnete » es als Beruf 
der konaervsixven Partei, nicht den TodtengrSber, eonton den Alst m 
spielen, nieht BainmwSrter« sondern Baumeister mit lebendigen Steinen sn 
sein tmd bekannte sieh sn dem Beetreben, niöht bloee fiter, eondem iuioh 
einsichtiger zu werden. Anstatt wanB GnmdsStse su veiateineni, snohe er 
sie auf die QegenwHrt ansnwenden, die Bediiifiiisae der Zeit nut den 
IGtteb der Zeit su befne^gen. Bas sä dw Yoszag der Politik des 
€h»fen BismarA, alle Parteien in swiugen, ihre Schlagworte an der Ge- 
schiehte und der Logik der Thataaohen an prüfen. So annehmbor diese 
sehon im Herbst 1866 im prenswsohen Abgeofdueteohanse Toigetnigenai 
aUgememen Grandsitse klangen, so bedenklich gestaltete nch deren An- 
wendung- auf die Einfahmng des allgemeinai Wahlrechts, wie sie der 
Redner im koDstituiaenden Betdisti^ vevsndite. Wust man den Kem 
der mehreren Beden Wageners zusammen, so bedeutet das neue Wahl- 
system nur soviel als die Bemignng des bisher in Prenssen gdtenden yon 
seinen Mängeln, dem Zensus und dem indirekten Wahlmodus. Das WaU- 
mfinnerwesen ist der Herd der faktiösen Opposition. Hinter den Zensus- 
wahlen stand in Frankreich die feige mutlose Bourgeoisie, die alle politi- 
schen Güter und Freiheiten in die Kabuse war^ bloss um ihren Geld^ar!.- 
zu retten. Die Nutzanwendung auf Prenssen macht der &tz: ich will 
lieber einem Grenadier, der mit dem Müitii^Elhrenlixeins wm KoniggriU 
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mficA^ommt) das allgemdiiA direkte WaUvedit eimftiiiiieiiy als von einem 
beliebigen KrSmer in der BosengasBe swd WahlmSimer väikn Jaaaen. 
Mit der Diätenlosigkeit fand der Redner sioh von Bttnem Standpunkte ohne 

Schwierigkeiten ab. Die Vorteile, die er davon erwartete, waren: die Veiv 
eoheachang des Proletariats der Intelligenz und der Zwang für die Herren 
von der industriellen Fenclalttat, ihre bisherige liberale Stellnng aufzugeben 
und mit der Grundfeudalität sich zu verbinden* Widcsamer als durch 
solche Parteischlagworte empfiüil er seine Sache, wenn er sie als Konse^ 
quenz der Selbstverwaltung auffasste und die Durchführung des Systeme 
der Selbstverwaltung und der Ehrraämter bia aar Spitoe dee poUtasdiea 
Lebens forderte. 

Durch die ganze Debatte des konstituierenden Reichst^iges zog sich 
die stille Frage an den Leiter der preussischen Politik nach den Gründen, 
die ihn bewogen, das neue Wahlsystem aufzustellen und zur Bedingung 
des Verfassungshündnisses zu machen. Nach der linde VVageners, die alle 
alten Befürchtungen der liberalen Partei wieder erweckt hatte, war man 
um so mehr gespannt, welche Lösung des Rätsels Graf Bismarck geben 
werde. Erst nach Sybels grosser Rede ergrifl' er das Wort. 

Die Antwort tiel einfacher aus, als die Zuhörer erwartet haben mochten. 
In der Hauptsache lief sie UaiLLui liiuaus — und spätere Aeusseningen 
des Rednew haben das nur wiederholt — : „Das allgemeine Wahlreclit ist 
uns gewissermasseu als ein Erbteil der Entwickelung der deutschen Ein- 
heitsbestrebungen überkommen; wir haben es in der Beiohsverfassung ge- 
habt, wie sie in Frankfort ratwCH&n wurde.'* Weder die pronsBiseha Be- 
gierung noch ihr verantwortUcher Leiter hatten biaher ffir die Frankfurter 
BeidiBverfiiasui^ oder speziell für ihr Wal^geaete beaondere Sympathien 
an den Tag gelegt Und einer der dem Gnfien ffiamardk naohatotdienden 
SVennde^ der Abgeordnete von BlandEenbuigy liatte im September 1860 in 
seinem Votum ffir daa dem preoaaieohen Aligeordnetanhaiiae vorgd^te 
Walilgeeete sieh nooiunala wie vordem jr^^^^pen daa IVankfiirter Pariament 
und alleSj waa drum und dran hingt«' erkl&l Ea konnte bdm Ghtafen 
Biamarek nicht eine irgendwie geartete Spar von liberalem oder pailamen- 
tariadiNn Leg^timiamna a^, waa ihn zur EmpftUung jenee WaUg^taee 
veranlasste» sondon die konseqomt featgdialtene Politik FrenasoiB und die 
TJdberasngang von den relativen y<M»C(gen jenes Qesetaaa. 

Sehrittweiae hatte aidi die preusaiaohe Politik dem allgemeinen WaU- 
reoht goiihert. Schon von Bismamks Voi;^biger, dem Grafen Benatorfl^ 
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\nr gegeuftber den RefonnplSnen des H^rm von Benst nnd Oeeteireidis 
das hfttionale Veilsiig»! nadi dn» gekraftigteii EzAotivgeiralt und einer 
damit iwfwmnumhingftndffli NatienalreprSsentatian als beroditigt aneAannt 
F6r £e Bildung dies« Tettfetnng murde nmichst nur direkte Volks- 
wabl gefordert. 'König Wühdin trat aelbat in der pereSnliehen Yerfaand- 
Im^ mit dem Kaiser von Oesterreich dafür ein, dachte aber dabn noch 
an eine Verbindung mit einein konservativen Wahlgt^sctze. Bas preussi- 
scfae Ministerium unter Bismarcks Leitnng eetate am Bundestage, als der 
Antrag auf Einberofui^ einer Delegiertenversammlung am 22. Januar 1863 
sor Abstimmung kam, und ebonir.o In allen Staatsschriflen, die sieb mit 
dem von Oesterreich im August 1863 in Scenc gesetzten f^tentage und 
seinem Reformprojekte b^chäfligten, seine Ansicht dahin auseinander, dans 
nur in einer Vertretung, welche nach Mstssgabe der Bevölkerung jedes 
Bundesstaats aus letzterer durch unmittelbare Wahlen hervoi^elio, die 
deutsche Nation das berechtigte Organ ihrer Einwirkung auf die gemein- 
samen Angelcü'eiiheiten finden könne, üebcr die nähere Ausführuner „eines so 
weit reichenden Gedunkens", ob ein ein.sehränkendp« Wahlsystem oder eine 
Wiederholung des Versuches von 1848 ins Auge gefasst werde, waren, 
wie ein österreichisches Memorandum vom 30. Oktober 1863 richtig be- 
merkte, keine Angaben gemacht. Die damals verraisste Ausführung er- 
iblgte drei Jahre später, als Preussen am 9. April 1866 seinen Antrag 
auf Ildesreform einbrachte und im nächsten Monat dem von der Bundes- 
ver.sammlung niedergeset/ten Ausschüsse detaillierter darle^t-R. Die erste 
Aeusserung empfkhl das allgemeine Stimmrecht als die allein mögliche 
Form der Wahl, um die verschiedensten partikularen Verhältnisse einem 
Zwecke dienstbar su maohen, und zuglcicli als diejenige, die dem konser- 
vativen Prinaipe förderlicher sei als ii^nd ein anderer anf kinstUdien 
Kombinationen beruhender Walilmodns. Xn der «wetten Aeusserung war 
£um erstenmale, soviel ich sehe, anf das Beidiswahlgesets von 1849 Bezug 
genommen. Es geschah dies nicht dner Theorie zu Liebe, sondern weil 
man es für besser hielt als alle andern. Dnreh sone Vermittelung hoffte 
man, den editen und wahren Geist des dentedien Yolkes au erfahren; 
man war sich bewusst, mit ihm in UeberNnsfimmung zu handdn und er- 
wartete seine Unterstfitsung mit Sicherheit. Dass au det gOnsllgen Beur- 
teilung des Frankfurter Wahlrechts die nngfinstige Ansicht, die doh in 
der Begiemng Aber das prenssische Wahlr^tem gebildet hatte, wesentlidi 
beitnq^ lässt sidi. deutlich wahrnehmen. Sdion im Jahre 1863 hatte sich 
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Graf Bismarck in diesem Sinne gegen Ix)rd John RuBseli ausgcsprodieD. 

Im konstituierenden Reichstage hat er dann in nachher oft citiertcn Worten 
das Dreiklassen wähl System so schneidend verurteilt, dxss einer seiner Kol- 
Ic^n, Gral Eulenburg, der die« Wahlgesetz, wie es „widersinniger, elender 
nicht in irgend einem 8taatc ausgedaeht worden", in amtlichpr Eigcnsehaft 
denn doch oit rrcnng anzuwenden hatte, mildernd in einer spätem Debatte 
einzutreten für nötig hielt 

Zwei Punkte des preussiscben Wahlt^osetzes grifif Graf Bismarck an: 
das System des indirekten W'Shlens und das des Wählens nach drei Klassen. 
An jenem hob er hervor, wie sehr es zur Verfälschung seines Zwecks bei- 
trage und die Repräsentation kleiner Minoritäten herbeiführe, an diesem 
das ungerechte und willkürliche Durchsclinei»h n bei gewissen Stciierbe- 
tragen. Den Besorgnissen gegenüber, die laut geworden waren, bat er, 
man möge sich an seine einfachen Darlegungen liulten. „Wir hnhen ein- 
fach genommen, wa?* vorlag, und wovon wir glaubten, dass es am leichtcKU'n 
annehmbar sein würtle, inid weitere Tfiiiter^'edankeii ni(;lit dabei gehabt." 
Namentlich \-er\vahrlc er die verbündeten l'egierungen gegen den Verdacht 
eines tief ang«>legt« n Komplotts, um in Verbindung mit tleii Massen die 
Freiheit der Bourgeoisie zu unterdrücken und ein cäsarisches Regiment zu 
errichten. Gegen alle Ueberschätzungen des Wahlrechts war endlich ein 
^V^^rt gerichtet, das jetzt nicht zum crstenmale gesprochen ist. Schon in 
den Kämpfen nach 1848 ist es geäussert worden, Redner der verschie- 
densten Parteien haben sich dasn bekannt; Graf Dyhrn in Erfurt, Simson 
in d«r Debatte des pieuBaisohen Abgeordnetenluiii8«s fiber das Bekdiawahl- 
gesetz, Wagener jeiefc im konstituier^iden Reioihstage. Graf Bismarck gab 
dem Gedanken nur den plasüsdistcn Ausdniok: „im ganzen giebt jedes 
Widilgesetz unter denselben äussern UmalSnden und Einflfissen ziem- 
lich glaohc Resultate. IHe GesamtbestAnde der Vertretungen Deiitscb- 
landa haben seit meiner parlamentarischen Laufbahn, seit 1847, nidit ge- 
wechselt; ich habe immer diesdben alten, zum Teil lieben, zum Teil kampf- 
bereiten Gesichter mir g^enüber gesehen.'' 

ra. 

Im Vorstehenden ist verbucht, die politischen rjedanken zu verfolgen, 
welche die Entstehung und Einiührung de« aUgemdneu Wahlrechts io 
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DttutedilaDd bebtet haben. Et bMbt aodi die Aii%Kbe fibrig^ daa ISn- 
zeloe nisammeDsnfiusen und m beurteilen. 

Zweimal hat man Aber die Annabme eines neuen WahlsTstems be- 
raten. Die beiden Beratmigeu sind von einander durch «nen achtaehn- 
jfihrigen Zeitraum getrennt, in dem wenig Gel^enheit war, über die vei^ 
sduedenen Seiten des Walürechts eine reiche und gleichmfamge Erfahrung 
zn g'cwinnen. Man hatte während dieser Zeit, wenigstens nicht in den 
Verhältui^sen eines grossen Staates, weder daa allgemeine und gleiche Wahl- 
reclit, noch die geheime Abstimmung; nur über den indirekten Wahlmodua 
Hessen sich Erfahrungen sammeln. So stand man 1867 den Problemen 
fast ebenso ungcschult }j;egenüber wie 1849. Wissonscliaftliche Erörte- 
rungen Hind über das Frankfurter Verfassungswerk nur wenige angestellt 
worden, iukI ein EiiiüiiR? oder auch nur eine Benutzung derselben in der 
parlamentariöchcn Verhandlung ist nicht wahrnelimbur. Heut« stehen w'ir 
den Beratxmgen und Ergebnissen, eine iuufundzwan^igjälirige Erfalirung 
liiuter uns, gegen iil er. Sie zeigt, dass Vorteile, die man sich versprochen, 
nicht ehifref roflen (sind; Nachteile, die gar nicht oder nur von wenigen 
geahnt wurden, -ich eingestellt; einzelne Schwierigkeiten, die in betreff der 
praktischen Durchführbarkeit besorgt wurden, sich spielend gelöst haben. 

Obschon die beiden Verhandlungen von 1849 und 1867 demselben 
Gee;eu.-itaiide galten, ist doch wenig Zusammenhang z'\\ngchen ihnen. Ver- 
einzelt treten dieselben Argumente auf, es geschieht das aber unbewussL 
Die Frankfurter Erörterung ist umständlich und eingehend; die Berliner 
ist äusserst kurz, rathält sich des tieferen Eindringens in die Sadte selbst 
und besduinkt sich darauf, das Yexhlttnis dss nsnen Wahlsjstems an 
dar neaen Ya^bssungsgründung zu ennitteliL In dem Absohlns dar bei- 
den Stadi«ii, d^ tfaeorelisohefi mid dem praktisehen« wie sie oben S. 188 
genannt sind, zeigt sieh ebe merkwfiidige Ueboeinstimmmii^ Das WaUr 
gesets kommt bade Msle zu stände^ nicht mn seiner selbst^ seiner e^;enea 
Zwe4teSsc%keit willen, sondexn in BQeksioht snf ein andoes: 1849 um 
sa einem Absehlnss der Rddisverftssniig an gdangen, 1867 nm die 
norddentsdis Bnndesvef&ssang nidit sohmtem za lassen. 

Das Frankfurter Wahlgesets verdankt seine Entstehmig einer levo- 
ln1i<miien Bew^gm^. Eine l^ale Volksyertretung stellt es inseitig au^ 
Zustimmung der Be^ann^en erwartend. Einseitig ist seine AnfitteUnng 
nodi in einem anderen Sinne an nennen. Was an stuide gekoomn^n war, 
entenraiup ni<At der ssshliidMii ESniffumr der Parteien. e m t M M Hw h nioht dem 
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geroSssigten Charakter, der sonst in der Versammlung vorherrschte, noch 
dem politifloheD BekenntniA decear, die das Verfassungswerk der Haupt- 
sache nach geschaffen hatten. Das Wahlgesetz drückte vielmehr den 
völligen Si^ einer Partei über die andere ans und gerade der Partei 
deren Tendenzen bis dahin zurückgedrängt waren und in dem Ganzen, 
wovon dies Gesetz; doch nur einen Teil bilden sollte, nicht verwirklicht 
sind. Weni\ das Wahltfcsetz formell das rcehtniiiBsige Ergebnis d(!r l-'rank- 
fuviiT Beratung geworden ist, so verdankt es das der Notwendigkeit, m 
einem positiven Abwhiuss zu gelangen. E.s ist heute nicht mein' ange- 
bracht zu untersuchen, ob jene Transaktionen der Parteien (S. 17ü'i un- 
umgänglich notwcudig waren, ob nicht, weuu kein verstüudiges Wahlgesetz 
durclusubringen, durch eine Aufrechterhaltung der AVahlgesetjie von 1848 
zum Ziel zu gelangen war. Jedenfalls haben damals beide Parteien ein- 
gestandenennassen kein anderes Mittel gewusst, ihr ^\ erk vor dem Scheitern 
zu bewahren. Es ist neuerdings eine Aeusserung von Heinrich Simon 
bekannt geworden: „wir wollten die drohende Schmach von Deutschland 
abwenden, dass seine aus freier Yolkswahl hervorgegangene Vertretung 
idcbt die Kraft gehabt, Deatsdiland dne Vearftesiing m sdiaffen.*' IKe 
wifd von der anderen Seite er^bist diurah das Wort Bflmelms: „die Na- 
tkuialvemmmliing und mit ihr die Nation hat ihre Ehre and ihren Namen 
vor der Mit- ond Nadmrolt gerettet 

Als im September 1866 das {neussistAe Abgeordnetenhaas Ober das 
Bnchewahlgeeeti beriet, begann der Abgeordnete Simeon seine Bede mit 
einer Erinnoong an die sorgenvollen Tage von Frankfint: »AJs die Arb^ 
des Jahres 1849 bis an diese SteUe gediehen war, waren die letaten Hoff- 
nongssdummer im Vevsdiwinden, dass onsar Werk nnn Ziele g^&hrt 
werden kSnnte.'' Das in solch« Zeit Gesehaffme trag anoh doen Sporen 
an sich. B. v. MsM nennt es «nen der gröeeten Fehlgriffe der Frank- 
farter Yeisammlung und Häoser ein Ergebnis« mehr aus der Demorah- 
sation der Parteien, als aus ehdidier Uebenengni^ hervorg^angea. läner 
seiner Hauptfehler li^ offenbar darin, dass nidit der eigentlidie Zweck 
der einsehien 'Wahleinriehtungen ins Auge gefasst, sondern allerlei Neben- 
absichten zu verfolgen gestrebt wurde. Das konnten sehr lobliche Ab- 
sichten sein, sittliche, patriotische; aber sie durften nioht in den Vorder^ 
grund gestellt werden und das Ziel verdunkeln, um dessentwillen jede 
Wahl erfolgt Das kann doch nur darin bestehen, eine getreue Repräsen- 
tatiim m «reidiea oder, wie Graf Bismarck es anadräokte: die wirldioh 
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beeonnene und berechtigte Meinung eines Volkes vollständig zu photo- 
graphieren und cn nn*tnfltiire wiederzugebra. lu der Verkenuiuig dieser 
Aufgabe ist auf biMtlen Schon gefehlt 

Die Rechte tritl't diiv«('r Vorwurf in der Behandlung des W'iihl- 
geheimnisäes. Vom moralischt'n Standpunkfe hostand sie auf der Oetfent^ 
lichkeit und begin£^ violleicht auch einen verliiuii^uisvollen politischen Fehler, 
als sie nur nach ^\ iedtrherstellun^ der iiircntlichen Stiminalif^ahc die En- 
bloc-Annahme des Wahlgesetzes, wie sie M'elekers Antra*^ vorschlug, 
glaubte empteiileu zu könuen (oheu 8. 172;. Offenbar eutsprichi dem 
Zweck des Wählens besser die geheime als die öffentliche Wahl. Beson- 
ders klar isjt das von iL v. Mühl erkannt, der selbst in 1 luukiurt für die 
Oeffentlichkeit votiert hatte. Der Kern seiner Ausfülirung ist der: bei 
einer Abstimmung kann die Absicht nur sein, die wahre Anucht des 
Stimmberecliii>;ten zu erfahreo. Da dieses sicherer durch tm» Emrichtung^ 
der ihm die Betiiiügung seiner Ansieht keanea Nachteil und die Ver- 
leugnting Iccdnoi Vorteil bringen kann, su erreichen ist, T^nlient die ge- 
h»me Abstimmung den Yonsug. Auf diesem Punkte habm sieh denn 
aueh die froheren GegensätEe genähert und diese Sdte des WaUrebhte 
gehört au dm woiigst umstritt^ien« 

Der Fehler der Linken liegt in der Forderung des allgemeinen 
und gleichen Wahlrechts. Hat hier die Beerte den richtigen poli- 
tischen Qesiehtspnnkt festgelialten, dass £e Rtcksicht auf den Staat bei 
der ZneEkenmuig des Wahlredits entsdieiden mnss^ so hat die Unke hier 
immer das Ihdividumn in den Vordergrand geröoktb Sie hat die unter» 
sdnedlose Kop&ahlwahl zur offiaiellen Anericennung gebracht, jedem um 
seines Dasems willen eben Anteil verschaflEt an der Herstellwig eines 
staatlichen Organs uid jedem einen gleichen Anteil! Soll das Wahlgesets 
ein getreues Abbild der Bevölkerung in die Volksvertretimg liefern, so 
photograjiliiert der Apparat des allgemeinen und gleichen Stimmrechts 
bloss die Massen, führt die Namt n d( r Vertretung zu, die die jMasson fiir 
sich liabdi. Di« schon mehrfach ani^efuhrte Rede Matliys im Frankfurter 
Parlament enthält auch hier die durcbsciUagcnden Gesi^ditspunkte: es han- 
delt sich bei der Abgabe von Stimmen- nicht um eine persönliche Befiie- 
digung, sondern es handelt sich um einen allgemeinen Staatssrweck , und 
für «Uesen hat sich die Gesetzgebung noch überall das Recht vorbehalten, 
die Bedingungen festzusetzen. Die Bedingungen können nieht die näm- 
lichen für alle Zeiten und alle Völker sein. Wir könticu zum Glück in 
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Deutt^chlaiul weit gchon mit dem Stimmrecht, und wir wollen weit pfohcn. 
Und in drm Masse, wie sich Einsieht und Rüdunp^ verbreiten, K()nneii die 
Gesetzgeber, die nach uns kommen, we iter hen. Der demokratische 
Volksgeist dtr n(?ueren Zeit brin^'i die Forderung mit sieh, dass k<'iner 
ausges<'hlo.';sen wird von <leni ke-elit zu wählen, das Wahlrecht soll kein 
Vorrecht sein, nicht fiir den Besitz von beweglichem oder unbeweglichem 
Vermögen, aber auch nicht fiir den B((8itz der Ueberrahl. Damit der 
>valire Volkswille zur Geltung komme, bi'darf die A\'ahlfreilKit wie jede 
andere Freiheit der Organisation. Die Forderung des einsichtigen und 
patriotischeti Mannes verhallte ungchört. Man hat sofort das Wahlrecht 
mit vollen Händtn ausgeteilt. Der Versuch einer Organisation, wie sie 
Lette beantragte, Plathner von Halber»tadt in einer Rede für allgemeines aber 
quantitatiT veraohicdcucs Wahlrecht befürwortete, fand, schon weil er ohne 
rechte Kraft und Klariidt vorgebracht war« kdnen Anklang. Da der 
Staat, das Gesete keine Organisation des Wahlredits weder dimth Bcgren- 
sUDg des Wahlredits noch durdi Regelung des Walilverfahrens sehnig so trat 
die Thiti^eit der Fkuieien in die Lücke und ffiUte sie nadi ihrer Weise 
und «t ihren Zwecken aus. Die Ge&hien des allgemdnen Stimmrechts, 
von denen 1848 noch nichts wahnsundimen war (ob. S. 150)> zeigten sidi 
erst mit der Sdiddung der politischen, socialen mid kirchlichen Gcgensätse 
und ihrer Gestaltung su festen Parteien mit FShrem und Programmen. 
Die Persdnlichkeiten, die der Masse am nSehsten standen, gewannen län- 
flosB auf die Ausfibung des ihr in den Sohoss geworfenen Bechts. Von 
der Einwiikung, die dem Klerus durdi das allgemeine Wahlredit Y&tBchaSSb 
wird, hat in Fhmkfurt noch niemand ausser Mathy gesprodienf wie er 
auch allein auf die Gefahr serviler Wahlen hingewiesen hat Näher lag 
sdion der Gedanke an den Einfiuss der Agitatoren in den Arfoeiterkreiscn. 
Soviel auch gegen den Bericht von Waitz über das Wahlgeseta polemi- 
siert worden ist, die von ihm aufgeworfene Frage ist unbeantwortet ge- 
blieben, weshalb denn die soziale Reform mit der Gewährung eines so 
wichtigen politischen Recht- i - dem Wahlredite angefangen werden mfisse. 
£s liegt darin derselbe Vorwurf ausgesprochen, der auch später gegen die 
isolierte Einfügung dieses Rechts in unser öffentliches Recht zu erheben 
war; und die WortfTihrer der prcnssisch* ii Demokratie wie SchulztvDclitzsch 
und \\'aldr(;k waren <fanz in ihrem Rechte, wenn .sie die Gewährung den 
allgemeinen Wahlrecht*; nnr als eine Abschlags/tihlnn«,^ gelten lassen wollten, 
der entsprechend nun das übrige Recbtssystcm umgestaltet werden müsste. 
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Unter den Ndbenxweokeo, die das allgemeine Wahlrecht erfSOen 

sollte, ist keiner so oft genannt als seine crzit^hc rischc Wiikung. £b aoll 
das allgemeine Interesse für den Staat beloben, die Liebe zum Staat er- 
wecken. Auch der Gegner des allgemeinen Wahlrechts erblickte darin 
eine günstige Wirkung, dass seine Gefahren zur Wachsamkeit, zur Thätig- 
keit für den Staat antrieben. Es beisst das doch nahezu, den Nutzen 
&aßB Brandes damit demonstrieren, dass die l^'eucrspritzen in Thätigkeit 
kommen und erprobt werden. Und konsequent verfuhr am Ende der ol- 
denbui^ischo Abo;oordnete, der in Frankfurt jälirliolie Neuwahlen befür- 
wortete, damit das Volk in Spannnng erhalten werde und nicht in seine 
natürliche Schläfrifrkeit verfalle. Im Ernste kann das ganze Walilir' sduift 
nicht als ein Mittel politischer Schulung, nfit/lichen ^^'i^ken8 für den Ötaat 
gelten. Das Wählen ist eine vorübergehende Thätigkeit, die keinen Ein- 
blick in die Führung staatlicher Gtsciiäile eröffnet, nicht au ein stetiges, 
zweckmässiges Arbeiten für staatliche Aufgaben gewohnt Das Interesse 
heftet h'h'}\ an Personen und Persimliches, nicht an Sachen. Was erreicht 
wird, ist hüchsteuH eine Schulung in der Organisation und dem Getriebe 
der Parteien. Die Verantwortlichkeit des Einzelnen für sein Handeln 
hört aut. Und während uacli der demokratischen Lehre das Individuum 
emporgehoben und frei und selbständig gemacht werden soll, verhilft ihm 
das allgem^e Wahlrecht dazu, in der Partei anterzugehen. 

Sänes der widhtigsten Argumente gegen die direkten Wahlen war 
1849 die angebliche Unmöglichkeit, einen unmittelbaren Znsammenhang 
zmsch«! dem Kandidaten und den WShlem eines grossen Wahlkreises 
heransteUen. Wenn ein englischer Parlamentarier sdion Im Jsihre 1881 
von cdch sagen konnte: in SVt Standen klopfte ieh an 635 TbQren und 
sdifittdte 494 Leuten die Hand, so sind in unserer Zeit der Dampfver- 
hindungi der grossen Volksversammlnngen, der Zeitungen, der Partnoigsr 
nisationen no<^ gans andere Dhnmisionen des Bekanntwerdens an eniden. 
H. Y. Gragem, der jene Bedenken hauptsidilieh geltend gemaeht hatfe^ 
machte sich selbst den Einwurf: hta. der Annahme allgemeiner und dir^ter 
Wahlen werde alles hinanelanfen auf die gdiörige Parteibetgriebsamkeit. 
Die betriebsamste Ftotd werde den Sieg davon tragen. Wir wüsen, dass, 
was der Redner für m^Hdi hielte zur Wirklichkeit geworden ist Konnten 
die Besorgnisse und Schwierigkeiten, welche 1849 der Mangel der erfor- 
derlichen Ycrbindung awisehen dem Kandidaten und den Wählern err^;te, 
sich 1867 nicht emeoem, so haben sich sonst bei der Behandlung gerade 
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der Fra^c. oh direkte, oh indirekte Wahl, die Argumente in den beiden 
parlanientarisclicn Verliandiun^en wiederholt. Der Streit, welche Form zu 
bevorzugen nei, lässt sich offenbar nicht abstrakt losen (oben S. 1(53), son- 
dern in je nach ihrem Zusaramenimng mit den übrigen Walileinrichtungen 
zu beurteilen. Bei unbe«chrmiktem Wahlrecht wird sich die indirekte 
Walil empfehlen, als wenigstens die Aiisiit/e zu einer Oiganisation dar- 
bietend. In den hohen Kegionen Preussens hat sieh sichtlich seit den 
sechziger Jaliren eine besondere Ahiuignng gegen das indirekte W ahl- 
system entwickelt (oben S. 190). Man wird nicht irre gehen, sie auf die 
Erfahrungen der Koufliktszeit zurückzuliiliren , in der ungeachtet wieder- 
holte Auflösung dieselben Abgeordneten immer wieder gewählt wurden. 
Doch kann diese F^be, die das indirekte Verfaliren unter ungünstigen 
ioeseren YeriiiltniaB^ in einem Kampfe erfbhr, in dem Hecht und Zweck- 
mässigkeit onl^voU auBWMmdsrgwitteii ivaren; keinen entscheidenden 
Beweis gegen das System liefern. Die weitete Entwic&ehuig des WaU- 
rechts war ebenso wenig daao geeignet; denn der oSchste Sehritfe war, nicht 
das DroUaeeenwahlsTstem von der Yerfaindmig mit dem indirekten Ver- 
&hren an befimm, sondern beides au besdtigc«! nnd au dem allgemeinai 
gleichen und direkten WaUrecht fibenugehen. 

AJs 1866 die «cstoi Sdiritto geeohahen aur Ein^Bhrung des allg^ 
meinen Wahlredits, hat man sich anadiuddich auf die in IVankfurk an 
stände g^ommene Formuliernng des Bedits gestfitst War das Finink- 
furter Wahlgeseta anter dem Zwange verabsdiiedet, dass etwas an stände 
kommen müsse, ao ward es nun aufgenommen, nichl^ weil es stdi in der 
Zwischenaeit "bewShrt hitte oder anoh nur in theoretisdi» Beurteilung 
tfiehtig befunden wire — die Bewdse des Gegoiteils sind oben ange- 
l&hrt — , sondern weil es da war. Es lag parat nnd im Detiül formuliert 
vor; war schon einmal Gegenstand einer umfassenden Einigung gew<wden, 
und da man rasch etwas fotiges brauchte, ohne doch etwas besseres zur 
Hand au haben, so griß* man au diesem. Das preusdsche Wahlsystem 
EU nehmen, war unmöglich; es war ausserhalb Preussens unpopulär und 
in Preussen hafteten ihm die Erinnerungen der Konfliktszeit an. Mit dem 
Frankfurter Wahlgeseta verknüpften sich nicht minder unliebsame Remi- 
nisoenzen. Aber es lag eine längere Zeit dazwischen, und den Zauber, 
der, wie Twesten eingesteht, dem Frankfurter Parlament trotz seiner Nie- 
derlage beiwohnte, hat vielleicht auch die preiissische Reperung zu be- 
nutaen nicht verdchmabt. Warum sonst ausdrücklich das Gesetz von 1849 
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P. FVemdoHF. Anfittlme da wBgtm. WaUreditii «tc; 

anr':^» .('.' K- hätte ja genügt, einzelne «rinfT S;uz<j matr-rH-Il m benutzen, 
zumal in finr ru w iclitigcn Punkte, iler Diät* nfrt vvälirungj von seinen Vnr- 
M-lirifttii al>fr(.*jraiigen wurde. — War da« Gej^etz 1849 einseitig; von einer 
Volks vertretuiifr aiif<?e«*telh in Knvartung der Zii.<tiuimu«g der Ii*^ie- 
rungen, .'•o i»t ihm dif-f -ehr unerwarteterweijit; noch nach 18 Jahren 
zu teil ^'eworden. 0\) auch verdieutenveiae? Die Gegner der preussiseben 
Politik, der Politik der; Fürsten Bismarck, denen das Gesetz den grr»ssten 
Vorteil gebracht hat, iiahen es ihm wenig pedankt. Anstatt den Srtzialis- 
inu£, wie man eiiusi iu Fraukl'urt, auch iu lierliu gehotlt hatte, zu ent- 
waffnen, liat es ihn bewaffnet. Die wärmsten Anhänger jener Politik 
haben deo Sdbritt, das Wahlgesetz, das die Frankfurter Versammlung ittr. 
da« Yolkiluiitt dnes nach dem ZfreilcaiiiiiieiB)-stem gcordnefeoi BeicliBtages 
gesdiafTen batte, nieder ins Leben m nifen und in dne ganc oeoe Um- 
gebung an TeipAuiMn, nur verarteOen kGimen. 
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S. 137 Z. 4 T. VI. Von jed«r der beiden Arten von Pnblilcatioaen mag es genfigen, 

ein Beispiel iinzufilhren. Zu der «rsti'n j^'cliört: Wiebmann, Denkwürdig- 
keiten aus der Piiulslcin lio (Hannover 1888j. In dem Abschnitt XI, der die 
Reichs verlaiiäung und dm Keichswahl^äetz behandeln buU, erhält der Leser 
niehte als mnen Abdrudc der beiden Gesefaie. Von den Debatten fiber das 
Wahlgeseta erfthrt man absolut nichts. Dan Buch wimmelt von Ungenauig- 
keit«n, fulsoben Daten und Namen. Die ^it/.miq' am 28. März, in der die 
Kaisorwahl vorgenommen wurde, beginnt z. i>. Mittags zwölf Uhr und ist 
gegen TSbr an Ende (nach den stenegr. Beliebten balb vier Uhr) [S. S84]. 
— Zu der zweiten Art gehöreti ; ilie Vorhändlungen des Verf:Lssiin^'s;i.us- 
schusses der deutsehen Nationalvei*a. hsg. von Droysen Tl. I (Leipzig 1849), 
bei VVichmuun S. 336 als „dickes Buch" bezeichnet. Es wäre sehr zu 
wOnBchen, dam die Fortsetanng verOffentlieht irarde. 

S. 139 Z. 3 V. o. Wühler] Seydel, Annalen des deutaehen Reichs 1880 S. 859. 
Laband, Staatsrecht des dcntsjchen Keichs I 288. 
Z. 3 V. u. Sybcl] Begründung des deutschen Reichs I 319. Ranke, Aus dem 
BriefRredMel Friediidi WilhetmB lY. vdk Bonien S. 255. 

S. 140 '/.. 3 V. o. Abgenpannt] Stenogr. Berichte TU 8. 6214 (Jahn), 5242 (Löwe), 
5297 (Mathy). 

Z. 3 y. u. groisdentschen Yerf.-AnsschuHii] Jürgen.^, z. Gesch. des deut- 
schen TerfassongiRwerlces EI 2 (Hannov. 1857) S. 66; der Verfassungsentwurr 

der GroHsdcuf -;< li< II da.s. S. G28. 
S. 141 Z. 12 Y. u. eine bluss deatsobe Partei] Stenogr. Ber. VII, 5413. 

8. 142 Z. X? V. 0. Kntwnrf Be rieht] das. S. 5218 ff. und 6220-5830. Waite, 

OnmdKage der Politik (Kiel 1863) 8. 227 if. 

Z. 13 V. n. Schellcr drei l'unlvfr] Ston. Der. Vit 6238. 

Z. 3 V. u. Vorssug . . . . Veräucli i das. f)22yb. 
8. 144 Z. 10 V. ti. Haltet ein] äaa. 6233 (Ziegert). 
S. 145 Z. 3 V. o. Aufnahme in die Grundrechte vernagt] da^«. 5187. 
Z. 6 V. o. Ans der Ancrlcmnung n. h. w.] da«. 0297 (Matliy). 
Z. 16 V. u. VorpurlumcntJ Juvho, Verhuudluiigen des deutschen l'arlamenLs 

(Franhf. 1848) I 172. 
Z. 5 V. u. nnnih'sversaninilungl Roth und Merck. Quelieiisammlung z. 
deutscben öffentl. Recht seit 1848 1 (Erl. 1850) S. 230. 
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S. 146 Z. 2 V. o. Preussen ii. s. w ] Preuss. Verordng. vom 11. April; Tiair. Gesetz 
T. 15. April : Hotb unji Merck I 267 und 278. Hannov. Yerotdag. v. 14. April 
in der Gosetzaammlung. 
Z. 11 V. 0. Fflnfsigeraassehufls] Judio a. a. 0. O 78, 98, 181 
Z. 13 V. u. AnerkennnTig rlpr Inmdosataatlichen Natur] Laband, Staats- 
reclit 1 273 a. 293. Die Dreikönigsverfassung scbliesst sieb der Frankforter 
Vvt «n: Wahlgesetz § 10, 2 bei Glaser, Archiv des Nordd. Eds., Heft I 
(BerL 1867} 8. m. 

Z. 4 V. u. keinen Gegner aniser] Stern. Ber. YIl 6413 (Wflrth t. Sig^ 
maringen). 

8. 147 Z. 16 0. Ziegert] das. 8. 5234. 

Z. 11 V. u. Löwe) das. S. 68^. 

Z. 8 V. u. Hildebrand] das. S. 5886. 
S. 148 Z. 11 V. 0. MathyJ das. S. 5297. 

Z. 13 o. Ein Bedner, der es liebte] cbe. 8. 6602 (Wigard). 
8. 148 Z. 4 T. 0. Jakob Orimm] Seen. Ber. I 166. Kleine Sekriften VUI 4S6. 

Z. 8 T. 0. nicht an e. sozial. Revolai] 8tni. Ber. YH 6119 (Wedekind). 

Z. 14 V. 0. Moritz Mohl] das. S. 5107. 

Z. 16 V. 0. Eisenstuckj das. B. 5115. 

Z. 9 V. n. ein Bedner der Beohten] das. 8. S818 (Flaliiner). 
Z. 4 V. D. ein demokr. Bedner] 8. 5896 (t. Bappard). 

8. 150 Z. 7 V. 0. Proletarier] 8. 6888 (M6Uing Jever). 

Z. 8 V. 0. MathyJ S. 5298. 

Z. 17 V. 0. Jede Arbeit] 8. 6244 (Löwe). 

Z. 17 V. u. Mitiermaier] 8. 6888. 

Z. 14 V. u. Eisenstuck] S. .«iaOe. 

Z. 12 V. u. (Simon v. Trier! S. 5314. 
S. 151 Z. 2 V. o. Böses BlutJ Deutsche Zeitung 1849 No. 46. 

Z. 5 T. 0. 4>/a Hillion Httnner] Sien. Ber. YII 6886 (BSdelwand). 

Z. 10 V. o. Dahlmann in s.yorleHungen] Rpiingw,LebenJ)ali)niannBn8S6i. 
S. 152 Z. 3 V. 0. Hildebrand] Plen. B» i. VII 5285. 

Z. 7 V. 0. Mittermaier] das. i^. 53228. 

Z. 17 V. 0. all nngltteUieh Terarteilt] BOmdin, ans der Paolskixdie 

(Stuttg. 1892) 8. 176. Bagnok, die dentsdie NationalTersammlg. II (Berlin 
1849) S. 293. — nie hervorragendsten Gegner] Ston. Her. YIl ',246 
(Beckerath), 5259 (Boichensperger), 5284 (F. v. ßaumer), 5299 (Mathy), 5302 
(H. y. Gagem). 
8. 153 Z. 15 V. u. Volljährigkeit] das. 5267. 

Z. 13 V. u. Tableau] das. S. 5332. 
S. 154 Z. 14 V. 0. Schubert] S. 5508. 

Z. 18 T. 0. Bamelin] B. 6367. Ane der Fankkirdie 8. 177. 

a 166 Z. 1 o. Sobald beim Wablgesetze) Jürgene a. a. 0. 8. 648. 

Z. 11 V, 0. Rriehensperger] Ston. Ber. VIT .'5260. Jlbgene 8. 86. 
Z. 16 V. 0. österr. Abgeordnete] Rümelin S. 177. 
Z. 7 T. u. LöweJ Sten. Ber. VII 5242. 
& 166 Z. 5 V. 0. Wahlen a. Frankfnrter Parlament} B. Mobl, Staataredit, 
Tölkeneobt, Politik U 1 & 88. 
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S. 156 Z. 6 T. u. etwas lang sprechen] VerhandtiuigeiiderzweitQnpreiuB.£ammer 

V. Früly. 1849 S. 271 (r. Kirchmaim). 
& 167 Z. 10 o. Oesehichtaelireibey de« dentiehen ParL] Laiilw, d, ente 

deutsche Parlament III (Leipz. 1849) S. 19. 
Z. 14 V. 0. Jahn] St™. Ber. VII 5280. 

Z. 11 V. Q. Webestuhl meines Vaters] Der erste vereinigte Landtag lig. 
Bl«idi III (Berl. 1647) 8. 18B7. Wie rascb die wahre Bedeutan; eines 

^'eflflgelten Wortes vergessen wird, ■/.ch^t sicli iiucli liim-. In der Polinttc 
über eine Aendorung dos StoAtsschuldenediktj« zu gunsten der Regierung 
hatte G. v. Vincke «ich mit gerechtem Stolze erinnert, dass seine Vorfahren 
den Adnr de« Beohte eeit vieleii lumdart JaJmii gepfltigt und ihm -wert* 
vollere Frücht*' abf^'cwöiinen hStten als die materiellim Güter dieser Krde. 
Daran knüpfte jenes Wort Beckeraths an : ich meinesteils habe keine lange 
Reihe von Ahnen aoftuweisen, meine Wiege stand «. «. aber kii habe 
deshalb nieht einen geringem Anteil an den grossen Errangeneohaften muers 
Volks von meinen V Eltern geerbt. 

S. 158 Z. 1 V. 0. Eaumer] 8ten. Ber. VU 5283fi'. 

8. 169 Z. 4 T. 0. K. Vogt] das. 6967. 

Z. 7 V. o. Beieheneperger] da«. 6262. 

7.. 9 V. n. Herrschaft der Minoritfttldae.6S64. — yenedey]dtie.8.5290. 
8. 160 Z. 16 V. u. Dahlmann] Sten. Ber. S, 4820. 
8. 161 Z. 8 0. Baamer] das. 5285. 

Z. 17 V. o. Her sog Kobnrg] Ans meinem Leben X 680. 
S. 163 Z. 11 V. n. Hcichenspergerl Sten. Ber. VII 5510. 
8. 164 Z. 5 T. 0. Mathy a. Gagern] da& S. 5298 a. 5302. 
Z. 8 y. o. Schubert] dae. S. 6608. 
Z. 15 V. u. Berichteritatters] daa. S. 6627 (BieMer). 
S. 165 Z. 13 V. u. M. Mohll S. .")20. 

Z. 4 V. u. Hildebrand] S. 6512. 
8. 166 Z. 1 o. KiolbaBsa] als Freif^rfcner in den Verhandlungen beseichnet eben- 
so wie Mros. Herrn. Wagener, Erlebtes (Berl. 1884) 8. 80. G. Tnjtag, 
gesammelte AuMtze T 1888) S. 3 ff. xmA SO ff. 

Z. 5 V. 0. Dorfschulzen] Alb. Wolü', Berliner Itevolations- Chronik lU 

(BerL 1864) 8. 408. 
Z. 17 V. n. Bush] Sten. Ber. VII 6684. 
Z. 10 V. u. Rie.sser] du.fi. 5527. 
S. 167 Z. 6 T. u. Waitz] das. 5491. 
8. 168 Z. 17 0. Beaeler] das. 6487. 
Z. 25 V. o, Vogt] dae. 5499. 
Z. 9 V. u. Naii-werck) das. 5493. 
8. 169 Z. 19 V. o. Kiesser] das. 5503. 

Z. 6 T. n. geheime Stimmabgabe.] In der Abhandlang 0. Prhm. 
V. Völdemdorff, deutsche Verfassungen (Annalen des deutschen Reiches 1890) 
kehrt ständig die irrige Behauptung wieder, in Frankfurt sei rifferttliche 
Stimmabgabe beschlossen worden, vgl. S. 402, 411 und desselben Verf. bann- 
loee EUuidereien e. alten Münchners (Mflneh. 1808) 8. 296. 
8. 170 Z. 6 T. 0. Beiehensperger] Sten. Her. VII 6669. 
Z. 12 ?. 0. TenedejJ das. 6462 o. 5480. 
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S. 120 Z. lA V. n. änsserste Linke) das. 5559. 

Z. lÜ V. u. zweite Leaung] da«. 5561. 

Z. 8 V. u. Vogt) Sten. Ber. VIII 5624. 

Z. 2 V. u. Eisenstuck] das. 5648. 
S. 12i Z. 8 V. 0. Biedermann] das. 5651. 

Z. lü V. 0. Simon] das. 5651. 

Z. 2Ö V. 0. Vogt) VTI 5257. 

Z. 12 V. u. RieHser) VIII 5654. 
S. 112 Z. 6 V. o. Gestalt der ersten Lesung] Dsus Wahlge.setz in dieser Gestalt 
ist abgedruckt VIII 5792. 

Z. ]3. V. o. VerfaH8un>rsausBcbu8s (Iber den Welckerschcn Antrug) 
das. 5795, 

Z. 18 V. 0. Dringlichkeit versagt] das. 5938. 
Z. 23 V. o. Unterschriften aller Parteien] diw. 6069, 
Z. ü V. u. Konipromiss der Parteien] diK. 6122 vgl. mit 8. 5918 und 
Erklärung von Heinrich und Max Simon in tler Deutwclien Zeitung 1849 No. 22. 
8. m Z. 12 V. 0. Reichsgesetz geworden] Sten. B»-r. VIT 5509 (Schubert). 
Z. M V. u. ParrisiusJ Verhundlungeu der 2. Kammer S. 332, 
Z. ä V. u. Zimmermann] St«n. Her. VII 5372. 
S. 174 Z. 12 V. u. organis. Revolution] F. Frensjdortt', Stüve in PreuHs. .fahrb. 
XXXI 630. 

Z. 11 V. u, H undehalsh and] Ranke, Aus dem Briefw. Friedrich Wilhelm« IV. 

mit Hunson S. 272 u. 265. 
Z. 11 V. u. Huspensivea Veto) Reichsverfa^sg. § lül «. § 196, 
S. LZi Z. iß V. u. Duckwitz] Duckwitz, Denkwürdigkeiten (Brem. 1877) S. 291. 

Z. 8 V. u. B Unsen] Ranke S. 268. 
S. LZü Z. ä V. o. ma»knpy mit der Linken) das. S. 278 u. 273. 
Z. 2 V. o. Brief an Bunsen] diis. S. 272. 
Z. lü V. u. Kierulffscher Antragl Sten. Her. VIII «142. 
iS. 177 Z. lü V. n. Dreikönigsverfassungl (ila.ner 8. 132 

Z, (i V. u. Stüve) Preuss. Jahrb. a. a. ü. S. 635, 
S. 128 Z. 2 V. o. Drachenz&hne der Revolution] Stüve, We.wn und Verfas- 
sung der Landg<'meinden (Jena 1851) S. XV. 
Z. ü V. o. Rheinische Abgeordnete] Loop. v. Gcrhich, Denkwürdigkeiten 
(Berlin 1891) S. 317; unt«rni 2. Mai: Es wird ein Waldgesctz oktroyiert. 
Man legt die Selbständigkeit aus und t4Mlt dann in drei Khussen. Hanse- 
mann, Aldenhoven, Arnim, Alvenslcben sind dabei a ctui.siliis gewesen. 
Z. Iii V. o. Versammlung zu (4otlia) Laubf, d. erste deutsche Parlament 
III 446. 

Z. i V. u, F.rfurter Parlament | Sten. Ber. über die Vorhandlungen iles 
Krf. Pari. II S. 25:HV. (Volkshaus). 
S. m Z. 1 V. o. Denkschriltl das. 1 15. 

S. 179 Z. 12 V. u. Diäten aus Staatsmitteln] Ston. Ber. über die Verhandlungen 

des Iteichstiigcs des Nordd. Bundes S. 478. 
Z. 12 V. u. Gescliäftsordnung] SUmi. B<'r. über die Vorbandhingen des 

deulsclien Parlaments 1 164. 
S. 180 Z. ü V. o. Die preussischen Abgeordneten) Tbudichum, Verfa*iungs- 

lecbt des Nordd. Bundes 8. liL 
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S, 180 Z. 3 V. a. Windthorats Berechnungi Sten. Berichte (des Nonld. RT.) 
S. 426. 

8. 181 Z. 1 o. Bebel] du. 678. 

Z. 11 T. u. 0. Yincke] das. S. 178. 

S. 182 Z. 15 V. 0. Frankfurtör Wortes] Ston. Her. Vll 53(^ (Vogt). 

Z. 18 V. o. Waldeck] Sten. Ber. des RT. S. 332. 

8. 188 Z. 88 V. n. Ifitatreiter] RBmelni. ans der Panbkirche 803. 

S. 187 Z. 4 V. u. Fries] Sten. Ber. dee. RT. S. 414. 

S. 188 Z. 9 V. o. Weberl das. 418 

Z. 10 V. 0. Grumbreebt] das. 423. 

Z. 14 V. o. Sybel] du. 8. ^7. 

S. 189 Z. 3 V. ü. Windthorst] 8. 426. 

Z. 6 V. o. Briiinu-pkl S. m. 

Z. 11 V. o. Zachariael ri. 436, 

Z. 16 V. o. Wagenerl S. 421. 

Z. 12 V u. VerlanirtTunf? der Legislaturperioden] 8. 4fi0ff. 

S. 190 Z. 20 V. 11. Voi la-- tl.'s AuHschuKHoI St-Mi. P.-'i-. VI 4061. 

Z. 8 V. u. Angriff von zwei iieitenj da.><. VII öö;}l. 

8. 191 Z. 18 T. o. Sehulse-Belitxaoh] Sten. Ber. über die yerbandlttngen dee 
Abg.-IIauHeH 1866 S. 868. 

Z. 19 V. o. AuHlegungsfrage) Sten. Ber. tlos RT. S. 709 (v, BennigMn), 

727 (Simon, Graf Biamarck); des Abg. HauseH 18B7 8. 62 (Kuscli). 

Z. 8 V. tt. Brami von Plauen) Sten. Ber. des RT. 707. 

Z. 4 V. u. Gerlachl Abg.*Haiu 1887 S. 78. 

S. 19-2 Z. 1 V. o. (!raf Eulenburg] Sten. Rpr. d.s KT. S. 709. 

Z. 9 V. o. preuBsisehe erste Kammer] •la.'<. S. 478 (Twesten), S. 698 

(P. Reichensperger), Abg.-Haua 1867 8. 81 (dem.). 

Z. 19 T. u. NotabelnTersammluBg] Steo. Ber. des RT. S. 707. 

Z. 18 V. 11. ni(>cklt>nburg. Abgeordneter u. 8. w.] das. 8.470 (v. ThOnen), 

S. 473 (Ri5e), S. 479 (Twest<>n). 

Z. 14 V. «. Graf Schwerin] das. 710. 

Z. 8 V. u. ▼. Below] dat. 8. 482. 

Z. 6 », n, .Tiuigermann) da«. S. 480. 

a 193 Z. 11 V. o. liberalen Partei] das. 8. 709 ff. 

Z. 9 V. u. Miqutil] das. S. 451. 

Z. 4 V, Q. Friedenthftl] da«. S. 416. 

S. 194 Z. 4 V. 0. Sohulie-Betittseh] & 488. 

Z. U V. o. Wagen er] S. 420, 469, 471; Abg.-Haus 1866 S. 888. 

S. 196 Z. 16 V. o. Befürchtungen] RT. S. 423 (Grumbrecht). 

Z. 17 V. o. Graf Bismarck] S. 428; Frhr. v. Yöhiemdorff, Plaudereien S. 297. 

Z. 10 V. «. V. Blaackenbnrgl Abg.-Haiu 1866 a SSS. 

S. 196 Z. 8 T. o. Nfttionalrepräaentatien) Preuss. Abstunmnng am Rii^s» 

tage vom 14. Aug. 1862 (Schultheas, Kiiroi). nef..liielit.'^kal. 1802 S'. 80). 

Z. 5v. 0. König Wilhelm] v. Sjrbel, B^ründuug des Doutschea Reiches 
11 Ö26. 

Z. 7 o. prenssisehe Hiniiterinm] Sdraltfaeei, 1863 S. 85, S8, 78. 

Z. 19 V. u. Osterreieh. Hemornndnm] das. 8» 86. 
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8. 196 Z. 17 T. u. it^i Jahre spftter] Eii^zaiigaiheft %. emop. Gwebiehtakal. f. 

1865 S, 36 und 75. 

S. 197 Z. 1 V. o. Graf Bisiaarrk u. rt ] ^yV,A a. a. 0. S. 540. RT. 429, 708. 
Z. 11 V. u. Graf Djhrn u. s. w.J Krturt. Pari. S. Iö8 (Volkshaus); Abg.-Hau» 

1866 S. 297; RT. 8. 481. 429. 

8. 199 Z. 15 V. 0. neinneh Simon] AUgeu. deatsohe Bk^fnqvbte XXXIV 374 

(Alfr. Stern). 

Z. 19 V. o. Rümelin] Aiu der Pauläkurche S. 203. 
Z. 15 T. a. Simaon] Abg.'Hans 1866 8. 394. 

Z. 10 V. u. R. V. Mohl] Staatsrecht, Völkerrecht, Politik III S. 22. 

Z. 9 V. u. H!lii«?sprl Bluntschli u. Brater, ätaatowOrterb. VII 207. 

Z. 1 V. u. Graf Bismarck) RT. S, 429. 
& 200 Z. 11 V. o. B. V. Hohl] a. a. 0. 8. 900. Sebilfll« in der <Tflb.} ZeitMhr. f. 
d. gesamte Staatswisß. XXI (1865) S. 379 ff. 

Z. 7 V. u. Mathy] Sten. Ber. Vir 5297 ff. 
S. 201 Z. 12 V. o. PlathnerJ das. H. 5311. 

Z. 10 7. u. Waits] das. 8. 5924. 

Z. 4 V. II. Wortführer] RT. S. 390 u. 4*1. 
ä. 202 Z. 9 V. o. oldenhurg. Abgeordnete] Sten. Ber. Vll 4059 (MöUiqg v. 
Jever). 

Z. 18 T. n. engliseber Parlamentarier] Sdiilffle a. a. 0. 8. 390. 

Z. 8 V. u. H. V. GagernI St«n. Ber. VII 5302. 
S. 203 Z. 3 V. n. Twostenl Abg.-HauH 1866 S. 279. 

S. 204 Z. 10 V. o. AnhängorJ Sj'bel V 442: wer eine Stechpalme püanzt, kann 
niebt eflMO FrBchte davon ernten. Rttmelin, Reden und AnfiAtae II 278: 
ein Verehrer von- Bismarck hat einen verxweifelt echwierigen Stand. 
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Verlag der Andr. Deichert'sehen VerlagsbiKliliaiidliing Nachf. 
(Georg Böhme); Erlangen und Leipzig. 



Festgabe der Göttinger Juristen-Fakultät fürKudolf von Jhering zum 
tünizigjabrigen Doktor- Jubiläum am G. August lb92. 4 ^k. 50 Pf. 

HierftUB einzflln: 

Ehrenberg, Pt t l^r V , Die Verantwortlichkeit dar Verslcheranga* 

gesellschaften für ihre Agenten. 1 Mk L'O T'f. 

Regelsberger, Prof. Dr. F., Streifzüge im Gebiete des Zivilrechts. 'JO Ff. 

Merkel, Prof. Dr. J., Uebar die aogenaimten Sepuloralmultexi« 

1 Mk. r,o Pf. 

Frensdorff, Prof. Dr. F., Bio Aufnahme dos allgemeioen Wahirechta 
In das dfEmtlletae Reoht Deutaohlanda. 2 Mk. 

Bechmann, Prof. Dr. A., Bor Kauf nach gemeiuem Recht. I. Tbeil 
12 Hk. — n. Theil. 1. Abth. 10 Ifk. 

Brinz, Prof. Dr. A., Iiehrbuoh der FaadelLteiL 8. Aufl. I. Bd., 1. Lfg. 

:J Mk. 2. Aun. II. Bd., 1. u. 2. Abth., III. Bd., 1. Abtb. ä 8 Mk, 
III. !?d . 2. Al.di., 1. Lfg. 2 Mk. 40 Pf. III. Bd., 2. Abth., 2. Lfg. 7 Mk. 

I\. Bd., 1. Lfg. 5 Mk. r,0 Pf. 

Eheberg, Prof. Dr. Tb., Gruudriss der Finanawiaaeiiaeliaft. Mit Benutzung 
von L. Cossb'b Sdenxa delle Finanse. 8. Aufl. 8 Hk. 80 Ff. 

Genglor, Prof. Dr. B. 0., Gennaniacibe Bechtadeokmaier, mit Olossar 15 11k. 

, Deutaohe StedtreohtaalterUifliDen 10 Hk. 

, Dea Stdiwabanspiogol s ZiaadreglitBlmidi. Zum Gebiauc^« b«i akadem. 

Vorirlgan. Mit einem WBrterbach. 2. T«rb. Anfl. 2 Mk. 50 P£ 

, Beiträge aar Betditageachiolite Bayema. 1. Heft: Die altbayeriscben 
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